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Vorrede der 1. bis 4. Auflage. 


Die beiden hier vorliegenden Bände enthalten die Dar⸗ 
ſtellung der Ereigniſſe vom Ende des öfterreichifchen bis zum 
Beginne des franzöſiſchen Kriegs. Ich habe der Erzählung 
folgende Erläuterungen voraus zu ſchicken. 

Einige Monate nach dem Rücktritte des Fürſten Bis⸗ 
marck wurde mir die Erlaubniß, die Acten des Auswärtigen 
Amts für mein Werk weiter zu benutzen, entzogen. 

Im erſten Augenblick schien mir danach die Fortsetzung 
und Vollendung der Arbeit unmöglich geworden zu ſein. 
Indeſſen gab mir eine nähere Erwägung doch den Muth zu 
einem Verſuche, ob nicht trotz des Ausfalls jener wichtigen 
Materialien bis zu einem gewiſſen Grade eine authentiſche 
Kenntniß der Geſchichte von 1866 bis 1870 zu erlangen wäre. 

Immerhin war nach der Natur des Gegenſtandes für 
das Studium dieſer Friedenszeit die Benutzung jener Acten 
nicht ganz fo unerläßlich, wie für die vorausgegangenen Kampf⸗ 
und Kriegsjahre; auch bot die gedruckte Litteratur des In⸗ 
und Auslandes eine umfangreiche Menge urkundlichen, zu 
großem Theile bisher wenig beachteten Materials. Für wich 
aber war die Hauptſache: ich hatte die zu erzählenden Er⸗ 
eigniſſe ſelbſt erlebt, und zwar in jo günſtigen Verhältniſſen 
während und nach denſelben gelebt, daß eine große Zahl 
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V Vorrede der 1. Bis 4. Auflage. 


hervorragender Theilnehmer an den mächtigen hiſtoriſchen 
Actionen, Preußen und Nichtpreußen, mit einer Bereitwillig⸗ 
keit, die mich zu dem höͤchſten Danke verpflichtet, mir vom 
Beginn meiner Forſchung an über jeden entſcheidenden 
Moment Auskunft ertheilte, um ſo bereitwilliger, darf ich 
wohl ſagen, je weiter der Kreis ihrer eigenen Erinnerungen 
war. Auch von schriftlichen Duellen bedeutenden Inhalts 
burfte ich Renntniß nehmen, gleichzeitigen Tagebüchern, 
intereſſanten Correſpondenzen Verſtorbener, ungedruckten oder 
noch nicht publicirter Selbſtbiographien. Die mir ver⸗ 
ſchloſſenen Acten hätten mir vielleicht hier und da reichere 
Eingelbeiten geliefert: für die zuverläſſige Auffaſſung des 
weſentlichen Fortgangs der Ereigniſſe waren ſie mir erſetzt. 

Auf ſolche Weiſe ausgeſtattet, konnte ich alſo dieſem 
Buche ein gewiſſes Recht zum Daſein zutrauen. Hätte ich 
noch Bedenken gehabt, jo würde mich ſchließ lich eine ſehr 
einfache Thatſache entſchieden haben: dem Verleger des 
Buchs, meinem langjährigen verehrten Freunde, hatte ich 
1881 ohne nähere Beſtimmungen eine Geſchichte Preußens 
1850 bis 1870 versprochen, und er beſtand auf ſeinem 
Vertrag. Er begehrte die Erfüllung meiner contractmäßigen 
Pflicht, mit oder ohne Staatsacten. Ein geſetzliches Mittel, 
mich dieſem juriſtiſchen Zwange zu entziehen, hatte ich nicht, 
und ſo ging ich an das Werk. 

Es iſt Sache des competenten Publicums, zu entſcheiden, 
ob der Verleger weiſe gehandelt hat. 


November 1894. 


AKeinrich von Sybel. 


Google We U Nr. 


Dorrede der 5. Auflage. 


Geit dem Erſcheinen des jechsten und fiebenten Bandes 
im November v. J. find mir zahlreiche weitere Mittheilungen 
über die darin erzählten Ereigniſſe zugelommen, theils Be⸗ 
richtigungen, theils Ergänzungen meines bisherigen Materials. 
Es ft angemeffen erſchienen, fie ſümmtlich in einem Anhange 
zu dem vorliegenden Bande zu vereinigen; ich beſpreche ihre 
Ergebniſſe dort um ſo lieber, als ſich mir damit zugleich die 
Gelegenheit bietet, mich mit einigen geehrten Rerenſenten 
über einige Hauptfragen auseinander zu ſetzen. 

Den Beſitzern der frühern Auflage ift durch den Ver⸗ 
leger die Möglichkeit geboten, dieſen Anhang in einem 
Sonderabdruck zu erwerben. 


Berlin, Ende Mai 1895. 


Heinrich von Sybel. 
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1. Capilel. 
Vorbereitung des Reichstags. 


Unſer vorausgehender Band ſchloß mit den Worten: im 
Herbſte 1868 war das deutſche Reich gegründet 

In der That, der Boden war geebnet und ein mächtiges 
Sımbament gelegt. Jetzt galt es, auf dieſem Grunde das Haus in 
ſtattlicher Wohnlichkeit und ſtolzer Höhe aufzurichten, und damit 
trat eine Fülle neuer Aufgaben an das Licht, deren Löſung ganz 
andere Mittel als die ſiegreichen Kämpfe der leßten Jahre er⸗ 
forderte. Seit 1863 war das Leben der preußiſchen Staats⸗ 
gewalt in der vordringenden Kraft zuerſt der Diplomatie, dann 
des Heeres aufgegangen, während die innere Politik während 
des Verfaſſungsſtreits in völligem Stillſtand lag. Mit dem 
Abſchluſſe des Krieges kehrte ſich dies Verhältniß um. Die innern 
Fragen erfüllten ſofort den ganzen Umfäng der politiſchen Bühne; 
die Geſtaltung Preußens in Folge feiner großen Annexionen, 
die Regelung ſeines Verhältniſſes zu den norddeutſchen Bundes⸗ 
genoſſen, die Pflege ſeiner Beziehungen zu dem deutſchen Süden, 
das Alles nahm gleichzeitig und vielfach ſich bebingend die Arbeit 
der preußiſchen Staatsmänner in Anſpruch. Ihr großer Lenker 
befepränkte feine diplomatische Thätigkeit auf die Sicherung des 
zu bebauenden Bodens; von weitaus greifendem Fortſchritt war 
zur Zeit keine Rede Preußens auswärtige Politik hatte da⸗ 
mals keinen andern Inhalt als eine beobachtende, feſt bewehrte 
Defenfine. 

Allerdings war die europäische Lage danach angethan, 
Preußen zu planmäßiger Vorſicht und entſchloſſener Feſtigkeit 
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zu mahnen. Wenn man die Stimmungen und Strebungen der 
übrigen Großmächte überblictte, fo erſchienen ebenfo viele bedroh⸗ 
liche wie erfreuliche Symptome. Oſterreich, durch feine innern 
Wirren noch mehr als durch die Folgen feiner Niederlage ge⸗ 
ſchwächt, war für mehr als Ein Jahr ungefährlich, es verſtand 
ſich aber von ſelbſt, daß einſtweilen auf eine freundliche Ge⸗ 
ſinnung der Hofburg nicht zu rechnen war, zumal ſeit Kaiſer 
Franz Joſeph die Leitung feiner Regierung dem alten Gegner 
Preußens, dem Herrn von Beuſt, übertragen hatte Anders 
zeigte ſich das Verhältniß zwiſchen Berlin und Petersburg. 
Wir fahn, wie unangenehm dem Kaiſer Alexander der Sturz 
der drei deutſchen Dynaſtien geweſen; es lag auf der Hand, daß 
die energiſche Zuſammenfaſſung Deutſchlands der ruſſiſchen Politik 
nicht bequem erſcheinen konnte: troßdem aber überwog doch die 
traditionelle Freundſchaft der beiden Monarchen noch immer dieſe 
Schwierigkeiten um fo mehr, als das nächſte Ziel der ruſſiſchen 
Diplomatie, die Zerreißung der Friedensclaufeln von 1856, in 
Paris, Wien und London heſtigeren Widerſpruch als bei Preußen 
finden mußte. Man hatte hier alſo gute Freundſchaft, ob aber 
eintretenden Falls auch wirkſame Unterſtützung, wer konnte es 
wiſſen? Bälig frei von einer ſolchen Ungewißheit war das 
Verhältniß zu England. Dort hatte nach manchen Schwankungen 
die öffentliche Meinung den preußiſchen Siegen und der deutſchen 
Erhebung laut und rückhaltlos zugejubelt, was in Berlin natür⸗ 
lich angenehm empfunden wurde! freilich aber ſtand zugleich die 
Thatsache fest, daß bei neuen Kämpfen auf dem Continent Eng- 
land keiner der ſtreitenden Parteien helfen, allen feine Neutralität 
zuſichern würde. Die politiſchen Traditionen Pitt's und Palmer⸗ 
ſton's waren erloſchen, anſtatt der ariſtokratiſchen herrſchten jetzt 
bürgerliche Tendenzen. England war ſtark zur See und im 
Welthandel, vervielfältigte hier feinen Reichthum und wünſchte 
darin durch keine Theilnahme an politiſchen Händeln geſtört zu 
werden, es wäre denn, wie es Lord Stanley ſagte, daß jemand 
feine Hand nach Belgien oder Conſtantinopel ausſtreckte. End⸗ 
lich Italien, Preußens Rampfgenoffe im letzten Siriege. Ohne 
Zweifel man wußte Hier ſehr beftimmt, wer der itafienifcen 
Einheit Venetien mißgönnt, wer es ihn verſchaſſt hatte. Aber 
im Völkerrechte pflegt eine Dankespficht, als eine Beeinträch⸗ 
tigung des nationalen Stolzes, eher zu einem ſtillen Grolle als 
zu echter Freundſchaft zu führen, und hier trat der Umſtand 
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hinzu, daß mit Venetien der Kreis der italieniſchen Wünſche 
keineswegs geſchloſſen, und das Land für die Erfüllung feines 
höchſten Begehrens, der Hauptſtadt Rom, weſentlich an das 
Wohlwollen Frankreichs gewiefen war. Es mußte demnach als 
wahrſcheinlich gelten, daß trotz der Waffengemeinſchaſt von 1866 
Italien in ein franzöſiſches Bündniß gegen Deutſchland eintreten 
würde, wenn es dafür die Erlaubniß zur Aneignung Roms er⸗ 
lungen könnte. 

So erblicken wir aller Orten getheilte Gefühle, hin und 
her ſchwankende Verſtimmtheit, wenig zuverläſſiges Wohlwollen. 
Offenbar hing Preußens demnächſtige Stellung in Europa von 
der Frage ab, ob mit Napoleon ein Einvernehmen zu erreichen, 
auf welche Weife alſo die im August von ihm begonnene Ver⸗ 
handlung zu gutem Ausgang zu führen ſei. Man wußte ſehr 
wohl, wie in Paris die verſchiedenen Parteien um den Einfluß 
auf den unentſchloſſenen Kaiſer ſtritten, wie freilich die Rüftung 
der Armee noch im Nüditand, andrerſeits aber das nationale 
Selbſtgefühl durch Preußens Erfolge in hohem Maaße verleht 
war. Niemand konnte die Bürgſchaft gegen einen plötzlichen 
Ausbruch übernehmen. Zu brennend peinigte dort die Vor⸗ 
ſtellung, daß Frankreich nicht mehr allein nach eignem Ermeſſen 
die Geſchicke Europas lenke, ſondern einen ebenbürtigen Nachbar 
an feiner Grenze zu ertragen habe. So kochte der Verdruß in 
vielen tausend Herzen ſchon jetzt gegen über dem durch den Main 
begrenzten Nordbund. Was würde erit geſchehn, wenn der Drang 
der deutſchen Nation zu vollftändiger Einheit durch alle Schranken 
hindurchriſſe, und Nord und Sid ſich zu einem geſchloſſenen 
Reiche vereinigten? 

Indeſſen lag damals, im Spätherbſt 1866, der Eintritt 
ſolcher Ereigniſſe noch in unbeſtimmbarer Ferne. Wir haben uns 
die Kammerverhandlungen der vier Südſtaaten über die Friedens⸗ 
verträge und die dabei erſcheinende Haltung ihrer Regierungen 
vergegenwärtigt. Wenn damals unter dem frischen Eindruck der 
preußiſchen Triumphe der nationale Gedanke überwog, fo drängten 
ſich mit dem Wiederbeginn der Friedenszeit und der alten Lebens⸗ 
gewohnheiten auch die alten Stimmungen, die Neigung zur 
particularen Eigenart und die Abwendung von Preußen, wieder 
an das Tageslicht. Von Neuem klagten die bayeriſchen Ultra⸗ 
montanen über die Ausſtoßung Oſterreichs und die damit voll⸗ 
zogene Zerreißung des deutſchen Vaterlandes. Von Neuem er⸗ 
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tönten in Schwaben alle demokratiſchen Schlagworte von 1849: 
man feierte das Verfaſſungswerk der Paulskirche mit feinen Lüfte 
lichen Grundrechten, forderte aber mit gleichem Nachdruck die 
ſoderative Selbständigkeit aller einzelnen Stämme und Staaten. 
Man brandmarkte die preußiſche Tyrannei, welche das heilige 
Selbſtbeſtimmungsrecht des Volles in Schleswig⸗Holſtein und 
Hannover zertreten habe; energiſch wies man den preußiſchen 
Militarismus zurück und beantragte zum Schutz von Recht und 
Freiheit ein Wehrſyſtem nach Schweizer Muſter mit kürzeſter 
Dienſtzeit und geringſten Koſten. Ob der im Prager Frieden 
vorgeſehene Südbund zu errichten ſei, darüber gingen die Ans 
ſichten weit auseinander, um ſo einiger war man in der Ab⸗ 
lehnung des Nordbundes, von deſſen künftigen Freiheitsrechten 
ſich niemand etwas verſprechen wollte, 

Immerhin iſt hier das Geſtändniß nicht zurüczzuhalten, daß 
dieſe feindliche Stimmung nicht bloß aus radikalen oder kleritalen 
Geſinnungen entſprang. Ganz abgeſehen von Politik und Kirche 
erſchien den Bayern und Schwaben damals der Preuße, und 
vollends der Berliner, als der Typus alles Preußenthums, 
durchaus abſtoßend im Verkehr. Wie heute den Deutſchen in 
Europa, fo erging es damals den Preußen in Deutſchlandz in 
Reſpect hatte man ich geſetzt, aber die Keime der Neigung ent 
wickelten ſich verzweifelt langſam. Die wenigsten Bayern hatten 
damals eine nahere Kenntniß von norddeutſchen Zuſtänden; was 
ſie bei jeder perſönlichen Berührung verletzte, waren die von den 
ihrigen abweichenden geſellſchaftlichen Manieren, in denen fie ein 
für alle Mal den Ausdruck eines unerträglichen Hochmuths zu 
erblicken glaubten. Das ſtramme, kurz angebun dene Weſen der 
preußischen Beamten und Officiere contaftirte zu ſcharf mit der 
im Süden gewohnten bedächligen und bequemen Art; dem von 
Natur und nicht ſelten aus Berechnung ſchweigſamen Bafuvaren 
mißfiel die fortdauernde Geſprächigkeit des Berliners, der, ge⸗ 
wandt in der Rede und lebhaft in Ausdruck, überall rasch fertig 
und nicht immer gründlich im Urtheil war. Der Berliner Brauch, 
alle Schöpfungen der Stadt und des Staats jeden Tag kritiſch 
oder witzig zu vernichten, war dem Süden fremd: um ſo mehr 
erregte die naive Celbfigefälligfeit, womit mancher norddeutſche 
Touriſ draußen die Überlegenheit jeder preußiſchen Einrichtung 
über die ſüd deu tſche weniger behauptete als vorausſetzte, den 
Arger des Münchener oder Stuttgarter Gaſtfreundes. Kein 
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Theil konnte es dem andern recht machen, und Spott und Tadel 
flogen hinüber und herüber. Kladderadatſch beſchäſtigte ſich 
gerne mit dickleibigen bayeriſchen Stabsoffcieren, in den Flie⸗ 
genden Blättern präſentirten ſich dagegen ſtarkgeſchnürte preu⸗ 
ßiſche Gardelieutenants. Der Preuße fah in dem coloffalen 
Bierverbrauch Bayerns ein Symptom innerer Rohheit; der Mün⸗ 
chener höhnte über den Abendlrunk der Taſſe Thee im Norden, 
dieſes weibiſchen Geſchlamps, beide ohne zu ahnen, daß Beides 
gleich ſehr klimatiſchen Grund hatte und dennoch Beides ſchon 
im nöchſten Menſchenalter das ganze geeinte Deutſchland über⸗ 
fluthen würde. 

Das Alles ſcheinen nichtige Dinge. Aber fie betrafen die 
Gewohnheit des täglichen Dafeins, die Abwendung von allem 
Neuen und Fremden, und damit die Macht des particularen 
Beharrens auch auf dem politiſchen Gebiet. 

Preußen erfuhr es nicht bloß in den ſüddeutſchen Staaten, 
ſon dern auch in den annectirten Landſchaften des Nordens. Wir 
folgen hier nicht der geographiſchen Lage, ſondern der Abſtufung 
der Stimmungen. 

Glimpffich genug verliefen ſich die Dinge in Naſſau und 
Kurheſſen. In beiden kleinen Staaten hatte eine halb polizei⸗ 
liche halb pfäffiſche Willkürherrſchaft fo ſchwer auf der Bevölle⸗ 
rung gelaſtet, daß ein Ereigniß, welches deren Träger mit einem 
Schlage entfernte und eine für den Augenblick dietatorifche aber 
einſichtige und wohlwollende Verwaltung an die Stelle ſetzte, 
von der großen Mehrheit mit Freude begrüßt wurde. Wohl 
blieb in Kurheſſen auch nach der Beſeitigung des Kurfürſten die 
Erinnerung an die tauſendjährige Eigenart des ruhmreichen 
chattiſchen Stammes lebendig, und auch die leitenden Männer 
der preußiſchen Partei, am Eifrigſten der alte conſtitutionelle 
Lorlänpfer, Fredrich Otker, wünschten lebhaft die Bewahrung 
einer gewiffen provinzialen Selbſtverwaltung und Volksvertretung, 
des kurheſſiſchen Staatsſchatzes, und der unbeſchränkten Com⸗ 
petenz der Gerichte. Die Verhandlungen darüber zogen ſich 
lange und nicht ohne heftige Erregung hin. Grundſatzliche 
Widerfpenftigteit zeigte ſich jedoch in Kurheſſen nur in dem Kreiſe 
der einft von Haffenpflug und Vilmar organifixten Partel, deren 
geringe Stärle wir früher kennen gelernt haben. Als thätige 
Genoſſen Hatte fie jept noch eine Anzahl eifriger Pfarrer, deren 
fanatifche Rechtgläub igkeit trotz ihres zur Schau getragenen 
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Preußenhaſſes den preußifchen Cultusminiſter Herrn von Mühler 
mit einer geduldigen Sympathie erfüllte. 


Der Kurfürſt hatte gleich nad) der Annexion, um ſich mit 
den Könige über die Erhaltung feines Privatvermögens zu ver⸗ 
ſtändigen, feine bisherigen Unterthanen ihres Eides entbunden 
und ſich aus Stettin auf feine böhmiſchen Güter zurückgezogen. 
Bald nachher behauptete man in der Umgebung des Königs von 
Hannover, daß der Kurfürſt Agenten unterhalte, welche die Sol- 
daten zur Meuterei gegen die neue Herrſchaft verleiten follten: 
wenn es, was nicht glaublich ſcheint, geſchehn iſt, fo hat es 
ſchlechterdings keine Wirkung gehabt. 


In Schleswig⸗Holſtein dauerte der Zuftand fort, wie wir 
ihn beim Anfange des Krieges kennen gelernt haben. Das Land 
lag äußerlich in tiefer Ruhe, als wenn es ſeit Jahrhunderten 
zur preußiſchen Krone gehört hätte. Etwa ein Drittel der Ein⸗ 
wohner kam der Verbindung mit Preußen entweder freudig oder 
doch nicht widerwillig entgegen; die große Mehrheit aber hielt 
mit der dem Voltsſtamme eigenthümlichen Zähigkeit an ihren 
Gefühlen für Auguſtenburg in ſchweigendem Grolle ſeſt, auch 
nachdem der Erbprinz durch eine Proklamation vom 2. Januar 
1867 ſeine Getreuen von allen ihm dargebrachten Gelöbniſſen 
freigeſprochen hatte. Dieſe Stimmung war namentlich unter den 
Beamten fo verbreitet, daß der Oberpräfibent, wie einft General 
Manteuffel, ſich veranlaßt fand, zu feinen nächsten Verathern 
Männer a berufen, welche einft unter der bänifehen Herrſchaft ein 
ſlußreiche Amter bekleidet hatten, jetzt aber bereitwillig ſich allen 
Auforderungen des preußiſchen Dienſtes unterzogen. Andrer⸗ 
ſeits erhob ſich lauter Widerſtand in den Grenzbezirken Nord⸗ 
ſchleswigs. Sie hatten gegenüber den Eiderdänen treu und feſt 
zu Schleswig⸗Holſtein gehalten, fo lange die Herzogthümer mit 
Dänemark verbunden blieben: ſeit dem Wiener Vertrage aber 
richteten fie ihre Blicke ſehnſüchtig nach Kopenhagen und begehrten 
jetz mit wachsender Ungeduld die Ausführung jenes Artikels 
des Prager Friedens, kraft deſſen ihre eigne Abſtimmung über 
ihre politiſche Zukunft entſcheiden ſollte. Hier war denn freilich 
exft eine wahrſcheinlich recht weitſchichtige Verhandlung zwiſchen 
den Höfen von Berlin und Kopenhagen erforderlich über die 
Abgrenzung des der Abſtimmung zu unterziehenden Bezirks, über 
die Regelung des Stimmrechts und der Gruppirung der Stim⸗ 
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menden, endlich über die Garantien für die bei der Abſtimmung 
ſich ergebende Minorität. 

Geradezu eine ſtille Wuth aber kochte unter den obern Ein⸗ 
wohnerclaſſen in der alten Reichs- und Bundesſtadt am Main. 
Die Frankfurter waren immer gut öſterreichiſch geweſen, hatten 
die hochnaſigen Preußen niemals leiden mögen; jetzt follte dieſe 
Stätte der alten Kaiſerwahlen, dieſe Haupt und Reſidenzſtadt 
des durchlauchtigſten deutſchen Bundes, in die Stellung einer 
gemeinen preußiſchen Landſtadt heruntergeriſſen werden, faſt auf 
gleicher Linie mit den bis her unterthanigen Landgemeinden. 
Es war empörend. Bisher hatte man im alten, durch 1848 
nicht allzuſehr geſtötten Brauche fortgelebt; das ſtädtiſche Regi⸗ 
ment war in guter Ordnung und auf das Gedeihen der Bürger⸗ 
ſchaft bedacht; der ganze Zuſtand wurde durch eine fette mannich- 
faltiger Privilegien geſchirmt, hinter welcher fich die Bevorrech⸗ 
teten unter wechſelſeitiger Nachſicht ſehr wohl aufgehoben fühlten. 
Und nun erhob ſich gegenüber dieſem abgeſchloſſenen Kreiſe 
ruhiges Behagens das Schreckbild preußiſcher Freizügigkeit, Ge⸗ 
werbefreiheit, Gleichheit vor dem Geſetz, allgemeiner Wehrpflicht; 
es war, als ſollten drei Sturmfluthen auf einmal einen wohl⸗ 
gehegten Gartengrund überſchwemmen. Der Zomm war gewaltig 
bei Senatoren und Bürgern, dabei aber auch das Gefühl der 
völligen Ohnmacht um fo entfchiebener, als die niederen Claſſen, 
Beiſaſſen, Geſellen, Bauern, wenngleich nicht preußiſch, doch auch 
nicht altfrankfurtiſch gefinnt waren. So ſah man in düſterer 
Hoffnungsloſigkeit der Zukunft entgegen. 

Nicht jo unthätig meinten in dem größten der annectirten 
Länder, in Hannover, die unzufriedenen Elemente den neuen 
Zuſtand zu ertragen. Es lag in der Natur der Dinge, daß, 
je bedeutender der alte Staat geweſen, deſto ſtärker ſich auch 
das Bewußtfein der politiſchen Eigenartigkeit in den Gemüthern 
geltend machte. Für die Annexion hatte außer Oſtfriesland, wo 
man des Wohlſtandes unter Friedrich dem Großen und der durch 
Georg V. erlittenen Mißhandlungen gedachte, nur eine ver⸗ 
schwindende Minderheit freiwillig geftimmt. Trozdem aber nahm 
cin anfehnlicher Theil der Bevölkerung, welcher noch beim Aus 
bruch des Krieges den König dringend zum Anſchluß an Preußen 
und den neuen deutſchen Bund unter Beſchränkung feiner Kron⸗ 
rechte aufgefordert hatte, die vollendete Thatſache nicht bloß 
tefignirt, ſondern freudig hin, als Grundlage für die heran⸗ 
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teiende beuffche Einheit, und beſtrebte ſich zugleich wie in Kur⸗ 
heſſen, von dem heimiſchen Staatsweſen jede den Verhältniſſen 
nützliche Einrichtung fortan als provinziale Beſonderheit zu be⸗ 
wahren. Am 1. Oktober bat eine zahlreiche Notabeln⸗Verſamm⸗ 
lung das preußiſche Miniſterium, bei der Ordnung der dortigen 
Berhältnifie außer den Beamten auch eine Anzahl von Vertrauens⸗ 
männern zu hören; fie erklärte, daß die Verblendung der frühern 
Regierung die Annexion unvermeidlich gemacht habe, und trug 
dann eine Reihe von Wünſchen für die Zulunſt des Landes 
vor, Erhaltung der Städte- und Landgememnde-Ordnung, der 
bäuerlichen Geſetzgebung, der Amterverfaſſung, Einrichtung einer 
Provinzialvertretung für die Regelung provinzialer Verhältniffe 
mit einer Dotation aus dem bisherigen Staatsvermögen. Es 
war die Partei des Nationalvereins, die ſich in dieſem Sinne 
des Entgegenkommens für die Landesintereſſen bemühte, an ihrer 
Spiße die alten Führer Rudolf von Bennigsen und Johannes 
Miquel, welchen beiden Männern ſich fortan in dem neuen Zu⸗ 
ſtande ein ihrer Bedeutung entſprechender Wirkungskreis eröffnete. 
Vennigſen hatte ſich bereits als Parteihaupt und parlamen- 
tariſcher Führer von ſeltener Begabung erwieſen, charakterſeſt 
und überzeugungstreu, ſcheinbar ſtets der fügſame Diener des 
Geſammtwillens der Genoſſen, aber im entſcheidenden Augen⸗ 
blicke ſicher, fie mit ſtarker Hand auf der geraden Bahn zum 
erwählten Ziele zu erhalten, als Redner mit der vollen Herr⸗ 
ſchaft über Inhalt und Form ausgerüftet, ſporſam in der Ver⸗ 
wendung feiner Kraft, in der Kriſis jedes Kampfes aber durch 
Gedankenfille, ruhige Klarheit und wuchtige Energie allen Wider⸗ 
ſachern gewachſen. Miguel, etwas jünger als der Gefährte, war 
gründlich gebildet als Juriſt, Hiſtoriker und Nationalökonom, 
einige Jahre hindurch ein geſuchter Sachwalter, vor Allem 
aber ein Kenner communaler und agrariſcher Verhältriſſe wie 
wenige Andere in Deutſchland, überhaupt Verwaltungs beamter 
von praktiſchem Blick, genialer Organiſationskraft, niemals ver⸗ 
ſagender Klugheit: kein Wunder, daß er bei ſoſchen Fähigkeiten 
auch als Volksvertreter und ſchlagſertiger Redner vom erſten 
Tage an eine hervorragende Stellung behauptete. 

Allein wie groß auch der Werth und das Gewicht dieſer 
Männer und ihrer Freunde war, ungeführ die Hälfte der han⸗ 
noverſchen Bevölkerung vermochten ſie einſtweilen nicht auf ihre 
Wege herüber zu ziehen. Die mannichfachſten Urſachen wirkten 
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hier zuſammen. Jene Abneigung gegen das preußiſche, oder 
wie man auch hier kurzweg ſagte, das Berliner Weſen war bei 
den Niederſachſen wie bei den Süd dentſchen weit verbreitet. 
Andrerſeits fiel der particulare Sinn zuſammen mit der Loyalität 
gegen den König, deſſen tragiſches Geſchick die Erinnerung an 
ſeine Wort- und Rechtsbrüche in tiefem Mitleid ausgelöscht Hatte: 
unzählige Male wurde die Rede von dem taufendjährigen Ver⸗ 
wachſenſein des Landes mit dem hohen Welfenhaufe wiederholt, 
obgleich die geſchichtliche Thatſache niemand unbekannt fein konnte, 
daß Georg V. gar kein Welfe, fondern der Nachkomme eines 
italienischen Fürſten, des Markgrafen Azzo von Eſte, war, und 
daß deſſen Geſchlecht erft im 12. Jahrhundert herrſchende Macht 
in Niederſachſen gewonnen hatte. Gewerbliche, locale und Standes⸗ 
intereſſen karten dazu. Die Ritterſchaften Hatten zwar ſchon Längit 
nicht mehr den Beſitz der Regierungsgewalt wie in alten Zeiten 
gehabt, wohl aber im Vereine mit einer Anzahl patriciicher 
Bürgerfamilien fi des größten Theils der Genüſſe erfreut, die 
aus dieſer Quelle zu ſchöpfen waren, der zahlreichen höheren 
Amter am Hofe, in der Verwaltung, der Armee, den Geſandt⸗ 
ſchaften, ſonſtiger königlicher Gnadenerweiſungen aller Art, einer 
bedeutenden, oft beftimmenden Wirkſamkeit in der Geſetzgebung: 
das Alles wurde, wenn nicht vernichtet, ſo doch auf ein Zehntel 
beſchränkt, wenn Hannover zur Provinz eines zehnfach größern 
Staates wurde. Dieſelbe Sorge bedrüngte die bisherige Ne⸗ 
ſidenzſtadt, welche mit der Beſeitigung des Hofes ſofortige Vers 
ödung und Verarmung aller Gewerbe im Anzug zu ſehen glaubte, 
Den zünftigen Handwerkern graute es vor der preußiſchen Ge⸗ 
werbefreiheit, den wohlhabenden Bauern vor der allgemeinen 
Dienftpflicht, aller Welt vor den höhern preußiſchen Steuern. 
Endlich trug hier auch die Mehrheit der Geistlichkeit beider Con⸗ 
ſeſſionen laut ihre Oppofition gegen Preußen zur Schau, die 
Einen nach dem üblichen uftramontanen Eifer, die Andern in 
dem Janatistnus lutheriſcher Rechtgläubigkeit gegenüber der, wie 
fie ſagten, bekenntnißloſen preußischen Union. 

Indeſſen würde dies Alles zu keiner Störung der öffent 
lichen Ordnung geführt haben, wären hier nicht zwei beſondere 
Umftände hinzu getreten, die Aufrufe des vertriebenen Königs 
und die Stimmung der nad) Langenſalza aufgelöften hannover⸗ 
ſchen Regimenter. gwar die höhern Officiere hatten zum größten 
Theil das kriegeriſche Verfahren ihres Königs für ausſichtslos 
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und folglich für ſinnlos gehalten, und die Mehrheit der Übrigen 
hatte geringe Neigung, ihr Lebensfhidfal weiter an eine ver⸗ 
lorene Sache zu knüpfen: immer aber blieb eine anſehnliche 
Gruppe nach ihrer Auffaſſung von Ehrenpflicht und Patriotis⸗ 
mus feſt in dem Entſchluſſe, bei ihrem Könige auszuharren und 
deſſen Sache unter allen Umſtänden und mit allen Mitteln gegen 
den fremden Unterdrücker zu verfechten. Für die Erreichung 
dieſes Vorſatzes fanden ſie bereitwilliges Material bei den in die 
Heimath entlaſſenen Soldaten und den von dieſen beeinflußten 
bäuerlichen Kreiſen. Die wackern Kriegsleute waren erfüllt von 
dem ſtolzen Bewußtſein, die font überall ſiegreichen Preußen 
geſchlagen zu haben, und ſo konnte nur ein ſchwarzer Verrath 
die Urſache der gleich darauf erfolgten Waffenftredung geweſen 
ſein. Sie knirſchten vor Wuth bei dieſen Erinnerungen und ver⸗ 
breiteten ihre Anſchauung bei Vettern, Freunden und Nachbarn. 
Mit heimlichem Jubel ſchlugen fie ein, wenn einer ihrer frühern 
Oſficiere in ihre Mitte trat, ihnen die baldige Rückkehr des 
Königs und eine allgemeine Erhebung des Landes in Ausſicht 
ftellte, und dann fie zu dieſem Zweck für einen geheimen Verein 
in Pflicht nahm. Solche Vereine bildeten ſich raſch an zahl- 
reichen Punkten des Landes; vornehme Edelleute ſtellten Geld⸗ 
mittel zur Verfügung und brachten Verſtärkung aus den bürger⸗ 
lichen Ständen herbei. Allmählich traten die Vereine in größere 
Verbände unter gemeinſamer Leitung zuſammen, fo daß die Or⸗ 
ganiſation endlich den größten Theil des Königreichs umſaßte. 
Dieſe eifrigen Royaliſten machten ſich hier zu Nutze, was von 
den Einrichtungen der polniſchen Nationaleomitzs von 1863 oder 
der Carbonari von 1820 bekannt geworden war, die ſtrenge 
Disciplin der Mitglieder, die Allmacht der ſtets unbekannten 
Otern, die Spione im feindlichen Lager. Es gelang ihnen bald, 
da die preußische Verwaltung fait alle Civilbehörden gegen Ge 
löbniß des Gehorſams in ihrem Perſonal ungeändert gelaffen 
Hatte, an verſchiedenen Stellen, namentlich unter den Polizei⸗ 
und den Eiſenbahnbeamten eifrige Genoſſen ihres Bundes zu 
werben, welche ſie von allen gegen ſie verfügten Maaßregeln 
rechtzeitig unterrichteten und damit zu deren Vereitlung in den 
Stand fepten. Die Aufgabe des Verbandes lautete beftimmt 
und einfach auf die Bereitstellung einer hannoverſchen Legion, 
ſobald die Zeit zum Losichlagen gekommen wäre. Vorſteher 
und Mitglieder hielten ſich, um dieſes höchſte Ziel ungestört 
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zu erreichen, von allen ſonſtigen Demonſtrationen ſtreng 
entfernt. 

Übrigens war dafür, daß auch dergleichen nicht fehle, von 
anderer Seite her geforgt. In der Reſidenz erſchienen die pa⸗ 
kriotiſchen Damen in weiß-gelber, wie die Polin nen 1863 in 
schwarzer Toilette; am Morgen fand man oft die Vürgerfteige 
auf den Straßen mit weiß⸗gelbem Sande beſtreut. Den preußi⸗ 
ſchen Soldaten rief das Volk „Bismarck“ oder „ſukuk“ nach 
(der Adler auf dem Helme wurde verfpottet) und oft genug war 
Schlägerei und Tumult davon die Folge. Nach Herenhaufen 
und ſpäter zur Marienburg, wo auf Befehl ihres Gemahls die 
Königin Wohnſit genommen, bildete ſich eine Art von Ballfahrts⸗ 
Cultus aus; lange Reihen beiderlei Geſchlechts zogen dorthin, 
um ihre Hingebung oder kleine Geſchenke der Majeftät zu Füßen 
zu legen. Eine Adreſſe mit vielen tauſend Unterſchriſten wurde 
zum Geburtstag des Kronprinzen nach Wien überbracht. Als 
König Georg dem preußiſchen Annexionsgeſetze mit einer Rechts⸗ 
verwahrung in Geſtalt eines Manifeſtes antwortete, welches mit 
Glück den Stil päpftlicher Verfluchungsbullen nachahmte, brachten 
es die Getreuen zu Stande, daß an Einem Tage die Abdrücke 
der Urkunde in allen Städten und Dörfern des Landes placardirt 
oder in die Hüuſer getragen wurden. Damit endlich dieſem 
Treiben auch ein politiſches Parteiprogramm nicht fehle, unter⸗ 
zeichneten 110 Mitglieder der Ritterſchaften am 7. November 
einen Beſchluß, worin fie ihren tiefen Schmerz über die Annexion 
ausſprachen, die bisherige Staats verfaſſung für fortdauernd rechts 
krüftig und jede Anderung derſelben ohne Zuſtimmung der Stünde⸗ 
versammlung und der Provinziallandſchaften für null und nichtig 
erklücten. 

All dieſe Agitation vollzog ſich mit heiterer Unbefangenheit 
und ſtets wachſendem Umfang während des ganzen Oktober und 
November, da die preußiſche Regierung einſnveilen ſich jedes 
nachdrüclichen Einſchreitens enthielt und erft lange Zeit nach 
dem Erſcheinen jener ſchmähenden Proclamation ihre Hand auf 
die dem König Georg gehörigen Schlöſſer und Domänen legte: 
König Wilhelm hatte in ſeiner milden Weiſe einigen vornehmen 
Gegnern der Annexion geſagt, er ehre ihre Treue für ihr an⸗ 
geſtammtes Fürſtenhaus, und in dieſem Sinne auch den General 
gouverneur, General von Voigts⸗Rhetz, zu mög lichſt ſchonendem 
Verfahren gegen die Unzufriedenen angewieſen. So würde nach 
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der Beendigung des Kriegsſtandes durch das Annexionsgeſeg 
auch der Preſſe die in Preußen verfaſſungsmäßige Freiheit uns 
geſtört gelaſſen, worauf dann fojort eine Anzahl welſiſch geſinnter 
Blätter die giftigften Schmähungen gegen Preußen weithin im 
Lande verbreiteten. Die Locolbehörden rührten ſich nichtz die 
Straßentumulte nahmen zu; in mehreren Städten wurde die In⸗ 
ſultirung preußiſcher Soldaten zum täglichen Sport des Pöbels, 
wie ernſt auch mehrere natianal geſinnte Notable von folchem 
Unfug abriethen. 

Die Regierung that indeſſen wichtige Schritte in der innern 
Organiſation der neuen Provinzen. Die erſten Maaßregeln be⸗ 
trafen das Heerweſen, die Bildung von drei Armeecorps (Schles⸗ 
wig⸗Holſtein, Hannover, Heſſen⸗Naſſau), die Verkündung der 
allgemeinen Wehrpflicht, die Einführung der preußiſchen Militärs 
Strafe und Disciplinargefepe, den Übertritt der bisherigen Dffie 
ciere und Mannſchaſten in preußiſche Regimenter. Das Letztere 
machte nur in Hannover Schwierigleit, da König Georg in dem 
Wunſche, ſein Militar zu weiterem Kampfe gegen Preußen ver⸗ 
fügbar zu behalten, ſich weigerte, Offieiere und Mannſchaften 
von ihrem Fahneneide loszuſprechen, fo daß die Verhandlungen 
dorüber erſt gegen Weihnachten zum Abſchluß kamen, und er ſich 
endlich dahin bequemte, einem Jeden, der es wiinſchte, den Ab⸗ 
ſchied zu bewilligen. Der Erfolg brachte ihm dann eine fo 
bittere Enttäufchung, daß fie ihn für eine Weile auf das Kranten⸗ 
lager warf: 425 Officiere traten gleich nachher in das preußiſche 
Heer ein, 83 nahmen Dienſt bei verſchiedenen Kleinſtaaten, 70 
ſchworen dem Könige Wilhelm, um eine preußiſche Penſion zu 
empfangen, und nur 81 hielten fi von jeder Beziehung mit 
Preußen fern, um nach wie vor für die Herſtellung des Welfen⸗ 
reichs zu wirken. 

Eine weitere tiefgreifende Maafregel zur Verſchmelzung der 
neuen mit den alten Provinzen erfolgte durch einen preußiſchen 
Miniſterialerlaß vom 20. November 1866: da die geſonderte 
ftaatliche Exiſtenz der neuen Landestheile aufgehört habe, und 
damit die rechtliche Wirkſamkeit der bisher dort beſtehenden Ver⸗ 
faſſungen erloſchen ſei, ſo ſeien auch die beſondern Geſetze über 
Stantsangepörigteit in Wegfall getommen, und den nach alle Ber 
ſtimmungen über die Befugniß der eignen Angehörigen 1 Nieder⸗ 
laſſung und Gewerbetriebe ohne Weiteres auch auf die An- 
gehörigen jedes andern preußiſchen Gebietes anzuwenden. Es 
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war noch nicht die volle Freizügigkeit, aber ein ſtarler Schritt 
in der Richtung darauf, für die Zukunſt eine Vorbereitung zur 
allſeitigen Miſchung der Bevölkerung, für den Augenblick aber 
gerade deshalb bei einem großen Theile der Einwohner in Frank⸗ 
furt und in Hannover eine Duelle gejchärftes Unmuths. Man 
wollte eben für fich bleiben und nicht allerlei zufammengelaufenes 
Volk in Stadt und Land ſich eindrängen ſehn. 

So wechſelte in dem Bilde der neuen Provinzen Erfreu⸗ 
liches und Widerwärtiges für die preußische Regierung in der 
mannichfaltigſten Wohl fühlte man ſich ſtark genug, die 
verſchiedenen Elemente zuſammen zu halten, aber von einem Bes 
ginne des Zuſammenwachſens hatten die ſechs Monate der Herr⸗ 
ſchaſt nur spärliche Spuren gebracht. Die Freunde Preußens 
verhielten ſich ruhig, die Gegner lärmten in allen Gaſſen, daß 
das Getöſe durch ganz Europa erſcholl und namentlich in Paris 
und Wien ſchadenfrohe Zweifel an der Solidität der jungen 
preußiſchen Größe hervorrief. Stand doch auch im preußiſchen 
Altlande nicht Alles ſo, wie die Regierung es wünſchen mußte. 
Was die Parteien des Landtags betrifft, der am 12. November 
feine Sigungen wieder eröffnete, fo hatte ſich innerhalb der alten 
Majorität der Bruch zwiſchen den nationalen und den radicalen 
Elementen unwiderruflich vollzogen und am 27. September zu 
der öffentlichen Conſtituirung der nationalliberalen Partei ge⸗ 
führt, mit dem Programm, die deutſche Politik der Regierung 
auch mit schweren Opfern zu unterſtüzen, im Innern aber die 
liberalen Grundfäge mit unbedingtem Nachdruck durchzuführen. 
Daß im Ganzen und Großen auch hier eine neue Zeit an⸗ 
gebrochen war, zeigte fi, als die Regierung eine Vorlage ein⸗ 
brachte, welche die Bewilligung von 1½ñ Millionen zur Vertheilung 
an die im letzten Kriege wirkſamſten Generale als Nationaldank 
begehrte. Die Commiffton, die den Antrag berieth, fügte darauf 
einstimmig den Miniſterpräſidenten Grafen Bismarck hinzu, und 
als die Fortſchrittspartei dagegen die Forderung erhob. Bismarck 
und Moon, die alten Feinde des Verfaſſungsrechts, von der Do⸗ 
tation auszuſchließen, nahm das Haus ohne weitere Debatte den 
Commiſſionsantrag mit 219 gegen 81 Stimmen an. Im Ein⸗ 
zelnen aber nahmen die Neibungen fein Ende. Vielfach em⸗ 
pfanden die Minifter des Innern, des Cultus und vor Allem 
der willkürlich durchfahrende Juſtizminiſter Graf Lippe die Ab⸗ 
neigung der Liberalen, und wenn ſie bei dem Armeebudget die 
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geforderten Summen bewilligten, fo hielten fie doch gemein ſam 
mit der Linten die in der Conflietszeit erhobene Forderung, daß 
die Friedensſtärke und folglich die Cadreszahl des Heeres nicht 
durch königliche Verordnung, ſondern durch ein mit dem Land⸗ 
tage vereinbartes Geſetz feſtzuſtellen ſei, mit großer Mehrheit 
aufrecht. Es war deutlich, daß es nur Ein Mittel gab, bei all 
dieſem Auseinandergehn der Richtungen wieder einen ſichern 
Vereinigungspunkt der Beifter zu ſchafſen: dies hieß Fortſchreiten 
auf der nationalen Bahn, zunäcit alſo Beſchleunigung der Ver⸗ 
ſaſfung des norddeutſchen Bundes. So erging am 21. November 
die Ein ladung an die verbündeten Regierungen, am 15. December 
ihre Vevollmüchtigten zur Verathung des dem Reichstage vor⸗ 
zulegen den Verjaſſungsentwurfs nach Berlin zu enden. 

Eine ſolche Fülle verſchiedenartiger Aufgaben empfing den 
Grafen Bismarck, als er am 1. December 1866 von Putbus 
nach Berlin zurüdfam. Ruhe, Landleben, Seeluft hatten feine 
Nerven, wenn nicht hergeſtellt, ſo doch erfrischt, und mit ge⸗ 
wohnter Raſchheit und Sicherheit begann er auf allen Seiten 
einzugreifen. Wollen wir den Standpunkt bezeichnen, welcher 
damals all feinem Thun Maaß und Richtung gab, fo reicht da⸗ 
für ein einziges Wort aus: Friede. Drei Jahre lang hatte er 
die Auffaſſung vertreten, daß ein Krieg mit Oſterreich unver⸗ 
meidlich und deshalb fo raſch und fo kräftig wie möglich zu 
führen ſei. Jetzt war ſein ganzes Streben von dem Gedanken 
beherrſcht, die mächtige Schöpfung durch innere, dem Zweck ent⸗ 
sprechende, hoffentlich ungeſtörte Arbeit auszubauen und zu con- 
ſolidiren. Dazu gehörte nicht bloß, jeden Zuſammenſtoß mit 
auswärtigen Gegnern zu vermeiden, ſondern auch in Preußen 
und dem norddeutſchen Bunde ſelbſt die nationale Geſinnung 
zu ſteigern, die particularen Gefühle, jo weit es anging, zu 
ſcho nen, zugleich aber jede Spur einer offenen Auflehnung, wo 
es nöthig wäre, mit eiſernem fe niederzuwerfen. 

über die auswärtige Politit, die ihn ſofort mit drängenden 
Sorgen in Anſpruch nahm, berichten wir weiter unten in be⸗ 
ſonderem Zuſammenhang. Das Verhältniß zu den füddeutfchen 
Staaten ruhte einſtweilen; vor der Feſtſtelung der norddeutſchen 
Burdesverſaſſung fehlte jede Grundlage für eine nähere Ver⸗ 
handlung zwiſchen Berlin und München oder Berlin und Stutt⸗ 
gart. Was fodann die anrectirten Provinzen betraf, fo hatte 
Bismarck anfangs den Gedanken gehabt, die jetzt preußiſchen 
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Lande zwiſchen Elbe und Moſel unter Austilgung der bisherigen 
Staatsgrenzen in vier große Provinzen, Rheinfranken, Thüringen, 
Weſtfalen, Niederſachſen, nach den altgeſchichtlichen Stämmen ein⸗ 
zuordnen. Dafür hätte offenbar die gründliche Verwiſchung der 
welfischen, heſſiſchen und naſſauer Erinnerungen gesprochen: hatte 
doch die 1790 in Frankreich vollzogene Bildung der neuen De⸗ 
partements binnen einem Menſchenalter jeden Gedanken an die 
alten Landſchrſten ausgelbſcht. Jedoch mußte zunachſt einleuchten, 
in wie hohem Maaße bei einer ſolchen Umwälzung von Grund 
aus die Schwierigkeiten der neuen Verwaltung wachſen würden; 
zur Löſung dieſer Aufgabe, fand Bismarck ſelbſt, hätte eine 
größere Hahl geiſtreicher und willensſtarker Beamten gehört, als 
ihm zu Gebote ſtand. Dann aber erklärten ihm die Führer ge⸗ 
rade der preußiſchen Parteien in den annectirten Ländern ihren 
und ihrer Landsleute dringenden Wunſch, daß ihre alten Staaten 
zwar zu preußiſchen Provinzen gemacht, aber um des Himmels 
willen nicht zerrifjen werden möchten. Das Volk hänge an den 
altgewohnten Zuſtänden, und bei der Abſchneidung der politiſchen 
Vergangenheit würde eine Menge lebendiger Intereſſen auf das 
Schwerſte betroffen, und eine tiefe Entrüſtung in allen Herzen 
entflammt werden. Die Thatſache iſt charalteriſtiſch für die 
wahre Quelle des deutſchen Particularismus. Hundert Mal hat 
man auf dieser Seite den Ruf erhoben, daß die Eigenartigkeit 
der deutſchen Stamme refpectiet werden müſſe: hier aber ſehn 
wir, daß eine politiſche Gliederung nach den alten Stämmen 
energiſch verworfen wurde, weil fie den Grenzen der bisher be⸗ 
ſtehenden Staaten widersprach. Die Rechtsgemeinſchaſt des 
Staates überwiegt durchaus die Eigenart des Bluts; die Deutſchen 
ſind Particulariſten geworden, nicht weil Franken oder Sachſen 
aus etwas anderem Stoffe gebildet waren, als Schwaben oder 
Bayern, ſondern weil jeder ihrer Fürſten fein Territorium all- 
mählich zu einem geſonderten Staate gebildet und der höhern 
Staatsgewalt des Reiches entzogen hatte. Nach der Herſtellung 
des Reiches wird trotz aller Verſchiedenheit der Stämme die 
Eriſtenz des deutſchen Staates auch der dentſchen Befinnung die 
Kraft zur normalen Einſchränkung des Sondergeiſts verleihen. 

Bismarck verzichtete alſo auf ſeinen idealen Plan, nach 
ſeinem ſteten Gedanken, von allen widerſtrebenden Elementen 
nicht mehr zu fordern, als zur Erhaltung der Einheit ſchlechter⸗ 
dings unerläßlich wäre. Unerläßlich aber war an in 
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Hannover ein ſcharfes Vorgehn gegen die tumultuariſche welſiſche 
Agitation. Zwei Tage nach ſeiner Ankunft erſtattete er darüber 
dem Könige Bericht, und gleich am 3. December erging eine 
königliche Weiſung an den Generalgouverneur, jeden Beamten, 
auf deſſen rückhaltloſe Mitwirkung er nicht glaube rechnen zu 
konnen, vom Amte zu ſuſpendiren, und über die Frage feiner 
Dienſtentlaſſung an das Ministerium zu berichten; hannoverſche 
Militärperſonen, die ſich an Agitationen gegen die Regierung 
betheiligen, feien nach Minden abzuführen und dort kriegsrechtlich 
gegen ſie zu verfahren; wer ſich Beleidigungen preußiſcher 
Militärperſonen erlaube, ſei ebenfalls nach Minden zu bringen 
und dort bis auf Weiteres feftuhalten. Dies hatte zur Folge, 
daß ſofort alle Beamte, welche die Reſolution der Ritter vom 
7. November unterzeichnet hatten, darunter eine Reihe der vor⸗ 
nehuſten Edelleute des Landes, ſuſpendirt, und eine Anzahl von 
Perſonen aller Stände, Grafen, Bankiers, Officiere, Bauern und 
Dienſtlnechte wegen verſchiedener Bethätigung welfiſcher Geſin⸗ 
nung in der Feſtung Minden eingeſperrt wurden. Der Schlag 
hatte wenigſtens die Wirkung, daß der Straßenlirm völlig auf⸗ 
hörte und die öffentliche Ordnung nicht weiter geſtört wurde. 

Als damit Ruhe im Lande geworden, ſchritt Bismarck ohne 
Zögern zu der Behandlung der eigenllichen Lebensfrage der 
deutſchen Politik, der Ausarbeitung des Entwurfs für die künftige 
Verfaſſung des norddeutſchen Bundes. Denn nur durch wenige 
Tage war man noch von dem den verbündeten Regierungen zu 
dieſem Zwecke geſetzten Termine getrennt, und auch hier war 
noch recht viel, oder eigentlich Alles zu ſchaffen. Allerdings 
fand Bismarck zwei fertige Entwürfe vor, den einen von Max 
Duncker, den andern von Savigny verfaßt, allein keiner von 
beiden entſprach ſeinen Intentionen auch nur inſoweit, um ihn 
zur Grundlage weiterer Erörterung zu nehmen. Er ſchob fie 
vollftändig auf die Seite, angeblich weil fie zu tief in die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der Einzelſtaaten einſchnitten !)“ Dann, im Nach⸗ 
mittage des 13. December, dictirte er aus dem Kopfe ſeinem 
vertrauten vortragenden Rathe Lothar Bucher die eigentlich eon⸗ 
ſtituirenden Artikel der Verfaſſung, über den Vundesrath (tie 


9) So berichtet es Vencdetti. Die Entwürfe find bisher auf das 
Strengſte 8595 gehalten worden. Im Übrigen vgl. Köppen, Fürſt 
Bismarck S. 385. 
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er den alten Bundestag umtaufte), das Bundespräſidium und 
den Reichstag, und gab für die übrigen Abſchnitte die beſtim⸗ 
menden Geſichtspunkte. Bucher, und wenn ich nicht irre Del- 
brüd, arbeiteten darauf das Ganze aus; am Morgen des 14. 
war der Entwurf fertig, wurde am Nachmittag von dem unter 
dem Vorſitz des Königs versammelten Miniſterrathe genehmigt 
und war damit zur Vorlage an die Conferenz der verbündeten 
Regierungen bereit. 

Am folgenden Tage, 15. December, waren die Bevoll⸗ 
mächtigten pünktlich erſchienen. Bismarck eröffnete die Sitzung 
mit einer Rede, worin er die beiden Hauptmüngel des alten 
Bundes, die fehlende Sicherheit nach Außen und die Unfähigkeit 
zur Hebung der innern Wohlfahrt durch gemeinnüßige Einriche 
tungen, betonte und zugleich den Verfaſſungsentwurf vorlegte, 
welcher dieſen Mängeln abhelfen follte. „Die unbedingte Selbſt⸗ 
ftöndigfeit der dynaftiſchen Gebiete“, ſagte er, „war der weſent⸗ 
liche Grund der politiſchen Unmacht urſerer großen Nation, 
weil ihr die wirkſamen Organe zur Herstellung einheitlicher 
Entſchließungen fehlten; die gegenſeitige Abgeſchloſſenheit aller 
Bruchtheile bildete ein wirkſames Hinderniß der Pflege derjenigen 
Intereffen, welche nur in größern nationalen Streifen ihre legis⸗ 
ative Förderung finden können.“ „Die preußiſche Regierung“, 
fuhr er fort, „hat ſich in dem vorliegenden Entwurſe auf die 
Verüdjihtigung der alfeitig anerkannten Vebürfniffe beſchränkt, 
ohne über dieſelben hinaus die Bundesgewalt in die Autonomie 
der einzelnen Staaten eingreifen zu laſſen. Nichts deſtoweniger 
verkennt fie nicht, daß die Durchführung der hier unerläßlihen 
Anderungen gewohnter Zuſtände den einzelnen Regierungen 
schwierige Aufgaben ſtellt, und daß die Opfer für die Herſtellung 
alfeitig gleicher Rechte und Pflichten von den bisher leichter 
Belaſteten ſchwer werden empfunden werden. Sie zweifelt aber 
nicht, daß der einmüthige Wille ihrer Verbündeten, getragen von 
dem Verlangen des deutschen Volks, feine Sicherheit, feine 
Wohlfahrt, feine Machtftellung unter den europziſchen Nationen 
dauernd verbürgt zu ſehen, alle Hinderniſſe überwinden werde.“ 

Auf ſolche Mittheilungen und Mahnungen waren die Hörer 
gefaßt geweſen. Aber als fie dann den Verfaſſungsentwurf 
laſen und wieder laſen, war doch die Überraſchung groß. In 
ihrem Bundesvertrag vom 18. Auguſt war ihnen in Ausficht 
geſtellt „eine Verfaſſung auf der Baſis der Grundzüge vom 
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10. Juni“. Nun, auf diefer Baſis war der Entwurf allerdings 
aufgebaut: ſie aber hatten bisher völlig andere Vorſtellungen 
von dem zu errichtenden Bauwerk gehabt, fo zu fagen einen 
hinreichenden Um- und Ausbau des niedrigen Frankfurter Bundes⸗ 
palaſtes; und ſtatt deſſen ſahn fie jetzt eine in überraſchender 
Weiſe aufgethürmte Pyramide mit hoher und ſtarker Spitze vor 
ſich. Wohl erſchien auch hier der Bundestag, oder nach ſeinem 
neuen Namen der Bundes rath, als der vornehmſte Träger der 
gefeßgebenden wie der regierenden Gewalt, ja die Conpetenz 
der erſtern war in Betreff der ſo oft geforderten „gemeinnützigen 
Einrichtungen“ bedeutend erweitert. Von der Errichtung eines 
Kaiſerthums mit verantwortlichen Miniſtern über den ſouveränen 
Fürſten war keine Rede; fie Alle ſtanden in gleichem Range 
neben einander; jener hochgeſchäßte Schmuck ihrer Kronen, das 
Geſandtſchaftsrecht, wurde gar nicht berührt. Auch die Befug⸗ 
niſſe des Reichstages waren nicht ſo weit bemeſſen, um dem 
monarchiſchen Princip im Bunde Gefahr zu drohn. Aber da 
gab es in dem Bundesrathe ein Mitglied, welches nicht wie einſt 
in Frankfurt 4 Stimmen unter 70, oder eine unter 17, ſondern 
17 unter 43 führte, und mit Heranziehung einiger Zwergſtaaten 
nach feinem Willen über die Beſchlüſſe der Mehrheit verfügte 
Dann fand fi vor ein Bundesprüſidium, welches nicht bloß 
wie im alten Bundestag die formelle Leitung der Verhandlung 
führen, fondern die völkerrechtliche Vertretung des Bundes nach 
Außen, volles Geſondtſchaſtsrecht, das Recht über Krieg und 
Frieden, das Recht des Vertragsſchluſſes, die Überwachung der 
Ausführung der Bundesbeſchlüſſe, die Ernennung aller Bundes- 
beamten, in dringenden Fällen das Recht der Execution gegen 
widerſpenſtige Bundesglieder beſitzen ſollte. In andern Artikeln 
erſchien ein Bundesfeldherr mit dem Oberbefehl in Krieg und 
Frieden über das einheitliche Bundesheer, zu dem alle Contin gente 
der Bundesglieder zufommen zu fehmelgen wären, ein Heer, 
deſſen Stärke und Geldbedarf, deſſen Geſetze, Reglements und 
Verwaltung genau nach preußiſchem Muſter die Verfaſſung ſelbſt 
vorſchrieb. Sodann verfügte ein weiterer Abschnitt, daß die 
norddeutſche Kriegsflotte unter preußischem Oberbefehl und unter 
preußiſcher Verwaltung ſtehn würde. Und wie man weiß, dieſes 
Mitglied mit 17 Stimmen, dies Präfibium, dieſer Vundesfeld⸗ 
herr und Flottenchef, es war Alles dieſelbe Persönlichkeit, dere 
ſelbe König von Preußen, welcher durch die Bereinigung dieser 
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mannichfaltigen Befugniſſe die Geſchicke Norddeutſchlands nach 
ſeinem Ermeſſen leiten, und durch ſeine Souveränität die kom⸗ 
mende deutſche Einheit verkörpern sollte. 

Nach Preußens gewaltigen Triumphen und überwiegender 
Macht (25 Millionen Einwohner unter den 30 des Bundes) 
war freilich eine ſtarke Führerſtellung feines Königs ganz natür⸗ 
lich. Dennoch aber waren die anweſenden Minifter der ver⸗ 
bündeten Staaten tief betroffen. Allerdings folkten für alle jene 
dem Präſidium überwieſenen Verwalkungszweige dauernde Aus- 
ſchüſſe des Bun des raths eingeſetzt, und dieſem alſo ein bleibender 
Einftuß auf die Erxeentivgewalt geſichert werden. Allein wie 
gering blieb dieſer neben der präfidialen Machtſülle bemeſſen! 
Namentlich die Rechte des Bundes feldherrn ließen von der 
Militärhoheit der Fürſten gar zu wenig übrig, während ſie, die 
bisher ihre Kriegsmacht nach dem alten Bundesſchlendrian auf 
wohlfeilem Fuße gehalten, jetzt ihren Unterthanen durch Ein 
führung des preußiſchen Heerſyſtems erdrückende Laſten, wie fie 
meinten, auferlegen ſollten. Dazu kamen dann die in der Ver⸗ 
ſaſſung der Bundesgeſetzgebung überwieſenen gemeinnützigen Ein⸗ 
richtungen, deren Geſtaltung weitere Eingriffe in die ſonſt den 
Einzelſtaaten vorbehaltenen Verwaltungsgebiete vorausſehn ließ. 
Gleich an der Spipe fand die Erklirung eines gemeinsamen 
Indigenats für alle Bundesangehörige, ein Grundſatz, der überall 
die beſtehenden Gemeindeordnungen und die damit zuſammen⸗ 
hängenden Vorſchriſten mit ſchwerer Umwälzung bedrohte. Vor⸗ 
behalten für die künftige Bundesthätigleit waren Geſehe über 
Freizügigkeit und Gewerbebetrieb, über geiſtiges Eigenthum und 
Patente, über Slußſchifffahrt und Eiſenbahnen, über Papiergeld 
und Bankweſen, über Eivilproceß und Concursberſahren. Genug, 
die Grenze zwischen der Competenz der Bundesgewalt und der 
des Einzelſtaats wurde nicht nach den Miniſterialerſſorts gezogen 
(etwa für jene Auswärtiges, Handel, Krieg und Marine, für 
dieſe Inneres, Juſtiz, Cultus, Unterricht), fondern wo ſich in 
irgend einem Reſſort ein gemeinſames deutſches Intereſſe zeigte, 
würde die Bundesgewalt in irgend einer Weiſe, geſetzgeberiſch, 
verwaltend, beaufſichtigend, eingreifen, dafür aber auch, wo 
dies nicht der Fall wäre, der Thätigkeit des Einzelſtaats freie 
‚Hand laſſen. So würde die Armee nach Bundesgeſeß organifict, 
die Ernennung der Officiere aber verbliebe zum größten Theil 
den Landesfürſten. Die Koſten des Heerweſens jepte der Etat 
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des Bundes feit, die Art der Aufbringung derſelben aber würde 
den Regierungen der Einzelſtaaten überlaſſen bleiben. In der 
Diplomatie wäre neben der Thätigkeit der großen norddeutſchen 
Bolſchaſter jedem Einzelſtaat eine beſondere Vertretung für die 
ſpeciellen Intereſſen feiner Einwohner freigeſtellt. Jeder Einzel⸗ 
ſtaat möchte feine Eiſenbahnen bauen und verwalten nach feiner 
Weiſe, nur behielte ſich der Bund eine gewiſſe Aufſicht und das 
Recht vor, im Intereſſe der Landesbertheidigung ſelbſt einen 
Bahubau zu veranlaffen. 

Offenbar hatte bei dem ganzen Entwurf ein großer Sinn 
für das praktiſche Bedürfniß, ohne Rückſicht auf Theorie und 
Doclrin gewirkt; es fei unmöglich, klagte ſpäter ein berühmter 
Profeſſor des Staatsrechts, anzugeben, in welches der von der 
Wiſſenſchaft ſeſtgeſetzten Fächer der Verfaſſungsarten dies Er⸗ 
zeugniß gehöre. Um fo gewiſſer war es, daß durch ein ſolches 
Syſtem alle beſtehenden Verhältniſſe berührt und vielſach in 
Frage geſtellt wurden. 

So erhoben ſich in der Verſammlung Bedenken von allen 
Seiten, und bald lag eine lange Reihe von Anderungsvorſchlägen 
der preußiſchen Regierung vor. Es wäre heute eine zweckloſe 
Mühe, ſie im Einzelnen durchzugehen; es genügt, die Richtungen 
zu bezeichnen, in denen ſie ſich bewegten. Oldenburg und Coburg 
hätten eine von Grund aus verſchiedene Verfaſſung gewünſcht. 
Oldenburg beklagte die Abweſenheit eines aus den Fürſten ger 
bildeten Oberhauſes; dann hätte man zu Gunſten des Bundes⸗ 
präſtdium die Rechte des Bundesrat beſchränken, und jenem 
die Bundesregierung durch ein verantwortliches Bundesminiſterium 
übertragen können; zur Sicherung der Einzelſtaaten wäre ein 
Bundesgericht einzuſetzen, zur Stärkung des parlamentariſchen 
Einfluſſes an die Stelle eines feiten Pauſchquantums für die 
Militär⸗Ausgaben die Vereinbarung eines Etats mit dem Reichs⸗ 
tag anzuordnen. Coburg war ebenfalls für die Errichtung eines 
mit dem Reichstag gleichberechtigten Fürſtenhauſes und hätte die 
Abgrenzung der Competenz zwiſchen Reichsgewalt und Einzel⸗ 
ſtaaten nach den Geſchäften der einzelnen Miniſterien gewünſcht; 
daß den Einzelſtaaten gewiſſe Befug iſſe im Auswärtigen, im 
Heerweſen u. ſ. w. gewahrt blieben, däuchte ihm nicht ein Vor⸗ 
theil, ſondern eine drückende Laſt, während umgekehrt die Be⸗ 
fugniſſe des Bundes in der innern Verwaltung alle Selbſtändig⸗ 
keit der Einzelſtaaten zu untergraben schienen. 


oO gle 


1867 Abanderungsvorſclüge. 23 


Ahnliche Betrachtungen machten dem Weimar ſchen Minifter 
Waßdorff das Herz ſchwer. Ich hatte geglaubt, fagte er fpäter, 
nach den großen Kriegserfolgen hätte ſich etwas Veſſeres ſchaſfen 
laſſen. Doch, ſetzte er dann hinzu, bei näherer Unterſuchung 
habe ich mich schließlich überzeugt, daß das Verhältniß zwiſchen 
Bundesgewalt und Einzelſtaat in angemeſſener Weiſe geregelt 
iſt. Eine ganze Reihe beſonderer Anträge hatte dann Darmſtadt 
in Folge ſeiner unnatürlichen Lage, nach der es zur Hälfte 
Bundesland, zur Hälfte Ausland war, vorzulegen. Die übrigen 
Kleinſtaaten richteten, ſo weit die Protokolle es erkennen laſſen, 
ihre Aufmerkſamkeit hauptſächlich auf die Fragen des Heimaths⸗ 
rechts und, was damit zuſammenhing, auf die Beſchränkung des 
Rechtes, Reichssteuern aufzulegen, auf die Verminderung der 
furchtbaren Militärlaſt, auf die Bindung gewiſſer Entschließungen 
des Bundespräſidiums an die Zuſtimmung des Bundesraths. 
Wie natürlich, gingen im Einzelnen ihre Begehren vielfach aus 
einander und gegen einander. Stoff zu endloſen Verhandlungen 
wäre reichlich vorhanden geweſen. 

Indeſſen ermöglichte die damalige Lage der Dinge der 
preußiſchen Regierung ein ſummariſches und durchgreifendes 
Verfahren. Was einſt Oſterreich 1851 in Dresden und 1863 
in Frankfurt fruchtlos verſichert hatte: es muß etwas zu Stande 
lommen — das lebte 1867 in Aller Herzen. Als die Berathung 
über die eingebrachten Anträge am 18. Januar durch Herrn 
von Savigny eröffnet und am 28. fortgeſetzt wurde, erklärte der 
preußiſche Bevollmächtigte, daß feine Regierung von den bes 
gehrten Abänderungen der Vorlage achtzehn genehmige, alle 
übrigen jedoch ablehne. In einer dritten Sitzung am 2. Februar 
wurden dann die bis dahin vorbehaltenen Artikel über Kriegs⸗ 
weſen, Marine und Poſten beſprochen, und hier jede weſentliche 
Anderung von Preußen verbeten. Die übrigen Regierungen 
gaben darauf den Inhalt mancher Amendements als Wünſche 
und Erwartungen zu Protokoll, genehmigten aber den fo feſt⸗ 
geftellten Tert des Entwurfs als gemeinſame Vorlage für den 
Reichstag. 

In denſelben Wochen wurde dem Abſchluß eine andere Ver⸗ 
handlung entgegengeführt, nicht von ſo umfaſſender Bedeutung 
wie der Verfafjungsentwurf, immer aber auf einem höchſt wich⸗ 
tigen Gebiete eine ſtärkende Grundlage für das künftige Bundes⸗ 
leben: die Abtretung der fürſtich Thurn und Taxis ſchen Poſten 
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an Preußen, welches damit die Möglichleit gewann, das gefamtmte 
Poſtweſen im Umfange des Bundesgebiets der Bundesgewalt 
zu übertragen. 

Noch während des Kriegs, im Juli 1866, hatte der damalige 
Referent für die Poftangelegenheiten im preußiſchen Handels 
miniſterium, Geheimrath von Stephan (der fpätere Generalpojt- 
meister) einer der genialſten und thatkrüftigſten Männer unſerer 
Zeit, ein ſoforliges ſactiſches Vorgehn gegen Thurn und Taxis, 
die Beſchlagnahme ſeines geſammten Poſtweſens und die Ein⸗ 
ſetzung einer proviſoriſchen Verwaltung deſſelben vorgeſchlagen 
und durchgeſcht, als den einzigen Weg, um in kürzester Friſt 
zu einem rechtsgültigen Übergang deſſelben an Preußen und 
vollſtändiger Verfchmelzung mit dem preußiſchen zu gelangen. 
Stephan ſelbſt wurde darauf zur Vollziehung der Maaßregel 
nach Frankfurt gefandt. Er löste dort die Taxisiſche General⸗ 
direction auf, fepte fi an deren Stelle, ließ die übrigen Be⸗ 
amten gegen Gelobung unbedingten Gehorſams in ihrer Thätige 
keit und brachte ſehr bald die bisherige, durch den Krieg überall 
unterbrochene Verwaltung wieder in den gewohnten regelmäßigen 
Gang. Der Fürſt von Thurn und Taxis war in Folge der 
großen Kriegsereigniſſe überzeugt, daß in Deutſchland die Zeiten 
des Bundestags, der ͤſterreichiſchen Suprematie und Alles, was 
damit zuſammenhing, folglich auch feiner kniſerlichen Lehnspoſt, 
vorüber waren, und da Preußen ſich bereit erklärte, für feinen 
Verzicht ihn durch eine Eapitalzahlung zu entfehäbigen, ſandte 
er bereits im September 1866 einen ſeiner tüchtigſten Poſt⸗ 
beamten, Freiherrn von Gröben, nach Frankfurt, um mit Stephan 
die Höhe der Ablöſungsſumme feſtzuſtellen. Dieſes Geſchüft 
wäre leicht geweſen, wenn es ſich lediglich um die Capitalifirung 
der letzten FJahreseinnahmen hätte handeln können, da Bücher, 
Regiſtraturen und Caſſen der bisherigen Verwaltung ſich in 
beſter Ordnung befanden. Allein Stephan ftellte den Grundſatz 
auf, daß nicht für die Einnahmen des alten Zuſtandes, ſondern 
für die der neuen Zeit, angenommen, daß die Lehnspoſt beſtehn 
bliebe, Entſchüdigung zu leiſten ſei: und fo berechtigt dieſer 
Satz auch war, ſchwierig und verwickelt zeigte ſich die praktiſche 
Durchführung deſſelben. Das kaiſerliche Lehn, welches vor 
mehreren Jahrhunderten dem Fürſten die Poſt im ganzen Reiche 
überwieſen hatte, war im Laufe der Zeiten durch die wachſende 
Selbständigkeit der Einzelſtaaten vielfach durchbrochen worden. 
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Die größern Staaten hatten für ihre Gebiete eigne Poſten ein⸗ 
gerichtet, die übrigen die Rechtsverhältniſſe der Taxis ſchen in 
der mannichſaltigſten Weiſe beſchränkt oder geändert, z. B. die 
fürſtlichen Poſtbeamten der Dienſtpragmatik ihrer eignen Ber 
hörden unterworfen, die nun nach beliebter deutſcher Art in jedem 
Territorium abweichend von der des Nachbarſtaats war. Stephan 
zollte der Klugheit und der Arbeitskraft der Tazis'ſchen Direction, 
welche unter fo ſchwierigen Verhaltniſſen ihr Inſtitut doch immer 
in einem ganz ehrenwerthen Beſtande erhalten hatte, rückhaltloſe 
Anerkennung: immer aber hatten die üblen Folgen eines ſolchen 
Verhältniſſes nicht ausbleiben können. Der Fürſt hatte auf 
feinem Neinertrag beſtanden; mehr und mehr war alſo in der 
Verwaltung der volks wirthſchaftliche Geſichtspunkt gegen den 
fscaliſchen in den Hintergrund getreten, fo daß eine Menge 
auch nothwendiger Aufgaben zum Schaden des Ganzen unter⸗ 
laſſen oder hinausgeſchoben wurden. Den Bedürfniſſen des 
wachſenden Verkehrs genügten weder die Poſtgebäude ſelbſt auf 
den wichtigsten Stationen, noch die meift beſcheidenen Gehälter 
im Vergleich zu den ebenmäßig wachſenden Anſtrengungen der 
Beamten. Stephan berechnete die dringend hienach erforderlichen 
Ausgaben auf mehrere Millionen, woraus dann eine entſprechende 
Verminderung der Ablöſungsſumme ſich ergab. Genug, am 
7. Januar 1867 konnte Stephan den mit Gröben vereinbarten 
Vertragsentwurf dem preußiſchen Staatsminiſterium vorlegen. 
Dieſes hatte übrigens ſchon früher nach Stephan's Berichten auf 
Grund eines im Finanzminiſterium durch Geh. Rath von Hoff- 
mann ausgearbeiteten Gutachtens das Entſchadigungskapital auf 
drei Millionen Thaler feſtgeſtellt und beharrte bei dieſem Be⸗ 
trage, auch als der Fürſt von Taxis durch perſönliches Erſcheinen 
in Berlin eine Erhöhung der Summe zu erwirken ſuchte, vom 
Könige aber nicht empfangen wurde. Darauf bequemie man ſich 
Taxis'ſcher Seite zur Annahme des preußiſchen Angebots, und 
der endgültige Vertrag, auf Überlaffung der Tais ſchen Poſt⸗ 
gerechtſame, vom 1. Juli 1867 ab, an die Krone Preußen ges 
langte am 28. Januar zum Abschluß. 

Gleich an dieſer Stelle mag vorweg genommen werden, daß 
Stephan unterdeſſen die Umgeſtaltung des geſammten Taxis 'ſchen 
Poſtweſens nach den Grundſäßen der preußiſchen Organiſation 
bereits fo weit vorbereitet hatte, daß fie noch im Laufe des 
Jahres zur Verwirklichung gelangte. Ebenſo raſch erwirkte er 
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bei den zehn Regierungen, in deren Staaten die Taxis'ſche Poſt 
noch beſtanden hatte, die Zuſtimmung zu dem Abtretungsvertrage, 
welche dann ohne Schwierigkeit auch von dem preußischen Land⸗ 
tage ertheilt wurde. Die preußiſche Regierung konnte ihren 
Verbündeten erklären, daß in dem ganzen Umfange des Bundes 
die Poſtverwaltung vom 1. Januar 1868 ab in die Hand der 
Bundesregierung übergehen würde. 

So war im Innern alles wohl geordnet und für die parla⸗ 
mentariſche Behandlung vorbereitet, als mit dem 12. Februar 
1867 der mit allfeitiger Spannung erwartete Tag der Reichstags⸗ 
wahlen nach dem allgemeinen, gleichen, directen Wahlgeſetz von 
1848 erſchien. 

Das nach lebhaften Wahlkämpfen gewonnene Ergebniß ſtimmte 
im Weſentlichen mit jenem der lezten preußiſchen Jandtagswahlen, 
unter einer leichten Verſchiebung zu Gunſten der Regierung und 
ihres nationalen Werles überein. Unbedingt für fie zu ftinmen, 
zeigten ſich 59 Alteonſervative, 36 Freiconfervative, ſowie die 
Gruppe der 27 ſogenannten Altliberalen geneigt. Unbedingt in 
oppoſitioneller Haltung erſchien eine bunte Reihe höchſt ver⸗ 
ſchievenartiger Elemente, die auf 19 Mitglieder heruntergetommene 
Fortſchrittspartei, dann eine „freie Vereinigung“ von 14 Köpfen, 
ferner eine „ bundesſtaallich conflitutionelle Vereinigung“ von 
Ultramontanen und ſtrammen Particulariſten aus Hannover und 
Holſtein, im Ganzen 18 Perſonen, neben ihnen als einziger 
Socialdemokret, Auguft Bebel, endlich zwölf Polen und zivei 
Dünen. Hochtt erfreulich für die breußiſche Regierung waren 
die Wahlen in Hefen und Naffau ganz überwiegend im nationalen 
Sinne ausgefallen; ja ſelbſt in Hannover hatten zu großer Übers 
raſchung nach allen welfiſchen Demonſtrationen nur 129000 Wähler 
particulariſtiſch, 144000 national geſtimmt. 

Unter dieſen Umſtänden lag die Entſcheidung überall in 
der Hand der auch in Altpreußen herangewachſenen und durch 
große Contingente der verbündeten Länder bis auf 79 Mitglieder 
verſtärkten nationalliberalen Partei. Sie war entſchloſſen, das 
Verſaſſungswerk zu ſicherem Abſchluß hindurch zu führen, den 
Verſaſſungsentwurf der Regierungen zunächſt als Grundlage 
der Berathungen anzunehmen, mit dem Vorbehalte jedoch, die 
parlamentariſchen und Freiheitsrechte, die fie in dem Entwurſe 
keineswegs in ausreichendem Maaße anerkannt fand, überall nach 
liberalen Grundſätzen auch gegen Bismarcks Widerſpruch feſt⸗ 
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zuſtellen. So war eine erfolgreiche, aber auch eine bewegte 
Seſſion zu erwarten. 


Immer aber waren mit allen dieſen innern Momenten, 
Stimmung der annectirten Provinzen, Beſtrebungen des preußi⸗ 
ſchen Landtags, Entwurf der Bundesverſaſſung und Ergebniß 
der Reichstagswahlen, die Vorausſetzungen noch nicht vollſtändig 
aufgezählt, unter deren Einwirkung das wieder geborene Deutſch⸗ 
land feine erſten Schritte hinaus in das Leben thun ſollte. 


Denn der Tag von Königgrüß hatte zugleich die deutsche 
Frage gelöst und eine europtiſche Frage geſchaſfen. Der öfter« 
reichiſch⸗preußiſche Dualismus war beſeitigt; dafür kündigte ſich 
mit drohendem Grollen eine neue franzöſiſch⸗deutſche Rivalität 
an. Während Savigng mit den deutſchen Fürſten die Verfaſſung 
des Nordbundes berieth, nahm Graf Benedetti die Aufmertſam⸗ 
keit Bismarcks äußerſt dringlich in Anſpruch. Frankreich bot 
Freundfgaft und Bünduiß, wenn ihm Preußen einen anſehn⸗ 
lichen Landgewinn verſchaffen wollte; würde es nicht geſchehn, 
fo würde die gereizte öffentliche Meinung den friebfertigen Kaiſer 
unaufhaltſam zum Bruche zwingen. Wir erinnern uns, daß im 
Auguſt 1866 bei der erſten Anmeldung dieſer Dinge Bismarck 
in die Erörterung der einzelnen franzöſiſchen Forderungen ein⸗ 
getreten war, jede Abtretung deutſchen Landes nachdrücklich ab⸗ 
gelehnt, ſonſt aber dem Könige volle Freiheit der Entſchließung 
vorbehalten hatte. Jetzt alſo ſtellte Benedetti die Frage nach 
der Löniglichen Entscheidung über den Entwurf, wie er ihn im 
Verlauf der Auguftgefpräche niedergeſchrieben Hatte. Es würde 
hienach Frankreich den neuen Zuſtand Norddeutschlands aner⸗ 
kennen und ſich einer föderalen Vereinigung des Nordbun des 
mit den ſüddeutſchen Staaten nicht widerſetzen. Preußen aber 
ſollte der franzöſiſchen Regierung die Erwerbung Luxemburgs 
erleichtern, deshalb mit dem König der Niederlande eine Unter⸗ 
handlung eröffnen und ihm für die Abtretung eine angemeſſene 
Entſchädigung anbieten, wobei Frankreich, wenn eine Geldzahlung 
nöthig werden ſollte, dieſelbe leiſten würde. Ferner ſollte Preußen, 
wenn Frankreich durch die Umſtände bewogen würde, Belgien 
zu beſetzen oder zu erobern, ihm dabei mit allen feinen Streit⸗ 
kräften gegen jeden Widerſacher Beiſtand leiſten. Um die Aus⸗ 
führung dieſer Beſtinmungen zu ſichern, würden beide Mächte 
eine Offenfin- und Deſenſib, Allianz schließen, für alle Fälle, in 
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denen ihre Staaten, deren Integrität fie ſich gegenfeitig ver⸗ 
bürgen, von einem Angriff bedroht werden ſollten. 

Es war, wie man ſieht, zugleich ein Angebot und ein Be⸗ 
gehren der umfaſſendſten Art. Die beiden Mächte, die ſeit den 
Tagen des erſten Napoleon ſich argwöhniſch und eiferſüchtig 
gegenüber geſtanden, würden jetzt in enger Vereinigung und 
überwältigender Kraft die Leitung eines neugeſtalteten Europa 
übernehmen. Wir haben uns im Anfang dieſes Capitels die 
Unſicherheit der damaligen Weltlage vergegenwärtigt: eine fran⸗ 
zöſiſche Allianz, wenn fie ehrlich gemeint fein konnte, hätte die 
europäiſche Stellung des norddeutſchen Bundes für den Augen⸗ 
blic geſtärkt, und einen ſolchen Vorſchlag kurzweg zurüczuſtoßen, er⸗ 
ſchien Bismarck, auch nach der Beendigung des deutſchen Kriegs, 
nicht nüßlich. Aber was konnte man von einer Verhandlung 
darüber hoffen? und wenn ein Abschluß gelänge, wie groß wire 
die Ausſicht auf ſichere Dauer der neuen Freundſchaft? In 
Paris hertſchte die Geſinnung, die in dem mächtigen Wachsthum 
Preußens unter allen Umſtänden eine Verletzung der nationalen 
Ehre und der Machtſtellung Frankreichs in Europa ſah. Des⸗ 
halb hatte Bismarck ſchon feit dem däniſchen Kriege keinen Zweifel 
darüber gehabt, daß die hier begonnene deutſche Entwicklung 
nicht ohne einen Kampf mit Frankreich zum Schluſſe geführt 
werden könnte. Er hatte bei ſeiner erſten Anregung der Er⸗ 
werbung Schleswig ⸗Holſteins, December 1863, es ausgeſprochen, 
man werde ſie, ebenſo wie jene Schleſiens, mit großen Kriegen 
vertheidigen müſſen. Und nun vollends nach der Umgeftaltung 
Deutſchlands im Jahre 1866 hielt er den Losbruch eines fran⸗ 
zöſiſchen Angriffs nur noch für eine Frage der Zeit, wobei er 
es allerdings als feine Aufgabe erkannt, den Beginn des Con- 
fict3 nach Möglichkeit hinauszuschieben, und Frankreich durch 
ſcheinbares Eingehn auf feine Wünſche hinzuhalten. Denn jeder 
Zeitgewinn ſtürkte die deutſche Macht durch die Einführung des 
preußiichen Heerſyſtems in den verbündeten Staaten, und ver⸗ 
minberte die Gefahr einer öſterreichiſch franzöſiſchen Coalition, 
die man bei der damals noch friſchen Verftimmung Oſterreichs 
nicht außer Rechnung laſſen durfte. Zu dieſen militäriſchen 
Gründen für eine hinhaltende Behandlung der franzöſiſchen An⸗ 
träge kamen aber allgemeine Erwägungen, welche trotz der deut⸗ 
lich angeſchauten Kriegsgefahr doch noch einen letzten Reſt der 
Hoffnung auf bleibende Erhaltung des Friedens bei jenem Ver⸗ 
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fahren bekundeten. Wer könnte, hörte man Bismarck während 
des weitern Verlaufes oft erörtern, wer könnte läugnen, daß 
mit jedem gewonnenen Friedensjahre auch die Wahrſcheinlichleit 
weiterer Verlängerung der Eintracht ſteige, daß die gereizten 
Gemüther ſich allmählich beruhigen, die auf den Frieden ange⸗ 
wieſenen materiellen Intereſſen entſcheidenden Einfluß erlangen 
könnten? Indem er weiter in die Zukunft blickte, hielt er es 
bei der hohen Erregung der nationalen Leidenſchaft und den 
gewaltigen Kriegermaſſen auf beiden Seiten für zweifellos, daß 
ein hier losbrechender Kampf nicht wie zur Zeit Ludwig's XIV. 
ſich ange Jahre hin und her über die Grenze ſchieben würde: 
nein, er würde vom erſten Tage an den tödtlichen Stoß auf das 
Herz des Gegners zu führen ſuchen, und wie dann auch der 
Ausgang fiele, der Beſiegte würde mit Haß und Verzweiflung 
den Gedanken der Rache ſeſthalten, und damit auf mehr als ein 
Menſchenalter hinaus den Frieden Europas gefährden. 

In Paris galt die Einverleibung Luxemburgs als Com⸗ 
penſation für Preußens bisherigen Gewinn, die preußiſche Allianz 
zur Eroberung Belgiens als Preis für Preußens künftige Leitung 
des deutſchen Südens. An beiden Punkten hatte Bismarck ſchon 
bei den Geſprächen im Auguſt 1886 feine Bedenken erhoben. Er 
bemerkte dem Grafen Benedetti, der Abschluß einer Offenfiv- 
allianz würde in ganz Europa den Argwohn gegen eine große 
Friebensſtörung erwecken. Was Supemburg betreffe, jo ſet er 
bereit, dem Könige den Abzug der vertragsmüßig preußischen 
Befapung aus der ehemaligen Bundesfeſtung zu empfehlen, wenn 
ein feſtes Freund ſchaftsverhältniß mit Frankreich zu Stande 
komme. Unter keinen Umſtänden aber könne Preußen, wie der 
Pariſer Entwurf es begehre, die Initiative im Haag für die 
Abtretung des Landes an Frankreich ergreifen, und vollends 
nicht dem König von Holland zur Entfjädigung für Luxemburg 
ein anderes deutſches Land abtreten ). Preußen habe nicht 
weniger als Frankreich auf eine erregte öffentliche Meinung 
Rückſicht zu nehmen; durch das vorgeſchlagene Verfahren würde 
feine nationale Stellung in ganz Deutſchland compromittirt 


i) Rothan (nach Benedettl's Berichte) atkairs de Luxembourg 
p. 29 ff.: Auch Bismarck erwähnt die Landabtretung an Holland nach 
den in Cercey weggenommenen franzöſiſchen Leten, Preußiſcher Staats · 
anzeiger Ottober 1871. 
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werden. Ihr wollt Luxemburg einverleiben, ſagte er, ſo iſt es 
Euere Sache, Euch zuerſt zu eompromittiren, und wir ſehen 
dann, was wir thun können. Ihr habt gute Freunde unter den 
Luxemburger Notabeln; bewirkt durch ſie dort eine Agitation 
für den Abzug unſerer Befapung, eröffnet dann ohne unſer Bor» 
wiſſen eine geheime Unterhandlung im Haag, und wenn Ihr 
darüber eine vollendete Thatfache vorlegen könnt, fo würde wiel⸗ 
leicht die Anertennung derſelben in Deutſchland durchgehn. Mit 
einem Worte, eine pofitive Unterſtitzung dieſer Sache ift für 
uns unmöglich; das Einzige, was wir vermögen, ift Geſchehn⸗ 
laſſen, und darüber werde ich mit dem Könige im Intereſſe 
unſerer Freundſchaft berathen. 

Dabei blieb es während dieſer Gespräche bis zu Bismarc's 
Abreiſe nach Putbus Anfang September. Kaum war er am 
1. December nach Berlin zurückgekehrt, fo meldete ſich bereits 
am 3. der franzöſiſche Botſchafter, um die Entſchließungen des 
Königs über Luxemburg und Belgien einzuholen. Bismarck er⸗ 
fuhr mit Überraſchung, daß alle feine frühern Erörterungen in 
den Wind geſprochen waren, daß Frankreich die Eröffnung der 
Unterhandlung mit Holland nach wie vor Preußen zuſchob, nach 
wie vor in der belgiſchen Frage von Preußen die Offenſiv⸗Allianz 
begehrte. Er verhehfte dem Botſchafter fein Befremden nicht. 
Er ſei ſeit dem September von Berlin entfernt geweſen, wie 
Hätte er die Stimmung des Königs über fo große Fragen er⸗ 
kunden, wie einen günſtigen Entſchluß bewirten, wie die Schwierige 
keiten aus dem Wege räumen ſollen? Noch ſei der König un⸗ 
unterrichtet, ſchon aber fi das feierlich angelobte Geheimniß 
gebrochen. Geſtern habe ihn der Kronprinz darauf angeredet; 
ich höre, habe er geſagt, von einer preußßiſch⸗franzöſiſchen Allianz; 
gegen wen foll fie gerichtet fein? Iſt der Prinz, fragte Benedettt, 
der Allianz ſeinlich? Er fürchtet unter Anderem, erwiderte Bis⸗ 
mard, daß unfere Allianz der Regierung feiner Schwiegermutter 
mißfällig fein würde. Bismarck beſorgte ſeinerſeits wiederholt 
franzöfifehe Indiseretionen in London, wie wir fie im Auguſt 
1866 kennen gelernt haben. Um ſo zurückhaltender war ſein 
Geſpräch. Benedetti drängte auf die Nothwendigkeit, einen Be⸗ 
ſchluß zu faſſen. Bismarck fagte, er werde das Mögliche thun, 
ihm bald eine Antwort zu verſchaffen. 

Alſo nach drei Monaten, llagte Benedetti, fei noch nichts 
in der Sache geſchehn. Er meinte, Bismarck habe ſeinen Sinn 
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geändert. denle hinzuhalten und ſchließlich abzubrechen. Da ſei 
für Frankreich am Beſten, eine nutzloſe und damit gefährliche 
Unterhandlung auf der Stelle fallen zu laſſen. Der Miniſter 
Mouftier, feit langer Zeit lein Freund Bismarcks, war derſelben 
Meinung. Napoleon aber, lets von dem Wunſche beseelt, irgend 
einen Territorialerwerb zu machen und damit durch Beruhigung 
der frarzöſiſchen Chauviniſten den Frieden zu ſichern, befahl, 
einſtweilen ſich zu gedulden und Bismarcks weitere Eröffnungen 
abzuwarten 1). Er blieb um fo feiter in dieſem Entſchluſſe, als 
er für den ſchlimmen Fall den Entwurf zu einer Verdopplung 
des franzöſiſchen Heeres hatte ausarbeiten laſſen, dann aber, 
gleich nach der Veröffentlichung dieſes Plans einen Sturm der 
Entrüſtung im ganzen Lande losbrechen ſah über dieſe unerträg⸗ 
liche Vermehrung der Militärlaſt, jo daß er ſich beeilte, den 
Entwurf wieder zurüctzuziehn. Der Contraſt zwiſchen dem chauvi⸗ 
niſtiſchen Geſchrei und dem Zurücſtoßen der Mittel zu feiner 
Wirksamkeit war fo grell wie möglich. 

Unterdeſſen ging in Norddeutſchland die Errichtung der 
drei neuen Armeecorps aus den annectirten und eines vierten 
aus den verbündeten Staaten ihren raſchen Gang, und Bismark 
legte dem Könige die franzöſiſchen Anträge vor. Es geſchab, 
was er voraus gewußt hatte: für eine franzöſiſche Allianz zeigte 
der König überhaupt keine Neigung, und insbeſondere hielt er 
die Bewahrung Luxemburgs für feine, durch europtiifche Verträge 
ihm übertragene Pfli Zunächſt wurde Moltke mit einem 
Gutachten über die militäriſche Bedeutung der Feſtung beauftragt, 
und wie man ſich denten kann, mahnte der General zu ihrer 
Behauptung, eine Anſicht, der einige Wochen ſpäter ein Gut⸗ 
achten Roon's nicht widerſprechen konnte. Bismarck erörterte 
dagegen, daß unter den heutigen Verhältniſſen das enge Felſen⸗ 
neſt doch entſchieden nicht mehr für uns die Wichtigkeit habe, 
wie vor hundert Jahren als öftlihe Deckung für das öfter- 
reichiſche Belgien, und hob als den enticheidenden Punkt die 
Frage hewor, welcher Nachtheil für Preußen größer ſei, die 
Räumung von Luxemburg oder der verfrühte Ausbruch des fran⸗ 
zöſiſchen Kriegs. Denn daß die Räumung ein Nachtheil fei, war 
auch feine Meinung; er hielt fie nur für das kleinere Übel im 
Vergleich zum ſofortigen Krieg. 


y) Nothan, Luxembourg, p. 94 ff 
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So verging der December, und ſehr bald nach dem Beginn 
des Jahres 1867 war in Paris die abwartende Geduld zu Ende ). 
Der Staatsminiſter Rouher erklärte dem Grafen Colt: in kurzer 
Friſt ſteht uns die Eröffnung der Kammern bevor, ich habe dort 
die öffentliche Meinung über das Verhältniß zwiſchen unſern 
beiben Landern zu beruhigen; die ſeit Monaten fortdauernden 
Geſpriche müſſen zum Schluß kommen; wir müſſen erfahren, ob 
Preußen ſeine Beſatzung in Luxemburg ſtehn laſſen, ob Graf 
Bismarck ſeine durch hohe Weisheit eingegebene Politik aufgeben 
will, In gleicher Weiſe lautete Mouſtſer' 8 Auftrag vom 7. Januar 
an Benedetti. Wir wollen nicht drängen und nicht drohn, aber 
die herannahende Eröffnung der Kammern nöthigt uns eine be⸗ 
ftimmte Erklärung zu fordern. Benedetti, obgleich nicht ohne 
Sorge über den Ausgang, beeilte ſich den Befehl zu vollſtrecken, 
und hatte am 10. Januar das entſcheidende Geſpräch mit Bis⸗ 
marck. 

Benedetti begann mit der Luxemburger Frage. Würde der 
König ſich nicht beſtimmen laſſen, aus eignem freiem Entſchluſſe 
bei der Veründerung der deutſchen Verfaſſung feine Truppen aus 
Luxemburg abzurufen? Bismarck verneinte ſehr beſtimmt. Der 
König, ſagte er, iſt der Sclave ſeiner Pflicht, und er hält es 
für feine Pflicht, einen Platz zu bewahren, deſſen Hut ihm von 
Europa aufgetragen worden iſt. Er erinnerte jetzt den Bot⸗ 
ſchaſter an den ihm ſchon vor fünf Monaten gemachten Vorſchlag, 
Frankreich möge in Luxemburg ein Votum der Bevöllerung ver⸗ 
anlaſſen, aus dem der König erſehn könne, wie lebhaft der Ab⸗ 
zug feiner Truppen dort gewünſcht werde. Oder noch beſſer, 
fuhr er fort, laßt eine Gruppe von Notabeln oder die Handels⸗ 
kammer der Stadt außer dem Abzug der Truppen auch die 
Schleifung der Feftung als ein Pfand des Friedens begehren. 
Benedetti wüthete im Herzen, daß Frankreich felbit die Ver⸗ 
nichtung eines Werks feines großen Vauban betreiben follte, 
verbiß aber feinen Zorn, und erkundigte ſich über das Schicksal 
feiner zweiten Frage, des Schuß⸗ und Trutz bündniſſes. Aber 
er erlebte auch hier geringen Troſt. Bismarck mußte ihm er⸗ 
klären, daß der König von einer Offenfiv-Allkanz nichts wiſſen 
wollte, die ihn zu bewaffneter Unterſtützung der Einnahme 
Belgiens durch die Franzoſen verpflichten würde. Im günſtigſten, 


) Rothan p. 115 ff. 


00 Google 


1807 Abbruch der Allanzverhanlungen 33 


heute aber keineswegs ſchon ſichern Falle, ſagte Bismarck, würde 
ſich der König zu einer einfachen Defenſiv⸗ Allianz beſtimmen 
laſſen, welche dem Kaiſer Napoleon Preußens wohlwollende 
Neutralität bei jedem Unternehmen verbürgte ). Es war überall 
derſelbe Standpunkt: eine thätige Mitwirkung zu den franzöſiſchen 
Plänen auf Luxemburg und Belgien ift für uns unmöglich, wir 
tonnen aber auf dieſer Seite Vieles geschehen laſſen, wenn feiner- 
ſeits Frankreich die nationale Neugeſtaltung Deutfchlands in red⸗ 
licher Freundſchaft ſich vollenden laßt. 

Wäre der hier zur Sprache gebrachte Neutralitätsantrag 
bereits ein ſicheres, vom Könige genehmigtes Angebot geweſen, 
fo hatte er für Frankreich eine große Bedeutung gehabt, da er 
unter den damaligen Verhältniſſen jede europäiſche Coalition 
gegen Frankreich unmöglich gemacht hätte, Wie er aber auftrat, 
ohne königliche Genehmigung, unter Unſicherheit der Energie. 
mit der Bismarck die Neutralität dem Könige empfehlen und fie 
bei einem franzöſiſchen Angriff auf Belgien aufrecht halten würde 
— und dazu noch Preußens Weigerung, im Haag die Abtretung 
Luxemburgs vorzuſchlagen, und endlich die Zumuthung an Frant⸗ 
reich, die Schleifung der Feftung Luxemburg ſelbſt zu veranlaffen: 
da mußte in Paris die übelſte Wirkung entfichen, 

Napoleon war entrüſtet. Er wünſchte. Belgien ohne Kampf 
gegen eine Großmacht zu erwerben; das hätte ihm Preußens 
Offenſtwbund geleistet. Aber eine fo unſichere Ausſicht auf 
preußische Neutralität gab ihm keine Gewähr gegen Englands 
Widerſtand. So brach er kurz ab. Ich will Luxemburg, erklärte 
er, nicht ohne die Feſtung; die Ablehnung der Offenſib⸗Allianz 
zeigt mir, daß Preußen überhaupt keinen Drang hat, mit mir 
in eine feſte und wirkſame Verbindung zu treten; ich aber bin 
nicht geneigt, mich mit einem Genoffen einzulaſſen, der mir eine 
ſo unſichere Geſinnung entgegen bringt; möge alſo die große 
Bündnißftage auf ſich beruhn bleiben. Sie war in der That 
damit begraben. 

Einige Wochen nachher ließ Mouſtier noch einmal in Berlin 
erklären, man fei ſtets zum Bündniß bereit. Es hatte den Werth 
einer Viſitenkarte, die man bei einem Bekannten zu einer Zeit 
abgibt, wo er ſicher nicht zu Haufe ift. 


h Rothen, S. 124, aus ber gleich nach dem Befpräch gefchriefenen, 
awanzig Seiten langen Depeſche Beuedetſt g. 
8. GybeL, Bernd d. beinen neige. VI. 3 
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Napoleon's Stimmung hatte unter dem Eindruck der Ber⸗ 
liner Nachrichten eine vollſtändige Wandlung erfahren. In dieſem 
Moment entschied fich, wie wir ſpäter darlegen werden, ein gründe 
licher Umſchlag ſeiner innern Politik, und zugleich ein feſter Ent⸗ 
ſchluß, troß aller Hinderniſſe Frankreichs Streitkräfte fo ſtark 
wie möglid zu vermehren. Denn ganz entſchieden hielt er an 
dem Gedanken der Erwerbung Luxemburgs feſt, die er ebenſo 
wie ſeine Miniſter und der Graf Benedetti als die erſte Station 
auf der Straße nach Brüſſel betrachtete. Es wurde beſchloſſen, 
da Preußen im Haag nicht dafür wirken wollte, die Sache jetzt 
ſelbſt in die Hand zu nehmen, und zwar gerade auf dem von 
Bismarck bezeichneten Wege, zunächft einer populären Agitation 
in Luzemburg, fodann einer geheimen Unterhandlung im Haag. 
Nach dem Contraſte des letzten Geſprüchs mit den im Auguft 
von Bismarck zugelaffenen Hoffnungen regte ſich in Paris gegen 
den Miniſter, der freilich nie ein Verſprechen gegeben, ein ſtarkes 
Mißtrauen, jedoch blieb man auch jezt bei dem Gedanken, wenn 
man lediglich deſſen eigne Rathſchlage ausführe, könne er doch 
unmöglich hindernd eingreifen; er werde eben geſchehen laſſen, 
und demnach auch ohne förmliche Allianz Preußens Neutralität 
in biefer Angelegen heil thatfächlich geſichert fein. Marquis 
Mouſtier ſandte bereits einige Agenten nach Luxemburg, um 
dort Stimmung für den Anſchluß an Frankreich zu machen. 

So blieben die franzöſiſchen Gefühle gegen Preußen ge⸗ 
miſchte und schwankende. Die Ausſicht auf eine gemeinſame 
Lenkung Europas durch die große Allianz der beiden Müchte 
war verflogen, noch aber rechnete man auf eine, wenn nicht 
helfende, doch freundliche Stellung Preußens zu den franzöſiſchen 
Annexionsplänen. Als man Anfang Februar die Materialien 
zu dem den Kammern vorzulegenden Gelbbuch zuſammenſtellte, 
nahm man darin auch den preußenfreundlichen Satz auf: die 
deutſchen Südstaaten haben das unbedingte Recht, feſtzuſtellen, 
welche Beziehungen unter ihnen ſelbſt, und welche zwichen ihnen 
und dem Nordbunde Statt finden follen. Noch war hier alſo 
der Gedanke nicht aufgekommen, daß dieſes unbedingte Recht 
durch die Beſtimmungen des Prager Friedens eine enge Be⸗ 
ſchränkeng erhalten hätte. Lange nicht fo freundſchaftlich klang 
dagegen ein Saß der franzöſiſchen Thronrede bei der Eröffnung 
der Kammer am 14. Februar. Kaiſer Napoleon hatte ſich ver⸗ 
let gefühlt, als König Wilhelm bei der Eröffnung des preußi⸗ 


Google regnen 


1867 Franzuſiſche und preußijhe Thronrede. 3⁵ 


ſchen Landtags im vorigen Herbſte bei der Beſprechung des 
Nirolsburger Friedenswerkes die franzöſiſche Vermittlung mit 
keiner Sylbe erwühnt hatte. Napoleon holte jetzt dieſes Ver⸗ 
ſäumniß am 14. Februar gründlich nach, indem er den franzöfi⸗ 
ſchen Volksvertreter zurief, Frankkeichs Wort habe genügt, um 
den preußiſchen Heeren den Einzug in Wien zu verbieten und 
binnen wenigen Wochen dem gewaltigen Kriege einen allerſeits 
befriedigenden Abſchluß zu geben. 

Um fo weniger fand ſich König Wilhelm am 24. veranlaßt, 
in ſeiner Thronrede eine vom Reichstag mit Ungeduld erwartete 
Verheißung deshalb zu ſtreichen, weil fie die franzöſiſchen Ges 
fühle an empfindlicher Stelle aufregen konnte. Er erklärte dem 
Reichstage, ſo bald wie irgend möglich werde man zu Verträgen 
mit Süddeutſchland auf Grund des Prager Friedens ſchreiten, 
welcher vie Ordnung ber nationalen Beziehungen zwiſchen Nord 
und Süd dem freien Übereinkommen beider Theile anheimſtellte. 

In Paris konnte man nichts dagegen einwenden, um ſo 
mehr aber ſchärfte ſich in den Gemüthern Beſorgniß und Wider⸗ 
wille gegen die begonnene Neugeſtaltung der deutſchen Dinge. 
Es lag vor aller Welt Augen, daß das Wirken der beiden 
Parlamente von der großen und zur Zeit noch unſicheren Frage, 
der Stellung des neuen Deuffchland zu dem franzöſiſchen Reiche, 
beherrſcht fein würde Von ihrer Beantwortung hüben und 
drüben hing die Zukunft der beiden Nationen und der Friede 
der Welt ab. 
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Bei der feierlichen Eröffnung des Reichstags, Sonntag den 
24. Februar 1867, erläuterte die von König Wilhelm verleſene 
Thronrede den Standpunkt der verbündeten Regierungen. 

Die frühere Größe Deutſchlands ſei durch Uneinigkeit ver⸗ 
ſunlen. Die Sehnſucht nach den verlorenen Gütern habe nie 
aufgehört, unſere geit fei erfüllt von ſolchen Beſtrebungen. 
Dieſe haben bisher die Zerriſſenheit nur geſteigert, weil man 
ſich durch Ideale über die Bedeutung der Thatſachen verwirren 
ließ. Es jei nolhwendig, die Einigung an der Hand ber That» 
ſachen zu ſuchen, und nicht wieder das Erreichbare dem Wiin- 
ſchenswerthen zu opfern. So haben die Regierungen im An⸗ 
ſchluß an gewohnte Verhältniſſe ſich über eine Anzahl beſtimmter 
und begrenzter, aber praltiſch bedeutſamer Einrichtungen ver⸗ 
ſtündigt, die im Bereiche der unmittelbaren Möglichleit wie des 
zweifelloſen Bedürfniſſes liegen. Der Selbſtändigkeit der Einzel⸗ 
ſtaaten werden nur die Opfer zugemuthet, die unentbehrlich für 
den Schutz des Friedens, die Sicherheit des Bundesgebiets und 
die Entwicklung der Volkswohlfahrt find. 

Unſern Verbündeten ſei für die Bereitwilligkeit zu ſolchen 
Opfern um fo wärmer zu danken, je mehr bei den Verhandlungen 
die Schwere der Aufgabe hervorgetreten ſei, eine volle Überein⸗ 
ſtinmung fo vieler Regierungen zu erzielen, die noch dazu die 
Meinungen ihrer Landtage zu beachten haben. Eine ſchwere 
Gefahr für das ganze Werk würde entſtehn, wenn der Reichstag 
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Anderungen vornähme, für welche das Einverſtändniß der Ne- 
gierungen nicht zu gewinnen wäre. 

Zum Schluffe dann der bereits angeführte Sah über das 
Verhältniß zu den füddeutſchen Staaten. 

Die Thronrede wurde von der Mehrheit des Hauſes in 
kühler Stimmung aufgenommen. Der weſentliche Inhalt des 
Verfaſſungsentwurfs war bereits durch die Preſſe bekannt ge⸗ 
worden und hatte Lob, Tadel und beſonders durch fein Abweichen 
von allen gewohnten Verfaſſungsreſormen zweifelnde Verwunde⸗ 
rung erregt. 

Nachdem in den nächſten Tagen die erforderliche Zahl von 
Wabſprifungen Statt gefunden hatte, ſchrilt man am 2. Mrz 

rung des Hauſes durch die Wahl der Pröfidenten 
chriftfhrer. Sehr beſtimmt zeichnete ſich hiebei die all⸗ 
gemeine Signatur der Verfammlung. 

Keine Partei verfügte geſchloſſen über die Mehrheit des 
Hauſes. Auch eine Verbindung, mehrerer verwandter Gruppen 
errichte oft nur mit wenigen Stimmen das Übergewicht über 
die Gegner. Dieſes Mal hatten Nationalliberale, Altliberale 
und Fortſchrittsmänner ſich geeinigt, dem Andenken der National 
verſammlung von 1848 eine Huldigung darzubringen, in dem fie 
den trefflihen Mann, der einſt als deren Präſident die damals 
beſchloſſene Verfaſſung unterzeichnet hatte, auch hier wieder zum 
Vorſiß beriefen. Aber erft in einem zweiten Wahlgang fiegte 
Simſon mit 127 Stimmen (nur ſieben über die abſolute Mehr⸗ 
beit) gegen die 95 des conſervativen Candidaten. Zum erften 
Vicepräfidenten wurde der freiconſervative Herzog von Ujeſt mit 
drei, zum zweiten der alte Führer des Nationalvereins Herr 
von Bennigſen mit zwei Stimmen über die abſolute Majorität 
gewählt. Es war nach diefen Abftimmungen fojort zu erkennen, 
daß die große Mehrheit der Verſammlung das Gelingen des 
Verſaſſungswerkes lebhaft wünſchte, daß aber die Beſchlüſſe über 
die einzelnen Sätze der Regierungsvorlage einſtweilen unberechen⸗ 
bar ſein würden. 

Am 4. März brachte Bismarck als Präſident der Bundes⸗ 
commiſſarien den Verfaſſungsentwurf amtlich beim Haufe ein. 
Er erinnerte daran, daß der vorläufige Bundesvertrag vom 
18. Auguſt 1866 nur auf ein Jahr abgeſchloſſen ſei, daß mit⸗ 
hin bis zu demſelben Datum 1867, wenn nicht Alles in Auf⸗ 
löſung zurückfallen ſollte, die Verfaſſung von den Regierungen 
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mit dem Reichstag vereinbart und von den Landtagen anerkannt 
fein müſſe. Er bat alſo um möglichst raſche Arbeit. Sodann 
bemerkte er, im deutſchen Charakter liege ein Zug, welcher der 
Vereinigung widerſtrebe, ein gewiſſer Uberſchuß männlicher Selbſt⸗ 
ſtändigkeit, welcher in Deutschland die Einzelnen, Perſonen und 
Stämme, verführt, ſich mehr auf die eigene Kraft, als auf die 
der Geſammtheit zu verlaſſen, ein Mangel jener Gefügigkeit ber 
Einzelnen zu Gunſten des Gemeinweſens, durch welche die 
andern Nationen früher als wir zur Einheit gekommen ſind. 
Die Regierungen, ſchloß er, haben Ihnen im jetzigen Falle ein 
gutes Beiſpiel gegeben: es war nicht Eine unter ihnen, die nicht 
erhebliche Bedenken und berechtigte Wünſche der Erreichung des 
Ziels geopfert hätte. 

Er ſollte bald erfahren, wie vielen Grund er zu dieſen 
Mahnungen gehabt hatte. 

Was die Raſchheit der parlamentariſchen Arbeit betraf, fo 
entſpann ſich zunächſt eine lange Verhandlung, ob nicht bie 
proviſoriſch angenommene Geſchäftsordnung vor jeder andern 
Thätigkeit im Einzelnen erwogen und endgültig fejtgeftellt werden 
müſſe, was mindeſtens mehrere Wochen gekoſtet hätte. Es war 
hauptſächlich Georg Vincke s Verdienſt, daß dieſe Verſchleppung 
abgelehnt, und die proviſoriſche Geſchäftsordnung kurzer Hand 
zur definifiven gemacht wurde. Dann aber erhob ſich em 6. März, 
neuer Streit über die Frage, ob der Verfaſſungsentwurf fofort 
im vollen Haufe berathen, oder zunächſt einem Ausſchuſſe zu 
gründlicher Vorprüfung überwieſen werden ſolle. Es war die 
demokratiſche Partei, welche mit großem Eifer das letztere Vers 
fahren begehrte. Niemals, rief Waldeck, Habe man eine Verfaffung 
in anderer Weife berathen, als durch eine Commiſſion, immer⸗ 
hin möge man eine kurze allgemeine Beratung im ganzen 
Haufe Statt finden laſſen; dann aber werde die Verweiſung des 
Entwurfs an eine Commiſſion um fo unvermeidliche fein, als 
in aller Geſchichte kaum ein jo abnormes Erzeug niß wie dieſe 
Verfaſſung vorgekommen ſei; fie bilde ein Mittelding zwiſchen 
Verſaſſung und Vertrag, zwiſchen Bundesacte und Bundesver⸗ 
faſſung oder Vundesſtaatsverfaſſung, und bedrohe durch ver⸗ 
schiedene Artikel das errungene verfaſſungsmüßige Leben in 
Deutſchland mit vollſtändiger Auflöſung; hier alſo müſſe in der 
allergründlichſten und genaueſten Weiſe vorgegangen werden. 
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Er erhielt nur die kurze Antwort, daß gerade bei der Theile 
nahme aller Mitglieder die Prüfung umfafjender und vielſeitiger 
fein würde, als bei ihrer Vornahme durch einen Ausſchuß, und 
fofort wurde nach dem Antrage des Prüfibenten folgendes Ber⸗ 
fahren beſchloſſen: zuerſt eine allgemeine Beſprechung des Ente 
wurſs, dann eine Spetialberathung der einzelnen Artitel, endlich 
die definitive Beſchlußfaſſung, alles im geſammten Haufe. Der 
Geschäftsordnung enſſprechend konnte darauf die allgemeine Ver⸗ 
handlung am 9. März beginnen, zwei Wochen nach der Er⸗ 
öffnung der Verſammlung. 

Dieſe allgemeine Vorberathung füllte vier Sitzungen, bis 
zum 13. März. Sie erhielt ihr eigenthünliches Gepräge durch 
den Umſtand, daß in ihr zwei Principienkämpfe neben einander 
hergingen und ſich unaufhörlich kreuzten, da dieſelben Parteien 
in dem einen der Regierungsvorlage widerſprachen, in dem 
andern fie umterftüßten oder noch überboten. Es handelte ſich 
um die beiden Hauptfragen, um die Sicherung ſowohl der Ein- 
heit als der Freiheit, oder genauer geſagt, um die Rechte der 
künftigen Vundesgewalt gegenüber den Einzelſtngten, und inner⸗ 
halb dieſer Bundesgewalt um die Rechte der Volksvertretung 
gegenüber den verbündeten Regierungen. Während über die 
letztere Frage Conſervative, Liberale und Demokraten in feſten 
Gruppen ihre Kräfte maaßen, ſchloſſen ſich bei der erſtern die 
verſchiedenſten Elemente zufammen, auf der einen Seite ge» 
mäßigte und radicale Unitarier, auf der andern demolratiſche, 
ſeudale und klerikale Particulariſten. Dazwischen wurden auf 
der preußiſchen Linken bittere Erinnerungen aus ihrem eben 
geſchloſſenen Verſaſſungsſtteit wirkſam, während kalholiſche Medner 
ihrem Schmerze über die Abtrennung von Oſterreich Ausdruck 
gaben, und Polen und Dünen überhaupt mit einem deutſchen 
Bundesſtaat nichts zu ſchaffen haben wollten. Wenigſtens einige 
Hauptvertreter der verſchiedenen Richtungen wollen wir hier in 
ihren Erörterungen begleiten: es werden uns dann die Kräſte 
und Motive des Widerſtandes, allmählich aber auch die Punkte 
anſchaulich werden, an welchen die Anſammlung einer regierungs⸗ 
freundlichen Majorität ſich erreichbar zeigte. 

Die Verhandlung eröffnete müt einer ausführlichen Rede 
der Abgeordnete Tweſten, einer der rer der preußiſchen 
Nationalliberalen, ein ebenſo liebenswürdiger wie achtungswerther 
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Mann, feſt in feinen liberalen Grundſä zen, aber ohne doctrinäre 
Steifigteit, ſiets bereit, auf die Forderungen der praktiſchen 
Bedürfniſſe Rücjicht zu nehmen, frei von persönlicher Verbitterung 
durch die früher durchlebten Kämpfe. Nicht ohne Sorge geſtand 
er, an die Prüfung der Vorlage heran zu treten. Er befürch⸗ 
tete, daß unausbleibliche Reibungen zwiſchen der Bundesgewalt 
und der preußiſchen Regierung die Wirkſamkeit der Verfaſſung, 
ſowie daß Zerwürfniſſe zwischen dem Reichstag und dem preu⸗ 
ßiſchen Landtag die Lebenskraft des parlamentariſchen Syſtems 
lähmen könnten. Dennoch aber wolle er lopal auf den Entwurf 
eingehn: denn etwas müffe zu Stande kommen. Preußens 
ungeheuere Erfolge hätten dafür den Boden geſchaffen, und der 
Entwurf ſcheine für Norddeutſchland der augenblicklichen Lage 
zu entſprechen, ſowie auch eine enge Vereinigung mit dem Süden. 
zu ermöglichen, welcher ſich einer ſtrafferen Central gewalt ſchwer⸗ 
lich unterwerſen würde. Nichts aber fei wichtiger als die baldige 
Vereinigung mit dem Süden, für unſere Kultur im Innern, für 
unſere Sicherheit nach Außen, da wir nur zu gut wiſſen, welche 
feindſelige Nachbarn unfer Aufſtreben bedrohn. 

Dann erkennt der Redner an, daß der Entwurf eine ſlarke 
Bundesregierung lieſere, wenn auch das Wort an keiner Stelle 
vorkomme. Dies führt ihn zu der Forderung, daß zwar die 
Centralgewalt Kraft und Freiheit der Bewegung haben müſſe, 
um den Bund mit Entſchieden heit zu leiten, daß aber nichts in 
die Verfeſſung hineinkommen dürfe, was in der Zukunft der 
Entwicklung der Freiheit, d. h. der rationellen, einflußreichen 
Theilnahme des Volks an der Beſtinmung feiner Geſchick, die 
Wege verlegen könnte. Hier möchte nun der Mangel jeder Ber⸗ 
antwortlichkeit der Bundesregierung gegenüber dem Reichstag 
bedenklich erſcheinen. Aber es ſei eben unmöglich, im Bundes⸗ 
ftaate eine parlamentariſche Verantwortlichteit der Miniſter her⸗ 
zuſtelen. Die preußiſche Regierung könne nicht zugleich dem 
Reichstag und dem Landtag verantwortlich ſein; auch ſei ſie 
durch die Beſchlüſſe des Bundesraths ſowohl gedeckt als gebunden. 
Um fo mehr aber, fuhr der Redner mit geſteigerter Lebhaſtigkrit 
fort, ſei darauf zu beſtehn, daß die Geſetzgebung über Heer⸗ 
und Flottenangelegenheiten der Bundesgewall und damit der 
Mitwirkung des Reichstags überwiesen, daß nach der alten 
Forderung ein Heeresorganiſations.Geſez dem Reichstag vor⸗ 
gelegt werde, und vor Allem, daß der Reichstag das volle 
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Budgetrecht erhalte, mindeſtens das Recht, alle Ausgaben zu 
bewilligen, ohne daß das Militärbudget ein für alle Male feſt⸗ 
geſtellt wäre. An dieſer Stelle drängte, offenbar durch die Er⸗ 
innerung an bie preußische Conflictözeit aufgeregt, bei dem ſonſt 
ſo gemäßigten Manne das liberale Gefühl den nationalen Ge⸗ 
danken in den Hintergrund; in Verläugnung des erſten Wortes 
feiner Rede rief er: würde hier keine Anderung der Vorlage 
erreicht, ſo müßte ich die Ablehnung der ganzen Verſaſſung durch 
den preußiſchen Landtag wünſchen, ſelbſt auf die Gefahr hin, 
daß auch dieſes Mal nichts zu Stande gebracht würde. 

Indeſſen kam Tweſten am Schluſſe feines Vortrags noch 
einmal auf die europäiſche Lage und das ſichtbare Übelwollen 
Frankreichs und damit auch zu einer ruhigeren Auffaſſung der 
Budgetfrage zurück. Ich könnte mir denken, ſagte er, daß für 
die Dauer einer ſolchen Spannung es vielleicht rathſam wäre, 
zur Verhütung jeder Erſchütterung unseres Heerweſenz ein Pauſch⸗ 
quantum für eine feſtbegrenzte Übergangszeit zu bewilligen, inner⸗ 
halb dieſer Periode alſo auf das volle Budgetrecht des Reichs⸗ 
tags zu verzichten. 

Wir werden ſehn, daß dieſes Wort ſpäter für den Abſchluß 
der Berfaſſung entſcheidend geworden iſt 

Für den Augenblick aber warf ſich ihm das berühmte Haupt 
der preußiſchen Fortſchrittspartei mit zürnender Entſchieden heit 
entgegen. 

Seit 1848 hatte Waldeck bie höchſte Verehrung aller preu⸗ 
ßiſchen Demokraten genoſſen, und fie durch flecken loſe Ehrenhaftig⸗ 
keit des Charakters und unbedingte Feſtigkeit ſeiner politiſchen 
Überzeugung wohl verdient. Er war offener Bekenner der fran⸗ 
zöſiſchen Lehre von dem gleichen Rechte aller Menschen und 
folglich der fouveränen Gewalt des Volkes; als preußiſcher 
Patriot war er bereit, den König zu ehren, nur daß dieſer ſeinen 
Beruf allein in der Ausführung der Beſchlüſſe der von dem 
Volke geſandten Vertreter finde. In dieſen Sützen ſah er das 
einzige Maaß für alles politiſche Thun, und fo wurde die Un 
beugſamkeit ſeiner Conſequenz ihm freilich leichter, als andern 
Menſchen, welche nicht bloß die Schablone der Theorie, ſondern 
auch deren Anwendbarkeit auf die gegebenen Zuftände, Intereſſen 
und Leidenſchaften in's Auge faſſen. Waldeck begann ſeine Rede 
mit dem Ausdruck der Empörung ſeines preußiſchen Herzens, 
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daß nach der vorliegenden Verfaſſung im Bundesrath die Ver⸗ 
treter der 25 Millionen Preußen durch die Commiſſare der nur 
5 Millionen Einwohner zählenden Kleinſtaaten überſtimmt werden 
könnten. Es war dieſelbe Sorge, aus der einſt Waldeck's poli⸗ 
tiſche Antipoden, die altpreußiſchen Feudalen, ſich gegen die 
Erfurter Verfoffung erhoben hatten, Preußen würde durch den 
Bund mit den Kleinſtaaten nicht geſtürkt ſondern gelähmt werben. 
Waldecks Mittel gegen eine folhe Schädigung Preußens war 
ſehr ein ach: am Veſten, rief er, wäre es geweſen, wenn Preußen 
dieſe Kleinſtaaten ſämmtlich annectirt hätte. Vor Allem aber 
grollte er dem jeht vorgeſchlagenen Bundesrathe, weil er nicht 
wie einſt der Erfurter Fürſtenrath auf die Theilnahme an der 
Geſetgebung beſchränlt fein, ſondern gemeinfam mit dem Prö⸗ 
ſidium die Bundesregierung führen ſollte. Daß gerade durch 
jene Beſtimmung der Unionsverfaſſung der erſte ſchwere Keil in 
den Bufanmenhalt der Union getrieben warden, hatte wohl 
Bismarck beobachtet, und deshalb die Anderung beſchloſſen, 
Waldeck aber ſah über dieſen Zuſammenhang hinweg und ver⸗ 
urtheilte den neuen Bundesrath, weil deſſen Antheil an der 
Regierung die Einſetzung eines dem Reichstag verantwortlichen 
Minifteriums und damit nach Waldeck s Auffaſfung die erfie 
Grundbedingung der Freiheit unmöglich machte. Wieder war 
fein Antrag zur Abhülſe ganz einfach der König von Preußen 
ſei das Haupt der Centralgewalt mit verantwortlichen Miniſtern, 
der Reichstag aber habe nicht bloß über die Geſetzgebung, ſon⸗ 
dern auch jährlich über die Einnahmen und Ausgaben aller 
Dienftztveige zu entſcheiden. Wenn feiner Prüfung, bemerkte er, 
der Etat für Heer und Marine entzogen bliebe, fo hätten wir 
ein Zoll-, ein Poſt⸗, ein Telegraphen⸗Parlament, aber von einem 
wirklichen Parlament fei nicht zu reden. Nur durch die Er⸗ 
füllung dieſer Forderung, betheuerte er, können wir die Zuſtim⸗ 
mung des preußiſchen Landtags erhalten; er gibt fie nicht ohne 
die Bewilligung eines vollen Budgetrechts. Jahre lang hat er 
für deſſen Erhaltung geſtriten; nimmermehr wird er es hier 
zerſtören laſſen, auch auf die Gefahr hin, daß diefer dritte Ver- 
ſuch der deutſchen Neugeſtaltung ſcheitere. Man fragt, ſagte er, 
was dann zu geſchehn habe? Auch hier iſt die Antwort einfach: 
Sicherung der Wehrkraft durch Militärconventionen, Entwicklung 
des Wohlſtandes durch Erhaltung des Zollverein; mehr bedarf 
es nicht, wenn wir die conſtitutionelle Freiheit bewahren. 
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Auch über die Frage der künftigen Vereinigung mit Süd- 
deutſchland hatte Waldeck keinen andern Gedanken als dieſelben 
Schlagworte der radicalen Theorie. Die ſüddeutſchen Staaten 
find conſtitutionell, ſagte er, wir werden fie haben, wenn wir 
echte conſtitutionelle Freiheit ſchaffen, ein anderes Mittel, fie zu 
locken, gibt es nicht. Es war wieder die völlige Nichtachtung 
der Erfahrungen von 1849 und 1859, und die abſolute Uns 
lenntniß der ſüddeutſchen Zuſtände im Jahre 1867. Er hatte 
leine Ahnung davon, wie ſehr im Süden damals noch der 
particulare Sinn überwog, wie viel weniger dort die Mehrheit 
ſich um die Geſtaltung der norkdeutſchen Bundesgewalt, als 
um die eigne Unabhängigkeit von derſelben kümmerte, wie alſo 
fein parlamentariſcher Einheitsſtaat dort nicht eine Lockung, 
ſondern ein Gegenſtand des Abſcheus geweſen wäre. Daß der 
bayerische Miniſterprüſident, Fürſt Hohenlohe, ein durchaus gegen 
Preußen freundlich gefinnter Mann, gleich nach dem Bekannt⸗ 
werden des norddeutſchen Verfaſſungsentwurfs der bayeriſchen 
Kammer erklärt hatte, Bayerns Eintritt in einen ſolchen Bund 
ſei unmoglich, weil damit die Selbſtändigleit des Landes und 
der Krone zerſtört würde, war eine für Waldeck nicht vorhandene 
Thatfache. Er hoffte vielmehr von der Verwirklichung feines 
Ideals noch viel größere Dinge. Eine völlig freifinnige Ver⸗ 
ſaſſung, ſagte er, wird uns nicht bloß die Verbindung mit dem 
Süden bringen, die wir um fo weniger entbehren können, als 
Preußen jezt die Vormauer Deulſchlands gegen Frankreich ge- 
worden iſt: fie wird uns auch, wenn Oſterreich dennächſt zer⸗ 
fällt, Böhmen und Mähren zuführen, die ja von Rechtswegen 
zu Deutſchland gehören; man hört zwar oft von dem Hader 
zwiſchen Deutſchen und Slaven in jenen Ländern reden, aber 
alle dieſe Schwierigkeiten würden ſehr leicht ſich Löfen, wenn wir 
nur erſt eine freie demokratiſche Verfaſſung für den deutschen 
Geſammiſtaat hätten. Die Czechen alſo follten einem deutſchen 
Parlamente unterthänig zu Füßen fallen, die oſterreichiſche Re⸗ 
gierung aber die deutſche Annexion von zwei ihrer Kronlande 
pflichtmüßig genehmigen, ſobald nur Deutſchland eine ſchöne 
demokratiſche Verfaſſung hätte Und das Alles wurde mit der 
tiefften Überzeugung als ſchlechthin felbitverftändfid) vorgetragen, 
als wenn unter vernünftigen Menſchen von einer verſchiedenen 
Meinung darüber gar nicht die Rede ſein könnte. 
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Ein größerer Gegenſatz ließ ſich nicht denken, als zwiſchen 
dieſem großpreußiſchen radicalen Idealiſten und dem ihm auf 
der Rednerbühne folgenden nationalgefinnten liberalen Praktiler, 
Miquel. Der Contraſt war um fo jhärfer, als der in feinen 
Gedankenbildern aufgehende Doctrinär ein Greis, der alle 
Wirklichkeiten erkennende und erwägende Politiker ein junger 
Mann war. 

Waldes grundſätzliche Verwerfung des Entwurfs ſchob 
Miguel mit wenigen kurzen Sägen auf die Seite. Ich werde, 
begann er, weniger vom preußiſchen Landtag und der preußischen 
Verfaſſung reden, als von Deutſchland und dem deutſchen Ver- 
faſſungsentwurf. Die Vorlage, erklärte er ſodann, entspricht den 
Thatſachen und den Bedürfniſſen. Ihre Bundesgewalt erſcheint 
an einigen Stellen ftärker, an andern ſchwächer, als in den ger 
wohnten Vorſtellungen von einem Bundesſtaat. Aber wir meinen, 
daß in der Praxis der Entwurf ausreichen wird. 

Sofort ging er dann auf die Beziehungen zu Süddeutſch⸗ 
land über. Die Mainlinie, war fein geflügeltes Wort, iſt aller- 
dings nichts, als eine Halteſtelle, um Kohlen und Waſſer ein⸗ 
zunehmen, Athem zu ſchöpfen und nächſtens weiter zu gehn. 
Zur Zeit aber machen wir hier eine Verfaffung nur für Nord⸗ 
deutſchland, wir müſſen fie berechnen für das heutige Bebürfniß 
Norddeutſchlands, und nicht für zukünftige, noch nicht überſehbare 
Gombinationen. Locken, wie der Vorredner ſich ausgeſprochen 
hat, loken werden wir die Süddeutſchen nicht dadurch, daß wir 
das eine oder das andere Freiheitsrecht in die Verfaſſung aufs 
nehmen: nur ein machtvoller Staat, der nach Außen imponirt 
und nach allen Seiten hin Sicherheit gewährt, gleichſam eine 
Feſte, die nicht bloß ihre Einwohner, ſondern ſchon jetzt auch 
ihre Aufenbürger fügt, nur eine ſolche ſtarke Feſte kann uns 
Süddeutſchland gewinnen. Daß dies im Süden anerkannt, und 
alſo dort der Eintritt in unſern Bund gewünſcht wird, haben 
wir ruhig zu erwarten, ohne unſererſeits den Süden zu einem 
ſolchen Schritte zu drängen. 

Dennoch aber tadelte Miquel den Verfaſſungsentwurf, daß 
er in ſeinem Schlußartikel nur von Vertragen ſpreche, welche 
nach Errichtung des Nordbundes von dieſem mit den Süd⸗ 
ftanten abzuschließen ſeien. Denn damit werde ja die 
internationale Sonderung beider Theile rechtlich anerkannte. 
während doch für das patriotiſche Gefühl jedes Deutſchen ihre 
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künftige Vereinigung unausbleiblich ſei. Die Verfaſſung müſſe 
alſo unſere Bereitwilligkeit poſitiv ausſprechen, dem Süden den 
Eintritt, ſobald er ihn wünſche, weit zu eröffnen. Denn über 
die Schranken des Nikolsburger Friedens werde Deutſchland 
feiner Zeit ebenſo hinwegſchreiten, wie einſt Italien über den 
Vertrag von Villafranca zur Tagesordnung übergegangen fei. 
Keine fremde Macht könne eine wirthſchaftlich bereits geeinigte 
Nation daran hindern, ſich auch ein einheitliches Staatsgebäude 
zu gründen. Wir vertrauen, daß Saifer Napoleon und die 
beſonnene Partei in Frankreich ſtark genug ſein werden, Leiden⸗ 
ſchaften zu überwinden, die zuletzt ſtets zum Verderben des 
franzöſiſchen Voltes ſelbſt ausgeſchlagen find. Müßte es aber 
dennoch ſein, nun ſo hätten wir Wehr und Waffen, um unſer 
Recht und unſern Willen zur Geltung zu bringen. Ein leb⸗ 
hafter Beifall antwortete dem Redner von allen Seiten des 
Hauſes. 

Er ging dann über zu der Beſprechung der conſtitutionellen 
Streitfragen. Zunächſt wies er die Geringſchätzung zurück, 
mit der Waldeck von dem künftigen Reichstag geredet hatte, 
wenn derſelbe nicht volles Budgetrecht auch für den Militürctat 
erhielte, und zählte die wichtigen Gebiete der nationalen Geſetz⸗ 
gebung auf, welche der Entwurf der Competenz des Reichstags 
eröffnete, Gebiete, die ſich vielleicht durch inhaltreiche Zuſütze 
noch erweitern ließen. Dann aber, zu den Regierungen gewandt 
mahnte er fie mit ſchwungvoller Wärme, den Reichstag und 
die Nation nicht durch Verſtümmelung des Budgetrechts zu 
erbittern. Denn dann würden maaßloſe und revolutionäre 
Forderungen auftreten, während ein in fein volles Recht ein⸗ 
geſetzter Reichstag conſervativ und ſtets bereit ſein würde, für 
Deutſchlands Sicherheit alle erforderlichen Mittel zu bewilligen. 
Hier alfo ſtimmte er ganz dem Begehren Tweſten's und Waldeck s 
zu, immer aber blieb der Unterſchied bedeutend. Denn er ſprach 
Wünſche aus, machte ihre Erfüllung aber nicht zur Bedingung 
der Annahme der Verfaſſung. 

Am Regierungstiſche hatte man geringes Vertrauen auf die 
Zuverläſſigkeit feiner Verheißungen, ſah aber die Hoffnung auf 
ungeünderte Annahme dieſes Theils der Verfaſſung mehr und 
mehr verſchwinden. Bismarcks Vertrauter, Wagener Meuſtettin), 
machte geringen Eindruck mit der Erörterung, daß, wenn der 
Reichstag die jährliche Veſchlußnahme über den Militäretat 
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empfange, dasſelbe Recht auch dem Bundeßrathe nicht vorent⸗ 
halten werden könne, und dadurch der Bund ſich in einen 
Vertrag mit jährlicher Kündigung verwandeln würde. Vergeb⸗ 
lich forderte er die Linke auf, dem Beiſpiele der Rechten zu 
folgen, welche um der Einheit willen eine lange Reihe ihrer 
Lieblingswünſche zum Opfer zu bringen bereit fei (ſehr richtig, 
rechts). Statt deſſen wurde von mehreren Seiten her mit 
großem Pathos der Sat verlünzigt, jeder preußiſche Abgeordnete, 
welcher die preußifche Verfaſſung beſchworen, breche feinen Eid, 
wenn er hier für eine Minderung der preußiſchen Verfaſſungs⸗ 
rechte flimme — als wenn dieſe Verfaſſung nicht ſelbſt einen 
Artikel über geſetliche Anderungen hätte, jo daß der Eid nur 
die Theilnahme an Anderungen in geſeßwipriger Weise verbietet. 
Sogar ein parlamentariſcher Veteran wie Bockum Dolffs, früher 
der Führer einer in der Conſlictszeit einflußreichen Partei, halte 
ſich in jene wunderbare Schwurtheorie verbiſſen, und ein katho⸗ 
liſcher Caplan erklärte unter Mißbrauch eines Bibelworts: was 
Hülfe es mir, wenn ich die ganze Welt gewänne, und Schaden 
nahme an meiner Verfaſſung? 

In ganz anderer Weiſe verſtändig und wirkſam redete der 
jungſte Virtuoſe in Deutſchlands parlamentarische Orcheſter, 
der von hier an zu einer großen Führerſtellung emporſteigende 
Eduard Lasker. Im Weſentlichen ſprach er nach Tweſten s Sinn, 
unter Anerkennung der allgemeinen Structur des Verfaſſungsent⸗ 
wurfs, jedoch mit der ſich Waldeck annthernden Bemerkung, daß zwar 
jezt die Majorität der Kleinſtaaten im Bundesrathe unbedenklich 
ſei, bei dem Eintritt des Südens aber durch eine neue Ein⸗ 
richtung Preußens Übergewicht für alle Zukunft geſichert werden 
müßte. Tweſten 's Forderung eines allſeitigen Budgetrechts des 
Parlaments verſtärkte er dann noch durch weitere Begehren 
ſonſtiger im Entwurfe nicht erwähnter parlamentariſcher Privi⸗ 
legien. Wie er zu Troeften, ftellte ſich darauf der Naſſauer 
Braun zu Miquel, indem er die Streitfragen über die Rechte 
des Reichstags zwar im liberalen Sinne erwähnte, zugleich aber 
die preußischen Partienlariſten an ihre Pflicht, dem deutschen 
Gemeinwohl Opfer zu bringen, erinnerte, das Hauptgewicht 
feiner Rede auf die nationale Seite legte, und das Verhällniß 
zu den Sübftanten ganz in Diiquel’® Sinne mit vielfach ver⸗ 
Härter Ausdruck erörterte. Es wäre, führte er aus, ein ſchwerer 
Irrthum, wenn wir jept ſchon bei dem Süden den Wunſch zum 


1867 Bismard’3 Entgegnung. 47 


Eintritt vorausſetzten; im Gegentheil, je eifriger wir ihm nach⸗ 
laufen, deſto ſicherer wird er uns zu entwiſchen ſuchen. Wir 
müſſen uns darauf beſchränken, unſere Bereitwillig keit auszu⸗ 
ſprechen, dieſe aber auf das Beſtimmteſte auch dem Aus lande 
gegenüber behaupten. Ihm folgte der rheinpreußiſche Abgeordnete 
Groote, ein geiſtreicher Sonderling, welcher in langer, das 
Haus ermübenper Rede die völlige Unbrauchbarkeil und Ber⸗ 
derblichkeit des Berfaſſungsentwurfs darzulegen ſuchte. 

Hier endlich nahm, von allen Seiten des Hauſes mit 
Spannung erwartet, Bismarck das Wort. 

Er begann mit erneuerter Ausprägung des Standpunkts 
der verbündeten Regierungen. Nicht einem theoretlſchen Ideal 
habe man nachgeſtrebt, bei dem die deutſche Einheit auf ewig 
verbürgt und zugleich den Einzelſtaaten unbedingte Freiheit 
geſichert ſei. Dieſer Quadratur des Kreiſes um einige Dezimal⸗ 
ſtellen näher zu kommen, überlaſſe man der Zukunſt. Für die 
Gegenwart habe man, der Hinderniffe gedentend, an welchen 
Frankfurt und Erfurt geſcheitert find, dieſe Widerſtandskrüfte 
nicht wieder herauszufordern geftrebt, und alſo den Einzelftanten 
nur das Minimum ber Opfer auferlegt, ohne welches die Feſtig⸗ 
keit und Sicherheit des Bundes unmöglich geblieben wäre. 
Man hat dagegen Einwendungen von zwei Seiten her erhoben, 
von der unitariſchen und der particulariſtiſchen. Von jener iſt die 
Forderung einer conſtitutionellen Monarchie mit verantwortlichen 
Minifteen erſchienen. Aber wie follen 22 Regierungen ein 
ſolches Miniſterium ernennen? Schließen Sie 21 derſelden von 
jeder Theilnahme an der Executive aus, fo find fie mediatiſirt, 
und noch haben die deutſchen Fürſten keine Luft, ihre Stellung 
mit jener der engliſchen Pairs zu vertauſchen. Unſere Macht, 
meinen Sie, ſei groß genug, ſie dazu zu zwingen. Aber die 
Grundlage unſeres Verhültniſſes ſoll nicht die Gewalt fein, 
weder den Fürften noch dem Volke gegenüber; fie ſoll das 
Vertrauen zu der Vertragstreue Preußens fein, und dies Ver⸗ 
trauen darf nicht erſchüttert werden, ſo lange man uns die 
Verträge hält. 

Mit noch größerer Energie wandte Bismarck ſich dann gegen 
die Einwendungen von particulaciftifher Seite, insbesondere 
gegen die preußiſchen Abgeordneten, welche bei jeder — auch 
jeder gefegmäßigen — Anderung des preußischen Verfaſſungs⸗ 
rechts die Ablehnung der hier mit den Vertretern von 30 Mil⸗ 
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lionen Deutſcher vereinbarten Verfaſſung durch den preußiſchen 
Landtag in Ausſicht ftellten. Ganz dasſelbe Recht wie der preu⸗ 
ßiſche hätte jeder der 21 Landtage, jeder der 21 Fürſten der 
kleinern Staaten. Was würden Sie ſagen, wenn einer derſelben 
hier erklärte, er werde ſein Veto gegen die Bundesverfaſſung 
einlegen, wenn dieſer oder jener Rechtsſatz ſich nicht darin vor⸗ 
fände? Glauben Sie wirklich, rief er, daß die großartige Be⸗ 
wegung, die im vorigen Jahr die Völker vom Belt bis an die 
Meere Sieiliens, vom Rhein bis an den Pruth zum Kampfe 
geführt Hat, zu dem eiſernen Würfelſpiel, wo um Königs- und 
Kaiſerkronen gefpielt wurde, daß die Millionen deutſcher Krieger, 
die gegen einander gekämpft und geblutet haben, daß die Tau⸗ 
ſende und aber Tauſende von Gebliebenen und der Seuche Er⸗ 
legenen, die durch ihren Tod dieſe nationale Entscheidung be⸗ 
ſiegelt haben, mit dem Beſchluſſe eines Landtags zu den Acten 
geſchrieben werden können? Dann ſtehen Sie wirklich nicht auf 
der Höhe der Zeit, ſondern Sie machen ſich eine vollſtündig 
unmögliche Situation. 

Ich wende mich gerne, fuhr er fort, von dieſen phantaſtiſchen 
Unmögligteiten in das reale Gebiet zurück zu einigen Eimven- 
dungen, die gegen den Inhalt der Verſaſſung gemacht worden 
ſind. Hier gab er dann die für den günſtigen Verlauf der Ver⸗ 
handlung wichtigen Erklärungen. 

Zunächſt die allgemeine, „daß wir das Werk der Verbeſſerung 
fäßig halten, daß wir für feinen Vorſchlag, der es mit der Er⸗ 
leichterung des Zuſtandekommens und der Verbeſſerung des 
Werkes ernſtlich meint, unempfünglich find“. 

Sodann die Zurückweiſung des Verdachts, daß die Regie⸗ 
rungen eine gerſtörung des conſtitutionellen Lebens, eine Zer⸗ 
reibung der Parlamente durch deren gegenseitige Bekämpfung im 
Sinne trügen. Was hätten wir denn davon? Iſt denn auf 
die Dauer eine Regierung denkbar, die zu allen auswärtigen 
Schwierigkeiten ſich ſyſtematiſch auf ein wildes Reactionsweſen 
einlaſſen und ſich in ſtetem Hader mit der eignen Bevölkerung 
aufhalten möchte? 

Und daran knüpfte er das für den Fortgang des Werkes 
entſcheidende Wort: „Wir wollen den Grad der Zreiheits⸗ 
Entwicklung, der mit der Sicherheit des Ganzen nur irgend ver⸗ 
träglich iſt. Es kann ſich nur handeln um die Grenze: wie viel, 
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was iſt mit dieſer Sicherheit auf die Dauer verträglich? 
was iſt jetzt mit ihr verträglich? iſt ein Übergangsſtadium 
nöthig? Wie lange muß dies dauern?“ 

Damit war der Streit über die Principien des Budgetrechtes 
aufgegeben und in Erinnerung an Tieſien's lezten Vorſchlag 
im eine Verhandlung über ein Mehr oder Weniger verwandelt. 
Bismarck erklärte nicht wörtlich, daß die Regierungen Tweſten's 
Vorſchlag annähmen, wohl aber ließ er die Möglichkeit deſſelben 
zu, indem er die Geſtaltung der Dinge im Falle der Annahme 
entwickelte. Allerdings warnte er mit großem Ernſt, auf dem 
Gebiete des Heerweſens das Streben nach Erhöhung des parla⸗ 
mentariſchen Einfluſſes nicht fo hoch zu überſpannen, daß endlich 
der ganze Beſtand der Armee von wechſelnden Majoritäten ab⸗ 
hängig würde: niemals würden die Regierungen bei einer ſolchen 
Erſchütterung des Fundaments der nationalen Sicherheit ſich 
nachgiebig zeigen können. Um fo entgegenkommender redete er 
über die ſonſtigen Ausſtellungen, welche in den Verhandlungen 
an dem Entwurfe gemacht worden waren, erkannte bei mehreren 
die Richtigkeit an und verhieß für die übrigen wohlwollende 
Erwägung, entweder gleich hier bei der Verfafjung oder bei der 
fpätern Gesetzgebung. Zugleich betonte er, ſtets die Verhütung 
europäischer Schwierigkeiten im Auge, die Mahnung, ſich nicht 
jo viel mit dem künftigen Schickſal Süddeutſchlands zu beſchäf⸗ 
ligen: Waldeck s Antrag enthalte das fidjerfte Mittel, die Süd⸗ 
ſtaaten vom Eintritte zurücktzuſchrecken; die bevorſtehenden Ver⸗ 
handlungen über den Zollverein würden die beſte Vorbereitung 
für weitere Annüherung fein; die Hauptſache, das krͤſtige Zu⸗ 
ſammen wirken des Nordens und des Südens bei jeder aus⸗ 
wärtigen Gefahr, fei ſchon jeßt vollkommen geſichert. Alo, 
ſchloß er, kommen wir raſch zum Abſchluß: ſetzen wir Deutſchland 
in den Sattel, reiten wird es ſchon können. 

Mit dieſen Darlegungen war eine vollſtändige, principielle 
Ungeſtaltung des Verfaſſfungsentwurfs Fröftig zurückgewieſen, 
auf dem Boden deſſelben eine Reihe der erhobenen Bedenken 
aus dem Wege geräumt, und für die Hauptſchwierigleit, das 
Armeebudget, der Weg zur Verſtändigung genau bezeichnet. 
Das Intereſſe der allgemeinen Debatte war damit im Grunde 
erschöpft, und fo lebhaft und talentvoll die jetzt noch auftretenden 
Redner der Fortſchrittspartei, Schulze⸗Delitzſch und Franz Duncker, 
für ihr Syſtem zu werben ſuchten, ſo waren ſie doch Kal in 
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der Lage, neue Geſichtspuntte aufzuſiellen ober die fich vollziehende 
Annäherung zwiſchen den Regierungen und der Majorität zu 
ftören. Es gelang ihnen um fo weniger, als die ſachſſchen Ab⸗ 
geordneten, die man Anfangs nach den Vorgängen von 1866 
für widerwillige Particulariften gehalten hatte, ſich in ihrer 
Stellung kaum von jener Miquel 's unterſchieden, zwar mehrſacht 
Wünſche für die Verbeſſerung der Verfaſſung äußerten, in erſter 
Linie aber für das Zuſtandekommen des Werks als eine uner⸗ 
laßliche Nothwendigkeit waren und kraftig eintraten. In ſchroffem 
Gegenſaße zu ihnen machte fi auf andern Seiten ein particu- 
lariſtiſcher Zorn gegen den ganzen 1866 geſchaſſenen Zuſtand 
in heftigen Ergüſſen Luft. Freiherr von Münchhauſen aus 
Hannover begann zwar mit der Erklärung, loyal an der neuen 
Verfaſſung mitzuarbeiten, und ſchloß mit der Warnung, nicht 
durch Ablehnung derſelben das vorhandene Übel ärger zu machen, 
ließ aber in der nähern Prüfung des Entwurfs keinen Stein 
deſſelben auf dem andern. Er fand darin den Mangel einer 
ſcharſen Begrenzung und Beſchränlung der Befugniſſe der Central⸗ 
gewalt gegenüber den einzelnen Regierungen, ferner, in wunder⸗ 
barem Widerſpruch mit dieſem Tadel, den Mangel an verant⸗ 
wortlichen Bundesorganen gegenüber dem Reichstag, endlich den 
Mangel eines Reichsgerichts zum Schutze der perſönlichen Frei⸗ 
heit und der berechtigten Eigenthümlichteiten der Einzelftaaten. 
Dies führte ihn dann zu einer Schilderung der Volksſtimmung 
in Hannover und des dort eingehaltenen preußiſchen Verfahrens. 
Das Volk ſei der Annexion von Anfang an gründlich abgeneigt 
geweſen, zunächſt weil dort der Rechtsſinn und damit die Anz 
Hänglichfeit an die angeſtammte Dynaſtie unerſchütterlicher ſei 
als anderwärts, und fobann, höchſt charakteriſtiſch für den klein⸗ 
ſtaatlichen Patriotismus, weil eine Großmacht einen erheblichen 
Theil ihrer Kräfte zur Sicherung nach Außen verwenden müſſe, 
deshalb nicht wie ein Kleinſtaat alle Mittel ausſchließlich zur 
Pflege der localen Intereſſen benutzen könne, und man ohne 
Zweiſel alſo beſſer und behaglicher im Kleinstaat lebe. Und 
nun vollends, wenn wie hier die Großmacht ihr Heerweſen zu 
ſolcher Maſſe entwickelt, daß für das Volk ein unerträglicher 
Steuerdruck entſteht, und nach Außen eine ſolche Rüſtung als 
eine ſtete Gefährdung des europäifchen Friedens erſcheinen muß. 
Weiter aber wurde der Deſpotismus des bisherigen preußiſchen 
Sübelregiments über Hannover dem Abſcheu des Hauſes Preis 
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gegeben; wir wollen zur Ehre des edlen Freiherrn hoffen, daß 
er von der Exiſtenz der großen welfiſchen Militärverſchwörung 
nichts wußte, durch welche die Schürfung jenes Regiments hervor⸗ 
gerufen und gerechtfertigt wurde ). 

Mit noch größerer Deutlichkeit zeichnete fich ein angeſammelter, 
wahrhaft giftiger Ingrimm gegen Preußens mächtige Erfolge in 
der Rede des ultramontanen Herrn von Mallinckrodt. Justitin 
est regnorum fundamentum, rief er, aber an der Wiege dieſes 
norddentſchen Bundes hat die Juſtitia nicht geſtanden. Er ent⸗ 
wickelte bann, wie Preußen die Sünde der rechtloſen Eroberung 
doppelt ſchwer gegen Schleswig⸗Holſtein begangen, indem es ſich 
dort als Befteier eingeniſtet und dann als Vergewaltiger geendigt 
habe, wie Preußen weder gegen Oſterreich noch gegen den Bundes⸗ 
tag einen rechtlichen Grund zum Kriege gehabt, alſo nur aus 
Herrſchſucht und Habgier den Bund geſprengt, Ofterreich hinaus⸗ 
geſtoßen, drei Jürſtenhäuſer verjagt, die Stadt Frankfurt confis⸗ 
ciet habe, wie es durch dieſe Annexionen einen wahren Bundes⸗ 
ſtaat unmöglich gemacht, und demnach jetzt in Wirklichkeit den 
Einheitsſtaat, ein Großpreußen anftatt eines Kleindeutſchland, 
vorbereite. Bismarck habe nach all dieſen Thaten von einem 
ſechshundertichrigen Elend der deutſchen Nation gesprochen; mit 
bitterer Ironie bemerkte dazu der Redner, er könne nicht füglich 
annehmen, daß Bismarck den Beginn dieſes Elends von der 
Vändigung der Raubritter durch Rudolf von Habsburg datire; 
er ſcheine mit gewiſſen Historikern (hier fiel ein Blick auf den 
im Haufe anweſenden Verfaſſer dieſes Buchs) anzunehmen, daß 
der ganze Verlauf unferer Kaiſergeſchichte eine Vertehrtheit ge⸗ 
weſen, weil er nicht zur Centraliſation geführt habe, während 
doch die Welt wiſſe, daß die Menge unſerer Fürſtenhöfe die 
Quelle eines reichen und fruchtbaren Geiſteslebens in allen 
Theilen des Reichs geworden ſei. Jedermann verftehe das Wort 


9 Unmittelbar vor dem Schluß der Verhandlung legte noch ein 
anderer Hannoveraner, der Bürgermeiſter Grumbrecht von Stabe, das 
Zeugniß ab, die Anſchauungen des Herrn von Münch hauſen lebten nur 
in einem Theile der höchſten und einem der niedrigſten Schicht der 
Bevölterung, namentlich in den altwelfiſchen Bezirken Lüneburg, Kalen⸗ 
berg, Göttingen; der von Münchhauſen geprieſene Rechtsſinn fei durch 
die Berſaſſungsbrüche ber beiben lezten Könige ſtark erichüittert, dadurch 
die Annexion vorbereitet und zuletzt durch die unverſtändige Politit 
der Regierung unvermeidlich geworden 
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deutſche Freiheit und ebenſo die Worte preußiſche Diſciplin und 
Uniform. Zwinge man den deutſchen Weſten und Süden in 
die Monotonie eines preußiſchen Einheitsſtaats, fo ſei die 
Folge unausbleiblich: der Deſpotismus und dagegen die Re⸗ 
volution 

Es scheint einleuchtend, daß ein Staat, wo in einer durch 
allgemeines Stimmrecht gewählten Verſammlung eine ſolche Rede 
gehalten werden kann, die Freiheit nicht erdrückt, und daß eine 
reiche innere Mannichfaltigkeit einem Gemeinweſen nicht fehlt, 
welches die rheiniſch⸗weſtfäliſche Heimath des Redners neben Ofte 
breußen und Poſen in ſich ſchließt. Bismark begnügte ſich auf 
Mallinckrodt's hiſtoriſche Andeutungen mit dem niederſchmettern⸗ 
den Worte zu antworten: die ſechshundert Jahre führen, genau 
genommen, über Rudolf von Habsburg hinaus in die Zeit der 
Anarchie, in der die Raubritter entſtanden; wodurch aber ent⸗ 
ſtand die Anarchie? durch den Sturz der Staufer, und wodurch 
der Sturz der Staufer? durch den Sieg der Welfen und der 
Ultramontanen. 

Ganz wie Münchhausen redete dann auch ein hanſeatiſcher 
Minifterrefident außer Dienſten, Schleiden, damals Abgeordneter 
eines Holſteiner Wahlbezirks, zu Gunſten lleinſtaatlichen Be⸗ 
hagens, wo man ſich der erſten nationalen Pflicht, der Sicherung 
gegen Außen, unbefangen entzieht, um draußen niemand Anſtoß 
zu geben. Wie Münchhausen eine Verminderung des Landheers 
begehrte, erhob ſich Schleiden gegen die Gründung einer deutſchen 
Flotte. Hatten wir, ſagte er, eine ſtarke Flotte gehabt, niemals 
hätte der Großhandel der Hanſeſtödte eine ſolche Entfaltung ge- 
winnen können. Ganz richtig: mit einer ſtarken Flotte hätte 
Deutſchland vielleicht auch Kriege zur See geführt, während 
deren durch Unterbrechung der ftillen Neutralität der Hamburger 
Handel zeitweife geſtört worden wäre. Auf dieſem Standpunkte 
mußten allerdings die glorreichen Vorfahren der Hanſa einiger 
Maaßen blodſinnig erſcheinen, welche Mühe und Koſten auf die 
Gründung einer Flotte verwandten, mit der ſie in mehr als 
einem Jahrhundert den ganzen europäiſchen Norden ihren Handels⸗ 
intereſſen dienſtbar machten — bis dann ein deutſcher Kaiſer, 
Carl V., ſelbſt dazu half, Deutſchlands maritime Größe zu 
brechen. 

Auf Schleswig⸗Holſtein übergehend, verſtieg ſich Schleiden 
zu dem Sape, niemals habe eine Regierung von Golles Gnaden 
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fo viel dazu gethan, das monarchiſche Princip zu compromittiren, 
wie die preußiſche durch die Verdrängung Auguſtenburgs und 
die Annexion der Herzogthümer. Offenbar waren dieſem Diplo⸗ 
maten die Frankfurter und Londoner Verhandlungen von 1852 
und das dänische Thronfolgegeſez von 1853 vollig unbetannt 
geblieben. 

Indeſſen ſo heftig dieſe Stimmungen bei einzelnen Gruppen 
aufſchäumten, die Particulariſten vermochten fo wenig wie die 
Demokraten den Gang der Dinge und das Streben der Mehr⸗ 
heit zu wenden. In einem warmen und klaren Vortrag ſprach 
Bennigsen es aus: durch die Verhandlung find die aus einander 
gehenden Anſichten fi weſentlich näher gekommen: es ift ein 
fefter Boden für die Verftändigung gewonnen worden. Georg 
Vincke ging darauf noch einmal in einer von ſchneidendem Witze 
und patriotiſcher Gluth funkelnden Rede die Einwendungen der 
Gegner durch, und auf gewiſſe Außerungen, daß die Annahme 
der Berfaffung oder der Eintritt der Südſtaaten den Zorn des 
Auslandes erregen könnte, an wortete er mit wegwerfendem Eifer: 
in jedem franzöſiſchen oder engliſchen Parlament hütte ein ſolches 
Wort einen Sturm der Entrüſtung hervorgerufen; ſollte Deutſch. 
land eine geringere Selbſtachtung befipen? 

Mit dieſen kräftigen Sätzen hatte er der überwältigenden 
Mehrheit aus der Stele geſprochen. Es gab bei ihr, fo wenig 
wie überhaupt beim deutſchen Volte, eine ſeindſelige Stimmung 
gegen irgend einen ihrer Nachbarn. Feſt aber ſtand der Ent⸗ 
ſchluß, keine fremde Einmiſchung in die deutſchen Angelegenheiten 
zuzulaſſen, und wenn man aus Rückichten der innern Politik 
für den Augenblick auf die Erweiterung des Bundes zur voll⸗ 
ſtändigen deutſchen Einheit noch verzichtete, ſo ſtimmte doch eine 
jubeln de Gegeiſterung Miguel 2 Rede zu, daß die deutſche Ein- 
heit ſich vollenden müſſe, möchten die fremden Müchte darob 
Freude oder Zorn empfinden. Nur der leitende Minifter, deſſen 
deutſcher Patriotismus keinem andern etwas nachgab, warnte 
dringend im Intereſſe des Friedens, keinen Schritt zu thun, der 
von anderer Seite als Verlezung der Verträge gerügt werden 
könnte. 

Die Verſanmlung follte ſofort inne werden, daß zu dieſer 
Aufforderung guter Grund vorlag. Am 13. Mürz hatte ſie die 
erſte Leſung der Verfaſſung geſchloſſen; am 14. eröffnete in Paris 
der geſepgebende Körper eine nicht minder erregte Verhandlung 
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über Frankreichs auswärtige Politik, insbeſondere über feine Bes 
ziehungen zu Italien und Deutſchland. Hier erſchien gegen 
Preußens bisherige Erfolge ein tiefes Mißtrauen und bitterer 
Verdruß, vollends aber gegen eine weitere Entwicklung der 
deutſchen. Einheit erhob ſich unverhüllt der kriegſchaubende 
Proteſt. Oft hat man ſonſt von der Entzündung ſchlimmer 
Kämpfe durch eine ſelbſtſüchtige Cabinets politik geſprochen: hier 
drohte umgekehrt, wenn nicht den Cabinetten ein⸗ und abzulenken 
gelang, die populäre Leidenſchaft der beiden Nationen einen 
heftigen Zuſammenſtoß herbeizuführen. 

Es war wieder, wie im Mai des vorigen Jahres, Thiers, 
welcher zu jenen übermüthigen Auslaſſungen die Lofung gab, 
indem er eine Interpellation an die Regierung über deren 
weiteres Verhalten gegen Italien und Deutſchland einbrachte, 
und dieſelbe am 14. März in einer die ganze Sitzung aus⸗ 
füllenden Rede begründete. Es war das Programm der alten 
franzöſiſchen Überlieferung, daß Frankreich in ſich geeinigt und 
dadurch ſtark, feine Nachbarn aber in ihrem Innern zerſpalten 
und dadurch ſchwach fein müßten. In weitläufigen Erörterungen, 
die bis auf Franz I., Richelien und Mazarin zurückgriffen, 
geißelte er das Verfahren der Regierung, welches dieſe echte 
Intereſſenpolitik zu Ehren eines phantaſtiſchen Nationalitäts⸗ 
princips verlaſſen, die Einheit Italiens geſchaffen, und damit 
die deutſche Einheit unter preußiſcher Herrſchaft ermöglicht Hütte. 
Man habe gemeint, im Trüben fiſchen zu können, und deshalb 
Preußen erlaubt, im Kriege gegen Oſterreich und dem deutſchen 
Bunde um ſich zu greiſen, damit man ſelbſt anderweitig um ſich 
greifen könne. Das aber heiße, für ein ſchnödes Trinkgeld Frank⸗ 
reichs Lebensintereſſen verrathen. Jetzt ſei das Unheil geſchehn, 
und ſehr verlehrt würde es fein, etwa mit Waffengewalt die 
Heute erreichte Größe Preußens wieder zertrümmern zu wollen. 
Denn damit würde man erſt recht die Vollendung der deutſchen 
Einheit beſchleunigen, Süddeutſchland in Preußens Arme und 
Preußen in Rußlands Bündniß treiben. Er befämpfe alſo das 
neue Militärgefeg, welches die Armee verdoppeln und ganz 
Frankreich in eine große Caſerne verwandeln wolle. Alles komme 
darauf an, weitere Fortſchritte des preußiſchen wie des ruſſiſchen 
Ehrgeizes zu verhindern, und dazu gebe es jetzt nur noch ein 
Mittel, eine große Allianz aller conſervativen Mächte zu ſtrenger 
Aufrechthaltung des heutigen Beſipſtandes. Eine ſolche Allianz 
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werde ohne Krieg die großen Störenfriede im Zaume halten. 
Aber freilich ſei daftir die erſte Bedingung, daß Frankreich ſelbſt 
ſeine auswärtige Politik in den Dienſt der conſervativen Idee 
ſtelle und jeden Gedanken an eigne Vergrößerung weit von ſich 
hinweg weiſe. Dann werde es jene ſtarke Allianz erlangen und, 
auf fie geftügt, jede weitere Ausdehnung Preußens in Deutſch⸗ 
land und Rußlands im Orient verhindern können. 

Trotz des Talents, womit die Rede entworfen war, machte 
fie auf die Mehrheit geringen Eindruck. Denn dieſe war mini⸗ 
fteriell; es war ihr nicht unbekannt, daß die Regierung nach 
Annexionen ſtrebte, und noch mehr, ſie war damit nicht bloß 
einverſtanden, ſondern begehrte ſie ſelbſt. So verhielt ſie ſich 
kalt und ablehnend gegen Thiers' conſervatives Programm, be⸗ 
greiflicher Weiſe ohne den eignen Gedanken offen zu verkünden. 
Einen Widerſpruch gegen Thiers erhob nur einer feiner ſonſtigen 
Genoſſen in der Oppoſition, Emil Olivier, ein höchſt talentvoller 
Sohn des franzöſiſchen Südens, ein Mann von leidenſchaftlicher 
Erregbarkeit, ohne innern Halt, den wechſelnden Eindrücken des 
Augenblicks zu widerſtehn, damals von dem Ehrgeiz erfüllt, aus 
einer erfolgloſen Oppoſition ſich zum Vefige der Macht empor⸗ 
zuſchwingen, deshalb in geheime Beziehung zum Kaiſer getreten, 
den er zu einem Syſteme conſtitutioneller Regierung zu bekehren 
hoffte. Gerade nach ſeinen demokratiſchen Geſinnungen fand er 
es unbegreiflich, wie Thiers feine Theorie vom europäiſchen 
Gleichgewicht als den Schuß für die Unabhüngigteit aller Staaten 
pries, und kraft deſſelben allen Völkern verbieten wollte, zu thun, 
was fie am Lebhaſteſten wünſchten. Dabei kannte er die Friedens⸗ 
liebe des Kaiſers und warf ſich alſo mit verdoppeltem Nachdruck 
dem Strome der deutſchfeindlichen Mejorität entgegen. Er er⸗ 
Härte die deutſche Einheit für das unzerſtörbare Erzeugniß einer 
geſchichtlichen, vollkommen berechtigten Entwicklung, die ſich nicht 
eher beruhigen werde, als bis das Ziel erreicht und die Ver⸗ 
einigung aller deutſchen Stämme vollzogen ſei. Freilich ſeien 
Bismarcks Annegionen eine nicht zu entſchuldigende Gewaltthat, 
aber auf völlig geſetzlicher Grundlage werde der norddeutſche 
Bund beruhn, auf freiem Vertrage der Fürſten und der Zu⸗ 
ſtimmung einer Volksvertretung aus allgemeinem Stimmrecht. 
Die deutſche Einheitsbewegung zeige leine Spur einer ſeind⸗ 
ſeligen Richtung gegen Frankreich; dieſes habe ihr gegenüber 
jetzt den bedentungsſchwerſten Entſchluß zu faſſen: erkenne man 
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fie rückhaltlos in vollem Umfange an, fo ſei der Friede auf lange 
hin gefichert; verbiete man ihre Vollendung, fo gehe Frankreich 
einer unobfehbaren Kette furchtbarer Kämpfe entgegen. 

Dieſe prophetiſchen Worte gingen ſpurlos an der Verſamm⸗ 
lung vorüber. 

Es ift für uns ebenfo unmöglich, erläuterte gleich nachher 
Graf Latour, Rußland in den Beſitz Conſtantinopels, wie 
Preußen zur Herrſchaft über Süddentſchland und vielleicht 
Deutfchöfterreich gelangen zu laſſen: unſere eigne Sicherheit 
wäre durch das Eine wie durch das Andere auf das Höchste 
gefährdet. Der Staats miniſter Rouher vertheidigte darauf nach 
Kroften gegen Thiers“ Angriffe die bisherige Politik der Regie“ 
rung. Allerdings räumte er ein, daß der Schlag von Sadowa 
für fie eine Quelle patriotiſcher Beklemmung geweſen, doch habe 
die Vermittlung, zu der fie ſich raſch entſchloſſen, jeden wünſchens⸗ 
werthen Erfolg gehabt. Über die jepigen Beſtrebungen der Re⸗ 
gierung hüllte er ſich in vorſichtiges Schweigen: wenn aber 
Thiers, ſagte er, beſorgt fei, daß Preußen denmächſt die Hand 
nach der Eroberung von Holland oder Süddeutſchland aus⸗ 
ftredten werde, fo wolle er hiemit erklͤren, daß Preußen in dieſer 
Beziehung die bündigſten Zuſicherungen gegeben habe; ſollte 
es einmal davon abgehn, ſo würden Frankreich und England 
ihm energisch darthun, daß die Zeit thörichter Ehrſucht vor⸗ 
über ſei. 

Mochte der franzöfiſche Miniſter noch fo scharf gegen Thiers 
auftreten, mochte er über franzöſiſche Annerionspläne ſchweigend 
hinweggehn: was Preußen betraf, machte auch er kein Hehl aus 
dem patriotiſchen Kummer über deſſen Heranwachſen und aus 
dem beſtimmten Entſchluß, die Verſchmelzung von Nord⸗ und 
Süddeutſchland nicht zu geſtatten. Von Ollivier's nationalen 
Sympathien war er ſo weit wie möglich entfernt. 

Gegen dieſe erhob ſich auch aus den Reihen der Oppoſition 
ein weiterer fräftiger Widerſpruch 

Jules Favre ſtimmte in der Bekämpfung jeder kriegeriſchen 
Politit und folglich auch des neuen Militärgeſetzes vollſtändig 
mit Thiers überein; wie dieſer erklärte er Bismarcks Annerionen 
für eine ruchloſe Gewaltthat und die Vollendung der deutſchen 
Einheit für eine ſchwere Schädigung Frankreichs. Aber für die 
Abwendung dieſer preußiſch⸗deutſchen Gefahr meinte er ein beſſeres 
Heilmittel als Thiers große Allianz vorſchlagen zu können. 
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Man hat ums gefagt, rief er, in Deutſchland ſei der Drang zur 
Einheit unaufgaltfam. Nun wohl, in dieſem großen Lande gebe 
es ohne Zweifel einige Bölferfchaften, welche Ahrlichteiten unter 
einander haben. Aber ebenfo groß, ebenſo zahlreich ſeien die 
Verſchiedenheiten, die ſich unter einander abſtoßen. Deutſchland 
fei offenbar mehr für einen Staatenbund als für die Einheit 
geſchaffen. Jener biete ihm immenſe Vortheile, deren erſter und 
größter es fei, die Nachbarn nicht zu beunruhigen. (Wie erquick⸗ 
lich mußte den Herrn von Münchhauſen und Schleiden dieſe 
Belobung ihrer Anſichten durch den franzzſiſchen Redner fein.) 
Unter dieſen Umftänden müſſe Frankreich es vermeiden, die 
deutſchen Stämme mit ſeinen Waffen zu bedrohn und dadurch 
im ganzen deutſchen Volle die nationale Leidenſchaft zu ent⸗ 
flammen. Um die deutſche, oder vielmehr die preußiſche Einheit 
aufzulöſen, habe Frankreich nur ein Mittel, aber ein untrügliches, 
es heiße Beſchüzung der verjagten Fürſten, Herſtellung der 
annectirten Staaten und Befreiung der unterdrückten Völker. 
Thiers hatte als Staatsmann gesprochen, hier redete der Demagog. 
Aber um damit Glauben zu finden, fuhr Favre fort und kam 
wieder zu Thiers zuriick, fei es unerlüßlich, daß Frankreich auf 
jede eigne Vergrößerung verzichte. Bewegung in der Verſamm⸗ 
lung.) Keine Annexionen! wiederholte der Redner. Der Augen⸗ 
blick iſt feierlich. Würdet Ihr eine Annexion annehmen? (Lärm.) 
Wenn Belgien beſetzt, wenn Luxemburg annectirt werden konnte. 
würdet Ihr beſeßen und annectiren wollen? 

Die Verſammlung antwortete durch eine unwillig tobende 
Mipbiligung. Zugleich aber ergriff aus ihrer Mitte Granier 
de Caſſagnac das Wort, ein eifriger, nicht eben glänzend be⸗ 
leumdeter Bonapartiſt. Er begann in gemäßigtem Tone: ich 
meine, wir follen rüften, niemand bedrohn, abwarten. Niemand 
bedrohn, alſo auch niemand tadeln. Ich tadele Preußen nicht, 
denn ich will auch unſere Vorfahren nicht tadeln, welche unſer 
Frankreich durch die Eroberung von Rouſſillon, Franche⸗Comté, 
Elſaß, Algerien geſchaffen haben. Wie Ollivier denke ich, daß 
Preußens Werk ſich weiter ausdehnen wird, und wie Thiers, 
daß dies für Frankreich gefährlich werden kann. Nun hat mein 
Patriotismus allerdings einige befondere Vorurtheile. Er glaubt 
an die natürlichen Grenzen; er glaubt, daß ein Berg oder ein 
Fluß größere Sicherheit gibt, als ein preußiſcher Grenzofahl. 
Er glaubt ferner an das Recht der Intervention überall, wo 
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ein franzöfifehes Intereſſe auf dem Spiele ſteht. Dieſe Vor⸗ 
urtheile, meine Herrn, erscheinen mir als nationale Rechte. (Leb⸗ 
hafter Beifall) Es war die nackte Erklärung, Preußen möge 
die deutſche Einheit vollenden, wenn Frankreich die Rheinlande 
erhalte. Wenn nicht, nicht. 

Die Verhandlung neigte fich zum Abſchluß. Noch einmal 
kreuzten Thiers und Rouher in langen Erörterungen die Waffen. 
Neue Geſichtspunkte aber traten nicht hervor, und nach Rouher's 
Rede ging die Kammer mit 219 gegen 45 Stimmen zur ein⸗ 
fahen Tagesordnung über. 

So war ein pofitiver Beſchluß nicht gefaßt worden. Dennoch 
aber konnte über das Ergebniß kein Zweifel beſtehn. 

Auch wenn man annahm, daß dem Staatsminifter Rouher 
die Widerlegung der von Thiers und Favre gegen die bisherige 
Politit der Regierung gerichteten Angriffe glänzend gelungen 
wäre, immer mußten ſolche Vorwürfe für Napoleon einen bren⸗ 
nenden Antrieb enthalten, den hier in Frage geſtellten Ruhmes⸗ 
glanz Frankreichs durch greifbare Erfolge zu erhöhen. An 
Annexionsplänen gegen Belgien und Luxemburg zweifelte nie⸗ 
mand mehr. 

Gegen Preußen hatte ſich auf allen Seiten das Gegentheil 
nachbarliches Wohlwollens gezeigt. Nicht einmal die ruhige Zu⸗ 
laſſung der bisherigen preußiſchen Erfolge war ohne Wiberſpruch 
geblieben; bis auf den einzigen Ollivier waren Miniſter und 
Volksvertreter einig in der Erklärung, in Deutſchland nicht einen 
Schritt über den Nikolsburger Frieden hinaus ohne Compensation 
zu dulden. Die preußiſchen Großſprecher und die deutſchen Ein⸗ 
heitsfchwärmer follten es ſich gejagt ſein laſſen. 

Von einer ſolchen Wirkung war nun bei dem deutſchen 
Reichstag nicht das Geringſte zu ſpüren. Man fühlte ſich bei 
dem Einheitsſtreben zu ſehr in gutem Rechte, um das franzöſiſche 
Übelwollen dagegen eigentlich ernſt zu nehmen, und meinte auch 
ſtark genug zu fein, wirkliche Feindſeligteit fojort niederzuſchlagen. 
So dachte man viel mehr an die Regelung der innern Freiheits⸗ 
frugen, als an die drohenden Mienen einer Nachbarmacht. Es 
war beinahe ein Zufall, daß am 18. März die Verhandlung des 
Reichstags eine Wendung nahm, welche die auswärtigen Be⸗ 
ziehungen streifte. 

Es handelte ſich um Artikel 1 des Verſaſſungsentwurfs, 
welcher die Staaten aufzählte, die fi) zu dem Norddeutſchen 
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Bunde vereinigten. Dagegen erſchien zunüchſt ein Proteſt der 
polniſchen Abgeordneten aus der Provinz Poſen, und ein anderer 
der däniſchen aus Nord⸗Schleswig, die ſich kraft ihrer Nationalität 
dagegen verwahrten, in einen deutſchen Bund einzutreten. Nach 
einer langen, mehrmals ſehr hitzig geführten Erörterung über 
beide Fragen erhob ſich ein ſächſiſcher Demokrat Namens Schraps, 
um zu rügen, daß in jenem Verzeichnſß der Bundesstaaten ein 
echt deutſches Land, das Großherzogthum Luxemburg, fehle. Bei 
dem jegigen Syſtem werde Deutjchland immer kleiner; nachdem 
man Oſterreich abgetrennt, blieben die ſüddeutſchen Staaten 
draußen, und jetzt werde auch im Nordweſten die Verbindung 
mit Luxemburg, und dadurch mit Niederland, zerriſſen. Bismarck 
erwiderte, er freue fi) des Anlaſſes, hier öffentlich den gehäffigen 
und thörichten Gerüchten entgegen zu treten, daß Preußen An⸗ 
nexionsgelüſte gegen Niederland im Sinne trage; bekanntlich 
habe Niederland längſt gewünſcht, wenigſtens Limburg aus dem 
deutſchen Bunde heraus zu ziehn; Preußen habe alſo nach dem 
Zerfall des alten Bundes keine Aufforderung zum Einteitt in 
den neuen an den König gelangen laſſen; ebenſo wenig ſei von 
dort eine entſprechende Meldung getommen. Preußen habe nichts 
begehrt, auf nichts verzichtet, ſei aber fo weit wie möglich von 
jedem Gedanken an Beeintrüchtigung der Selbſtändigkeit Nieder⸗ 
lands entfernt. Darauf ergriff Herr von Carlowitz das Wort, 
um wieder auf die Klage über Luxemburg zurückzukommen; 
freilich dürfe man den Großherzog nicht zum Bundesfürſten 
machen, da er zugleich König von Holland ſei, und man die 
Schädlichkeit fremder Souveräne als Mitglieder im alten deutſchen 
Bunde hinreichend kennen gelernt habe. Aber das Land gehöre 
zu Deutſchland und ſei jetzt bedroht, in die Hand eines auch 
für Deutſchland ſehr gefährlichen Nachbars zu fallen. Sodann 
fand der Redner, wenn er auch nicht auf den ſofortigen Eintritt 
der Südstaaten dringen wollte, es voch ſehr mißlich, daß die⸗ 
ſelben nicht einmal wie im alten Bunde verpflichtet ſeien, keine 
Bündniſſe gegen die Sicherheit Deutſchlands zu fliehen; wenn 
z. B. Würtemberg heute ſich mit Frankreich verbündete, ſo wäre 
das zwar abſcheulich, aber fein formelles Recht dazu unleugbar. 
Er hoffe alſo, daß der vielgewandte Graf Bismarck für dieſe 
Übelftände Abhülfe fhaffen würde. Bismarck bemerkte darauf, 
daß Carlowitz ein beſonderes Geſchick habe, heikle Fragen zur 
Sprache zu bringen. Was Luxemburg betreffe, ſo gebe es kein 
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Drittes, entweder müſſe man den König⸗Großherzog in den Bund 
aufnehmen oder auf die Aufnahme des Landes verzichten. Wolle 
Carlowitz die Luxemburger Frage weiter behandeln, ſo werde er 
vielleicht Gelegenheit finden, eine europlſche Frage zu ſchaſſen. 
Über das Bündnißrecht der ſüddeutſchen Staaten habe er, Bis⸗ 
mard, ſchon einmal Außerungen gethan, welche Carlowit nicht 
gehört oder nicht verſtanden habe; fo wolle er denn ausdrüd- 
lich wiederholen, daß ihr Zuſammenſtehn mit uns gegen jede 
auswärtige Gefahr feit den Friedensſchlüſſen vertragsmüßig ge⸗ 
ſichert fe. 

Die Verhandlung hatte doch im Hauſe ſo großen Eindruck 
gemacht, daß Bismarck ſich veranlaßt fand, die Trutz⸗ und Schutz⸗ 
bündniſſe mit Baden, Würtemberg und Bayern am folgenden 
Tage, dem 19. März, zu veröffentlichen. Er that dies um fo 
unbedenklicher, als er ſelbſt kurz vorher dem Grafen Benedetti 
Kenntniß von ihrem Inhalt gegeben, und zugleich erfahren hatte, 
daß derſelbe ſchon längſt der ſtanzöſiſchen Diplomatie lein Ge⸗ 
heimniß geblieben war. Dennoch follte, wie wir bald ſehn 
werden, die Veröffentlichung für Napoleon äußerſt unangenehme 
Folgen haben. 

Der Reichstag begann an diesem Tage die Berathung über 
die Competenz der Bundesgeſetzgebung. Der Entwurf beſtimmte, 
daß die verfaffungsmäßigen Bumdesgefepe den Landesgeſeten 
vorgehn würden, daß die Übereinftimmung der Mehrheits⸗ 
beſchlüſſe im Bundesrath und im Reichstag zu einem Bundes⸗ 
geſetz erforderlich und ausreichend fei, daß im ganzen Bundes⸗ 
gebiete ein gemeinſames Indigenat beſtehn follte, kraft deſſen 
jeder Angehörige eines Bundesſtaats in jedem andern als In⸗ 
länder zu behandeln ſei. Sodann zählte ein Artikel die An⸗ 
gelegenheiten auf, welche der Auſſicht und der Geſetgebung des 
Bundes unterliegen würden: er beſchränkte fie beinahe ganz auf 
die Gebiete des Handels und Verkehrs, ſo wie der materiellen 
Intereſſen überhauptj der Bund ſollte Zölle und indirecte Uhr 
gaben, folglich keine directen Steuern erheben. 

Dieſe Abgrenzung erſchien auf verſchiedenen Seiten in ver⸗ 
ſchiedener Richtung zu enge. Zuerſt begehrte Schulze⸗Delitzſch 
die Bildung einer Commiſſion mit dem Auftrage, die Grund⸗ 
rechte der Deutſchen zu redigiren, und die latholiſche Gruppe 
ſchloß fi ihnen an mit der Forderung, die Freiheitsrechte der 
Religion und der Kirche ebenfalls durch die Bundesverſaſſung 
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ſeſtzuſtellen. Aber zu lebhaft erinnerte ſich die Mehrheit des 
Zeitverluſtes, welchen 1848 das Parlament durch die endloſe 
Berathung der Grundrechte erlitten; man wollte nicht wieder 
an derſelben Klippe ſcheitern, und wies, da fait in allen Staaten 
die Grundrechte bereits einen Theil der Landesverfaſſungen 
bildeten, beide Anträge mit großer Stimmenmehrheit ab. Kaum 
ein beſſeres Schickſal hatte ein vermittelnder Antrag der National- 
liberalen, durch ein künftiges Bundes geſetz möge ein Minimum 
der Grundrechte feftgeftellt werden, welches keine Regierung ihren 
Unterthanen vorenthalten dürfe. Von links her wurde bemerkt: 
und wenn es einmal einen ſervilen Reichstag gäbe, wie würde 
diefer kraft eines ſolchen Geſehes das Minimum in ein Nichts 
auflöſen. Auf der Rechten wollte man von Grundrechten über⸗ 
haupt nichts wiſſen; vom Regierungstiſche kam ein kräftiger 
Widerſpruch, und der Antrag fiel durch 180 gegen 128 Stimmen. 

Beſſeres Glück hatten die Nationalliberalen mit einem Are 
trag, das Wort „indirecten“ (Steuern) zu ſtreichen, und damit 
der Bundesgewalt das Recht zur Erhebung directer Steuern 
offen zu halten. Trotz einer Verwahrung des heſſiſchen Bundes⸗ 
commiſſars, welche pflichtmäßig aber nicht enerziſch der preußische 
Finanzminister unterſtüßte, wurde der Antrag mit 125 gegen 
122 Stimmen angenommen. 


Ebenſo wichtig war ein weiterer Erfolg auf dem Gebiete 
der Rechtseinheit. Miquel und Gerber beantragten, das ge⸗ 
ſammte bürgerliche Recht, das Strafrecht und das gerichtliche 
Verfahren der Bundesgeſetzgebung zu überweifen. Eine andere 
jnriſtiſche Autorität, Herr von Wächter, fonft damit einverſtan⸗ 
den, wollte das Strafrecht ausſchließen; die nationalliberale 
Fraction beſchloß nach langer Erwägung, Strofrecht und Proceß, 
von dem Civilrecht aber nur das Obligationenrecht in den An⸗ 
trag aufzunehmen, und beauftragte Lasker mit der Vertretung 
diefes Standpunkls. Das Haus entſchied darauf im Sinne 
der Fraction. Wie bekannt hat einige Jahre fpäter Miquel's 
Anſicht es davon getragen, ob mit Recht, wird ſich erſt nach 
Vollendung und Einführung des neuen deutſchen Civilgeſetzbuchs 
entſcheiden laſſen. 

Endlich wurde auf Tweſten's Antrag den Gegenftänben der 
Bundesgeſeßgebung noch hinzugefügt das Heerweſen und die 
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Kriegsmarine. Für jetzt ſollten nach dem Entwurf die preußi⸗ 
ſchen Militärgefege im ganzen Bunde gelten, daraus folge aber 
von felbſt, daß deren künftige Fortbildung Bundesſache fein 
müſſe. Um die Autorität des Bundesfeldherrn zu ſichern, fügte 
Tweſten, unter lebhaftem Widerſpruch der Linken, die Clauſel 
Hinzu, daß keine Neuerung auf dieſem Gebiete ohne deffen Zu⸗ 
ſtinmung erfolgen dürfe. Bismarck erklärte den Antrag mit 
der Clauſel für annehmbar, und das Haus beſchloß die Ge⸗ 
nehmigung. 

Die Verſammlung trat darauf in die Berathung über den 
wichtigſten Theil ihrer Aufgabe ein, die rechtliche Stellung der 
Organe der Bundesgewalt, des Bundesraths, des Bundespräſi⸗ 
diums, des Reichstags. Wir haben uns ſchon früher die weſent⸗ 
lichen Beſtimmungen des Entwurfd vergegenwürtigt: der Bundes⸗ 
rath als der eigentliche Träger der Souveränität in Geſetzgebung 
und Regierung; in demſelben iſt das Bundespräfidium ganz 
ausſchlicblich mit der Vertretung des Bundes nach Außen be⸗ 
auftragt, nur daß Verträge, deren Gegenſtand unter die Bundes⸗ 
gefepgebung fällt, der Genehmigung des Bundesraths bedürfen; 
das Präſidium iſt ſodann ausgeftattet mit der oberſten Leitung 
des Heer⸗ und Flottenweſens, der Poſten und Telegraphen, ſo 
jedoch, daß für jeden dieſer Verwaltungszweige, fo wie für 
Zoll- und Steuerweſen, für Handel und Vertehr, für Juſtiz und 
Rechnungsweſen der Bundesrath je einen Ausſchuß beſtellt und 
durch dieſen auf die Verwaltung Einfluß übt, über deſſen Aus⸗ 
dehnung weiter nichts geſagt iſt. Das Präſidium ernennt einen 
Bundeskanzler, der im Bundesrath den Vorſitz führt, die Ge⸗ 
ſchäfte leitet und die hienach zu erlaſſenden Verfügungen des 
Präsidiums gegenzeichnet, übrigens ſich durch jedes Mitglied 
des Bundesraths vertreten laſſen kann. Jedes Mitglied des 
Bundesraths kann im Reichstag erſcheinen und jeder Zeit das 
Wort ergreifen (wie die Miniſter in den Landtagen). Das 
Präſidium beruft, vertagt und ſchließt den Reichstag; zur Auf⸗ 
löſung bedarf es der Zuſtimmung des Bundesraths. Execution 
gegen eine bundeswidrig handelnde Regierung hat, wo Gefahr 
im Verzuge it, das Präſidium, in allen andern Fällen der 
Bundesrath zu beſchließen. 

Man ſieht deutlich, wie hier ganz planmäßig eine ſcharfe 
Abgrenzung der Beſugniſſe des Bundesraths und des Präſi⸗ 
diums vermieden iſt. Ohne Frage hat das Präfidium auf allen 


5 Google PRINCETON UNIVERSIT 


1867 Debatten über Verantwortlichkeit der Miniſter. 63 


Gebieten eine überragende Stellung, aber auf jedem findet ſich 
in irgend welcher Weiſe auch der Bundesrath wirkſam. Gewiſſe 
Grundlagen find feſigeſtellt, aber ein breiter Naum ift für die 
freie Entwicklung der Zukunft gelaſſen. 

Es ſcheint einleuchtend, daß in einem ſolchen Syſtem kein 
Raum für ein im juriſtiſchen Sinne verantwortliches Miniſterium 
war. Alle conſervativen Mitglieder des Hauſes waren damit 
von Herzen einverſtanden. Ebenſo beſtimmt aber erhob fich bar 
gegen die demokratiſche Linke. Wenn die dem Bundesrath hier 
gegebene Stellung, rief Schulze⸗Delitzſch, ein verantwortliches 
Minifterium unmöglich macht, fo folgt daraus nur, daß der 
Bundesrat jeder Theilnahme an der Executive entkleidet und 
ſtreng auf das Gebiet der Gefepgebung beſchräntt werden muß 
Ganz in dieſem Sinne ftellte die Fractſon den Antrag, die Aus⸗ 
ſchüſſe des Bundesraths ganz zu streichen, und dann zu erklären: 
Die Bundesgewalt ſteht der Krone Preußen zu, und ſie übt 
dieſelbe durch verantwortliche Miniſter. Mit düſterem Eifer 
prophezeite Waldeck, wenn dieſes Palladium aller politiſchen 
Freiheit in der Verfaſſung fehle, werde der neue Bund nichts 
als eine elende Fortſeßung des alten fein, ohnmächtig nach 
Außen, reactionär im Innern Die Welt weiß es, wie ſehr der 
Erfolg feine Sehergabe in jeder Hinſicht Lügen geftecft hal. 

Bei der Kleinheit der Fraction wäre die Sache ſchnell er⸗ 
ledigt geweſen, wenn ſich nicht damals bei den Nationalliberalen 
ein bemerkenswerther Umſchwung vollzogen hätte. Anfangs hatte 
die Partei, wie uns Tweſten's Rede am 9. Mürz gezeigt hat, 
die Miniſterverantwortlichleit als unverträglich mit dem Bundes⸗ 
rathe anerkannt. Dann aber war ein neues Mitglied, der Ober⸗ 
gerichtsrath Planck aus Hannover, eingetreten, einer der ſcharſ⸗ 
finnigften Juriſten der Zeit, höchſt geachtet als politischer 
Charakter, dabei geiſtreich und anziehend im perſönlichen 
Verkehr, mithin einflußreich wo er erſchien. Er räumte nun 
ein, daß freilich in dem Wirkungskreiſe des Bundesraths ver⸗ 
antwortliche Miniſter undenkbar ſeien, meinte aber, daß der Ent⸗ 
wurf dem Bundes präſidium die wichtigſten Verwaltungszweige 
ſo gut wie ausſchließlich übertrage, und auf dieſen Gebieten 
alſo der Bundesrath der Anſtellung verantwortlicher Miniſter 
nicht im Wege ſtehe, hier vielmehr alle Gründe für diefelbe, die 
Erhebung der Krone über die Angriffe der Parteien und der 
Schuß der Volksrechte gegen geſetzwidrige Willkür der Negier 
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rung, wieder in volle Kraft treten. Planck gewann die Zuſtim⸗ 
mung der Mehrheit der Fraction, und es wurde nun erwogen, 
daß der Bundeskanzler allein die Verantwortung für eine ſolche 
Maſſe verſchiedenartiger Geſchüfte unmöglich tragen könne; es 
ſeien alſo verantwortliche Commiſſare für die einzelnen dem Prä⸗ 
ſidium überwieſenen Verwaltungszweige zu beſtellen. Da die 
Verantwortlichkeit eine ſtreng juriſtiſche, eintretenden Falls ge⸗ 
richtlich geltend zu machende fein ſollte, da es aber unmöglich 
ſchien, bei der app bemeſſenen Zeit des Reichstags ſofort die 
zu erfolgenden Bergehn zu definiren und das dabei einzuhaltende 
Verfahren feſtzuſetzen, jo wurde der weitere Antrag beſchloſſen, 
in Nachahmung der preußiſchen Verfaſſung ein Bundesgeſetz 
dieſes Inhalts für die Zukunft zu verheißen. 

Bennigſen und Lasker unternahmen es, diefe Anträge in 
dem Hauſe vorzulegen und zu vertreten. Dreimal gaben ſie 
den Anlaß zu einer Fluth von Reden und Gegenreden, aus 
deren Verlauf wir freilich, nach dem Raume dieſes Buchs, 
nur wenige charakteriſtiſche Punkte hervorheben können. Gegen 
die Anträge wurden Bedenken verſchiedener Art erhoben. Die 
Grundlage derselben, Planck s Unterſcheidung der allein dem 
Präfidium zugetheilten Reſſorts von jenen, wo der Bundesrath 
mitwirke, wurde, namentlich im Hinblick auf die Ausſchüſſe des 
letztern, als Täuſchung bezeichnet der Bundesrath, mit größeren 
oder geringer Rechten, finde ſich eben überall!). Die juriſtiſche 
Verantworklichkeit, bemerkte Gneiſt, ſetze ein ausgebildetes Ver⸗ 
waltungsrecht und geſeßliche Regeln über die Wirkſamleit der 
Miniſter voraus; davon aber ſei natürlich bei einem erſt zu 
gründenden Bunde noch keine Spur zu finden. Es wurde ferner 
auf die Vorgänge im preußiſchen Landtag hingewieſen, wo ſich 
trotz dreimaliger Anſtrengung die Aufgabe, das in Ausſicht ge⸗ 
ftellte Geſetz zu liefern, unlösbar gezeigt habe; es würde dem 
Reichstag nicht beſſer ergehn 2) es handle ſich hier nicht fo ſehr 
um eine Rechts⸗ als eine Machtfrage, über welche nicht gericht⸗ 
lich, ſondern innerhalb der großen politiſchen Körperſchaſten zu 
entſcheiden ſei ?). Etwas ganz anderes ſei die Forderung, daß 
bei jedem Regierungsacte klar ſei, wem die Vertretung deſſelben 


3) Binde, gegen Laster. 
9 Sybel. 
Braun (Wiesbaden). 
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zuſtehe, wer alfo die moralische oder hiſtoriſche Verantwortlichkeit 
gegenüber dem Urtheil der öffentlichen Mein ung trage, einem 
Urteil, welches auf biefem Gebiete wirkſamer ſei, als irgend ein 
Spruch auch des höchſten Gerichtshofs!) 

Mit großem Nachdruck griff Bismarck mehrmals in die Ver⸗ 
handlung ein, um ſämmtliche Anträge entſchieden zurückzuweiſen. 
Eine Bundesregierung durch verantwortliche Miniſter ſtehe im 
Widerspruch mit den Verträgen und ſei unmöglich ohne Weg⸗ 
weiſung des Bundesraths aus der Executive. Unmöglich ſei 
auch eine Regierung, in welcher der Miniſter des Auswärlügen 
dem Reichstage juriſtiſch verantwortlich ſei, der Handelsminiſter 
aber nicht. Die ihm zugedachten Collegen müſſe er ſich verbitten, 
da Preußens Stellung im Bundesrathe geſchwächt werde, wenn 
fie ftatt der einheitlichen eine collegiale Vertretung erhalte. Die 
ganze Frage ſei an dieſer Stelle eine müßige; zum Schutze der 
Volksrechte ſei anderwärts geſorgt, da ja die Diinifter der Einzel; 
ſtaaten ihren Landtagen auch für die ihren Bundescommiſſaren 
ertheilten Weifungen verantwortlich blieben a) 

Das endliche Ergebniß ſtellte ſich folgender Maaßen: Die 
Anträge der demokratischen Linken wurden mit ſtarker Mehrheit 
verworfen. 

Zu dem Artikel: das Präfibium ernennt den Bundeskanzler 
— wurde Bennigſen's Zufap: fo wie die Vorſtände der einzelnen 
Verwaltung sszweige — mit einer geringen Mehrheit angenommen. 
Als dann aber der ganze Artikel mit dem Zuſaß zur Abſtimmung 
kam, hatten Bennigſen's conſervative Gegner noch einige Re⸗ 
ſerven herangeholt, und der ganze Artikel wurde mit 127 gegen 
126 Stimmen abgelehnt, der Bundeskanzler alſo aus der Ver⸗ 
faſſung hinaus geworfen. 

Natürlich konnte es dabei nicht bleiben. In einem fpätern 
Artitel wurde er durch einen Antrag des Grafen Bethuſy⸗Huc 
wieder in das Leben zurückgerufen; als darauf Bennigfen feinen 


Y) Weber (Stade), Sybel. 

) Miquel bezeichnete dieſe Theorie als eine Auflöſung des 
Bundes. In der Praxis ift es indeſſen haufig vorgekommen, daß ein 
Landtag Anträge auf gewiſſe dem Bundescommſſſar zu erthellende 
Beifungen geſtellt bat, ohne daß der Bund ſich aufgelöft hätte. Will 
man es verbieten, jo muß man entweder den beſehlenden Minifter 
von jeder Verantwortung freiſtellen, oder ihn dem Reichstag verant⸗ 
wortlich machen. 

„esst. Vegelmbung b. brufcken digen VI. 5 
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Zuſatz auch hier einzufchalten wünſchte, wurde er mit verftärkter 
Mehrheit, 140 gegen 124 Stimmen, abgewieſen. 

Zu einem folgenden Artikel: Die Anordnungen des Prä⸗ 
ſidiums bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des 
Bundeskanzlers — beantragte Bennigſen den Zuſat: welcher 
dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt — und hatte die Ce» 
nugthuung, daß eine anſehnliche Mehrheit ihn genehmigte. 

Aber die Befriedigung dauerte nicht lange. Denn der, die 
Verantwortlichteit als eine juriſtiſche charakteriſtrende, weitere 
Antrag auf Verheißung eines künftigen Geſetzes darüber würde 
mit einer ebenfo ſtarken Mehrheit zurückgewieſen, und dadurch 
der Wille des Hauſes ausgeſprochen, daß es in der Bundes⸗ 
verſaſſung nur eine moraliſche Verantwortlichkeit des Miniſters, 
nur eine Beurtheilung derſelben durch die öffentliche Meinung 
und die Geſchichte geben ſolle. 

Am 28., 29. und 30. März. behandelte darauf das Haus 
die Artikel über die künftige Stellung des Reichstags. Einige 
der üblichen parlamentariſchen Privilegien, welche dem Entwurfe 
fehlten, wurden demſelben ohne erheblichen Widerſpruch hinzu⸗ 
gefügt: die Freiheit wahrheitsgetreuer Berichte über die Reichs⸗ 
tagsverhandlungen und das Recht des Reichstags, Bittſchriften 
zu empfangen und der Regierung zu überweifen. Deſto lebhafter 
aber entwickelte ſich die Verhandlung über das allgemeine Wahl⸗ 
recht und die Wählbarkeit der Staatsbeamten. Zu der Beſtim⸗ 
mung allgemeinen, gleichen und directen Wahlrechts des Ent⸗ 
wurfs begehrte Fries noch die geheime Abſtimmung hinzu, weil 
bei unſern focialen Zuſtänden für die Mehrheit der Wähler nur 
das Geheimniß die Freiheit der Abſtimmung ſichere — worauf 
ihm bald nachher Windthorſt die bündige Antwort gab, wenn 
unſere Zuſlände wirklich dieſer Art seien, fo folge daraus nicht 
die geheime Abſtimmung, ſondern die Verwerfung des allge⸗ 
meinen Wahlrechts. Brünneck beantragte ftatt deſſen das Haus⸗ 
halt⸗Wahtrecht (Bedingung des Wahlrechts iſt Führung eines 
eignen Haushalts). Bacharik wollte neben dem Reichstag ein 
Oberhaus einrichten. Was das allgemeine gleiche Wahlrecht 
betraf, fo zeigte fi die eigenthümliche Erſcheinung, daß die 
Mehrzahl der Redner es für ſehr bedenklich, ja gefährlich, in 
feinen Folgen unberechenbar erklärten; bei den pojener Wahlen 
hatten fie die blinde Abhängigleit der katholiſchen Proletarier bon 
ihrem Klerus geſehn; feit Laſſalle s Auftreten hatte ſich die 
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ſocialiſtiſche Agitation gegen Capital und Eigenthum energiſch 
angemeldet: genug, es war ihnen durchaus keine Freude, die 
bittere Pille zu schlucken. Aber ſie ſchluckten. Bei vielen Con⸗ 
fervativen wirkte der feſt ausgeſprochene Wille Bismarcks neben 
dem Wunſche, möglichſt ſchnell zum Abſchluß der Verfaſſung zu 
gelangen, bei vielen Liberalen das Vorurtheil, man habe die 
politiſchen Rechte der Menſchen nicht nach deren Fähigkeit, Ge⸗ 
mein ſinn und Leiſtung abzuſtufen, ſondern man ſei um fo 
liberaler, je mehr man gleiches und volles Necht jedem Indivi⸗ 
duum zutheile. Um die ſtillen Zweifel zurückzuſchieben, waren 
gewiſſe Formeln beliebt: wir haben das allgemeine Stimmrecht 
einmal, es iſt eine gegebene Thatſache, ich discutire es nicht 
weiter i). Oder: das allgemeine Stimmrecht birgt große Ge⸗ 
fahren, aber wir vertrauen auf die Weisheit und Tugend des 
deutſchen Volks). Oder: das allgemeine Stimmrecht bedroht 
die Rechte des Mittelftandes, aber es iſt eine Ehrenſache für 
dieſen, den Kampf auch in ungünſtig er Stellung aufpunehmen ). 
Oder: das allgemeine Stimmrecht mag fonft feine Vedenken 
haben, jetzt und hier aber dürſen wir es nicht verwerfen, weil 
es den Ruf an alle Claſſen und Stände enthält, ſich dem natio⸗ 
nalen Bunde anzuschließen und dem blöden Sonderkhum zu ent⸗ 
fagen®). In ſolcher Weiſe wurden die Beſorgniſſe beſchwichtigt, 
welche bei manchem Redner halb wider Willen doch zum Aus⸗ 
druck kamen, die Unmöglichkeit einer rationellen Begründung, die 
Ausbeutung des Syſtems im napoleonischen Frankreich, die Vor⸗ 
gänge in Poſen und Hannover, dit Maffe der abhängigen und 
ungebildeten Exiſtenzen, welche der Beeinfluſſung und Beſtechung 
Thür und Ther eröffnen, da fie ohne Beeinfluſſung rathlos da⸗ 
ſtehen würden: das Alles wurde erwähnt, als Einleitung zu 
dem annehmenden Votum. Bismarck konnte ſich unter dieſen 
Umftänden die Verteidigung des Entwurſes leicht machen. Das 
preußiſche Dreiclaſſenſyſtem, dem ich den Vorzug vor dem gleichen 
Wahlrecht gegeben hatte, erklürte er für das unſinnigſte allet denk⸗ 
baren Syſteme, weil es von zwei im Übrigen gleichgeſtellten Bürgern 
den Einen, der z. B. 100 Thlr. und 1 Groſchen Steuer zahlt, 


1) Fries, Windthorſt. 

9) Weber (Stade), Grumbrecht. 
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in die erſte, den Andern, der 100 Thlr. weniger 1 Groſchen 
zahlt, in die zweite Abtheilung der Wähler bringt: ein Argument, 
welches offenbar jede Beſtimmung, die irgend eine Grenze feſt⸗ 
ſetzt, als gleich abſurd erweiſen würde. Nicht zwingender war 
feine Polemit gegen die indirecten Wahlen, durch deren Abstufung 
recht leicht der Vertreter einer Minorität zum Siege gelangen 
könnte. Das ift an ſich unbestreitbar, war aber ſchon damals 
in der Praxis durch die Bildung von Wahlcomites erledigt, 
welche nur Anhänger eines gewiſſen Candidaten auf die Lifte 
der Wahlmänner bringen. Mit Brünnecks Antrag auf Haushalt⸗ 
Wahlen fand ſich Bismarck auf das Einfachſte ab, indem er ihn 
nicht bloß todtſchwieg, ſondern pofitiv erklärte: wir haben ge⸗ 
nommen, was uns vorlag; ich kenne kein beſſeres Wahlgefep; 
bisher iſt dieſem kein einziges entgegengeftellt worden. Niemand» 
erhob Einspruch, und fo verſchwand der Antrag Vrünneck von 
der Bildflache. 

In der langen Reihe der Redner finde ich nur zwei, Herrn 
von Below und mich ſelöſt, welche rückhaltlos mit eingehender 
Erörterung dem allgemeinen gleichen Stimmrecht als der Vor⸗ 
ſtufe der demokratischen Dictatur entgegentraten, und nur drei, 
den Frankfurter Domcapitular Thiſſen, Wagener (Reuftettin) und 
Schulze-Delitzſch die ihm mit warmer Begeiſterung Lob und 
Preis darbrachten. Von Wagener iſt es bekannt, daß er in 
jener Zeit ſich in hohem Maaße ſoeialiſtiſchen Anſchauungen 
angenähert hatte. Schulze-Delihſch dagegen hatte mit Laſſalle 
die heſtigſten litterariſchen Kämpfe gehabt, wo er freilich in Ge⸗ 
lehrſamkeit, dialektiſcher Schneidigkeit und Stilgewandtheit dem 
Gegner nicht gewachfen war, ihn aber an echter Freiheitsliebe 
und praltiſcher Fähigkeit weit überragte, wie er denn in feinem 
redlichen Enthusiasmus und feiner ſtets opferbereiten Thätigkeit 
auch außerhalb ſeiner Partei ſich unbedingter Anerkennung er⸗ 
freute. In dem allgemeinen Wahlrecht ſah er eine ideale Er- 
rungenſchaft der fortschreitenden Cultur, das Princip, in dem 
es wurzele, ſei das der freien Arbeit; als dies in der Geſchichte 
einmal durchgedrungen, komme man nothwendig auf die Bahn 
zum allgemeinen gleichen Wahlrecht. „Die vollitändige, politiſche 
Gleichberechtigung, rief er, ift das einzig berechtigte und wirk⸗ 
ſame Gegengewicht gegen die ſocialiſtiſche Gleichmacheret in den 
äubern Cebensloofen und Lebensſtellungen, und dieſes große 
Princip iſt daher wohl das conſervativſte für den Staat und 
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für die Geſellſchaft, was wir nur denken können.“ Der eoloſſale 
Auſſchwung, welchen ſeitdem die ſocialiſtiſche Forderung der 
Gleichmacherei in den äußern Lebenslooſen gewonnen hat, ent- 
hält die genügende Antwort auf die Sätze des wohlmeinenden 
Mannes, welcher die künftige Wirkung feiner Rathſchläge fo 
wenig wie Waldeck vorauszuſehn vermochte. 

Außer dem allgemeinen Wahlrecht verfügte der Entwurf die 
Ausſchließung der Beamten von der Wählbarkeit, fand jedoch 
dafür kaum einen Vertheidiger, wohl aber eine Wolke von Wider: 
ſachern. Niemals ſonſt, glaube ich, find die Bureauktaten fo 
begeiftert auch von liberalen Rednern gelobt und als der Stand 
geprieſen worden, der zahlreichere Vertreter der wiſſenſchaftlichen 
Bildung als jeder andere in ſeinen Reihen zähle und folglich 
dem Parlamente unentbehrlich ſei. Windthorſt wollte im da⸗ 
maligen Reichstag nicht weniger als 190 Staatsbeamte gezählt 
haben, ein Umſtand, der nicht bloß die Menge der Reden gegen 
den Antrag, ſondern auch die Berechtigung des Widerſpruchs 
ſattſam erläuterte. 

Das Ergebniß war, daß nach Ablehnung des Antrags 
Zacharid auf Einſetzung eines Oberhaufes das allgemeine gleiche 
Wahlrecht, directe Wahl und geheime Abstimmung beſchloſſen 
wurde. Statt der Ausſchließung der Beamten wurde ein An⸗ 
trag des Grafen Henckel⸗Donnersmarck angenommen: Beamte bes 
dürfen keines Urlaubs zum Eintritt in den Reichstag. In Be⸗ 
treff des Wahlrechts hatte alſo trotz aller Beſorgniſſe der Reichs⸗ 
tag schließlich noch liberaler, oder beſſer noch demoktatiſcher, als 
Bismarck ſich verhalten. 

Von geringerer Bedeutung war die ſich hier unmittelbar 
anſchließende Verhandlung über die Lunge der Legislaturperiode 
des Reichstags. Der Entwurf ſchlug drei Jahre vor, dagegen 
verlangte, dieſes Mal von der conſervativen Seite, ein Antrag 
die ſechsjährige, ein anderer mindeſtens die fünfjährige Dauer, 
Es waren weſentlich zwei Gründe, welche für die Anträge von 
Vincke, den Grafen Schwerin und Eulenburg, ſo wie dem Fürſten 
Solms angeführt wurden: die größere Selbſtändigkeit des Reichs⸗ 
tags von den wechſelnden Stimmungen der Wähler, und eine 
ftetigere und ſicherere Behandlung der Geſchäfte; daneben wurde 
auch die Gefahr erwähnt, daß bei kürzern Perioden das Land 
gar nicht mehr zum Ausruhn von den Wahlagitationen komme, 
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and der politifche Sinn bei der Bevölkerung ſich endlich ab⸗ 
= Miguel und Waldeck wandten Dagegen ein, daß Die 
Anttäge eine Stärkung der Ezecutive bezweckten, welche bei die ſer 
Beriafung unnötig fei, Gneiſt und Laster warnten daß man 
der gen nit abiehn Fine, wie die nächsten Mahlen ausfallen 
den; wit, wenn fie eine particulariſtiſche Mehrheit lieferten, 
end daun der Bunbesrath feine Zuftmmung zur Auflöfung 
weigerte? N 

Die Anträge wurden mit 138 gegen 127 Stimmen abge⸗ 
lehnt. Wie man weiß, hat die praktiſche Erfahrung, der folgenden 
gen in diefre Frage die Wünsche der damaligen Minberheit zur 
Verpirküchung gebracht. 

Am 30. März erledigte dann das Haus den Reſt des Ab⸗ 

nitts vom Reichstag, wobei nur noch ein Artikel des Entwurfs 

inlaß zu einer weitſchichtigen und lebhaften Verhandlung 
6, nämlich der Saß die Mitglieder des Reichstags dürfen 
als ſolche keine Beſoldung oder Entſchädigung beziehn. Von 
der einen Seite wurde offen erklart, daß man den Artikel els 
ein ſehr angemeſſenes Gegengewicht gegen die Gefahren des 
allgemeinen Stimmrechts betrachte; es wurde weiter bemerkt, daß 
nuch die Geſchworenen leine Diäten erhielten, daß überhaupt 
das Syftem der Ehrenämter zur Geltung zu bringen fei. Die 
Gegner erklärten mit leidenſchaftlichem Nachdruck die Verſagung 
der Tagegelder, würde den größten Theil unſerer gebildeten 
Claſſen, Beamte Gelehrte, Arzte, ausſchließen und eine gehäſſige 
Aristokratie des Geldſacks erſchaffen; wenn man für unbeſoldete 
Ehrenämter ſchwärme, ſo möge man doch auch die Miniſter in 
dieſe treffliche Claſſe verſetzen; man würde, wenn man nur reiche 
Leute in den gieichstag zulaſſe, die Erbitterung der Beſitzloſen 
erſt hervorrufen. Bismarck gab darauf die beſtümmte Erklärung 
ab, daß die Regierungen unter leinen Umſtänden ſich auf Tage- 
gelder einlaſſen würden, und der ſächſiſce Minifter von Frieſen 
beſtätigte den Spruch. Aber die Stimmung des Hauſes blieb 
hier wie bei der Wählbarkeit der Beamten ungeändert. Ein 
Antrag auf Einführung von Diäten wurde mit 136 gegen 
130 Stimmen angenommen. 

Der Aufbau der Bundesgewalten oder die Organiſation der 
gefepgebenden und regierenden Gewalt war damit vollendet. 
Ehe ſich jetzt aber das Haus der Einrichtung der einzelnen Ver⸗ 


zunpfe. 
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waltungszweige zuwenden konnte, wurbe feine Thätigkeit plöt⸗ 
lich und heftig auf dem Gebiet der auswärtigen Politik in Anſpruch 
genommen. Bereits in den Debatten der lehlen drei Tage war 
hier und da ein Wetterleuchten ſichtbar geworden, welches die 
Nähe eines ſchweren Gewitters ankündigte. Es war die Luxem⸗ 
burger Frage, in deren Entwicklung der Reichstag jeßt einzu⸗ 
greifen berufen wurde. Wir haben uns alſo den bisherigen 
Verlauf im Zuſammenhange zu vergegenwärtigen. 
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Turemburg. 


Wir haben gefehn, wie im Januar 1867 der französische 
Miniſter Mouſtier politiſche Agenten nach Luxemburg ſandte, 
um bei der dortigen Bevölkerung die Einverleibung in das 
Nachbarreich zu empfehlen, und wenn möglich den Ausdruck 
eines darauf gerichteten Wunſches hervorzulocken. Ihre Berichte 
klangen günſtig, und obgleich wenige Wochen früher der fran⸗ 
zöſiſche Geſchaftstrager im Haag, Baudin, verſichert hatte, das 
Volt im Großherzogthum begehre nichts als die Erhaltung feiner 
Unabhängigteit ), fand ſich Mouſtier doch bemüßigt, im Laufe 
des Februar einen Miniſterialbeamten hinzuſchicken, welcher die 
immer gefteigerte Agitetion ganz unbefangen mit den Luxem- 
burger Behörden beſprach. Zugleich traf es ſich, daß die hollän⸗ 
difche Regierung, ſtets beſorgt gegen Preußens Eroberungsſucht, 
in Paris fonbirte, wie fi Frankreich in einem ſolchen ſchlimmen 
Falle verhalten würde. Mouſtier ließ darauf Ende Februar 
durch Baudin antworten, man thue einer fo raſch verfahrenden 
Macht wie Preußen gegenüber ſehr wohl, vorſichtig zu ſein, 
immer aber würde Frankreich den Niederlanden ſeine lebhafte 
Theilnahme widmen. Unmittelbar nachher erhielt dann Baudin 
den Auftrag, den holländischen Minifter van Zuylen über den 
Abſchluß eines geheimen Bundesvertrags zu ſondiren, deſſen 
Verhandlung eine paſſende Einleitung zu der Anregung der 
Luxemburger Sache fein würde. 


y) Miniſter Rouher im gesetzgebenden Körper, 15. Juli 1867. 


Google PR 


1867 Frankreich erflärt fein Suremburger Programm. 73 


Hier aber ſand Baudin verwickelte Verhältniſſe und mannich⸗ 
faltige Schwierigleiten ). Luxemburg war mit Holland nur 
durch Perſonalunion des Herrſchers verbunden und hatte eine 
von Niederland unabhängige Verwaltung, unter dem Prinzen 
Heinrich, Bruder des Königs, als Statthalter, und dem Baron 
Tornaco als leitendem Miniſter. Deſſen politiſche Weisheit be⸗ 
ſtand in der Anſicht, die übermächtigen Geſchicke geduldig über 
ſich ergehn zu laſſen, aber fie nur nicht durch eignes Handeln 
zu beſchleunigen, alſo überhaupt nichts zu thun, um auf keiner 
Seite Anſtoß zu geben. Die holländiſchen Miniſter wären dies 
Luxemburg, das jetzt einen europäiſchen Hader hervorzurufen 
drohte, von Herzen gerne los geworden; als aber Baudin 
Napoleon's Wünſche hinſichtlich des kleinen Landes erwähnte, 
und zugleich erklärte, daß Preußen keine Schwierigkeit machen 
würde, rief Herr van Zuylen: ja, Ihr ſagt das wohl, aber Ihr 
gebt uns keine Beweiſe dafür. Die Hauptſache aber war, daß 
weder der König noch fein Bruder Heinrich von der Abtretung 
etwas wiſſen, ſondern dem Lande die bisherige Unabhängigkeit 
unter oraniſcher Herrſchaſt ſicern wollten. Der Rönig lud den 
Baron Tornaco nach dem Haag, um ihm mit großem Nachdruck 
die Weifung zu geben, daß durch den holländiſchen Geſandten 
in Paris, Baron Lightenfeld, dieſer Entſchluß Sr. Majeſtät 
dem franzöſiſchen Miniſter mitzutheilen ſei. Zugleich befahl 
Prinz Heinrich, den Königlichen Willen öffentlich und laut im 
Lande zu verkündigen, und damit die Gefühle der Unabhängig⸗ 
leit und Nationalität zu befeſtigen. 

Mit ſchwerem Herzen trat Lightenſeld in das ihm aufge⸗ 
kragene Geſprüch mit dem französischen Minifter ein. Dieſer 
ließ ihm denn auch leinen Schalten eines Zweifels beſtehn. 
Gewiß, fagte er, ift der Wunſch der Luxemburger auf Erhalfung 
des bisherigen Zuſtandes begreiflich; hätten ſie aber zwiſchen 
der Vereinigung mit andern Landern zu wählen, ſo würde die 
große Mehrheit ſich zweifellos für Frankreich entſcheiden. Darauf 
aber fuhr er fort, Napoleon wünſche lebhaft die Annexion, die 
nach den Ereigniſſen des vorigen Jahrs für ihn unerläßlich fei. 
Baud in folle alſo dem König zwei geheime, von einander un⸗ 


y) Über das Folgende vgl. neben Rothan das aus den Hollindis 
ſchen und luxem burger Acten gefchöpfte Buch Servais, Ia question du 
6d. Duchd de Luxembourg. 
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trennbare Abmachungen vorſchlagen, ein Defenfivbünbniß mit 
franzöſiſcher Garantie gegen jedes preußiſche Anſinnen, und dafür 
die Abtretung von Luxemburg. Preußen würde ſich die Ab⸗ 
tretung, wenn fie als vollendete Thatſache vorläge, gefallen 
laſſen, weil es dann in allen Ehren die Feſtung räumen könnte, 
was vorher nicht wohl thunlich wäre. Napoleon handle hier 
nicht aus Eroberungsſucht: Preußens Vergrößerung und deſſen 
jet willkürliche Befegung der Feſtung zwängen ihn dazu. Stro⸗ 
tegiſch könne er eine ſolche Feſtung erſten Ranges nahe an der 
franzöſiſchen Grenze nicht in Preußens Hand laſſen, das jetzt 
fein Recht mehr darauf habe. Politiſch würde er, wenn er dies 
auf Koſten von Frankreichs Sicherheit verſtatte, das Selbſtgefühl 
(amour propre) feines Bolts verletzen. Dieſes Selbſtgefühl, 
ſchon in hohem Grade verwundet, würde ihn zum Kriege zwingen, 
und wer dann auch ſiege, immer würde der König⸗Großherzog 
die Koften zu zahlen haben. 

Lightenſeld ſetzte ſeinem Berichte hinzu: ich kann nur be⸗ 
ftätigen, daß hier alle Welt einſtimmig über die Nothwendigleit 
des Krieges iſt, wenn Preußen nicht ſeine Beſatzung aus Luxem⸗ 
burg herauszieht. 

Was den von Napoleon beſtrittenen Rechtstitel Preußens 
zur Beſetzung der Feſtung Luxemburg betrifft, jo ift darüber 
Folgendes zu fagen. 

Durch Vertrag vom 31. Mai 1815 zwiſchen den Nieder⸗ 
landen und den vier damals verbündeten Großmächten wurde 
die Stadt Luxemburg zur deutſchen Bundesfeſtung erklärt; der 
König der Niederlande würde den Gouverneur und den Com⸗ 
mandanten ernennen unter Beſtätigung des Bundestags, und 
überhaupt unter den Bedingungen, die ſich aus der künftigen 
Bundesverfaſſung ergeben würden. Dies wurde in die Wiener 
Congreßacte aufgenommen. In einem Protokoll vom 20. No⸗ 
vember 1815, welches neben Luxemburg auch Mainz und Landau 
zu Bundesfeſtungen erhob, verſprachen Rußland, Oſterreich und 
England, für Preußen das Beſatzungsrecht in Luxemburg ge⸗ 
meinfam mit dem König der Niederlande, und zugleich das 
Recht der Ernennung des Gouverneurs zu erwirken. Dies ge⸗ 
ſchah dann durch einen Vertrag zwiſchen Preußen und Nieder⸗ 
land vom 8. November 1816, nach welchem in der Bundesfeſtung 
Lupemburg Niederland ein Viertel der Beſazung, Preußen aber 
drei Viertel ſtellen und den Gouverneur und den Commandanten 
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ernennen follte. Die vier Mächte beftätigten dies durch Vertrag 
mit den Niederlanden vom 12. März 1817, und die deutſche 
Bundesverſammlung durch Beſchluß vom 5. October 1820. 

Es leidet hienach keinen Zweifel, daß das preußiſche Ver 
ſatungsrecht ſich auf die Stadt Luxemburg als Bundesieftung 
bezog, und Napoleon konnte mit Grund behaupten, daß es ſeit 
der Auflöfung des deutſchen Bundes hinfallig geworden war. 
Seit jenem Ereigniß gab es leine Bundesfeſtungen mehr, und 
der Landesherr hatte wieder volle Verfügung über Stadt und 
Feſtung zurückgewonnen. 

Eben des halb aber hätte einſtweilen Preußen auf Napoleon's 
Begehren erwidern können, daß nicht Frankreich, ſondern allein 
der König⸗Großherzog das Recht habe, den Abzug der preußi⸗ 
ſchen Beſatzung zu fordern; dies ſei aber bisher nicht geſchehn, 
und fo befinde ſich Preußen noch völlig rechtmäßig in dem Beſih 
der ihm durch die europäifchen Verträge eingeräumten Stellung. 
Allerdings, wenn der König⸗Großherzog feine Souveränität äber 
Luxemburg an Frankreich abtrat, ſo ging auch das Recht, der 
breußiſchen Beſazung zu kündigen, an dieſes über. 

Im Übrigen gab es noch eine weitere Inſtanz, wo die 
Frage im Nothfall anhängig gemacht werden konnte: die euro⸗ 
piiſchen Großmächte, welche die Bundesfeſtung Curemburg nebſt 
dem preußiſchen Beſatzungsxecht geſchaffen und im Jahre 1839 
die Verhäftniffe zwiſchen Belgien und Luxemburg geregelt hatten. 
Hier wäre nun zu einem bindenden Beſchluſſe Einflimmigfeit 
erforderlich; indeſſen würde ſchwerlich eine einzelne Macht der 
vereinigten Autorität aller übrigen ſich entgegenſetzen, vielmehr 
ſich in einem ſolchen Falle unbeſchadet der eignen Ehre zur 
Nachgiebigkeit entschließen können. 

Marquis Mouftier erkundigte ſich denn auch auf alle Fälle 
über die Anſicht der Großmächte hinſichtlich der Luxemburger 
Annexion. Der englifche Botſchafter verhielt ſich gleichgültig, 
der ruſſiſche ermunterte zum Vorgehn. Dogegen ſandte aus 
Wien Baron Beuſt eine dringende Warnung. Ein Land, ſchrieb 
er, mit deutſcher Bevölkerung, früher zum deutſchen Bunde, jetzt 
noch zum deutschen Zollverein gehörig, die Feſtung in preußischem 
Befig, dies für Frankreich zu fordern, heiße Bismarck das Mittel 
geben, alle nationalen Leidenſchaften in ganz Deutſchland zu 
entflammen. Er bot alſo dem franzöſiſchen Hofe feine guten 
Dienſte für Berlin an. Mouftier, der gerade von Beuſt ſtärkere 
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Hülfe gegen Berlin erwartet hatte, war höchlich enttäuſcht und 
verdrießlich, beſchwerte ich, daß Beuſt Luxemburg ein deutſches 
Land nenne, was Bismarck nie gethan habe, und lehnte 
Oſterreichs gute Dienſte um fo mehr ab, als eben jetzt ein er⸗ 
freulicher Bericht Benedetti's über Bismarcks letzte Erklärungen 
einlief. 

Benedetti meldete, Bismarck habe beklagt, daß fein Souverän 
über die Räumung der Feſtung nicht zum Entſchluſſe komme, 
während der Kronprinz jetzt günſtiger gestimmt fei, da man zur 
Erhaltung des Friedens und zur Beſeſtigung des Gewonnenen 
auf gutes Einvernehmen mit Frankreich bedacht fein müſſe. 
Auch erkenne Bismarck an, daß Preußens Rechtstitel für eine 
Beſatzung in Luxemburg zweifelhaft geworden ſei. Wenn Holland 
ſelbſt, fagte er, den Abzug derſelben fordere, fo würde fid) Vieles 
erleichtern. 

In einer weiteren Depeſche berichtete Benedetti, er habe 
eine Niederſchrift dieſer Außerungen dem preußiſchen Miniſter 
vorgelegt, und dieſer die Richtigkeit anerkannt, mit der weiteren 
Bemerkung, der König habe gemeint, er, Bismarck, ſei dabei 
etwas weit vorgegangen, habe aber keinen Widerruf gefordert. 
Venedetti habe darauf gefragt: darf ich dies dem Kaiſer mit- 
theilen? und Bismarck geantwortet: ich autorifire Sie dazu; der 
König ift in guter Stimmung; geftern noch ſagte er zu mir: 
wenn Luxemburg an Frankreich abgetreten wird, ſo habe ich mir 
dem deulſchen Volke gegenüber nichts vorzuwerfen; es kann ſich 
dann nur an den König der Niederlande halten. 

Hierauf erhielt Baudin aus Paris den Befehl, die officielle 
Unterhandlung mit dem König⸗Großherzog zu eröffnen. Der 
König empfing ihn am 18. März. Baudin legte die beiden ge⸗ 
heimen Verträge vor, ftellte für Luxemburg eine Geldentſchädigung 
(etwa 4 bis 5 Millionen Franken) in Ausſicht, und forderte, 
daß der König der franzöſiſchen Regierung überlaffe, mit Preußen 
zu verhandeln. Da aber trat die Wendung ein. Der König 
kam lebhaft auf die durch Lightenfeld gegebene Erklärung zu⸗ 
rück, daß er dem Großherzogthum die bisherige Unabhängigkeit 
zu erhalten wünſche; in keinem Falle könne er eine Zuſage 
geben, wenn nicht das Luxemburger Volk, die Großmächte, und 
vor Allen Preußen vorher eingewilligt batten; alſo kein geheimer 
Vertrag, kein Berſprechen, niemand eine Mittheilung zu machen; 
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ich ſage nicht Nein, ſchloß er, behalte mür aber die Freiheit 
meiner Entſchließung vor, und will weiter erwägen 

Es war der Tag, an welchem in Paris Thiers feine leßte 
Rede hielt, in Berlin aber Carlowitz den Grafen Bismarck über 
die Politik der Südſtaaten befragte, und dadurch am 19. die 
Veröffentlichung der Schu- und Trug bün dniſſe mit ihnen ver⸗ 
anlaßte. 

Bismarck, ſahn wir, that den Schritt zur Beruhigung der 
öffentlichen Meinung in Deutſchland. Der König von Holland 
aber ſah darin eine drohende Demonſtration gegen Frankreich, 
und erklärte dem franzöſiſchen Geſandten jetzt feine endgültige 
Eufſchließung, die Abtretung Luxemburgs erit nach ausdrüd- 
licher Einwilligung Preußens und der übrigen Großmächte zu 
vollziehn. 

Bereits am 19. Mürz, nach Baudin's erſtem Bericht, hatte 
Benedetti Weiſung erhalten, Bismarck auf dieſen Fall vorzu⸗ 
bereiten, und zu ermitteln, ob Preußens Zuſtimmung nicht zu 
erlangen ſei. Jetzt aber verhielt ſich Bismarck kalt und gemeſſen. 
Wir laffen geſchehn, fagte er. Aber gegenüber dem Könige, 
dem Reichstage und der öffentlichen Meinung kann ich niemand 
zu der Erklärung Vollmacht geben, daß die Abtretung Luxem⸗ 
burgs im Eirverſtändniß mit Preußen erfolge. Bei einem 
weitern Geſpräche nach Baudin's Bericht vom 22. blieb er un⸗ 
erſchütterlich bei dieſem Cape. In Ihrem Intereſſe, ſeßte er 
hinzu, bitte ich Sie, daß Frankreich den König der Niederlande 
von jeder Mittheilung an Preußen abhalte. 

Aber die Warnung kam zu fpät. Ehe eine ſolche Ein⸗ 
wirkung auf den König geſchehn konnte, hatte dieser den ge⸗ 
führlichen Schritt gethan. Am 26. März ſandte er ſeinen Sohn, 
den Prinzen von Oranien, mit einem Briefe an Napoleon nach 
Paris: feine Intention fei, ihm Luzemburg zu überlaſſen, in 
der Erwägung, daß dieſe Maaßregel den europziſchen Frieden 
befeftigen würde; dazu fei aber Preußens Theilnahme exforder- 
lich, und ſo müſſe er darauf dringen, daß für den förmlichen 
Vertrag Napoleon Preußens Beitritt (alhésior) erlange. Zugleich 
aber berief er den preußiſchen Geſandten, Grafen Perponcher, 
theilte ihm Napoleon's Begehren und feine Antwort unter der 
Erklärung mit, daß er nichts ohne Vorwiſſen des preußiſchen 
Königs thun wolle, und erſuche ihn, dies Alles ſeinem Monarchen 
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zu melden. Perponcher, wie ſich veriteht, telegraphitte dies auf 
der Stelle nach Berlin. 

Nach allen bisherigen Verhandlungen ſtand man hiemit 
dicht vor dem Ausbruch des Kriegs. Hundert Mal hatte Bis⸗ 
marck dem franzöſiſchen Geſandten erklärt, Preußen könne der 
Abtretung Luxemburgs nimmermehr poſttiv zuſtimmen, die öffent⸗ 
liche Meinung Deutſchlands erlaube das nicht. Und ebenſo be⸗ 
ſtimmt hatte Marquis Mouſtier dem Baron Lightenfeld gejagt, 
wenn die Abtretung ſcheitere, und in Folge deſſen die Preußen 
in Luxemburg blieben, fo fei der kerieg unvermeidlich, die öffentliche 
Meinung Frankreichs zwinge dazu. Jetzt aber hatte, jo ſchien es, 
der Schritt des holländiſchen Königs die Abtretung an jene un⸗ 
mögliche Bedingung geknüpft. In Holland hatte man ſich nach den 
preußiſchen Siegen und Annegionen von 1868 in die ungeheuer- 
lichſten Vorſtellungen von Preußens Ehrſucht und Habgier ein⸗ 
gelebt; man war erfüllt von der Sorge, zur nächſten Beute 
des gefräßigen Nachbars beſtimmt zu fein, und wie immer ver⸗ 
dunkelte auch hier die Furcht die Unbefangenheit des Urtheils. 
In der Angſt vor dem Ausbruch eines furchtbaren Kriegs 
ergriff man gerade die Maaßregel, welche die Flamme entzün⸗ 
den mußte. 

In Berlin war die Regierung feſt in ihrer Haltung. Gleich 
am Abend des 27. März wiederholte Bismarck dem franzöſiſchen 
Botſchafter: der König von Preußen kann die Abtretung ges 
ſchehn laſſen, aber nicht zugeben, daß jemand behaupte, er 
babe ihr im Voraus zugestimmt. Den Grund hatte Benedett 
vor Augen. Napoleon's Abſichten auf Luxemburg waren Längft 
kein Geheimniß mehr; die zornige Aufregung darüber wuchs in 
ganz Deutſchland mit jedem Tage; es hütte Preußens Ausſichten 
im Reichstage vernichtet, wenn man die franzöſiſchen Pläne 
amterftüßt hätte. Die deutſche wie die franzöſiſche Preſſe hatte 
bereits den Kampf darüber mit gleicher Hitze aufgenommen; 
von allen Seiten her erſcholl der Ruf, daß hier an feige Nach⸗ 
giebigteit nicht zu denten ſei. Graf Goltz meldete aus Paris, 
mit athemlofem Eifer werde die Heeresrüſtung betrieben, und 
der franzöfifche Generalconful in Frankfurt, Rothan, lieferte 
drohende Schilderungen von der haſtigen Bildung neuer Armee 
corps in Preußen. 

Trotzdem gab die preußiſche Regierung die 
Erhaltung des Friedens nicht auf. Auch der Ki 
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erfreulich ihm die Räumung Luxemburgs war, hatte bei der 
Klarheit der Rechtslage ſeinen Entſchluß in dieſem Sinne feſt⸗ 
geſtellt. Da man ſelbſt weder für noch gegen die Abtretung 
Luxemburgs ſich ausſprechen wollte, fo kam es darauf an, die 
Entſcheidung an eine andere Juſtanz zu bringen, und fo tele⸗ 
graphirte der König zurück nach Holland: ich kann keine Meinung 
ausſprechen, bis ich die Signatärmächte von 1839 gehört habe. 

Sodann aber bot ſich noch ein anderer Weg, den Konig 
der Niederlande über Preußens friedliche Abſichten auch ohne 
ſörmliche Zuftimmung zu der Abtretung Luxemburgs zu er⸗ 
muthigen. Am 12. October 1866 hatte die luxemburger Re⸗ 
gierung, ſtets in derſelben Angſt vor Preußens Feinpſeligleit, 
eine Mittheilung nach Berlin gerichtet, worin fie das preußische 
Beſatzungsrecht durch die Auflöſung des deutſchen Bundes als 
erloſchen bezeichnete, damit aber den Wunſch verband, mit 
Preußen eine völkerrechtliche Allianz unter Fortdauer der ge⸗ 
meinſamen Beſatzung abzuſchließen. Dieſe Eröffnung war bis 
dahin ohne Antwort geblieben: jetzt, am 27. Mürz, telegraphirte 
Bismard nach dem Haag die Ablehnung des Vorſchlags. 

Der luxemburzer Geſchichtsſchreiber der Kriſis, Servais, 
bemerkt, dieſe Ablehnung eines Vertrags, welcher der preußiſchen 
Beſazung einen neuen unangreiſbaren Rechtstttel gegeben hakte, 
war ein zwingender Beweis für die Abſicht Preußens, die Ab⸗ 
tretung des Landes an Frankreich nicht zu hindern. 

So war es in der That. Zugleich kam Bismarck auf den 
Gedanken, einen Verſuch zur Beſchwichtigung der immer ftärkern 
Unruhe der Gemüther in Deutſchland zu machen. Er lud den 
Führer der Nationalliberalen, Herrn von Vennigſen, zu ſich ein, 
und verabredete mit ihm eine nüchſter Tage im Reichstage zu 
ftellende Interpellation über Luxemburg, wobei dann Bennigfen 
den nationalen Widerſpruch gegen die Abtretung betonen, Bis⸗ 
marck aber beruhigend antworten würde; eine weitere Verhand⸗ 
lung follte nicht Statt finden ). Napoleon würde daraus die 
doppelte Belehrung ſchöpfen können, daß er Preußen nicht als 
Gegner zu betrachten habe, wohl aber bei bewaffnete Vorgehn 
die gefammte deulſche Nation an Preußens Seite finden würde ). 

9) Mittheilung Bennigſen's an den Berfaffer. 

9 Rotban, S. 466, drudt eine von ihm am 12 April nac Paris 
geſandte Depeſche ab, worin er nach Berliner Mittheilungen die frieb- 
liche Tendenz der Interpellation nachdrüclich beftätigt. 
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Allein während die Depeſche vom 27. int Haag ihren Ein⸗ 
druck nicht verfehlte, ſollte die auf Sicherung des Friedens be⸗ 
rechnete Interpellation die gerade entgegengejepte Wirkung haben 
und die Spannung auf die höchſte Spitze fteigern. 

Am 28. März empfing Napoleon aus der Hand des Prinzen 
von Oranien den Brief des Königs⸗Großherzogs. Er faßte ihn 
auf als das Zugeſtändniß der Abtretung. Er berief ſofort 
Baudin telegraphiſch nach Paris, gab ihm mündliche Weiſungen 
nebſt einem Briefe an den König- Großherzog, worin er die An⸗ 
nahme der Abtretung ausſprach und die Verantwortlichkeit 
Preußen gegenüber vollſtändig auf ſich nahm. Baudin eilte 
ſchleunig nach dem Haag zurück; der König⸗Großherzog erklärte 
ſich einverstanden); die Verträge wurden ausgefertigt, und 
Baudin meldete nach Paris, am 31. werde die Unterzeichnung 
Statt finden. Mouſtier telegraphirte dann an Benedetti: wir 
ftehn am entſcheidenden Augenblick; trefft in Berlin alle Vor⸗ 
fehrungen; der Kaiſer betrachtet die Sache als erledigt und Hält 
jedes Zurückweichen für unmöglich. Als man aber im Haag 
zur Unterzeichnung ſchreiten wollte, bemerkte der holländische 
Miniſter van Zuylen, daß dies nicht feine, ſondern die Sache 
des luxemburger Miniſters, Tornaca, ſei. Man werde ihn ſo⸗ 
fort hieher berufen; der kurze Aufſchub werde nichts verſchlagen. 
Darauf ſandte in der Nacht vom 31. März auf den erſten April 
Mouſtier eine neue Depeſche an Benedetti: Tornaco iſt in den 
Haag berufen zur Zeichnung der Abtretung; die Stimmung des 


9 Noten, der fonft Servais’ Buch mehrmals citirt, geht un 
begreiflicher Weife über die preußiſche Depeſche vom 27. Mürz hinweg, 
und erzählt dafür, der König⸗Großherzog ſel durch die diplomatie 
oceulte gewonnen worden, nachdem alle Anſtrengung der officiellen 
Diplomatie vergeblich geweſen. Er deutet damit wohl auf Madame 
Muſard, die Geliebte des Königs, welche angeblich durch franzöſiſches 
Gold bestochen worden fei. Ich kann dies weder beſtätigen noch 
widerlegen, will aber bet biefem Anlaß bemerken, daß Rothan's an 
einer frühern Stelle geäußerte Behauptung, die Königin Sophie ſei 
eine Hauptftüge der franzöſiſchen Partei in der Luxemburger Sache 
geweſen, auf Irrthum beruht. Die Königin war eine intime Freundin 
Napolcon's und Gegnerin Preußens, lebte aber damals von dem 
Könige vernachläſſigt und getrennt, von allem politiſchen Einfluß 
entfernt. 
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Königs iſt vortrefflich; der Vertrag wird im Laufe des Tags 
abgeſchloſſen. 

Napoleon's Wunſch ſchien erfüllt. Aber auch hier follte 
das Wort gelten: zwiſchen dem Becher und der Lippe liegt ein 
Abgrund. 

Benedetti begab ſich am Vormittag des 1. April zu Bis⸗ 
marck und erklärte ihm, nachdem er ihm ſeine Glückwünſche zu 
dem heutigen Geburtstag dargebracht, er habe ihm eine wichtige 
Mittheilung zu machen ). Bismarck, welcher den Inhalt ver⸗ 
muthen konnte, unterbrach ihn auf der Stelle. Ich habe, ſagte 
er, jetzt keine Zeit zu einer geſchäftlichen Beſprechung; ich bin 
im Vegriffe, in den Reichstag zu gehn, um auf Vennigſen's 
Interpellation zu antworten, auf die Fragen: was iſt der Mer 
gierung über die angebliche Abtretung Luxemburgs an Frank⸗ 
reich bekannt? und iſt ſie feſt entſchloſſen, auf jede Gefahr dies 
deutſche Land bei Deutſchland zu behalten? Wollen Sie mich 
begleiten, fuhr er fort, ſo können wir unterwegs weiter darüber 
reden. Im Gehn entwickelte er ihm dann, er denke zu antworten, 
der Regierung ſei allerdings bekannt, daß ſolche Verhandlungen 
im Haag schwebten; nach einer Anfrage des Königs der Nieder⸗ 
lande über Preußens Auffaſſung der Sache ſei auf ein Be⸗ 
nehmen mit den Großmächten und die Rückſicht auf die öffent⸗ 
liche Meinung verwieſen worden; die Regierung wiſſe nicht, ob 
ein Abſchluß im Haag ſchon erfolgt fei, und könne deshalb im 
Augenblick auf die zweite Frage keine Antwort mit Ia oder 
Nein geben; fie glaube aber, daß keine fremde Macht zweifelloſe 
Rechte deutſcher Staaten beeinträchtigen werde; ſie hoffe im 
Stande zu ſein, ſolche Rechte im Wege friedlicher Verhandlungen 
zu ſchützen. Sie ſehn, bemerkte er dann dem Grafen Benedetti, 
daß auf dieſe Art jeder Anlaß zum Bruche vermieden wird; 
Sie ſehn aber auch, daß die Vorausſetzung meiner ganzen Dar⸗ 
legung die Thatfache ift, daß ich von einem Abschluß des Ver⸗ 
trags nichts weiß. Und ebenſo deutlich wird Ihnen ſein, daß, 
wenn Sie wir jeht eröffneten, der Vertrag ſel geſchloſſen, und 
ich dies dem Reichstag mittheilen müßte, bei der hochgradigen 


9 Ig folge Hier der Darftellung des meiſt fehr gut unterrichteten 
Meding III. 206. Wo Rothan davon abweicht, ſiehn feine Angaben 
mit Pismarcrs fonftiger, von ihm ſelbſt beftäligter Haftung im 
Widerspruch 

„ Endet, Beprindung b bentiten Reitek. VT 6 
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Grregung der Verfammfung eine Epploſton von unberechenbarer 
Wirkung die nothwendige Folge fein würde. Die Herrn waren 
darüber an der Thüre des Reichstags angekommen. Nun, fragte 
Bismarck, dieſe Folge und deren Verantwortung vor Augen haben 
Sie mir eine wichtige Depeſche zu übergeben? Benedetti war 
kein kriegsluſtiger Mann. Er ſann einen Augenblick nach; dann 
erklürte er: Nein — und empfahl ſich. Bismarck trat in den 
Reichstag ein. 

Sofort erhob ſich Vennigfen zur Vegründung feiner Inter ⸗ 
pellation. Mit wachſender Stärke trete die Behauptung auf, 
begann er, der Abtretungsvertrag ſei bereits abgeſchloſſen; ein 
Fürſt aus deutſchem Geſchlechte, aus welchem einſt ein Mitglied 
die deutſche Krone getragen, habe alſo ein von jeher deutſches 
Land, welches dem Reiche mehrere Kaifer geliefert, über welches 
Holland niemals Herrſchaftsrechte beſeſſen, einer fremden Macht 
verlauft. Dazu könne der Reichstag nicht ſchweigen. Die 
Interpellation, erklärte er weiter, iſt abſichtlich gerade von uns 
Liberalen ausgegangen, die wir mit den Regierungen über ein⸗ 
zelne noch ungelößte Verfaſſungsfragen im Streite fiehn, weil 
wir das Bedürfniß fühlten, kund zu geben, daß es in Fällen 
ungerechter Gelüſte des Auslandes in diefem Haufe keine Par⸗ 
teien gibt, daß unſere Differenzen in den innern Fragen nicht 
den geringſten Einfluß auf unſere feſte Entſchloſſenheit gegenüber 
dem Auslande haben werden, wo es gilt, die kräftige Politit, 
welche die Regierung und der Minifterpräfibent bisher geführt 
haben, auf das Entſchiedenſte zu unterſtüzen. Jeder dieſer Sühe 
wurde von ſteigendem Beifall des Hauſes begrüßt. Bennigfen 
fuhr fort: bei der jehigen Auflöſung des Bundes iſt allerdings 
die Verſuchung für das Ausland groß, wie in alten Zeiten 
unſere Zerriſſenheit zum Abreißen deutſcher Landes theile zu ber 
nußen: treten wir nicht dem erſten Verſuche dieſer Art mit 
Nachdruck entgegen, ſo wird unſere Neubildung uns nicht einen 
ſtarken Bundesſtaat liefern, ſondern uns nur zur Fortdauer der 
alten Schwäche und Spaltung führen. Wir müſſen unſer Ver⸗ 
trauen auf die Energie der preußiſchen Politik bewähren durch 
unſere Feſtigkeit, die allein uns den Frieden erhalten kann, die 
aber auch den Krieg nicht ſcheuen darf, wo es ſich um bie Ab⸗ 
wehr eines ungerechten Angriffs handelt. Ein ftürmifcher Aus⸗ 
bruch des Enthuſiasmus erſcholl hier von allen Seiten des 
Hauſes. Vennigſen warf darauf einen Blick auf die lehten Ber- 
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handlungen der Pariſer Volksvertretung, wo die Reſte alter 
Parteien unter altgewordenen Führern die Leidenſchaften in der 
Armee und im Volle aufzureigen suchten, vielleicht nicht bloß 
um Eroberungen für Frankreich zu machen, ſondem auch um 
der jetzigen franzöſiſchen Regierung Schwierigkeiten zu bereiten. 
Geben wir, rief er, raſch und ſicher die richtige Antwort auf 
ſolche Tendenzen, und wir werden ſie im Keime erſticken. Blieben 
wir hier aber unthätig und ſtumm, welch ein untilgbarer Flecken 
auf Deutſchlands Ehre, welch' ein Stempel undeutſcher Schwäche 
auf unſerer Politik, wenn in dem Augenblicke der Begründung 
unferer nationalen Einheit nicht das Außerſte aufgeboten würde, 
die Abreißung einer deutſchen Provinz zu verhindern. Wir 
ſuchen den Krieg nicht. Bricht er aus, ſo wird Frankreich die 
Verantwortung treffen. Die beiden Nationen können in Frieden 
und Freundſchaft neben einander leben, in gegenſeitiger Achtung, 
in Förderung der gemeinſamen Intereſſen, in Förderung der 
Geſittung und Cultur in Europa. Aber wenn das Ausland 
uns ſtören will in unſerem Verfaſſungswerke, fo ſoll es auf 
eine geſchloſſene Nation ſtoßen, die keinen Zweifel darüber laſſen 
wird, daß wie unter uns alle Parteien, ſo auch alle Theile des 
deutſchen Volkes einig ſind in dem Entſchluſſe, jede kraftige 
Politik der Regierungen gegen feindselige Verſuche der Fremden 
auf jede Gefahr hin zu unterſtützen. Ein nicht endenwollender 
begeiſterter Jubel des ganzen Hauſes begleitete dieſe Schluß⸗ 
worte des Rednerz. 

An der Auffaſſung der Frage durch den Reichs tag konnte 
kein Zweifel fein. In der Abtretung Luxemburgs an Frankreich 
ſah er die blutige Verlegung eines nationalen deutschen Rechts 
und drängte die Regierungen, dagegen Verwahrung einzulegen 
und wenn nöthig mit den Waffen einzuſchreiten. 

Bismarcks Antwort begann mit der ruhigen Erklärung, 
das Haus werde es natürlich finden, wenn er in einer Frage 
von ſolcher Tragweite zur Zeit auf eine Darlegung des Sach⸗ 
verhöltniſſes, ſowelt es den verbündeten Regierungen bekannt 
geworden, ſich beſchrünke. Zunächſt entwickelte er dann die Ur⸗ 
ſachen, nach welchen man auf den Eintritt bes Großherzogthuns 
in den norddeukſchen Bund verzichtet habe, den Beftimmten 
Wunſch des Luxemburger Volkes, in dem jetzigen Zuſtande voller 
Unabhängigkeit zu bleiben, die gleiche Stimmung feiner Regie⸗ 
rung, welche das preußiſche Beſazungsrecht als erloſchen betrachte, 
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endlich die im alten deutſchen Bunde erfahrenen Unannehmlich⸗ 
keiten, die ſich aus der Mitgliedſchaft eines auswärtigen Sou⸗ 
verains ergeben. Dazu komme die geographiſche Lage des Landes, 
welche bei der Behandlung der Frage einen höheren Grad von 
Vorſicht erforderlich mache. „Man erweist, ſagte er, der preußi⸗ 
ſchen Politik nur Gerechtigkeit, wenn an einer hervorragenden 
Stelle ausgeſprochen worden iſt, die preußiſche Politit ſuche die 
Empfindlichkeit der franzöſiſchen Nation, natürlich fo weit es 
mit der eignen Ehre verträglich iſt, zu ſchonen. Die preußiſche 
Regierung fand und findet zu einer ſolchen Politit Anlaß in 
der gerechten Würdigung, welche die friedlichen und freundlichen 
Beziehungen zu einem mächtigen und ebenbürtigen ) Nachbar⸗ 
volke auf die Entwicklung der deutſchen Frage ausüben könnten.“ 
Aus dieſer Nüdficht, erklärte er, ſich einer beſtinmten Beant⸗ 
wortung der zweiten Frage enthalten zu müſſen. Was die erſte 
betreſſe, fo habe die Regierung bis jetzt keinen Anlaß, anzu 
nehmen, daß ein Vertrag über Luxemburg bereits abgeſchloſſen 
ſei (große Bewegung im Haufe), fie könnte freilich auch das 
Gegentheil nicht mit Beſtimmtheit behaupten, auch nicht wiſſen, 
ob der Abſchluß vielleicht nahe bevorſtehe Die einzigen That⸗ 
ſachen, welche die Regierung veranlaßt hätten, von der Frage 
amtlich Kenntniß zu nehmen, ſeien folgende. Der König der 
Niederlande habe den Grafen Perponcher befragt, wie Preußen 
es auffaſſen würde, wenn Seine Majejtät fi der Souveränität 
über Qugemburg entäußerte. Graf Perponcher habe darauf die 
Anweiſung erhalten, zu antworten, daß Preußen in dieſem 
Augenblick ſich zu einer ſolchen Außerung nicht berufen fühlte 
und, wenn dazu genöthigt, jedenfalls ſich vorher verſichern würde, 
wie die Frage von ihren deutſchen Bundesgenoſſen, von den 
Mitunterzeichnern der Verträge von 1839, wie von der öffent⸗ 
lichen Meinung in Deutſchland, die gerade jetzt in dieſer hohen 
Verſammlung ein angemeſſenes Organ beſttze, aufgefaßt würde. 
(Bravo.) Sodann habe die niederlündiſche Regierung uns ihre 
guten Dienſte behufs unſerer Verhandlungen mit Frankreich über 
Luxemburg angeboten. (Heiterkeit) Wir haben darauf ge- 
antwortet, daß wir nicht in der Lage ſeien, von dieſen guten 
Dienſten Gebrauch zu machen (Bravo, ſehr gut), weil ſolche Ver⸗ 


y) Bismerd ſoh in dem Worte einen verbindlichen Ausdruch 
Franzöfiiche Schrifitteler aber beinahe eine Inſulte. 
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handlungen nicht ſchwebten. „Bei dieſer Lage der Dinge, ſchloß 
Bismarck, werden Sie von mir nicht verlangen, daß ich, wie es 
einem Volksvertreter anſtehn mag, beſtimmte Entſchlüſſe der Re⸗ 
gierung für biefen oder jenen Fall öffentlich ankündige. (Sehr 
richtig) Die verbündeten Regierungen glauben, daß keine 
fremde Macht zweifeltofe Rechte deulſcher Staaten beeinträchtigen 
wird; ſie hoffen, ſolche Rechte auf dem Wege friedlicher Ver⸗ 
handlung fhüßen und wahren zu können; fie werden ſich dieſer 
Hoffnung um ſo ſicherer hingeben dürfen, je mehr das eintrifft, 
was Interpellant vorher zu meiner Freude anbeutete, daß wir 
durch unſere Berathungen das unerſchüttertiche Vertrauen und 
den unzerreißbaren Zuſammenhang des deutſchen Volkes mit 
und unter ſeinen Regierungen bethätigen werden.“ 

Der Reichstag nahm dieſe Erklärung mit lebhafter Zuſtim⸗ 
mung auf und ging nach einem kurzen Schlußwort des Präfie 
denten zur Tages ordnung Über. 

Auffallen könnte in Bismarcks Rede zunüchſt das Wort, 
paß keine Berhandlungen über Luxemburg zwiſchen Preußen und 
Frankreich ſchwebten, rach feinen monatelangen Beſprechungen 
mit Benedelti, ja nach dem Iepten Geſpräche unmittelbar vor 
dem Beginne der Reichstagsſitzung. Auch die franzöſiſche Re⸗ 
gierung gab vierzehn Tage fpäter Öffentlich dieselbe Exflärung 
trotz ebenſo zahlreicher Unterredungen zwiſchen Marquis Mouſtier 
und Goltz. Und doch beſteht Beides zu Recht, auf Grund der 
jedem Staatsmann und jedem Diplomaten geläufigen Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen einer Unterhandlung in amtlicher Form (Ein⸗ 
reichung von Noten, Mittheilung von Depeſchen u. ſ. w.) und 
der Vorbereitung einer ſolchen durch vertrauliche Sondirungen 
vermittelſt privater Geſpräche oder Correſpondenzen zwiſchen den 
beiderſeitigen Miniftern und Geſandten. Wir werden fpäter 
Anlaß haben, an einer wichtigen Stelle auf dieſe Unterſcheidung 
zurückpu kommen. 

Im Übrigen war Bismarcks Wunſch, durch feine Erklärungen 
die aufgeregte öffentliche Meinung in Deutſchland zu beſchwich⸗ 
tigen, keineswegs erfüllt. Seine Hörer hielten ſich an feine 
Schlußworte, daß jedes zweffelloſe Recht Deutſchlands geſchützt 
werden follte, ohne zu beachten, daß die von ihm vorher ange⸗ 
geführten Thatſachen den Beweis für die Nichtexiſtenz ſolcher 
Rechte in dieſer Frage enthielten. Sie gingen, da Bismarck 
dieſen Schluß nicht ausprücklich zog, darüber hinweg; denn bei 
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ihnen war, wie Vennigfen’8 Rede vom erfien bis zum letzten 
Worte darthat, die Zweifelloſigkeit des beulſchen Rechts die 
ſelbſtwerſtändliche Vorausſetzung. Bei den ſtürmiſchen Aus brachen, 
womit ſie Bennigſen's Vortrag begleitet hatten, mochte Bismarck 
ſich beglückwünschen, in dem ganzen Verlauf der Frage Napoleon 
gegenüber unerſchütterlich bei dem Gage geblieben zu fein: zwar 
geſchehn Laffen, aber nicht zuſtimmen. Welch ein Aufruhr gegen 
die preußiſche Regierung, und damit gegen das ganze Ver⸗ 
faſſungswerk wäre losgebrochen, wenn Preußen nach dem 
Wunſch des Königs⸗Großherzogs den Abtretungsvertrag geneh⸗ 
migt oder gar mitunterzeichnet hätte! Bismard, der die palriotiſche 
Leidenschaft kaum fo glühend erwartet hatte, berilte ſich, einige 
Rückſichtnahme darauf ſowohl in Paris als im Haag zur Sprache 
zu bringen. 

Allein er fand wenig Gehör. Beide Regierungen verkannten 
feine Abſicht, allerdings in völlig entgegengeſetzter Weiſe. 

In Paris erſchien ſpat Abends am 1. April Graf Goltz 
bei Mouftier, erklätte, daß Bismarck jedes früher geſprochene 
Wort aufrecht erhalte, ſchilderte dann die leidenſchaftliche Er⸗ 
regung des dentſchen Volkes und gab deshalb anheim, die geich⸗ 
nung des Vertrags bis nach dem Schluſſe der Seſſion des 
Reichstags, etwa um vierzehn Tage, hinauszuſchieben. Da aber 
brauste bei Monſtier auch die franzöſiſche Leidenſchaft und zu⸗ 
gleich ein tiefes Mißtrauen gegen Bismarck auf. Der Könige 
Großherzog, rief er, hat durch feinen Sohn dem Kaiſer fein 
bonigliches Wort geſandt; damit iſt der Vertrag perfect auch 
ohne die diplomatischen Formalitäten; Luxemburg iſt ſeitdem 
ſranzzſiſcher Beſth, und ſchon morgen geht ein höherer Beamter 
dahin ab, um die Einrichtung unſerer Behörden vorzubereiten. 
Graf Bismarck, ſetzte er hinzu, könnte ſich nicht beſchweren, wenn 
fein Antrag auf Aufſchub bei uns den Verdacht erweckte, daß er 
uns in eine Lage ohne Ausweg zu verlocken ſucht, um uns 
damit vor Europa zu proffituiren. Es war nicht möglich, 
geimmiger an das Schwert zu ſchlagen und den Handſchuh auf 
das Rampffeld zu werfen. 

Dagegen hatte im Haag ſchon das erfte Telegramm über 
die Reichstagsdebatte den König in feine alte Stellung zurück⸗ 
geworfen. Bismarck ſagt, fein König werde ſich in der Frage 
mit Rücksicht auf die Wünſche des Reichstags entscheiden, der 
Reichstag aber ift heftiger Gegner der Abtretung, die Folgerung 
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iſt Mar: Preußen wird ſich der Abtretung wiberfeßen. Am 
2. April erſchien eine preußiſche Depeſche: der König ſei völlig 
frei in ſeinen Entſchließungen, jedoch bitte man, daß er einige 
Rückſicht auf die gereizte Stimmung in Deutſchland nehmen 
möge. Damit war bei König Wilhelm der letze Zweifel ge- 
ſchwunden. Meine Zuſage an Napoleon, meinte er, hatte den 
Beitritt Preußens zur Bedingung; die Bedingung iſt nicht er⸗ 
füllt, ſolglich bin ich von meiner Zuſage entbunden. Während 
Bismarck den Großmächten die Frage vorlegte, ob fie in den Ver 
trügen von 1839 ein Hinderniß gegen die Abtretung Luxemburgs 
an Frankreich fühen, während darauf Lord Stanley ſofort dem 
franzöſiſchen Botſchafter feine perſönliche Anſicht dahin ausſprach. 
daß die Abtretung in jeder Hinſicht rechtmäßig fei, erſchien 
gleichzeitig die Erklarung des Königs⸗ Großherzogs, daß wegen 
der Weigerung Preußens die Abtretung nicht Statt finden würde. 

Auf dieſe Nachricht erreichte begreiflicher Weiſe in Paris 
die Erbitterung den höchſten Grad, und richtete ihre Spitze nicht 
gegen die Furchtſamkeit Hollands, ſondern gegen die, wie man 
meinte, jetzt offenbar gewordene Argliſt Preußens. Bismarck. 
rief Napoleon !), hat mich zu dupiren geſtrebt, ein Kaiſer der 
Franzoſen darf ſich nicht dupiren laſſen. Die erſte Regung war 
verdoppelte Eile der Rüſtungen. Denn bisher war man immer 
noch weit von aller Kriegsbereitſchaft entfernt, und ſtand doch 
dicht vor dem Ausbruch des Krieges, da man einſtweilen noch 
feft en dem Safe hielt, die Abtretung fei durch den Brief des 
Stönigs⸗ Großherzogs vom 26. März und Napoleon's Antwort 
darauf unwiderruflich geworden, und danach die Preußen aus 
Luxemburg hinauszuwerfen. Dazu kamen Tag für Tag weitere 
Berichte von dem Generalconſulate in Frankfurt, wie Alles in 
Deutſchland zu einer übermächtigen Invaſion nach Frankreich 
vorbereitet werde, wie ſo eben durch eine Militärconvention mit 
Darmſtadt die ganze heſſiſche Diviſion dem preußiſchen Heere 
einverleibt, alſo auch an dieſer Stelle die Mainlinie überſchritten 
worden ſei, wie die preußiſche Regierung in dieſem Augenblick 
große Gelbſammen zur Ergänzung ihres Kriegsmaterinls flüffig 
mache, wie nach ſicherer Kunde in Berlin die Militärpartei die 
Oberhand gewinne. Alſo Alarm auf allen Seiten; es ſchien 
unmöglich, ohne Entehrung Frankreichs den Frieden zu bewahren. 


y) Bei einem Geſpräche mit dem Berfaſſer. 
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Von den Angaben jener Berichte waren nun die beiden 
Thatsachen, die heſſiſche Milttärconvention und die Ausgabe 
einer preußischen Anleihe, richtig, waren aber in Wahrheit ohne 
alle kriegeriſche Bedeutung. Die Anleihe war, wie wir geſehn 
haben, von dem Landtag im Sommer 1866 zur Erneuerung des 
im öſterreichiſchen Kriege verbrauchten Materials bewilligt worden; 
die heſſiſche Convention war eine nothwendige Folge des ver⸗ 
zwickten Zuſtandes, in welchem die Hälfte des kleinen Staates 
zum norddeutſchen Bund gehörte und die andere nicht, und da⸗ 
durch jede Thätigkeit der Regierung im Militärwefen geſtört und 
unterbunden war. Dagegen war im ganzen norddeutſchen Bunde 
noch nicht von dem kleinſten Schritt zur Mobilmachung die Rede; 
kein Reſerviſt war einberufen, kein Pferd angekauft, kein Feſtungs⸗ 
walt armirt. Wer nun vollends von dem wachſenden Einfluß 
einer Berliner Militärpartei redete, kannte weder das preußiſche 
Officierstorps jener Zeit noch den alten König Wilhelm. In 
feiner ſtrengen Pflichttreue handelte der Monarch ſtets nach genau 
erwogener Überzeugung, bildete ſie ſich aber nie, ohne das Urtheil 
des amtlichen Vertreters des betreffenden Reſſorts zu hören. In 
feiner langen Regierung hat er außer feinen amtlichen Ratte 
gebern nie einen Günſtling oder Vertrauten gehabt, dem er einen 
Einfluß auf öffentliche Angelegenheiten oder nur Außerungen 
darüber verſtattet hätte, und am Wenigſten hätte nach ſeinen 
Begriffen von militäriſcher Disciplin auch ein hoher Officier 
einen ſolchen Verſuch ſich erlauben dürfen. Er äußerte einmal, 
er habe zwei Freunde, von ſeinen Jugendjahren her, an denen 
er fehr gehangen, treffliche Männer, die niemals von ihm etwas 
verlangt hätten ). Damals nun, in der Kriſis der Luxemburger 
Frage, waren faſt alle feine Generäle, Moltke an ihrer Spitze, 
eifrig für die Behauptung des Beſaß ungsrechts, alſo für den 
Krieg. Während nur Roon und Steinmetz Bismarcks Friedens 
ftimmung theilten, im Hinblick auf die gewaltige Verſtürtung, 
welche dem deutſchen Heere binnen drei Jahren durch die mili⸗ 
tärifhen Organiſationen des Nordbundes zuwachſen würden; 
meinten dagegen die Andern, bei dem jetzigen unfertigen Zu⸗ 
ſtande der franzöſiſchen Armee würden ſie mit der Zündnadel 
in vierzehn Tagen die franzöſiſchen Vorderlader auf Paris zurück; 
werfen, ſpäter aber nach Vollendung der franzöſiſchen Rüftung 


y Schneider aus dem Leben Kalſer Wilhelm's L. 128. 


0 Google TE ae 


1867 Stimmungen in Deutfchland. 80 


und Bewaffnung würde der Kampf unendlich opfervoller ſein. 
Aber feiner von ihnen, auch Moltke nicht, wagte bei dem Könige 
dieſer Anſicht Ausdruck zu geben ). Als der Bibliothelar des 
Lönigs dieſem einmal, am 20. April, erzählte, alle Welt in 
Berlin rede von dem bevorftehenben kriege gegen Frankreich, 
ſagte der König fehr ernſt: „Ich habe das Wort Krieg noch 
gegen keinen Menſchen ausgeſprochen, und ſelbſt meinen eignen 
Gedanken noch nicht vorgelegt. Bismarck und Noon haben bei 
allen Verhandlungen über die unangenehme Sache nicht einmal 
die Möglichteit eines Kriegs gegen mich erwähnt; und ich habe 
Roon auch noch nicht gefragt, ob er mit der Herſtellung der 
Fahrzeuge und Ergänzung der im letzten Feldzug verbrauchten 
Borräthe fertig ift“). Die preußiſche Regierung alſo war fo 
weit wie möglich von kriegeriſchen Gelüſten entfernt. Die populäre 
Bewegung aber in Nord⸗ und Süd deutſchland ſchlug immer 
höhere Wellen, allerdings von verſchiedenen Farben. Fort und 
fort erſchienen begeisterte Beſchlüſſe von nationalgefinnten Volks⸗ 
verſammlungen und Kammermajoritäten, daß zur Vertheidigung 
Luxemburgs alle deutſchen Stämme ſich unter Preußens Führung 
ſchaaren würden Dagegen erklärten die preußen feindlichen Par⸗ 
teien, in patriotiſcher Hoffnung auf preuß iſche Niederlagen, nicht 
weniger gerüuſchvoll den Kampf gegen Frankreichs Übergrife 
für Preußens heiligſte deutſche Pflicht, wobei natürlich die Süd⸗ 
ſtaaten den Bündnißfall beſtreiten und neutral bleiben würden. 
Dieſer doppelten Gährung gegenüber beſchloß Bismarck, zunächſt 
die erregten Gemüther ſich etwas austoben zu laſſen und keines 
falls vor dem Schluſſe des Reichstags in irgend eine Verhand⸗ 
lung über Luxemburg einzutreten. 

Indeffen begann doch auch in Paris die ungeduldige Hige 
der erſten Aufwallung allmählich nachzulaſſen. Je ſtärker man 
ſelbſt die Empfindlichkeit des franzöſiſchen Selbſtgefühls betont 
hatte, deſto weniger konnte es befremden, wenn auch Bismarck 
auf die öffentliche Meinung Deutſchlands Gewicht legte. Viel⸗ 
leicht war der vorgeſchlagene kurze Aufſchub doch ehrlich gemeint, 
um Frankreich Zeit zu gewähren, Hollands Beſorgniß wegen 
preußischer Feindſeligleit zu zerſtreuen. Man beſchloß alſo ur 
nächſt, ſich durch keine Reizung oder Herausforderung fortreißen 


9) Mittheilung des Feldmarſchalls an den Verfaſer. 
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zu laſſen, und am 6. April ging ein Schreiben an Benedetti 
ab, ſich bei Bismarck über den Sinn ſeiner Rede vom 1. zu er⸗ 
kundigen, deren freundliche Worte doch nicht wohl ohne alle 
braktiſche Bedeutung fein könnten. Will Preußen zur Beſeſtigung 
des europziſchen Friedens beitragen? Wir haben kein anderes 
Ziel im Auge, und denken nicht an eine Einmiſchung in die 
inneren Verhältniſſe Deutſchlands. Eine unbequeme Interpellation 
Jules Favres wurde am 8. April auf den Win! der Regierung 
nach einer kurzen Erklärung Mouſtier's, obgleich Thiers diefe als 
ungenügend bezeichnete, in die Bureau verwieſen und dort be 
m Gleich darauf kam aus Wien, wo Mouſtier im erſten 

Eifer eine enge Allianz gegen Preußen mit der Ausſicht auf die 
Erwerbung Schleſiens in Anregung gebracht hatte, die Antwort, 
daß Sſterreich eines dauernden Friedens bedürfe, alſo in ein 
Kriegsbündniß nicht einzutreten vermöge; zumal in der vor⸗ 
liegenden Sache könne der Souverän von zehn Millionen deutſcher 
Unterthanen unmöglich die Waffen zur Unterstützung einer fremden 
Annexion deutſchen Landes ergreifen ). Dies kühlte natürlich 
die Kampfluſt weiter ab, und vollends erſtickt wurde fie durch 
das fernere Verhalten des Königs der Niederlande. Dieſer, der 
ſich zur Abtretung Luxemburgs nur widerwillig aus Furcht vor 
Frankreich herbeigelaſſen, hatte mit wahrer Herzensfreude das 
Ausbleiben der preußiſchen Zufimmung als Grund zum Abbruch 
ergriffen, und dachte nicht daran, den glücklich wiedergewonnenen 
Boden zu verlaſſen Als jener franzöſiſche Beamte, Herr von Boigne, 
in Luzemburg erſchien, ſich der dortigen Regierung als Bevoll⸗ 
mächtigter des neuen Landesherrn vorſtellte und die Form der 
künftigen franzöſiſchen Verwaltung und den Austritt des Landes 
aus dem deutſchen Zollverein ankündigte, da zuckte Baron Tornaco 
die Achſeln, und der Statthalter, Prinz Heinrich, erließ gleich 
nachher Befehl, überall der franzöſiſchen Erklärung der erfolgten 
Abtretung enigegen zu treten und die Autorität des Königs» 
Großherzogs aufrecht zu erhalten. Ein Freudenruf ging darauf 
durch die ganze Bevölkerung. 

Man erkannte in Paris wohl, daß hier nicht durchzudringen 
war. Der Gedanke war angenehm geweſen, mit der Erwerbung 
Lugemburgs einen großen Schritt auf der Straße nach Brüffel 
vorwärts zu thun! noch einmal ließ man in Berlin durch 
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Benebetti an die alten Bundesvorſchläge erinnern, nach welchen 
Preußen den deutſchen Süden erhalten, dafür aber Frankreich 
bei der Einverleibung Belgiens unterſtützen würde ). Allein 
weniger als jemals war jetzt an die Annahme zu denken, und 
das Pariſer Cabinet mußte einſtweilen verzichten, wollte man 
nicht vor Europa, an welches man zu appelliren gedachte, die Rolle 
des rechtloſen Angreifers auf ſich nehmen. Herr von Boigne 
wurde demnach aus Luxemburg abberufen. Um fo entihiebener 
aber hielt man an dem Begehren feſt, die preußiſche Beſatzung 
aus der Feſtung Luxemburg zu entfernen, und da dies bei dem 
König⸗Großherzog nicht mehr zu erlangen war, ſich an die höhere 
Inſtanz, die europaiſchen Großmachte, zu wenden. Am 15. Abril 
ging ein Circular nach Petersburg, Wien und London unter 
ſtolzer Betheuerung franzöſiſcher Uneigennüttigkeit mit der Frage 
ab, ob Preußen jet noch einen Rechtstitel zur Aufrechthaltung 
feiner Veſazung in Luxemburg habe. An der Entſcheidung 
dieſes Tribunals hatte Mouſtier keinen Zweifel: dann mochte 
Preußen ſehen, wie es ſich mit Europa auseinanderſetzte. 

Die großen Cabinette hatten nun ſehr geringe Neigung. 
ſich mit der dornigen Angelegenheit zu befaffen. Der englische 
Premier, Lord Derby, hatte bereits auf Bismarck's entſprechende 
Anfrage am 5. April im Oberhauſe erklürt, die Regierung denle 
darauf eine Antwort nicht zu ertheilen. Ebenſo lehnte jetzt auch 
Kaiſer Alexander von Rußland jede Einmiſchung ab. Was 
Oſterreich betraf, ſo hatte ſich damals zwiſchen ihm und den 
Höfen von Berlin und München eine Verhandlung beſonderer 
Art entſponnen. Nach der Veröffentlichung der fühdeutfchen 
Schutz- und Trutzbündniſſe mit Preußen hatte Beuſt eine Depeſche 
nach München gerichtet, daß er nicht Proteſt erheben, aber er- 
klären wolle, daß Oſterreich zu einem Proteſte berechtigt ſei, da 
jene Bündniſſe thatſächlich die Unabhängigkeit der ſüddeutſchen 
Staaten in einem Grade beſchränkten, welcher mit der Beſtimmung 
des Prager Friedens unvereinbar ſet. Darauf hatte der bayerische 
Geſandte in Wien Anfang April erläutert, Bayern könne bei den 
bloßen Allianzverträgen mit Preußen nicht lange ftehn bleiben, 


) In die Zeit nach dem Scheitern der Luremburger Unterhanb⸗ 
lung ſeht Bismarck in den berühmten Enthüllungen, Juli 1870, diese 
Mittheilung. 
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ſondern wünſche, den Abſchluß eines internationalen Staaten⸗ 
bundes mit Norddeutſchland durch die ſüddeutſchen Staaten 
herbeizuführen ), welcher Staatenbund dann dem Wiener Cabinet 
eine völlerrechtliche Allianz vorſchlagen follte. Beuſt erwiderte 
ſehr Mühl, ein ſolcher Allianzvorſchlag ſei für Ofterreich eine 
einfache Intereſſenftage vom höchſten Range, wo weder Gefühle 
noch Erinnerungen, ſondern nur Ofterreih® Sicherheit und etwaige 
Vortheile in Betracht kämen. Alſo für jede Verbindlichkeit vollſte 
Gegenleiſtung, gegen jede feindliche Tendenz ſehr ſolide Garantien, 
dergleichen aber könne ihm freilich nicht Bayern, ſondern nur 
Preußen gewähren. Der Münchener Hof beeilte fi darauf, den 
Miriſterialrath Grafen Taufkirchen nach Berlin zu ſenden, um 
mit Bismarck die Frage einer öſterreichiſchen Allianz zu ver⸗ 
handeln. An demſelben Tage, an welchem Tauffkirchen ſich bei 
Bismarck meldete, dem 12. April, erſchien auch der Vertreter 
Oſterreichs bei dem Miniſter, um ihm deſſen gute Dienſte in der 
Luxemburger Sache anzubieten und feine vorläufige Meinung 
über zwei Vorſchläge einzuholen, welche das Wiener Cabinet den 
Mächten als Vermittlung zu unterbreiten gedenke: entweder bleibt 
Luxemburg unabhängig unter ewiger von Europa garantirter 
Neutralität, oder es fällt an Belgien, welches dafür Philippeville 
und Marienburg an Frankreich abtritt; in jedem der beiden Fülle 
räumt Preußen die Feſtung. Bismarck antwortete, daß er Oſter⸗ 
reichs gute Dienfte dankbar annehme, und in dem zweiten Vor⸗ 
ſchlag eine ſehr glückliche Auskunft finde, übrigens die eigne 
Entſchließung mit Rücksicht auf die öffentliche Meinung in 
Deutſchland ſich noch vorbehalten müſſe. Immer konnte dieſer 
neue Schritt Oſterreichs als ein Zeichen freundlicher Gefinnung 
gedeutet werden, und Bismarck gab alſo ohne Zaudern dem 
Grafen Taufkirchen Vollmacht, in Preußens und Bayerns Namen 
Herrn von Beuſt zur Sicherung des europäiſchen Friedens ein 
Vertheidigungsbündniß anzubieten, worin die deutſchen Regie⸗ 
rungen dem Donauxeiche die Garantie feiner deutſchen Beſizungen 


y) Beust in feiner Depeſche an den öflerreichifjen Geſandten in 
Münden von 5. April bezeichnet eis Hohenlohe's Abſicht, feine Com⸗ 
binationen mit dem Abſchluß des Südbundes zu beginnen. Nach 
Hohenlohe s Erklärungen an die zweite Kammer in Münden von 
19. Januar und 8. October muß Seuſt den bapericchen Gefandten 
mißverſtanden haben. 
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auf immer, und ſeiner ungariſchen auf eine nüher zu verabredende 
Zeit zuſagten. 

Es war, was in früherer Zeit Öfterreich ſtets begehrt und 
zweimal erhalten, es war zugleich, was Bismarck ſchon auf dem 
Schlachtfelde bei Königgrätz dem König als erſtrebenswerth be⸗ 
zeichnet hatte. Aber Beuſt's Gedanken lagen jetzt in anderer 
Richtung. Es war deutlich, daß für Öfterreih die Annahme 
des eben gebotenen Allianzvertrags thatſächlich auch die Zu⸗ 
ſtimmung zu der nähern Verbindung Süddeutſchlands mit dern 
Nordbunde in ſich ſchließen würde, ſei es nun nach der von 
Hohenlohe gewünſchten Form eines Staatenbundes, fei es nach 
dem Drängen der Unitarier auf einfachen Eintritt des Südens 
in den Nordbund. Beuſt hätte in dem Einen wie dem Andern 
eine Schädigung des öſterreichiſchen Intereſſes gefehn. Er 
wünſchte die bleibende Vereinzelung der ſüddeutſchen Staaten, 
um allmählich einen jeden derſelben in den Kreis des öſter⸗ 
reichiſchen Ein fluſſes zu ziehn, und dadurch zu verhindern, daß 
Preußen nicht bloß im Norden ſondern auch im Weſten das 
Donaureich umklammere. Als die beiden Geſandten ihm den 
Allianz⸗Antrag vorlegten, bemerkte er: „Ihr ſagt, das Bündniß 
würde den Frieden Europas ſichern Angenommen, es wäre fo, 
dann würde das jetzt gar nicht bedrohte Oſterreich den Haß 
Frankreichs auf ſich laden und dadurch von Preußen unbedingt 
abhängig werden. Aber wäre der Friede dann in der That jo 
ſicher? Es wäre denkbar, daß gerade das Wort Coalition Frank⸗ 
reich zum Los bruch reizte. Es wäre kein erfreuliches Schickſal, 
wenn wir beſiegt würden. Aber wenn wir ſiegten, was gäbe 
uns Preußen dann? Können wir es darauf ankommen laſſen, 
daß uns Preußen dann ein Exemplar des Prager Friedens⸗ 
vertrags in die Hand drückte, mit ſchönem Dank für deſſen Ver⸗ 
theidigung =) 

Werther und Taufffirdjen bedauerten nach dieſer Rede, daß 
Beuſt die vorgeschlagene Allianz ablehne. Beuſt fiel ein, er ver⸗ 
wahre ſich beſtimmt dagegen, daß er dies geſagt habe, würdigte 
auch dann aber die angebotenen Garantien keiner weitern Er⸗ 
wähnung. Er war weit entfernt von dem Gedanken einer 
preußiſchen Allianz; im Gegentheil, ſo ſehr er zur Zeit den 


9 Mus Berſros Depeſche an Graf Wimpfen in Verlin, 19. Upttl 
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Frieden nicht bloß für Oſterreich, ſondern in ganz Europa zu 
erhalten wünſchte, ſo hoffte er für die Zukunft Preußen zu iſo⸗ 
liren, Rußlands Gunſt durch ein Anerbieten zu gewinnen, die 
für dieſes fo läſtigen Bedingungen des Pariſer Friedens aus der 
Welt zu ſchaffen ), und zugleich nach einem franzöſiſchen Schutz⸗ 
bimdniß zu ftreben, zu welchem dann Napoleon vielleicht auch 
Italien herbeibringen könnte. In ſolchem Sinne erzählte er jeßt 
dem Herzog von Gramont, wie nachdrücklich er Taufftirchen s 
Mittheilungen abgewieſen habe). „Es gibt Handlungen, habe 
er dem baheriſchen Agenten geſagt, die man im Angeſicht Europas 
ſich nicht ohne Entehrung erlauben darf. Vor kaum zehn 
Monaten hat Napoleon Wien und die Unverletzlichkeit unſeres 
Gebiets gerettet, und heute wagt man uns zu einem Bunde 
gegen Frankreich außzufordern? Nie wird Kaiſer Franz Joſeph 
ſich zu einer ſolchen Ungeheuerlichkeit herbeilaſſen; er wird nicht 
begreifen, wie man ihm eine Zumuthung dieſer Art hat ſtellen 
können.“ 

So tapfere Freundesworte blieben nicht ohne Einfluß auf 
Napoleon, der Tag für Tag zwiſchen Zorn und Reſignation auf 
und nieder ſchwankte, nach dem Verzichte auf Landerwerb aber 
mit wachſender Ungeduld der Löſung der Krriſis durch die 
Räumung der Feftung entgegen ſah. Am 15. April hatte er 
im Sinne des Friedens dieſen Ausweg ergriffen; ſchon am 17. 
aber erklärte er, als ihm Oſterreichs Vermittlungsvorſchläge 
amtlich vorgelegt wurden, ihm ſei jede Löſung genehm, nach 
welcher Preußen die Feſtung räume; jedoch, ſetzte er hinzu, die 
Entſcheidung muß raſch erfolgen, denn nicht lange mehr kann 
ich die Anweſenheit der Preußen in Luxemburg dulden. Die 
kriegeriſche Stimmung hatte wieder Oberwaſſer gewonnen. Nicht 
eben mit großen Hoffnungen, immer aber mit entſchiedenem 
Wohlgefallen nahm er damals die Anträge zweier Agenten des 
Königs Georg von Hannover entgegen, die ihm ein Angriffs 
bündniß mit dem vertriebenen Monarchen gegen Preußen vor⸗ 


9) Er Hatte bereits em 1. Januar 1867 eine Reviſton biefes 
Friedens bei Gortſchatoff in Anregung gebracht, aber freilich fein 
Entgegentommen gefunden, da er nur eine Mebifion durch einen 
neuen Vertrag der Großmächte vergeſchlagen, nicht aber die Unter⸗ 
ftügung eines einfeitigen Vorgehns Rußlands versprochen hatte. 
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zuſchlagen hatten. Sie ſchilderten ihm die große Militär- 
verſchwörung, die ganz Hannover mit ihren Netzen überſpannt 
und Soldaten und Bauern mit brennendem Eifer zum Aufſtande 
erfüllt habe. König Georg habe ſich mit den von Preußenhaß 
erfüllten Demokraten Süddeutſchlands verbündet: wenn Napoleon 
Geld und Waffen zur Verfügung ſtelle, würden im Augenblick 
der Kriegserklärung 20000 hannoverſche Soldaten nebſt ihren 
Officieren nach Holland übertreten, König Georg ſelbſt ſich an 
ihre Spitze ftellen, und als Vortrab der franzöſiſchen Befreier in 
Deutſchland einriicken. Napoleon's Vertrauen zu dieſen Helfern, 
wie geſagt, war mäßig, immerhin aber waren es erfreuliche Mög⸗ 
lichkeiten, die ſich hier eröffneten. Als nun Bismarck, unaufhörlich 
von England gedrängt, am 18. April nach London antwortete, 
ſeinerſeits wolle er den öſterreichiſchen Vorſchlögen nicht wider⸗ 
ſprechen, noch aber ſei die öffentliche Meinung in Deutſchland 
nicht beruhigt genug, um ihm eine amtliche Entſchließung bereits 
zu verſtatten: da fand es Napoleon angemeſſen, die ſcharſe Seite 
hervorzukehren. Der Kriegsminiſter, Marſchall Niel, rief alle 
beurlaubten Officiere und Unterofficiere zu ihren Truppentheilen 
zurück; einige Tage fpäter fand in ganz Frankreich eine Muſte⸗ 
rung der Reſerviſten Statt, und eine officiöfe Zeitung, der 
Conſtitutionel, brachte eine Erklärung, daß die politiſche Lage 
bedenklich geworden ſeir) 

Da weder Rönig Wilhelm noch Bismark vor einer Drohung 
zurüczuweichen pflegten, fo war zum zweiten Male der Krieg 
in nahe Ausſicht geſtellt. 

Es war Kaifer Alexander von Rußland, welcher jetzt 
entſcheidend zu Gunſten des Friedens eingriff. Auf eine ver⸗ 
trauliche Erkundigung hatte er auch in Berlin günſtige Antwort 
erhalten, und obwohl Anfangs ebenſo wenig wie England zur 
Einmiſchung geneigt, erklärte er jept dem Londoner Hofe, das 
einzige Mittel, Europa vor einem gewaltigen Kriege zu bewahren, 
ſei ein verbundenes Auftreten der Großmüchte. Die neutralen 
Höfe ſeien einſtimmig darüber, daß mit der Auflöſung des 
deutſchen Bundes Preußens Beſatzungsrecht in Luxemburg weg⸗ 


1) Marſchal Riel ertlärte der kammer am 16. Full 1867, Frant- 
reich habe am 1. April 385000, am 15. Mal aber 455000 Mann 
unter den Fahnen gehabt. Ufo eine Vermehrung von 70000 Mann, 
wenn bie Bahlen richtig waren. 
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gefallen fei. Wenn die Mächte dies als Rechtsanſicht Europas 
ausſprüchen, fo müßte die öffentliche Meinung in Deutſchland 
ſich dabei beruhigen. 

Hienach ſchlug Rußland eine Conſerenz der Großmächte vor, 
die in London auf der Baſis der von Europa zu garanttrenden 
Neutralität Lugenburgs, wonach ſich der Abzug der Preußen 
aus der Feſtung von ſelbſt ergäbe. zuſammentreten ſollte. Es 
wor der erſte Schritt zum Ausgleich; jedoch war auf dem Wege 
dorthin noch manches Hinderniß zu überwinden. 
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4. Capifel. 
Abſchluß der norddeutſchen Bundesverfaſſung. 


Unmittelbar nach der Beantwortung der Interpellakton 
Bennigſen, am 1. April, trat der Reichstag in die Berathung 
der einzelnen Verwaltungszweige ein, deren Leitung oder Be⸗ 
auffihtigung der Bundesgewalt anvertraut werden follten. 

Der erite dieſer Abſchnitte, Zoll- und Handels weſen, wurde 
raſch erledigt. Sein Hauptgedanke, Verfämelzung aller Bundes⸗ 
ftaaten zu einem ſeſten Zollverein, mit einziger Ausnahme 
der Hanſeſtädte, deren Freihafen⸗Stellung unberührt bleiben 
würde, bis fie ſelbſt die Aufhebung beantragten, war nicht bloß 
populär, ſondern erſchien ſelbſtverſtündlich. Auch die einzelnen 
Beſtimmungen des Entwurfs über Zölle, indirecte Steuern, 
Competenz des Präſidiums und des Bundesraths auf dieſem 
Gebiete machten keine Schwierigkeit. 

Man gelangte ſofort zu dem folgenden Abſchnitt über das 
Eiſenbahnweſen. Der Entwurf gab hier der Bundesgewalt das 
Recht, Eisenbahnen zu militkriſchen Zwecken ſelbſt zu bauen 
und zu verwalten, überließ dies Recht im Übrigen den Regie⸗ 
rungen der Einzelſtaaten und behielt dem Bunde nur eine all⸗ 
gemeine Aufficht, wie Einwirkung auf Gleichheit der Tarife u. ſ. w. 
vor. Es erſchien eine Reihe von Werbefferungsanträgen, ge- 
nauere Beſtimmungen zur Verhütung abminiftrativer Willkür, 
über welche ohne Mühe eine Verſtändigung mit dem Miniſterial⸗ 
director Delbrück, der hier die Regierungen vertrat, erreicht wurde. 

e bel, Begrindung d. betten Nees. VI. 7 
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Einen Antrag auf Erweiterung der Bundescompetenz wies 
Delbrück als im Widerſpruch mit dem Bundesvertrag der 
Regierungen ſtehend zurück. 

Ebenſo einmüthig fielen am 2. April die Beſchlüſſe über 
das Poſt⸗ und Telegraphenweſen, welches der Entwurf für 
das ganze Bundesgebiet unter die Leitung des Präſidiums ſtellte. 
Ein Antrag auf gänzliche Aufhebung des Poſtzwangs und des 
Poſtmonopols wurde abgelehnt, alle Artikel des Entwurfes 
angenommen. 

Auch bei dem folgenden Abſchnitte über Marine und Con⸗ 
ſulate erhob ſich kein bemerkenswerther Widerſpruch. Es ent⸗ 
ſpann ſich eine lebhafte Verhandlung über die Nolhwendigkeit 
einer mächtigen deutſchen Flotte, welche der Chef des norddeutſchen 
Lloyd, Meier aus Bremen, ebenſo nachdrücklich behauptete, wie 
der Hamburger Chapeaurouge ſie beſtritt, worauf dann Schleiden 
eine lange Rede hielt, über die Miniſter von Noon nachher er- 
klärte, er habe nicht entdecken können, ob der Redner für oder 
gegen eine Flotte ſei. Für die Handelsſchiffe ſah der Entwurf 
die ſchwarz⸗weiß⸗ rothe Flagge vor; das Haus beſchloß, dieſe 
Beſtimmung auch auf die Kriegsflotte auszudehnen. Franz Dunker 
widmete darauf dem romantiſchen Schwarz⸗roth⸗gold von 1848 
einen wehmüthigen Nachruf, der jedoch ohne Erwiderung 
oder Folgen blieb. Der Satz des Entwurfs über den Etat der 
Marine wurde hier geſtrichen, als zu dem Abſchnitt über Bundes⸗ 
finanzen gehörig. 

So gelangte man am 3. April zu den wichtigen Titeln 
Kriegsweſen und Finanzen, und hier trat an die Stelle der 
lezten Meeresſtille ein von verſchiedenen Seiten einherbrauſender 
Sturm, welcher dicht vor dem Hafen das Verfaſſungsſchiff dem 
Untergange nahe brachte. Die preußiſchen Liberalen lieferten 
hier ein großes Nachſpiel zu ihrem Kampe gegen bie Heeres⸗ 
reform von 1862 bis 1866. Zum Verſtändniß des Folgenden 
wird es zweckmäßig ſein, was darüber im zweiten Bande dieſes 
Buches berichtet iſt, in Erinnerung zu bringen und zu ergänzen. 

Wie wir geſehn, bekämpfte damals die Opposition die 
neue Heerverfaffung zuerſt auf dem Felde des Budgets: als 
fie die Koften desſelben geſtrichen hatte, erwartete fie ander⸗ 
weitige Vorſchläge oder die Auflöfung der neuen Bataillone. 
Statt deſſen verwarf das Herrnhaus ihr ganzes Budget, und 
die Regierung führte in dieſem Nothſtande ein budgetloſes, 
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nach Anſicht der Oppoſition verfaſſungswidriges Regiment, bis 
1866 die Regierung die Anerkennung ihrer Ausgaben durch 
den Landtag vermitielft der Annahme ihrer Indemmitätsbill 
erwirkte. 

Zwei andere, während des Kampfes von der Opposition 
aufgeſtellte Behauptungen aber blieben 1866 unerledigt, wurden 
vielmehr von ihr durch neue Beſchlüſſe bekräftigt. Sie faßten 
ſich in dem Satze zuſammen, daß, auch abgeſehn von den 
Kosten, bie neue SHeerberfaffung in Miberfprud mit zwei 
rechtskräftigen Geſetzen ſtehe, alſo nicht durch einſeitigen Willens 
act des Königs, ſondern nur unter Zuſtimmung des Landtags 
Hätte angeordnet werden können. 

Schon im Jahre 1860 wurde bemerkt, daß das grund⸗ 
legende Geſetz vom 3. September 1814 der Kriegsreſerve der 
Linie nur zwei Jahrgänge der ausgedienten Mannſchaft, die 
neue Heerverfafjung aber deren 4 oder 5 zumeife, alſo gegen 
das Geſeß 2 oder 3 Jahrgänge der Landwehr zu Reſerviſten 
der Linie mache. Die Regierung erwiderte, daß die Reſerviſten 
erſt bei einer Mobilmachung zur Fahne einberufen würden, 
daß aber auch für die Landwehr gerade nach dem Geſetze vom 
3. September die Mobilmachung den Beginn des Krieg ssſtandes 
bedeute, in welchem die Regierung freie Verfügung über alle 
Mannſchaftsclaſſen habe. Daß die Einwendungen der Oppofition 
gegen dieſe Süße unhaltbar waren, haben wir oben geſehen. 

Bis zum Jahre 1863 hatte niemand einen Zweifel dagegen 
geäußert, daß, abgeſehn von dem Geldpunkte, der König nach 
dem Geſetze von 1814 freie Hand habe, jeder Zeit die Stürke 
und die Formation des Heeres zu beſtimmen und abzuändern. 
In jenem Jahre aber glaubte Rudolf Gneiſt die Entdeckung 
gemacht zu haben, Friedrich Wilhelm III. ſelbſt habe durch eine 
in der Geſetzſammlung publicirte Cabinetsordre vom 22. December 
1819 die Formation des Linienheeres nach Stärke, Zahl und 
Gruppirung feiner Truppenkörper gejeplich feſtgelegt, fo daß alſo 
zu ihrer Abänderung ein neues Geſetz, mithin jetzt die Zu⸗ 
ſtimmung des SanbtagS erforderlich, und bis zu deren Erlangung 
die Heerberſaſſung von 1861 verſaſfungswidrig ſei Gneift fügte 
dieſer Behauptung eine allgemeine Erörterung hinzu, in welcher 
er mit weitem politiſchem Blicke und glänzender Beredſamkeit 
darleg te, wie zu allen Zeiten die geſetzliche Feſtſtellung der Heer⸗ 
verfaſſung ein Intereſſe erſten Ranges für Staat und Volk fei, 
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um eine fo wichtige Einrichtung ſowohl gegen minifterielle als 
gegen parlamentariſche Willkür zu ſichern. 

Gegen die Nichtigkeit dieſer allgemeinen Ausführung (de 
lege ferenda) beſteht heute kein Widerſpruch mehr. Eine andere 
Frage iſt es, ob ſeine hiſtoriſche Behauptung (de lege lata) 
damals begründet war. 

War die Ordre von 1819 im Sinne des Königs in der 
That ein Geſetz, alſo jetzt ihre Anderung der Zuftimmung des 
Landtags bedürftig? oder war ſie nur eine jeder Zeit allein 
durch königliches Belieben zu ändernde Verordnung? 

Ihre Beröffentlichung durch die Geſehſammlung liefert keinen 
Beweis für das erſtere. Denn unter dem abſoluten Königthum 
nahm man es nicht fo genau mit der Unterſcheidung von Geſetz 
und Verordnung. Damals ſind eine Menge Cabinetsordres in 
die Geſetzſammlung aufgenommen worden, denen heute fein 
Menſch den Charakter eines Geſetzes beilegen und für ihre Au⸗ 
derung einen Landtagsbeſchluß fordern würde: Ernennung ein⸗ 
zelner Perſonen zu gewiſſen Amtern, Regulirung des innern 
Dienſtes in einem Miniſterium, kleine Berwaltungsmaaßregeln, 
wie 3. B. Beſtimmung des Paſſirgeldes bei einer gewiſſen 
Brücke u. ſ. w. 

Wollte man nun auch einräumen, die Ordre von 1819 fei 
deshalb als Geſetz zu betrachten, weil ſie einige Anderungen 
eines älteren Geſetzes, der Landwehrordnung von 1815, vor⸗ 
ſchreibt, jo läme man damit in der weſentlichen Frage, der 
Formation des Linienheeres und deren geſehlicher Feſtlegung, 
nicht um einen Schritt weiter. Die Ordre gibt eben eine neue 
Formation der Landwehr, nicht aber eine ſolche der Linie. Die 
letztere war durch zwei Ordres aus dem Mai 1817 und dem 
September 1818 volftändig geregelt, beide Ordres aber nicht 
in die Geſehſammlung aufgenommen worden — und wenn die 
Aufnahme den Geſetzcharakter zweifelhaft läßt, ſo iſt nichts ſicherer, 
als daß die Nichtaufnahme ihn ausſchließt. Der weſentliche Ge- 
danke, welchen die Ordre von 1819 für die Landwehr durchführt, 
it der Satz, daß ihre Infanterie der acht Armeecorps in den 
Provinzen dieſelbe Zahl der Bataillone, Regimenter und Bri⸗ 
gaden mit gleicher Kriegsſtärke haben ſoll, wie ſie die Linie das 
Jahr zuvor erhalten hat. Offenbar folgt daraus, auch wenn die 
Ordre als Geſetz zu betrachten wäre, nicht im Mindeſten der 
Schluß, mit der geſetlichen Fefſfellang der Lardwehr⸗Regimenter 
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ſei auch die Formation der Linientruppen geſetzlich feitgelegt. 
Höchſtens Hehe ſich aus der geforderten Gleichheit beider folgern, 
es müßte auch künftig mindeſtens ebenſo viele Linien⸗ wie Lands 
wehrbataillone geben, oder umgekehrt, es müßten bei einer Ver⸗ 
meh rung ber erſtern auch die leßtern entſprechend vermehrt werden. 
Nimmermehr aber läßt ſich aus der Ordre von 1819 die Noth⸗ 
wendigkeit eines Geſeches für jede neue Organiſation oder jede 
Vermehrung der Linientruppen ableiten. 

Sicher iſt 1819 der König ſelbſt nicht diefee Meinung 
geweſen. Dies ſteht feſt durch die Thatſache, daß er gleich in 
den beiden folgenden Jahren mehrere Linienregimenter neu⸗ 
geſchoffen oder umgeſtaltet, ſowie, daß er der Garde⸗Landwehr 
in Abänderung der Ordre von 1819 eine neue Formation ge⸗ 
geben Hat, Alles durch Ordres, welche nicht in der Geſehſammlung 
pubfieirt find, alſo nur den Charakter von königlichen Verord⸗ 
nungen haben. Friedrich Wilhelm III. ift weit von dem Gedanken 
entfernt geweſen, daß er ſeit dem 22. December 1819 nur auf 
dem Wege der Geſetzgebung an ſeiner Heerverfaſſung zu ändern 
beſugt fei. 

Jedoch hatte ſich in den Jahren des Verfaſſungsſtreits die 
Oppoſition zu feſt in den einmal ergriffenen Stellungen ein⸗ 
gelebt, als daß eine entgegengeſeßte Auffaſſung hätte Boden 
gewinnen können. Allerdings war in der Beurtheilung dieſer 
Fragen die Oppoſition nicht gleiches Sinnes. Die radicalen 
Demokraten blieben feſt auf ihrer Behauptung, das Haus der 
Abgeordneten habe jährlich kraft ſeines Budgetrechts die Koſten 
und damit die Stärke der Armee feſtzuſtellen. Sie konnten alſo 
folgerichtig nicht wie Gneift und Genoſſen den Erlaß eines Ge⸗ 
ſetzes wünſchen, welches für ihre Budgetabſtriche ebenſo wie für 
willkürliche Truppenvermehrung fefte Grenzen ſeßte. Indeſſen 
fo lange ber Berfaſſungsſtreit dauerte, hielten beide Gruppen in 
dem Widerſtande gegen das Ministerium feſt zuſammen, und 
eigneten ſich einſtweilen eine jede die Forderung der andern an. 
Umgekehrt lehnte das Miniſterium, wie die Budgettheorie der 
Sppoſition, fo auch die Feſiſtellung der Heeresſtäele durch ein 
Geſet ab, und trat hier für das unbeſchränkte königliche Ver⸗ 
ordnungsrecht ein. 

Mit dem Beginne des norddeutſchen Bundes aber und der 
Vorlage des Verfaſſungs entwurfs änderte ſich dieſe Lage auf 
das Gründlichſte. Jetzt war es die preußiſche Regierung, welche 
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zur Sicherſtellung des Bundesſtnats die geſeßliche Sanction der 
Heerverfaſſung von 1860 zuerſt bei den verbündeten Regierungen 
erwirkte und dann bei dem Reichstage in Antrag brachte. Gneiſt 
und feine Freunde ſahn alſo ihr Princip geſetlicher Feſtſtellung 
der Heerverſaſſung durch die Regierungen anerkannt: jetzt hatten 
fie zu prüfen, ob der Inhalt gerade des ihnen vorgelegten Ge⸗ 
ſetzes annehmbar erſcheine. Der Entwurf verfügte die Einheit 
des Bundesheeres, die Befugniſſe des Bundesfeldherrn, den 
Präfenzitand, die Gliederung und Eintheilung der Contingente 
und die Organiſation der Landwehr; er erklärte die Gültigkeit 
der bisherigen preußischen Mititärgefepe und Reglements für 
ſämmtliche Bundesſtaaten; er ſprach ferner die allgemeine Dien ſt⸗ 
pflicht ohne Stellvertretung aus, und zwar ſieben Jahre bei der 
Linie (davon, wie bei der Verhandlung hinzugeſetzt wurde, drei 
unter der Fahne, vier bei der Reſerve), fünf Jahre bei der Land⸗ 
wehr. Sodann ſezte er für die nächſten zehn Jahre die Friedens 
ftärte des Heeres auf ein Procent der Berölkerung feſt, und 
verordnete, daß für die Geſammtkoſten der Heeresverwaltung ein 
jährlicher Betrag von 225 Thalern für jeden Kopf der Jriedens⸗ 
ſtärke dem Bundesfeldherrn einzuzahlen, für die Koſten der Marine 
aber ein Etat mit dem Reichstage zu verein baren ſei. Sodann 
verfügte der Abſchnitt über die Finanzen, die ſonſtigen Ausgaben 
feien auf dem Wege der Bundesgeſehgebung, und zwar das Ordi⸗ 
narium für drei Jahre feſtzuſtellen. Zu ihrer Beſtreitung würden 
die Einnahmen aus den Zöllen, den gemeinſamen Steuern, die 
Erträge der Poſten und der Telegraphen dienen. Wo fie nicht 
hinreichen, ſchriebe der Bundesfeldherr Beiträge der Einzelstaaten 
nach Maaßgabe ihrer Bevölkerung aus. Über die Verwendung 
der Einnahmen würde der Bundesfeldherr dem Bundesrathe und 
dem Reichstage Rechnung ablegen. 

Gegen dies ganze Syſtem erhob ſich zunächſt Waldeck im 
Namen der Tortfchrittäpartei, vor Allem zur Errettung des koſt⸗ 
barſten aller Freiheitsrechte, des Budgetrechtes der Volksvertretung. 
welches allerdings durch die Vorlage für die Koſten des Heers 
beſeiligt, für die ſonſtigen Verwaltungszweige in enge Grenzen 
gebracht war. Ohne ſich auf eine nahere Erörterung einzulaſſen, 
rief er den Nationalliberalen zu, wer an dieſem Punkte nachgebe, 
habe den Ruhm der liberalen Geſinnung und damit die Achtung 
der Nation verwirkt. Dieſer Reichstag ſei gewählt, um eine 
Verſaſſung zu berathen; wie dürfe er ſich herausnehmen, ein 
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Armeegeſez zu beschließen, was ihm bier zugemuthet werde? 
Und zwar ein Geſeß, welches alle die von der preußiſchen Volks⸗ 
vertretung fünf Jahre lang mannhaft vertheidigten Forderungen 
des Volkes, die zweijährige Reſervezeit, die Belaſſung der Land⸗ 
wehr in ihrer hiſtoriſchen Stellung und die Erhaltung der großen 
Geſetze von 1814 und 1819 mit einem Streiche zerſchlage, und 
über die Formation des Heeres die nackte Anertennung der ges 
ſetzwidrigen Reorganiſation enthalten ſolle. Das ſolle geſchehn 
von einem Reichstag, deſſen nichtpreußiſche Mitglieder gar keine 
Kenntniß von dieſen ebenſo verwickelten wie wichtigen Sachen 
hätten. Das Alles ſei unerhört. Vollends aber der Antrag, 
die Stärke des Friebensheers für immer auf ein Procent der 
Benölterung und die Koſten auf 225 Thaler für jeden Kopf der 
Mannſchaft zu firieen, ſei gleichbedeutend mit der Vernichtung 
des Budgetrechts ); hier dürfe auch (gegen die Nationalliberalen 
gewandt) von Compromiſſen und Vermittlungen keine Rede fein; 
unerſchütterlich, wie das Volk es begehrt, müßte der Reichstag 
auf feinem Rechte beſtehn, alljährlich die Präſenzſterke und die 
Koſten durch die Feſtſetzung des Etats zu beſtimmen. Wir wollen, 
ſchloß er, ein Volksheer, nicht ein ſtehendes Soldatenheer. 
Waldecs Geſinnungsgenoſſen brachten in der folgenden, 
eine Woche lang ſich fortſeßenden Verhandlung durchgängig nur 
nöhere Ausführungen zu einzelnen von ihm angeführten Momenten. 
Waddeck hatte wiederholt erklärt, auch ohne die Bundesverfaſſung 
würde der Schu gegen das Ausland durch preußiſche Militärs 
conven tionen mit den Kleinſtaaten vervollſtändigt werden; die 
auswärtige Geſahr gebe alſo keinen Grund, eine volksfeindliche 
Verfaſſung anzunehmen. Erweiternd führte darauf Schulze aus, 
gerade im Gegentheil, wenn inmitten aller Gefahren ein Voll 
ſeine Freiheitsrechte hochhalte und ſchirme, werde es dadurch die 
Bewunderung der Welt erwerben und jedem feindlichen Nachbar 


y) Im Verlauf der Debatte erläuterte Wiggers dies ziffermäßig 
dahin, daß nach Abzug der Ausgabe für Heer und Marine der Reicht- 
tag nur noch über eine Milton Thlr. budgermähtg zu verfügen gaben 
werde, ſeßte freilich hinzu, daß vielleicht die Zölle künftig einige Über- 
ſchüſſe liefern möchten. 

Das Bubget des deutſchen Reichs für 1892/98 ſtellt ſich auf 
1200 Mill. Mt., davon 4—500 für die Armee. Wäre der Entwurf 
von 1867 unverändert geblieben, jo hätte der Reichszag immer mod, 
über ein recht tattlihes Budget von 7—800 Mi. Ri. zu beſchlleßen. 
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unbeſieglich erſcheinen. Nochmals entwickelte Bockum⸗Dolffs ſeine 
Lehre, daß jeder preußiſche Abgeordnete eidbrüchig werde, wenn 
er im Reichstage einem Beſchluſſe zuſtimme, welcher in Preußen 
ein Recht des Abgeordnetenhauſes beſchrünke. Franz Duncker 
erklürte, daß er heute wie früher den Krieg von 1866 für ein 
frevelhaftes Spiel der preußiſchen Regierung halte, und wenn 
jett die ehemaligen Genoſſen, die Nationalliberalen, unter heuch⸗ 
leriſchen Vorwänden die Sache des Volks und der Freiheit ver⸗ 
riethen, fo könne er das nicht hindern, wohl aber den ſchnäh⸗ 
lichen Abfall von den einſt heilig gehaltenen Grundſützen öffent⸗ 
lich verkünden. 

Der hitige Angriff war, wenn nichts Schlimmeres, jeden · 
falls in hohem Maaße übertrieben. Denn die Nationalliberalen 
waren durchaus von dem Wunſche befeelt, dem Reichstag ein 
ſtarkes Budgetrecht zu bewahren, und den Etat des Kriegs⸗ 
minifter8 ebenfo wie den der übrigen Verwaltungszweige ihrer 
Prüfung zu unterwerfen. Eben ſo, aber nicht weiter. Nie 
mals hatte bisher das preußiſche Abgeordnetenhaus die Beſugniß 
begehrt, die durch Geſetz organifirten Bezirksregierungen oder 
Landgerichte gelegentlich zur Hälfte durch Streichung der Geld⸗ 
mittel abzufgaffen, während die Fortſchrittspartei jetzt die Stürke 
der Aus hebung und damit den ganzen Heerbeſtand jahrlich durch 
den Etat zu bestimmen begehrte. Eine ſolche Unſicherheit des 
für die Exiſtenz des Staates wichtigsten Inſtituts verwarf die 
nationalliberale Partei entſchieden: ſie wollte, wie für Verwal⸗ 
tung, Gericht, Unterricht u. ſ. w., die weſentlichen Grundlagen 
auch für die Armee geſeßlich feſtſtellen und nur die jahrlich 
wechſelnden Einzelheiten oder ganz neue Anforderungen von den 
Beſchlüſſen über den Etat abhängig machen. Hier ergab ſich 
nun die Frage, welche Stücke der Organiſation zu dem weſent⸗ 
lichen Veitande, welche zu den wechſelnden Einzelheiten gehörten, 
welche alſo geſetzlich feſtzulegen, welche der Entſcheidung durch 
den jährlichen Etat zu überlaſſen wären, und wenn man dann 
zu den geſeplichen Veſtimmungen ſchritt, in welcher Höhe diefe 
bleibenden Laſten ohne Schädigung des nationalen Wohlſtandes 
bemeſſen werden dürften. In dieſen Beziehungen zeigte ſich 
nun innerhalb der Partei nicht gerade eine Spaltung, wohl aber 
eine verschiedene Stimmungsfarbe, indem die Einen, Fordenbed, 
Lasker, Miquel, etwas ſchärfer für die parlamentariſchen Rechte 
eintraten, die Andern, Bennigſen, Braun, Sybel, Vaerſt, den 
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größern Nachdruck auf eine Verftändigung mit den Negie⸗ 
rungen legten. 

Unter dieſen Umſtänden faßte innerhalb der Parte: jene 
Andeutung Bismarcks (in der erſten allgemeinen Verhandlung) 
über die Möglichteit einer Übergangszeit Wurzel und fand bald 
allgemeine Zuſtimmung. Auch Forckenbeck und feine Freunde 
erkannten die Unmöglichkeit, in dieſem Augenblick, wo jeder Tag 
die franzöſiſche Kriegserklärung bringen konnte, irgendwie den 
Beſtand der vorhandenen Armee in das Ungewiſſe zu ſtellen, 
und damit die Nothwendigkeit, weitere Wünſche einer künftigen 
Entſcheidung aufzubewahren. Wir wollen, ſagte Lasker, die 
Vergangenheit friedlich abſchließen, die Gegenwart reichlich aus⸗ 
ftatten, die Zukunft nicht compromittiren. Daraus ergab ſich 
die pofitive Anerkennung der Heeres formation von 1860 als feſte 
Grundlage. Es iſt unrichtig, erklärte Lasker, wenn Waldeck 
behauptet, daß dies außerhalb des von den Wählern uns ge⸗ 
gebenen Mandates liege; ich bin von meinen Wählern darüber 
befragt worden und babe ihnen geantwortet, wenn ich von der 
Trefflichteit der Heeresreform überzeugt würde, fo würde ich fie 
anerkennen; nun, ſchloß er, ich bin überzeugt worden. Forkken⸗ 
beck führte aus, daß es in der gegebenen Lage unmöglich ſei, 
an dem beſtehenden Heerweſen irgend wie zu rütteln; er erkenne 
alſo die Reorganisation unbedingt an. Aber die Geiebenspräfen, 
von einem Procent der Bevölkerung und die jährliche Zahlung 
von 225 Thlr. auf den Kopf der Mannſchaſt auf immer zu ber 
willigen, das ſei gleichbedeutend mit der Vernichtung des Budget⸗ 
rechts, wie es der preußifche Landtag beſttze und wie es für den 
Reichstag zu bewahren fei. Hienach komme es auf die Beſtim⸗ 
mung einer Übergangszeit an, und deren Länge ergebe ſich aus 
folgenden Daten. Drei Jahre ſeien erforderlich, um in den 
neuen Provinzen und in den übrigen Bundesſtaaten die preu⸗ 
ßiſche Heeresorganiſation zu verwirklichen; dies dürſe auch nicht 
zum Gegenſtand eines Wahlkampfes für den nächſten Reichstag 
gemacht werden; erſt der darauf folgende zweite ſei mit den 
definitiven Beſchlüſſen zu betrauen. Demnach beantragte Forden- 
bed, die Forderung der Regierungen, ein Procent der Bevölke⸗ 
rung als Friedensſtärle des Heeres und die 225 Thlr. für jeden 
Kopf der Mannicaft als feſten jährlichen Koſtenbetrag nicht für 
immer, ſondern auf vier Jahre, alſo bis zum 31. December 1871, 
zu bewilligen. Von da ab ſollten die beiden Süße, nicht jöhr⸗ 


1 Google 0 


106 Abſchluß der norbdeutſchen Bundesverſaſſung. 1867 


lich durch den Etat, ſondern durch ein Bundesgeſetz beftimmt 
werden. Man wende dagegen ein, bemerkte er, was denn werden 
folle, wenn ein ſolches Geſetz nicht zu Stande komme; dann 
würde ja ein Vacuum, und mit ihm die Möglichteit eines neuen 
Verfaſſungsſtreites eintreten. Forcken beck lehnte dieſe Beſorgniß 
ab. Geſetzlich ſtehe feſt die allgemeine Dienſtoflicht, die drei⸗ 
jährige Dienſtzeit, die Zahl der Regimenter, die Kriegsſtärke der 
Bataillone: es würde alſo die Verhandlung über den Etat ſich 
nur innerhalb beſtimmter Grenzen bewegen und nie zu einer 
gefährlichen Zerrüttung der Armee führen können. Auch die 
mildere Gruppe der Parteigenoſſen erhob gegen dieſe Ausfüh⸗ 
rungen keinen principiellen Widerſpruch, nur daß die Dauer der 
Übergangszeit Manchen etwas zu kurz bemeſſen erſchien. Sonſt 
hatten ſie das Vertrauen, daß 1871 ebenſo wie 1867 der Armee 
das überwiegende Wohlwollen der Nation und des Reichstags 
gefichert fein würde, und hofften andrerſeits nach Bismarcks 
früheren Worten, auch bei den Regierungen Eingang für ihre 
Auffaſſung zu finden. 

Dieſe Erwartung aber zeigte ſich für's Erſte trügeriſch. 
Bismarck betheiligte ich an der Verhandlung mit keiner Sylbe. 
fonbern begnügte ſich, persönlich gegen ihn gerichtete Angriffe 
einiger Fortſchrittsmänner oder grundloſe Behauptungen däniſcher 
Nordſchleswiger ſcharf abzuweiſen; in der Sache ſellſt überließ 
er die Vertretung des Entwurfs ganz und gar dem Kriegs- und 
dem Finanzminiſter, den anweſenden Generalen und den Rednern 
der conſervativen Partei. Und hier fand Forckenbetk's Antrag 
kaum eine beſſere Aufnahme, wenn auch eine größere Beachtung 
und gründlichere Kritik als die kurz abgefertigten Begehren der 
kleinen demokratiſchen Fraction. 

Da auch die Forderung der zweijährigen Dienſtzeit wieder 
wie 1861 vorgebracht worden war, erläuterte in klarer, knapper 
und um fo eindringlicherer Weiſe General von Moltke nach den 
Erfahrungen des letzten Kriegs den mächtigen Nutzen des be⸗ 
stehenden Syſtems. „Wir haben, fagte er, 50000 Gefangene ge- 
macht und faum 3000 Vermißte, die nicht einmal Alle gefangen 
waren, eingebüßt. Woher kam dieſer ungeheuere Unterſchied? 
Ich kann ihn nur der längern Dauer unferer Dienſtheit zu⸗ 
ſchreiben. Die Oſterreicher waren ebenſo tapfer wie unſere Sol⸗ 
daten. Aber bei schwierigen Verhaltniſſen, bei Dorf- oder Wald⸗ 
gefechten, lockerte ſich die Ordnung; fie wurden ſchaarenweiſe 
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gefangen. Unſere Leute hielten ſitts zuſammen; das kann nicht 
einegereirt, das kann nur eingelebt werden.“ Er drang üder⸗ 
haupt auf Feſtigleit in den Einrichtungen des Heerweſens; bei 
der zwölflährigen Dienftzeit in Linie und Landwehr müſſe jede 
Anderung in der Aushebung zwölf Jahre lang fortwirken; fie 
konne in einem Jahre tiefer europliſcher Friebensruhe beſchloſſen 
werden, und ihre Folgen inmitten einer ſchweren Kriegsgeſahr 
zu Tage treten. Ganz unmöglich fei es, fie von den jährlichen 
Etatsberathungen ſchwankender parlamentariſcher Majoritaten ab⸗ 
hängig zu machen; wolle man fie nicht nach dem Wunſche der 
Regierung zu einem Stück der Verfaſſung machen, jo daß fie 
nur in den Formen der Verſaſſungsänderung herabgeſeßt werden 
lonnte, fo beantrage er, daß fie fortbefiehn folle bis zu ihrer 
Anderung durch ein Bundesgeſetz. 

Moltke's Waffenbrüder, die Generale Vogel von Falkenſtein 
und Steinmetz, blieben auch bei dieſem parlamentariſchen Kampfe 
nicht unthätig. Sie verlangen von uns Siege, rief Falkenſtein, 
ſo geben Sie uns auch die hinreichende Zahl tüchtiger Soldaten. 
Seine Rede ſauste auf die Oppofition hernieder, wie ein Hagel 
kräftiger Schwadronshiebe, ſo daß die Gegner ſelbſt ihre Freude 
an dem alten und doch ſo friſchen Helden hatten. Steinmetz 
meinte, ehe er die Rednerbühne beſtieg, hier ſei es ihm unheim⸗ 
licher zu Muth als bei dem Kanonendonner von Nachod und 
Stafig: um fo grimmiger und biſſiger aber ſprach er, als er 
oben ftand. Die Linke, brummte er, iſt mißgünſtig gegen die 
Armee; es find dieselben Menſchen, die 1866 in das Mauſeloch 
krochen, als der König ſich zu thun entſchloß, was Preußens 
Ehre von ihm forderte. Andere Mitglieder wollten der Oppo⸗ 
ſition vennittelnd einen Schritt entgegenthun, und auf eine be⸗ 
grenzte Übergangszeit ſich einlaſſen, wenn fie nur länger wäre, 
als in Forcken becks Antrag, etwa ſechs oder ſieben Jahre. Ver⸗ 
geblich machte der Fürſt zu Solms-Lich den weiter gehenden 
Vorſchlag, als bleibendes Recht zu verfügen, daß die Friedens⸗ 
ftärte des Heeres nach Ablauf von je ſieten Jahren durch ein 
Bundesgeſeß feſtgeſtellt werde. Aber er machte damit nicht den 
geringsten Eindruck im Haufe: niemand ahnte, daß dieſem Satze 
die Zukunft gehören würde. Die entſcheidende Frage war überall, 
in wie weit man in militäriſchen Dingen den künftigen Volks⸗ 
vertretungen Vertrauen ſchenken könne; wer dies bejahte, ftinmte 
für Forckenbeck, wem es zweifelhaft erſchien, für Moltke. Ich 
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freue mich, ſagte der Kriegsminister von Noon damals einem 
nationalliberalen Abgeordneten, über ſo viele freundliche Worte 
von Ihrer Seite und bin dankbar dafür; aber fie sichern uns 
nicht für die Zukunft: wer fteht uns dafür ein, daß Ihre Nach⸗ 
folger im Parlament dieſelbe Geſinnung haben wie Sit, und — 
ſetzte er hinzu — daß unſre Nachfolger im Miniſterium ebenſo 
feſte Kniee haben werden wie wir. Als es endlich im Reichstag 
zur Abſtimmung kam, war das Ergebniß die Annahme des 
Jorckenbeck ſchen Antrags mit 137 gegen 127 Stimmen. 

Der Streit ſezte ich in erweitertem Umfange fort, als es 
zur Behandlung der Geldfrage, der 225 Thlr. im Militärbudget, 
und dann überhaupt der Bundesfinanzen kam. Hier übernahm 
von Seiten der Oppofition Miquel die Führung. Mit ein⸗ 
leuchtender Bündigteit legte er dar, wie vielfache Unklarheit in 
ben Sägen der Vorlage ſich zeige, wie unerläßlich vor Allem 
ein jährlicher Voranſchlag der fämmtlichen Einnahmen und Aus⸗ 
gaben fei, auf deſſen Grund dann das Etatsgeſez für das 
kommende Jahr feſtgeſtellt werde. Denn da die Einzelſtaaten 
ein etwaiges Deſttit des Bundes durch Matricularbeiträge zu 
decken hätten, werde ohne ein ſolches Verfahren für fie Alle ihr 
Staatshaushalt einer völligen Unſicherheit Preis gegeben. Am 
Schluſſe des Jahrs müſſe dann eine Nachweiſung über alle 
Einnahmen und Ausgaben dem Reichstag nicht bloß zur Kennt⸗ 
niß, ſondern zur Prüfung und Entlaſtung vorgelegt werden. 
Weiter forderte er für die Bundesgewalt die ausdrückliche An⸗ 
erkennung des Rechtes, directe Steuern zu erheben, Anleihen zu 
contrahiren, Garantien zu ihren Laſten zu übernehmen. Dringend 
wiederholte er die früher ausgeſprochene Empfehlung, dem Reichs⸗ 
tage nicht durch unbegründetes Mißtrauen das übliche Budget⸗ 
recht zu verkümmern, und dadurch bei ihm Mißtrauen und Er⸗ 
bitterung zu erwecken. In Bezug auf die feſte Summe für das 
Heeresbudget führte er aus, wie raſch trotzdem der parlamen⸗ 
teriſche Einfluß auch auf dieſem Gebiete ſich geltend machen 
würde. Nur zu bald würden die 225 Thlr. nicht mehr genügen; 
dann würde der Reichstag bei der erſten Mehrſorderung die 
Bedingung ſtellen, zunächſt zu prüfen, ob bei ſparſamerer Wirth⸗ 
ſchaft der Betrag ſich nicht in dem bisherigen Budget unter⸗ 
bringen ließe, und damit auch dieſes in den Kreis feiner Er⸗ 
örterungen ziehen; fo habe man es in Hannover und in Naſſau 
erlebt, dann aber auch erfahren, daß das erzwungene Recht mit 
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geringerer Nachgiebigkeit als ein freiwillig gegebenes ausgeübt 
worden. Auch hier alfo beharrte er auf Forckenbecks Standpunkt, 
das feſte Pauſchquantum nur für die Übergangszeit bis Ende 
1871 zu genehmigen. 

Dagegen ergriff von der conſervativen Seite Wagener 
das Wort. Es ſei unerhört, für den wichtigſten Theil des 
Staatshaushalt ein Proviforium zu verfügen, ahne Angabe des 
Definitivums, zu dem es hinüber führen folle. Stets rede man 
von der Pflicht, dem Reichstag daſſelbe Budgetrecht zu wahren, 
deſſen ſich der breußiſche Landtag erfreue Man ſchließe dabei 
die Augen vor der Thatſache, daß man die Forderung weit über 
das preußiſche Maaß hinaus ſteigere. Denn in Preußen Gefüge 
der Landtag zwar das Recht der Bewilligung der Ausgaben, 
keineswegs aber jener der Einnahmen, da dieſe, einmal genehmigt, 
der Staatscaſſe unweigerlich weiter zufließen. Mit gutem Grunde 
erinnerte Wagener daran, von welcher Bedeutung dieſer Unter⸗ 
ſchied für den Verlauf des preußischen Verfaſſungsſtreits geweſen 
ſei. Jetzt aber wolle man auch die Bundeseinnahmen von einer 
jährlichen Bewilligung des Reichstags abhängig machen: un⸗ 
möglich könnten die verbündeten Regierungen darauf eingehn. 
Was insbeſondere das Heerweſen betreffe, jo küme man damit 
vollſtändig auf den englischen Fuß des Meuterei-Geſetzes, auf 
welchem die ganze Exiſtenz des Heeres jahrlich von der Gnade 
des Parlaments abhängig iſt. Dieſer Erörterung entſprach dann 
ein neuer Antrag Moltke 8, um der Bundescaſſe wenigstens ihre 
Einnahmen für das Heerweſen zu ſichern, es ſollten bis zum 
Erlaß eines abändernden Bundesgeſees die beftehenden Beiträge 
unverändert forterhoben werden. 


Einen beſonderen Standpunkt zwiſchen den Parteien er⸗ 
griffen die frühern hannoverſchen Miniſter Windthorſt und Erz- 
leben. Sie erllärten ſich für den Antrag der Regierungen auf 
dreijährige Budgetperilden, im Übrigen aber für Miquel s For 
derungen, nur daß für Heer und Marine die einmal bewilligten 
Summen nicht verweigert werden dürften. Dann aber wollten 
fie von der Form des Etatsgeſetzes nichts wiſſen, von deſſen 
Zuſtandekommen die bindende Kraft aller einzelnen Budget⸗ 
beſchlüſſe nach der preußiſchen Verſaſſung abhängt. Statt deſſen 
ſollte nach ihrer Meinung die Regel gelten, daß bei einem Streite 
über die Höhe eines Anſatzes die niedrigste Ziffer angenommen 
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ſei, da ja über die Nothwendigkeit dieſes Betrags Übereinſtim ⸗ 
mung beider Theile vorliege. Hier ift jedoch der Trugſchluß 
offenbar. Wer für einen Zweck einen höhern Betrag für noth⸗ 
wendig hält, kann ſehr wohl einen geringern als ſchädliche Ver⸗ 
geudung erachten und deshalb ablehnen. Eine Übereinftimmung 
beider Parteien iſt dann nur ſcheinbar, aber nicht wirklich vor⸗ 
handen. 

An Berſuchen, zwischen den ftreitenden Parteien zu ver⸗ 
mitteln, fehlte es nicht. Der nationalliberale Bennigſen ver⸗ 
einigte ſich mit dem altliberalen Vincke⸗Olbendorf zu dem An⸗ 
trage, für die Zeit nach 1871 ſei die auf Grundlage dieſer 
Verfaſſung geſeßlich beſtehende Heeresorganiſation der weitern 
Vereinbarung des Militärbudgets zu Grunde zu legen. Danach 
wäre der künftigen Einwirkung des Reichstags auf den Militär⸗ 
etat der Weg zur Specialkritik der einzelnen Poſten eröffnet 
geblieben, nur hätte er die Friedenspräſenz und die Geſammt⸗ 
koſten nicht maßlos bis zum Umſturz des ganzen bisherigen 
Syſtems herabjegen dürfen. Principiell traten dann Georg 
Binde und Gneiſt übereinſtimmend der übermäßigen Ausdeh⸗ 
nung des Budgetrechts entgegen. Bincke erklärte, die Bedeutung 
des Budgettechts liege nicht in der beliebigen Bewilligung oder 
Streichung bestehender Einrichtungen, ſondern in der Geneh⸗ 
migung neuer Einnahmen und Ausgaben; bei der vorliegen⸗ 
den Frage werde der Kriegsminister bald genug durch neue 
Forderungen dem Haufe Gelegenheit geben, Einfluß auf den 
Haushalt der Armee zu üben. Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung 
wurde durch Miquel's Behauptung, daß fie eine abſolutiſtiſche 
fei, nicht widerlegt, ſondern durch feine Mittheilungen aus den 
frügern Erfahrungen in Naſſau und Hannover lediglich bes 
ftätigt. In einer ebenſo wuchtigen wie glänzenden Rede wies dann 
Gneiſt die ſteten Berufungen der Linken auf das angeblich un⸗ 
beſchränkte Budgetrecht des englischen Unterhauſes zurück. Freilich 
ſei es weder durch den König noch durch das Oberhaus beſchränkt, 
um fo mehr aber beſchränkt durch Gefepe. Vier Fünftel der 
jährlichen Einnahmen und die Hälfte der Ausgaben ſeien durch 
geſezliche Beſtimmungen feſtgeſtellt und damit der Willkür des 
Unterhauſes entzogen. Wenn jährlich über den Beſtand der 
Armee abgeſtimmt werde, ſo gelte das in England ſelbſt für 
eine reine Formalität, und was bei einem Söldnerheere etwa 
möglich werden könnte, wäre bei unſerem Landwehrſyſtem un⸗ 
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finnig und verderblich. In jeder Beziehung ſei es hier durch 
das Intereſſe des Staats und der Bevölkerung geboten, den 
Beſtand des Heeres geſezlich ſeſtzuftellen und dadurch gegen die 
Schwankungen der parlamentariſchen Parteien zu ſichern: auch 
dann würde Raum genug zur Kritik einzelner Theile des Militär⸗ 
etats bleiben. 

Aber fo unltugbar dies Ales war, die herrſcherde Strömung 
ließ ſich dadurch nicht ablenken. Vergebens wies der ſächſiſche 
Miniſter von Friefen darauf hin, daß es ſich um die Verfaſſung 
nicht eines Einheits⸗, ſondern eines Bundesſtaats handle. Hier 
kämen nicht alle Gebiete der Verwaltung, fonbern nur einzelne 
zur Sprache, an denen nicht gerüttelt werden dürfe, wenn der 
Bund nicht ſeine Grundlagen verlieren ſolle. Als es zur Ab- 
ſtimmung kam, wurde zuerſt Forckenbeck's und dann Miguel's 
Antrag unter Ablehnung ſämmtlicher Amendements angenommen. 
Man hoffte bei der ungewohnten Stärke der Mehrheit, etwas 
über dreißig Stimmen, auf Nachgiebigkeit der Regierung. 
Gutes Muthes ſchritt man zu den leßten Titeln der Verſaſſung, 
bei denen allerdings noch wichtige Fragen ihrer Entſcheidung 
warteten. 

Ohne weitläufige Verhandlung wurde die Beſtimmung des 
Enſtpunfs genehmigt, daß politiiche Verbrechen gegen den Bund 
ebenſo beſtraft werden ſollten, als wären fie gegen den Einzel⸗ 
ftaat, zu dem der Verbrecher gehörte, begangen worden. Als 
Spruchbehörde in erſter und letzter Inſtanz wurde für Fälle 
des Hochverraths das Oberappellationsgericht in Lübeck bezeichnet. 

Aber um fo ſtärker rührten ſich prineipielle Bedenken gegen 
den folgenden Artikel, nach welchem Streitigkeiten zwiſchen ver⸗ 
schiedenen Bundesſtnaten, fo weit fie nicht rein privatrechtlicher Natur 
und des halb von den competenten Gerichten zu entfcheiben ſeien, 
auf Anrufen einer Partei durch den Bundesrath erledigt werden 
follten. Verſaſſungsſtreitigkeiten aber in ſolchen Bundesſtaaten, 
deren Verfaſſung dafür leine Behörde zur Entſcheidung beſtimmt, 
hätte auf Anrufen einer Partei der Bundes rath gütlich auszue 
gleichen, oder wenn das nicht gelinge, auf dem Wege der 
Bundesgeſegebung zum Austrage zu bringen. Eine Phalanx 
berühmter Juriſten, Wächter, Zachariä, Reichensperger, Schwarze, 
Windthorſt, erklärten dieſe Bestimmungen für ungenügend, ge⸗ 
fahrlich, den heiligſten Rechts begriffen zuwider. Hier handle es 
ſich um Urtheile in ſtreitigen Rechtsfragen; das ſei nicht Sache 
des Geſetzgebers, ſondern des Richters; fo wenig wie der Richter 
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Geſetze machen dürfe, fo wenig habe der Geſeßgeber Urtheile zu 
finden. Ein Bundesgericht alſo ſei zur Entſcheidung jener 
Streitigkeiten einzusehen. Ein Bundesgericht, ſagte Reichens⸗ 
perger, ſei bereits 1815 von Wilhelm von Humboldt der Schluß⸗ 
fein jeder geordneten Berfaffung genannt worden. So finde 
es ſich als Bundesſchledsgericht in den Beſchlüſſen des alten 
Bundestags von 1834, fo in der Verfaſſung der Paulskirche, 
fo in der von Preußen vorgeſchlagenen Unions verfaffung, fo in 
dem öſterreichiſchen Vorſchlag von 1863; alle deutſchen Re⸗ 
gierungen hätten alſo feine Nothwendigleit anerkannt. Zadariä 
beantragte gleich ſieben ſpecielle Zuftänbigleiten für das künftige 
Bundesgericht, darunter einen bisher noch nicht zur Sprache 
gekommenen Punkt, Streitigkeiten über Thronfolge, Regierungs⸗ 
fähigkeit und Regentſchaft in den Einzelſtaaten; alles Übrige, 
die Einſetzung, Organiſation und Verfahren des Gerichts, ſolle 
ein künftiges Bundesgeſetz regeln. Mit dieſem letzten Satze 
ſtimmten auch die übrigen Antragsteller überein, und begehrten 
für jegt nur die Erklirung, es ſolle künftig ein Bundesgericht 
erſchaffen und einſtweilen das Lübecker Gericht mit jenen Func⸗ 
tionen betraut werden. Diejenigen, bemerkte Windthorſt, welche 
eine Verletzung der Souveränität in einer gerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung über Verfaſſungsſtreitigkeiten ſehn wollen, gehn viel 
zu weit; es hat noch nie der Souverbnität geſchadet, wenn fie 
ſich dem Rechte gebeugt hat. 

In der Generaldiscuffion antwortete auf dies Alles nur 
der preußiſche Commiſſar von Savigny. Er erklärte, der Bundes⸗ 
rath werde bei der ihm hier zugedachten Thätigkeit Alles thun, 
um in jedem Falle ein juriſtiſch unanfechtbares Ereigniß herbei⸗ 
zuführen, nach Umftänben alfo z. B. die Entscheidung einer Aus⸗ 
trägelinftang übertragen. Reichensperger s geſchichtliche Dar 
ſtellung erkannte er als ganz richtig an; nur ſei fie durch die 
ebenfalls unbeſtreitbare Thatſache zu ergänzen, daß alle jene Ente 
würfe zu einem Bundesgericht fruchtlos geblieben ſeien; begreiflich 
genug, da nicht leicht ein Staat für alle politiſche Streitigkeiten 
feinen souveränen Willen ein für alle Male einem Richtercollegium 
unterzuordnen bereit fein würde. Das Haus drängte unauſ⸗ 
hörlich zum Schluß: als dadurch Zacharit ſich nicht abhalten 
ließ, in der Specialdiscuſſion feinen Antrag ausführlich zu ber 
gründen, erwiderte ihm Braun (Wiesbaden), es fei verkehrt, 
Streitfragen politiſcher Art nur vom juriſtiſchen Standpunkt ohne 


Google 


1867 Forderung und Ablehnung eines Bundesgerichts. 113 


politiſche Rücksicht beurtheilen zu wollen; unwillkürlich würden 
dabei die Juriſten zu Politilern, und vor dieſer Gefahr wünſche 
er den krefflichen Lübecker Gerichtshof zu bewahren. Übrigens 
feine ihm bei Zacharig's Antrag des Pudels Kern in dem 
Artitel zu ſtecken, welcher dem Bundesgericht die Entſcheidung 
über eine ftreitige Thronfolge überweiſe; er aber wolle nicht die 
Hand dazu bieten, daß dann ein Prätendent oder Depoſſedirter 
einen letzten Verſuch auf dieſem Wege mache. Das Haus ftimmte 
zu, ſchloß die Debatte und nahm unter Berwerſung aller An⸗ 
träge den Entwurf an 

Der hier ſich anschließende letzte Titel der Berfaſſung ber 
ſtimmte: Verfaſſungs⸗Anderungen erfolgen im Wege der Geſetz⸗ 
gebung, jedoch iſt zu denſelben im Bundesrathe eine Mehrheit 
von zwei Dritteln der vertretenen Stimmen erforderlich. Es 
wurde trotz der Wichtigkeit des Satzes an dieſer Stelle im 
Reichstage kein Wort mehr darüber geredet, da er bei einer 
frühern Gelegenheit Artikel 7 des Entwurfs) bereits beſchloſſen 
und zugleich, der Logik entſprechend, an den Schluß der Ber⸗ 
faſſung verſetzt worden war. Es war bei den frühern Bere 
handlungen vornehmlich Miquel's Verdienſt, auf die fundamentale 
Bedeutung einer folgen Vorſchrift hingewieſen und, durch Lasker 
amterftüht, fie in den Text der Verfaſſung hinein gebracht zu 
haben. Als ihr Gegner war Zachariä erschienen, der in ver⸗ 
schiedenen Anträgen jede Anderung der Verfaſſung, und ins⸗ 
beſondere die Erweiterung der Bun desgeſetzgebung über die im 
4. Artitel gezogenen Schranken hinaus, von dem einftimmigen 
Beſchluſſe aller verbündeten Regierungen abhängig machen wollte. 
Alle feine Anträge wurden jedoch gegen wenige Stimmen ver⸗ 
worfen, und bei weitern Verhandlungen über den Gegenſtand 
zeigte es ſich in unwiderſprechlicher Weiſe ), daß an dem Re⸗ 
gierungstiſche wie bei der großen Mehrheit der Abgeordneten 
kein Zweifel über den Sinn des Wortes „Verfaſſungs⸗An derung“ 
beſtand, daß vielmehr auf beiden Seiten gerade die Befugniß 
zu künftiger Erweiterung der Bundes⸗Competenz gegenüber den 
Einzelſtaaten als die weſentliche Haupfſache betrachtet wurde. 


) Groſch, Abgeordneter von Schwerin) die Compeienz des nord- 
deutſchen Bundes S. 48 fl ſtellt die betreffenden Außerungen von 
Via mard, Savigny, Hofmann Seitens der Regierungen, fo wie Miguel s, 
Laser 3 u. |. w. zufammen. 

„ Sb el. Begründung b bautichen Reiche. VI. 8 
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Wenn die Gegner ein wandten, daß damit ja die Möglichkeit 
eröffnet würde, durch Zweidrittel⸗Mehrheit den Bund in einen 
Einheitsſtaat umzugeſtalten und die Selbſtändigkeit der Einzel 
ſtaaten völlig zu vernichten, ſo wurde ihnen geantwortet, daß 
keine Verfaſſung etwas tauge, wenn man ihre Träger für uns 
vernünftig und gewalttätig halte, und weiter, daß man bei 
ihrer Forderung, neu hervortretende nationale Bedürfniſſe nur 
bei einſtimmigem Beſchluſſe aller Regierungen zu befriedigen, 
wieder auf dem Boden des alten Bundestags anlange, bei deſſen 
unvermeidlicher Unfruchtbarkeit die letzte Rettung ebenſo un⸗ 
vermeidlich die Revolution und der Bürgerkrieg geweſen. 

Wie geſagt, dies Alles war früher vorgekommen; jetzt wurde 
die Verhandlung nicht erneuert 

Am 10. April war zum Schluſſe ein tranſitoriſcher Zuſatz⸗ 
artikel zu berathen: die Beziehungen des Bundes zu den ſüd⸗ 
deutschen Staaten werden ſofort nach Feſtſtellung der Verfaſſung 
durch beſondere, dem Reichstag zur Genehmigung vorzulegende 
Verträge geregelt werden. Es war noch einmal eine Frage 
erſten Ranges, die hier zur Entſcheidung geſtellt wurde, die 
Frage, in welcher Weiſe durch die Verbindung von Nord und 
Süd das hohe Ziel der nationalen Sehnſucht, die deutſche Ein⸗ 
heit, erreicht, das deutſche Reich erſchaffen werden ſollte. Noch 
einmal trat hier der Charakter der verſchiedenen Parteien in 
helles Licht. Tags zuvor hatte Graf Solms⸗Laubach die Re⸗ 
gierungen interpellirt, ob es nicht möglich fei, den unerträglichen 
Zuständen des nur zur Hälfte dem Bunde angehörigen Groß⸗ 
herzogthums Heſſen durch vollſtändige Aufnahme deſſelben in 
den Bund Abhülſe zu ſchaffen. Bismarck hatte darauf erklärt, 
daß er eingehend nur dann antworten könne, wenn die Frage 
amtlich von der Großhemgeglichen Regierung geftelt würde in 
dieſem Falle würde er zunächſt mit Oſterreich ſich in ein, hoffent⸗ 
lich zum Ziele führen des Einverſtändniß ſetzen, zugleich aber 
auch in München Erkundigung einziehn, ob die bayeriſche Politik 
durch einen ſolchen Vorgang gefördert oder gekreuzt würde; für 
jetzt komme Alles auf die Wünſche der heſſiſchen Regierung an. 
Es war deutlich, daß er ſolche Wünſche gerne unterstützen würde, 
zugleich aber zeigte die Rede ſehr beſtimmt, daß bei einer Er⸗ 
weiterung des Bundesgebiets noch andere Factoren außer dem 
Bundesrath und dem Reichstag zu berücksichtigen wären. Da⸗ 
von aber wollten leineswegs alle Parteien Notiz nehmen. Die 
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demokratiſche Linke beantragte: allen ehemaligen deutſchen Bunbes- 
ländern, fo weit fie die Bedingungen diefer Verfaffung zu er⸗ 
füllen gewillt ſind, ſteht der Eintritt in den Bund jeder Zeit 
frei; ein Bundesgeſetz beflimmt dann die etwa nöthig werdenden 
Anderungen der Bundesverfaſſung. Noch ſchärfer trat dem Re⸗ 
gierungsentwurf der Antrag einer kleinen Fraction, in der ſich 
die Ultramontanen mit holſtein'ſchen und hannover'ſchen Par⸗ 
ticulariſten zusammen fanden, entgegen: der Eintritt in den Bund 
ſieht jedem ſüddeutſchen Staate frei, der ſich der Berſaſſung 
unterordnet; beſonderer Verträge bedarf es nicht. Auf der an⸗ 
deren Seite begehrten Miguel und Lasker Namens der national: 
liberalen Partei einen Zuſatz zu dem Regierungsentwurf: der 
Eintritt der ſüddeutſchen Staaten oder eines derſelben erfolgt 
auf den Vorſchlag des Bundes prüſidiums auf dem Wege der 
Bundesgeſetzgebung — wobei die Meinung war, der Krone 
Preußen die Wahl des richtigen geitpunkts für den Vorſchlag 
zu überlaſſen; wenn er aber gekommen ſei, bei einem fo erfreu⸗ 
lichen Ereigniß die nöthig werdenden Verfaſſungsänderungen 
mit einfacher Mehrheit auch des Bundesraths zu beſchließen. 
Denn es herrſchte überall die Anſicht, daß bei dem Eintritt der 
Siddeutſchen eine Verſtärkung der preußiſchen Stimmen im 
Bundesrathe unumgünglich ſein würde. Der Abgeordnete Bebel 
zog daraus ſogar den Schluß, daß Bismarck den Eintritt der 
Süddeutfhen gar nicht wolle, weil er größere Staaten wie 
Bayern und Würtemberg unmöglich mit folder Allmacht würde 
beherrſchen können, wie die norddcutſchen Kleinſtaaten, deren 
Fürſten nach dieſer Verfaſſung nur noch Präfecten eines 
deſpotiſchen Militzeſtaates seien. Er bemerkte bei diefer Gelegen 
heit, daß er nicht zu den Socialiſten aus Laſſalle s Schule, 
ſondern zur radical⸗demokratiſchen Volkspartei gehöre. In einer 
meiſterhaften Rede widerlegte ihn Miquel, Preußen habe die 
Kleinſtaaten mit der höchſten, ja mit übertriebener Billigkeit ber 
handelt; der Staat, der zuerft in Deutſchland ſich zur religiösen 
Toleranz bekannt, der die Beſreiung der Bauern durchgeführt, 
die Städteordnung geſchaſſen, das Joch des erſten Napoleon 
gebrochen, der fei fein bloßer Militärftaat, ſondern ein großer 
Träger der nationalen Cultur. In einer wunderbaren Gruppe, 
tief er, ſtehn unfere Gegner uns gegenüber: die Demoktaten, 
die ſich in bodenloſen Träumereien republikaniſcher Utopien er⸗ 
gehn, die Ultramontanen, deren Vaterland nirgend wo als in 
3” 
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Rom iſt, die Vertreter der abgeſtorbenen Souveränität einzelner 
Fürſten, diejenigen, die nichts kennen als die kleinen Staaten, 
in denen fie gelebt und geherrſcht haben, die noch nicht gelernt 
haben, an das große deutſche Vaterland zu denken. Hieran 
knüpfte er dann die Erörterung des eignen Antrags, die preußiſche 
Regierung, die allein den richtigen Zeitpunkt nach der europziſchen 
Lage zu erlennen vermöge, nicht zu drangen, aber beſtimmter 
als es im Entwurf geſchehe, jedem Widerſacher unſerer nationalen 
Entwicklung zu erklären, daß es ſich hier um eine innere deutſche 
Angelegenheit handle, in welche einzureden leine fremde Macht 
das Recht beſäße. In gleichem Sinne ſprach Weber (Stade), der 
zugleich auf Luxemburg zurückgriff und deſſen untrennbare Zu⸗ 
gehörigleit zu Deutſchland mit lebhaftem Nachdruck behauptete, 
und ebenſo Lasker und Vincke, welche ſonſt in dieſem Reichstag 
nicht leicht ſich auf demſelben Wege zuſammen fanden. Vincke 
führte mit ägender Schärfe den Particulariften zu Gemüthe, 
daß ihr ſcheinbar ſo unitariſch gedachter Antrag nur die Folge 
haben könne, lich darf, schaltete er ein, nach parlamentariſcher 
Ordnung nicht ſagen, aus der Abſicht entſprungen iſt), der natio⸗ 
nalen Sache Verlegenheiten zu bereiten. Er legte dies ſo ein⸗ 
leuchtend dar, daß der Antragſteller ſich berilte, feinen Vorſchlag 
zu Gurſten des demokratiſchen zurückzuziehn. Bismarck nahm 
darauf das Wort zur Erklärung, daß die Tendenz des Antrags 
Miguel⸗Lasker den Wünſchen und Bestrebungen der verbündeten 
Regierungen nicht widerſpreche, beſonders weil es dem Präfidium, 
oder was richtiger wäre, dem Bundes rath, die Initiative für 
die Aufnahme der Süddeutſchen in den Bund vorbehalte. 
Übrigens bleibe er auch hier auf dem Standpunkt, einer Ber⸗ 
handlung mit Öfterreih und den ſüddeutſchen Staaten nicht 
vorgreiſen zu wollen. 

Mit großer Majorität nahm darauf das Haus den Zuſatz⸗ 
antrag Miguel-Laster an und ſchloß damit die zweite Leſung 
der Verfaſſung, über deren Ergebni jetzt vor dem Eintritt des 
Hauſes in die dritte die verbündeten Regierungen Entſchluß zu 
ſaſſen hatten. 

Über den Verlauf ihrer Berathungen find wir nicht näher 
unterrichtet. Das Ergebniß theilte Vismarck am 15. April dem 
Reichstag mit. Etwa vierzig Abänderungen des Entwurfs feien 
in der zweiten Leſung vom Haufe beſchloſſen worden. In 
mehreren hätten die Regierungen entſchiedene Verbeſſerungen an⸗ 
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erkannt; bei andern ſei ihnen bie Zuſüͤmmung ſchwer geworden; 
fie wünde jedoch nach dem bei ihnen herrſchenden Geiste der 
Vermittlung dennoch erfolgen, wenn es gelänge, über zwei Punkte, 
in deren jetziger Faſſung die Regierungen ein Hinderniß gegen 
das Zuſtandekommen der Vereinbarung erblickten, eine Verſtän⸗ 
digung zu erzielen, die Frage über die Bewilligung von Diäten, 
und die Sicherſtellung der Heercseinrichtungen. 

Damit war der Kreis, in dem ſich die Verhandlungen des 
Hauſes zu bewegen hätten, genau bezeichnet. Freilich war an 
ſonſtigen Amendements über allerlei Artitel nach deutſcher Weiſe 
kein Mangel, fo verſchwindend klein auch die Möglichkeit war, 
jezt noch gegen das Einverſtändniß der Regierungen und der 
Mehrheit aufzukommen. Das zeigte ſich im ganzen Verlauf der 
Berathung. Alles Intereſſe ſammelte ſich auf die Abſtimmung 
über die beiden noch ſtreitigen Punkte; ſonſt wollte man weder 
von ſchönen Reden noch don gutgemeinten Anderungen etwas 
wiſſen. Wie im Sturme wurden die erſten 31 Artikel der Ver⸗ 
faſſung angenommen. Artikel 32 enthielt die früher beſchloſſene 
Bewilkigung von Diäten an die Mitglieder des Reichstags. 
Hier entſpann ſich eine längere Debatte über einen Antrag der 
Conſervativen, an die Stelle dieſes Artikels die Worte zu ſetzen: 
die Mitglieder des Reichstags dürfen als ſolche leine Beſoldung 
oder Entſchädigung beziehn. Neue Beweisgründe für oder gegen 
kamen in den Reden nicht vor; die Parteien hatten ihre feſte 
Stellung; nur die Nationalliberalen ſpalteten ſich. Ich bin, 
ſagte Laster, fo entſchieden für das allgemeine gleiche Wahlrecht, 
daß es mir unmöglich ift, für eine Beſchränkung desſelben bei 
der pafſiven Wählbarkeit zu ſtimmen. Dagegen erklärte Bennigfen: 
ich habe mich zu meinem großen Bedauern überzeugen müſſen, 
daß die Regierungen feſt entſchloſſen find, bei dieſem Punkte 
nicht nachzugeben; ſo will ich die Verantwortung nicht auf mich 
nehmen, wegen einer ſolchen Frage das Verfaffungswerk zum 
Scheitern zu bringen. Die Mehrheit war eben ſo geſtimmt. 
Mit 178 gegen 90 Stimmen wurde der Bezug von Veſoldungen 
oder Entſchadigungen den Mitgliedern des Reichstags als ſolchen 
unterſagt. 

Bismarcks Hoffnung, auf dieſem Wege den befipenden und 
ſteuerzahlenden Claſſen den gebührenden Einfluß im Reichstag 
trotz des allgemeinen Stimmrechts zu ſichern, beruhte auf dem 
Gedanken, daß der wirkliche Bezug von Geldentfehädigung fortan 
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für Abgeordnete eine im Gefeg verbotene Beſtechung bilden würde, 
und den Verluſt des Mandats, allerdings nicht durch Urtheil 
des bürgerlichen Gerichts, wohl aber durch Beſchluß des Reichs⸗ 
tags ſelbſt nach ſich ziehn müſſe. 

Wie man weiß, hat ſich Bismarck in dieſen Erwartungen 
getänſcht. Es hat nicht an Abgeordneten geſehlt, welche Ente 
ſchüdigungen bezogen haben, niemals aber hat der Reichs tag 
ſeine Diſciplinargewalt auf die Ahndung dieſer Verletzung der 
Verfaſſung ausdehnen wollen. 

Nachdem dann noch in Einem Zuge die Artikel 33 bis 59 
angenommen worden, beſchloß die Mehrheit auf Bennigſen's An⸗ 
trag die Vertagung der Berathung über Armee und Finanzen 
auf den folgenden Tag. Es waren Verhandlungen über eine 
mögliche Vermittlung im Gange, welche noch nicht zum Ab⸗ 
ſchluſſe geführt hatten. Es handelte ſich, nach den fonftigen 
Zugeſtändniſſen der Regierungen, nur noch um die Frage über 
die Stärke der Friedenspräſenz von einem Procent der Bevölke⸗ 
rung und die Bewilligung von jährlich 225 Thlrn. für jeden 
Kopf der Mannschaft nach Ablauf der von Fordenbed durch⸗ 
geſetzten Übergangszeit am 31. December 1871. Nach den Be⸗ 
ſchlüſſen der zweiten Leſung follte dann die Friedensſtörke durch 
ein Bundesgeſetz feſtgeſtellt werden, und die Frage entſtand, was 
ſoll geſchehen, wenn ein solches Geſeh nicht zu Stande kommt. 
Darauf antwortete die conſervative Partei jetzt wie früher: die 
bisherige Friedens ſtäcke ſoll fortdauern, bis ein Geſetz fie ab⸗ 
ändert; die liberale Seite aber begehrte: nach 1871 wird die 
Friedensſtärke durch die Bewilligung ihrer Koſten im Etatsgeſetz 
normirt, ganz wie es bisher nach preußiſchem Budgetrecht ge⸗ 
ſchehn. Und wie, erklärten darauf die Gegner, wenn das Etats⸗ 
geſeß nicht zu Stande kommt, erleben wir dann nicht im Reiche 
eine Wiederholung des preußischen Verfaſſungsſtreits von 1862? 

Es war, foweit wir ſehn, das Verdienſt Bennigſen's, daß 
hier ein Mittelweg gefunden wurde. Wir erinnem uns der 
Erörterung Wagener's, daß wenn die Liberalen ſich auf das 
preußiſche Vudgetrecht beriefen, in dieſem zwar die Ausgaben, 
nicht aber die Einnahmen von der Bewilligung des Landtags 
abhängig waren, während dem Reichstag durch die letzten Be⸗ 
ſchlüſſe beide Rechte gleichmüßig zugewieſen wurden. Bennigfen 
beſchloß, auch in dieſem der Regierung vortheilhaſten Punkte 
das preußiſche Budgetrecht wenigſtens für die Noften der Arne 
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in die Bundesverfaſſung aufzunehmen. Sodann wiederholte er 
einen ſchon früher vergeblich geſtellten Antrag, nach 1871 ſollten 
die Ausgaben für das Heer nach deſſen geſezlich beſtehender 
Organiſation bemeſſen, dann alſo nicht mehr willkürlich durch 
Abstriche im Budget verringert werden. Es gelang ihm, ſowohl 
die Nationalliberalen wie die Freiconſervativen für dieſe Con⸗ 
eeffionen zu gewinnen, fo daß er fie am 16. April gemeinſchaft⸗ 
lich mit dem Herzog von Ujeft als einen von 114 Mitgliedern 
unterstützten Antrag in das Haus bringen konnte. Das Ent⸗ 
ſcheidende aber war, daß noch am Abend des 15. April auch 
die Regierungen zu dem Entſchluſſe kamen, zwar das Mögliche 
zu tum, um die oben erwähnten ernſerwatiwen Anträge durch⸗ 
zuſetzen, wenn ſich dies aber nicht erreichen ließe, ſich mit dem 
Antrage Vjeſt⸗Bennigſen zu begnügen. Es war dies auch lein 
Geheimniß mehr, als am 16. April die Verhandlung begann. 
Das Haus ließ, fo zu fagen, einige Reden ſich noch gefallen, 
aber weder Binde’3 Energie, noch Lasker's Schärfe, noch Schulze's 
Pathos vermochten die allgemeine Unruhe und Ungeduld zu 
beherrſchen. Bismarck bat wiederholt in dringendem Tone um 
die Annahme der durch zwei Grafen Stolberg eingebrachten 
conſervativen Anträge, damit nicht im letzten Augenblick das 
Schickſal der ganzen Verſaſſung in Frage geſtellt würde. Als 
ihm aber Graf Bethufp⸗Hue erklärte, er wünſche für Ujeft zu 
ſtimmen, werde aber zu Stolberg übertreten, wenn Bismarck 
ausdrücklich ausſpreche, daß der Antrag Bennigſen⸗Ujeſt für die 
Regierungen unannehmbar fei: da entgegnete Bismarck, dazu 
habe er keine Vollmacht; würde der Antrag Ujeſt angenommen, 
fo würde der Bundesrath darüber die Entſcheidung der Sou⸗ 
veräne einholen. Damit ſchwand der letzte Zweifel. Die Anträge 
Stolberg wurden abgelehnt, und darauf der Antrag Uieſt⸗ 
Bennigsen mit 202 gegen 80 Stimmen angenommen. In der 
Mehrheit befanden ſich außer den Antragſtellern drei Viertel der 
Conſervativen, darunter Prinz Friedrich Carl und Bismarcks 
Vertrauter Wagener (Neuſtettin), jo wie Binde mit den Alt⸗ 
liberalen. Miniſter von Roon fehlte. Bismarck ſelbſt hielt auch 
hier an der einmal angenommenen Haltung feſt und befand ſich 
mit einem kleinen Häuflein conſervativer Genoſſen in der ſonſt 
durch Demokraten, Ultramontanen, Particulariften, Polen und 
Dänen gebildeten Minderheit. 
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Die weitern Artikel gingen, hier und da von kurzen Be⸗ 
merkungen begleitet, ohne Schwierigkeit durch, und Simſon konnte 
die Vollendung des großen Wertes erklären. 

Am 17. April verkündete darauf Bismarck die Annahme 
der Verfaſſung durch die norddeutſchen Regierungen, und verlas 
eine Botſchaft König Wilhelm's, welche den Reichstag zum feier⸗ 
lichen Schluſſe feiner Sihung in das königliche Schloß entbot. 

Die Thronrede ſprach die Anerkennung des patriotiſchen 
Sinnes aus, welcher die Arbeiten des Reichstags geleitet habe, 
fo wie der allseitigen Opfenvilligteit, in welcher Regierungen 
und Volksvertretung das gemeinſame Ziel erreicht und auf ſeſtem 
Grunde ein die Zukunft fiherndes Verſafſungswerk aufgerichtet 
haben. 

„In dieſem allſeitigen dend Mee fuhr der König 
fort, „in der Ausgleichung und Überwindung der Gegensätze, 
iſt zugleich die Bürgſchaft für die weitere fruchtbringende Ente 
wicklung des Bundes gewonnen, mit deſſen Abſchluß auch die 
Hoffnungen, welche uns mit unſern Brüdern in Süddeutſchland 
gemeinſam ſind, ihrer Erfüllung näher gerückt werden. Die 
Zeit iſt herbei gekommen, wo unſer deutſches Vaterland durch 
feine Geſammtkraft feinen Frieden, fein Recht und feine Würde 
zu vertreten im Stande iſt. Das nationale Selbſtbewußtſein, 
welches im Reichstag zu erhebendem Ausdruck gelangt iſt, hat 
in allen Gauen des deutſchen Vaterlandes kräftigen Wiederhall 
gefunden. Nicht minder aber iſt ganz Deutſchland in feinen 
Regierungen und in ſeinem Volke darüber eintg, daß die wieder 
gewonnene nationale Macht vor Allem ihre Bedeutung in der 
Sicherftellung der Segnungen des Friedens zu bewähren hat.“ 

Die königlichen Worte wurden weithin durch Deutſchland 
und Europa vernommen. Sie ſprachen mit unverkenn barem 
Nachdruck den Willen aus, mit Jedermann im Frieden zu leben, 
Deutſchlands weitere Entwicklung ſich ruhig volztehn zu laſſen, 
aber ſchlechterdings keinen Eingriff des Auslandes in unſer 
nationales Leben zu geftatten, 

Was die Bundesverfaſſung betrifft, ſo fanb Bismard’3 
kräftiges Wort vom 10. März bollftändige Erfüllung. Wie 
ausdrücklich auch der preußiſche und der Mecklenburger Landtag 
ſich das Recht der Beſtötigung oder der Verwerfung vorbehalten 
hatten: feiner der 22 Landtage wagte es, die Anerfennung zu 
verfagen. Fortan gab es kraft des Inhalts dieser Berfaſſung 
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und insbeſondere kraft ihres Artikels 78 wieder eine gemeinſame 
Obrigkeit über alle Staaten des Bundes, mochte ſie auch noch 
fo bedeutende Stücke der poliüſchen Beſugniſſe den Einzelftaaten 
für jetzt überlaſſen haben. Allerdings streiten noch heute die 
gelehrten Juriſten, ob das Werk des 17. April 1867 ein Staat 
im prägnanten Sinne, oder ein Bundesſtaat oder ein Staa ten⸗ 
bund nach den von der Wiſſenſchaft angeblich ſeſtgeſtellten Schul⸗ 
begriffen iſt, ob die angeblich untheilbare Souveränität in ihm 
dem Kaiſer oder dem Bundesrath oder nach Vertragsrecht den 
verbündeten Fürſten angehört. Das politiſche Leben der Nation 
hat ſich nicht viel darob getümmert. Die Verfaffung hat ſich 
bald ein Menfchenalter hind urch weit genug gezeigt, um ſowohl 
eine fruchtbare Entwicklung der particularen Eigenthümlichkeiten 
als der conftitutionellen Volksrachte zupulaffen. Weder ein 
preußifcher noch ein monarchiſcher Eigenwille hat den einen oder 
den andern Eintrag gethan. Auf der andern Seite hat ſich die 
Bundes-Centralgewalt, ſelbſt nach ihrer ſtarken Beſchrünkung 
durch die Verträge von 1871, in Bismarck s Händen ftart genug 
bewieſen, die geſammte Nation zu einem deutſchen Reiche feit 
zuſammen zu ſaſſen, und ihr eine geſicherte und ruhmreiche 
Stellung unter den Völkern der Erde zu verſchaffen. Wir wiſſen 
nicht, was uns die Zukunft bringen, ob ſie uns ſtets vor ſchweren 
eignen Fehlern und vor feindlicher Übermacht bewahren wird. 
Aber wie dem auch fei, fon jetzt hat eine völlig ausreichende 
Erfahrung dargethan, daß die Arbeiter von 1867 ein Werk 
geihaffen haben, beffen weitere Enttvicklung, nach König Wil⸗ 
helm s Worten, wir mit Vertrauen der Zukunft überlaſſen 
können Stat mole sun. 
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Verhättniß zum Auslande. 


Die Berfafiung des Norddeutſchen Bun des war abgeſchloſſen, 
und die preußiſche Regierung hatte ſteiere Hand für die aus⸗ 
wörtigen Beziehungen. Zwar hatte die bedenkliche Luxemburger 
Sache noch am letzten Tage des Reichstags die Gemüther wiederum 
erregt und Bismarck gezeigt, wie gefährlich für feine nationale 
Politit ein ungünſtiger Ausgang werden konnte. So erwünſcht 
ihm alſo der ruſſiſche Borſchlag einer europäischen Conſerenz 
auch lam, fo erklärte er doch am 26. April dem englischen Bot⸗ 
ſchafter, Lord Loſtus, daß eine Conferenz ihm ganz genehm fei, 
daß er ſich aber dem deutſchen Nationalgefühl anbeguemen müſſe, 
und daß über deſſen Entſchließungen noch keine ſichere Erfahrung 
vorliege. So fei es ihm zur Zeit unmöglich, eine beftimmte 
Baſis für die Verhandlungen der Conferenz anzunehmen Muß⸗ 
land hatte als ſolche, wie wir ſahn, die Räumung der Feftung 
und die Neutralisation des Landes unter europäiſcher Garantie 
vorgeſchlagen), oder im Voraus ſich zur Unterwerfung unter die 

Beſchlüſſe der Conferenz zu verpflichten. Immerhin ſei es möglich, 
daß Preußen im Werlaufe der Conferenz den Großmächten oder 
der holländiſchen Regierung etwas einräume, was es vorher 
nicht verſprechen und am Wenigſten einer drohenden franzöſiſchen 
Forderung zugeſtehn könne. Auf der andern Seite erklärte 
Marquis Mouſtier dem Lord Cowley, Frankreich genehmige die 
Conferenz und die ruſſiſche Baſis, bemerkte aber dazu, wie er 
ſagte privatim und vertraulich, Alles unter der Vorausſetzung, 
daß die preußische Beſatzung aus Luremburg abziehe. Lord 
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Stanley, der Hierauf ſchon mehrmals in Berlin gedrungen hatte, 
war über Bismarck s Zurücthaltung fehr verdrießlich. Wozu eine 
Eonferenz? rief er, ehe ſich Preußen über die Feſtung aus⸗ 
geſprochen, ehe die beiden Parteien ihre Unterwerfung unter die 
Conferenzbeſchlüſſe zugeſagt haben. Indeſſen ebneten ſich die 
Wellen, als man in Berlin erfuhr, daß Frankreich mit der 
europäischen Garantie für Qugemburgs Neutralität einverftanden 
ſei; dann, meinte Bis marck, könne Preußen die Räumung der 
Feſtung bewilligen. Nur möge England, ſchrieb er am 27. April 
nach London, die Berufung der Conferenz beeilen, damit nicht 
durch das Anwachſen der franzöſiſchen Rüſtungen Preußen zu 
entſprechender Gegenrüſtung genöthigt werde. Die Wirkung 
dieſer Worte erſchien auf der Stelle in Paris, wo man doch 
mit ſchweren Sorgen in den Kampf eingetreten wäre. Der 
Moniteur rechtfertigte am 30, April die bisherigen militäriſchen 
Maßregeln ), erklärte aber zugleich, die Kriegsgefahr fei vorüber. 

Jetzt fügte ſich denn auch Lord Stanley. Zwar er ſelbſt 
wollte die ihm widerwärtige Conſerenz nicht veranlaſſen, er 
forderte aber den König der Niederlande auf, die Einladung als 
Landesherr des ſtreitigen Gebiets an die Mächte auf den 7. Mai 
zu verſenden. In Luxemburg war auf diefe Kunde die Auf⸗ 
regung groß. Alles war einſtimmig in dem Wunſche, unabhangig 
zu bleiben, und zahlreiche Adreſſen brachten an den König die 
Bitte, in dieſem Sinne auf der Conferenz zu wirken. Zugleich 
ging aber auch eine Deputation der Stadt Luxemburg nach 
London, um dort die Schmälerung ihres Nahrungsſtandes durch 
den Abzug der ſchlimmen Preußen zu beklagen und eine Ent⸗ 
ſchädigung dafür bei der Conſerenz zu erflehn. 

Sobald die Berufung der Conferenz feſtſtand, meldeten ſich 
eine Menge Bewerber, in dieſen Rath der Großmächte auf⸗ 
genommen zu werden: Dänemark, Portugal, Italien, Spanien, 
Belgien 2). Ernſtlich konnte dabei nur von Belgien, dem Nachbar⸗ 


) Nach Rothen, Quzemburg S. 386 die Verdopplung der Truppen- 
ftörte im Lager von Chalons, die Bewaffnung der Feſtungen, Pferdes 
känſe in Ungarn, Italien, der Schweiz, Bereinigung eines „immensen“ 
Artiderieports in Meth, Sendung von Kanonenbosten nach Straßburg, 
Einziehung der Reſerven von 1864 und 1865, Nichtentlaſſung der 
Mannſchaſten von 1860. 

) Retten S. 368. 
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lande, und dann von Italien nach deſſen politiſcher Bedeutung 
die Rede ſein. Weder Frankreich noch Preußen erhoben Wider⸗ 
ſpruch, und die beiden Regierungen erhielten darauf die erſehnte 
Einladung!). 

So ſchien Alles vereinbart und im Grunde die Conferenz 
nur berufen zu ſein, die Siegel der Geſandten auf die fertige 
Urtunde zu drücken. Da kam noch in den lezten Tagen eine 
undermuthete Schwierigkeit von engliſcher Seite. Lord Stanley, 
ſahn wir, hatte von Anfang an den Wunſch gehabt, Preußen 
ohne Weiteres vor der franzöſiſchen Kriegsdrohung aus Luxem⸗ 
burg weichen zu ſehn, hatte dann unluſtig genug dem ruſſiſchen 
Antrag auf Berufung der Conferenz und deren Baſis im All⸗ 
gemeinen zugeſtimmt, hatte aber nicht die geringſte Neigung, 
England mit der dort vorgeſchlagenen Garantie für Luzemburgs 
künftige Neutralität zu belasten. So fandte er am 3. Mai, um, 
wie er fagte, die Arbeit der Conferenz abzuklirzen, einen Vertrags⸗ 
entwurf an die Mächte, der allerdings das Verdienſt hatte, durch 
den erſten Artitel den Abzug der Preußen und die Schleifung 
der Feſtung zu beſtimmen, und durch einen folgenden dem Groß⸗ 
herzog die Abtretung der Stadt an eine andere Macht zu vers 
bieten und damit die franzöſiſche Annexion zu verhindern, ſonſt 
aber weder von der Neutralität des Landes noch von deren 
europaiſcher Garantie ein Wort ſagte. Bismarck antwortete um⸗ 
gebend, daß Neutralität und Garantie an die Spie des Ver- 
trags gehörten, als die unerlaßliche Vorausſetzung, unter der 
Preußen die Räumung der Feſtung bewilligen könne; Rußland 
und Oſterreich ſeien damit einverftanden, und er glaube, daß 
dieſelbe Forderung auch in Paris erhoben werden würde. In 
der That erklärte Mouftier, wenn er nicht beſtimmten Wider⸗ 
ſpruch gegen den Entwurf erheben wolle, ſo ſei er doch überzeugt, 
daß Preußen ſich dabei nicht beruhigen werde; denn ohne die 
Sicherung der Neutralität blieben immer noch Durchmärſche 
fremder Truppen möglich. Offenbar hatte Frankreich an der 
Garantirung der Neutrafität daſſelbe Intereſſe wie Preußen. 
Lord Stanley trat gegenüber dieſem Zuſammenwirken der beiden 
Parteien verdrießlich einen Schritt zurück und legte am 6. Mai 


y Woher Rothan die Notiz hat, Bismard hätte Italien lieber 
ausgeſchloſſen, weh ich nicht. Auf die erſte Anfrage darüber Hat der 
Ninifter umgehend zugeſtimmt. 
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den Höfen telegraphiich einen neuen Entwurf vor, deſſen erſter 
Artitel die Fortdauer der oraniſchen Herrſchaft in Luxemburg 
feitftellte, während der zweite die ewige Neutralität des Landes 
aus ſprach, die europziſche Garantie aber auf die Erklärung zu⸗ 
ſammengeſchrumpft war, daß die Mächte den Grundſatz dieſer 
Neutralität zu reſpectiren verſprachen. Es war die Formel, 
welche einſt bei der Neutraliſation der joniſchen Inſeln den Bei⸗ 
fall der Mächte gefunden hatte, und nach dieſem Vorgang, wie 
Lord Stanley hoffte, auch fiir Luxemburg genügen würde. Aber 
dieſe angenehme Tüuſchung jercann ihrn gleich am folgenden Tage, 
wenige Stunden vor der Eröffnung der Conferenz. 

Am Morgen des 7. Mai erhielt er ein Schreiben des 
preußiſchen Botſchafters, Grafen Bernſtorff, er ſei zu der Er⸗ 
klärung angewieſen, daß die bloße Verheißung der Mächte, 
ihrerſeits die Neutralität Luxemburgs zu reſpectiren, nicht aus⸗ 
reiche, um Preußen die Räumung des Pages zu ermöglichen; 
er dürfe ſich an den Verhandlungen der Conſerenz nicht cher 
betheiligen, als bis der wichtigſte Punkt der von allen andern 
Mächten angenommenen ruſſiſchen Baſis, der wirkſame Schuß 
der Neutralitat durch die europaiſche Garantie, auch von England 
anerkannt fei. Da war denn die Noth des Lord Stanley groß. 
Auf der einen Seite ein heftiger Sturm im Unterhaufe, wenn 
er Englands bewaffnetes Einſchreiten gegen eine Verletzung der 
Luxemburger Neutralität zufage: denn in der That, nachdem 
Lord Palmerſton England in ſo viele auswärtige Händel nicht 
immer mit glänzenden Erfolge verwickelt hatte, wollte dort kein 
Menſch von irgend einer Einmiſchung in fremde Streitigleiten 
etwas wiſſen. Auf der andern Seite aber, wenn er das Ver⸗ 
ſprechen weigerte, fo war die Folge der Ausbruch eines großen 
europziſchen Kriegs, ſchwere Schädigung der britiſchen Handels⸗ 
intereſſen und ein Schrei der Entrüſtung im ganzen Welttheil, 
daß Englands Eigenſinn all dieſes Elend verurſacht habe. 
Niemals, ſagte Stanley nachher im Unterhauſe, habe er eine ſo 
peinliche Unterhandlung durchgemacht. In biefer ſchweren Stunde 
erſchien ihm als rettender Engel der ruſſiſche Botſchafter, der 
uns aus der Londoner Conferenz von 1864 bekannte Baron 
Brunnow. Er brachte den vermittelnden Vorſchlag, nicht jede 
einzelne Macht ſolle für ſich die Garantie übernehmen, ſondern 
eine gemeinfame oder collective Garantie möge ſeſtgeſetzt werden. 
Hienach würde bei einem Streitfalle zunächſt ein Geſammtbeſchluß 
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der Mächte zu erfolgen haben, ob eine Verlezung wirklich vor⸗ 
liege, und welche Maaßregeln dagegen zu ergreifen ſeien. Bei 
einem ſolchen Verfahren würde dann auch wohl das Unterhaus 
ſich beruhigen. Dies leuchtete dem engliſchen Miniſter ein; er 
ſtellte wenigstens die Möglichkeit einer Verſtändigung auf dieſem 
Wege in Aus ſicht. Bernſtorff telegraphirte darauf nach Berlin; 
Bismarck gab zuftimmende Draht⸗Antwort, und fo lonnte endlich 
das große Wert beginnen. 

Nachdem Lord Stanley einmüthig zum Vorſitzenden der 
Conſerenz ernannt, und die üblichen Förnlichketten erledigt 
worden waren, legte Stanley feinen letzten Vertragsentwurf zur 
Berathung vor. Sofort erklürte Graf Bernſtorff, daß darin die 
europdiſche Garantie für die Neutralitüt Luxemburgs fehle, und 
alle übrigen Vertreter ſtimmten ihm zu, ſie bilde einen weſent⸗ 
lichen Theil der allgemein angenommenen Baſis der Conferenz. 
Stanley meinte darauf, Luxemburg ſtehe bereits ſeit dem Ver⸗ 
trage von 1839 unter einer europäischen Garantie. Allerdings, 
erwiderte ihm Vernſtorff, iſt der Beſitz des Landes dem König⸗ 
Großherzog durch Europa gewährleiſtet, keineswegs aber deſſen 
Neutralität, was einen weſentlichen Unterſchied zwiſchen dieſer 
und der damals Belgien ertheilten Garantie ausmacht. Man 
beſchloß dann die Berathung der einzelnen Artilel des Entwurfs. 
Bei Artikel 1. „der König⸗Großherzog erhält die Bande, welche 
Luxemburg an das Haus Oranien⸗Naſſau knüpfen, die hohen 
Contrahenten nehmen Act von dieſer Erklärung“, meldeten zu 
allgemeiner Verwunderung die Bevollmächtigten Hollands und 
Luxemburgs an, daß fie darüber vor der Beſchlußnahme erſt 
nach Haufe berichten müßten. Zu dem 2. Artilel, welcher die 
künftige Neutralität Luzemburgs feftfehte, beantragte dann Bern⸗ 
ſtorff den Zuſaß: „dies Princip iſt und bleibt unter den Schuß 
einer collectiven oder gemeinſamen Garantie der Unterzeichner 
dieſes Vertrags geſtellt“. Alle andern Botſchaſter traten ihm 
bei. Stanley ſagte, er zöge den urſprünglichen Tert ohne den 
Bufag vor, wolle aber darüber an das Cabinet berichten, und 
hoffe in der nüchſten Sitzung deſſen Entſchließung mittheilen zu 
können. Bei den folgenden Artikeln, die Räumung und Schleifung 
der Feſtung Luxemburg betreffend, erklärte wieder der holländiſche 
Vertreter, Baron Bentinck, ſo wie der Luxemburger Baron 
Tornaco, ohne Instruction zu fein, was ihnen eine ſcharſe 
Mißbilligung von ruſſiſcher und franzöſiſcher Seite zuzog. Im 
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4. Artikel war der Termin für den Abzug der preußiſchen Ber 
fapung offen gelaſſen, und Bernftorff verſprach, darüber jo ſchnell 
wie möglich die Anſicht ſeiner Regierung einzuholen. 

In der zweiten Sitzung am 9. Mai brachte Lord Stanley 
die Zuſtimmung des engliſchen Cabinets zu Bernſtorff's Antrag, 
und damit das entſcheidende Wort für den Abſchluß des ganzen 
Vertrags. Was noch weiter erörtert wurde, waren Einzelheiten 
ohne politifche Bedeutung. Baron Brunnow, gut und milde 
wie 1864, betonte den Verluſt, welchen die Luxemburger Bürger 
durch den Abzug der preußiſchen Beſatzung erlitten; als dann 
aber Tornaco beantragte, die hohen Contrahenten, welche den 
Abzug im europäiſchen Intereſſe verfügten, möchten dafür der 
Stadt eine Entſchädigung zahlen, wurde er einftimmig abgewieſen 
und erlitt gleich darauf dasſelbe Schickſal, als er die Mächte 
mit ähnlicher Begründung anging, die ſchrweren Loſten für die 
Schleifung der deſtungswerle nicht dem armen Lande aufzubürden, 
ſondern aus der eignen Taſche zu bezahlen. Später hat ſich 
dann auch gezeigt, daß die Stadt zwar durch das Aufhören der 
Garnifon einigen Schaden erlitten, dafür aber durch den Ankauf 
des Bodens, auf dem die niedergeriſſenen Werke gefianden, 
mehrere Millionen gewonnen hatte. Wichtiger war dagegen die 
Zuſtimmung der Conſerenz zu einer Erklärung Tornaco's, daß 
die Neutralität des Landes deſſen Freiheit zum Abſchluß von 
Zoll- und Handelsverträgen in keiner Weiſe beſchränte. Luxemburg 
blieb alſo Mitglied des deutſchen Zollvereins. 

Eine dritte Sitzung am 10. Mai war ziemlich inhaltsleer, 
in der vierten am 11. aber lam man zum Abſchluß, da Preußen 
ſich mit einer Faſſung des 4. Artikels einverſtanden erklärte, daß 
der Abzug feiner Truppen aus Cuxemburg gleich nach der Ratifi⸗ 
cation des Vertrags beginnen, und die Fortſchaffung der Geſchütze 
und fonftigen Materials fo raſch wie möglich vollendet werden 
ſollte. Der Vertrag wurde dann paraphirt und zwei Tage ſpäter, 
jedoch mit Beibehaltung des Datums vom 11. Mai, unterzeichnet. 
und am 31. die Matifcationen ausgetauſchl. Da unmittelbar 
nachher der Abmarſch der preußiſchen Truppen erfolgte, war die 
Kriſis, welche mehrere Monate lang den Frieden Europas bedroht 
Hatte, glücklich befeitigt. 

Ein widerwärtiges Nachſpiel ergab ſich noch im engliſchen 
Parlament, als dort der Vertrag durch die Regierung vorgelegt 
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wurde. In ſeiner breiten und polternden Weiſe rügte im Unter⸗ 
hauſe der radieale Labouchere, daß die Regierung hier das große 
Princip der Nichteinmiſchung verlaſſen und ohne vorausgegangene 
Zuſtimmung des Parlaments eine Garantie auf ſich genommen 
hätte, welche England möglicher Weiſe wegen einer fremden Sache 
in einen koſtſpieligen Krieg verwicklen könnte. Je populärer 
eine ſolche Auffaſſung damals war, deſto mehr bemühte ſich Lord 
Stanley, die Bedeutung der „collectiven“ Garantie als höchſt 
geringfügig darzuſtellen. Sie gebe England, war ſein Wort, 
gegen einen Verletzer der Neutralität ein formelles Necht zu 
kriegeriſchem Einschreiten: von einer juriſtiſchen Verpflichtung 
dazu aber könne keine Rede fein, höchstens an eine moralische 
oder Ehrenpflicht könne man denken. Alſo nur eine „beſchränkte 
Haftbarkeit“ habe England auf ſich genommen. Noch ärger ver⸗ 
lief die Sophiſtit im Oberhauſe. Der Premierminiſter Lord 
Derby führte höchſt unbefangen aus, der Vertrag verpflichte die 
Unterzeichner zu einer gemeinſamen Garantie der Luxemburger 
Neutralität gegen jede Störung durch einen Dritten; wenn aber 
einer der Unterzeichner ſelbſt durch Verletzung Luxemburgs den 
Vertrag breche, fo ſei nach allgemeiner Rechtsregel der Vertrag 
hinfällig, und die übrigen Contrahenten an denſelben nicht mehr 
gebunden. Es war vergebens, daß Lord Houghton und einige 
andere Lords der Oppoſition mit energiſchem Zorne auf die 
Unwürdigteit diefer Spiegelfechterei hinwieſen, aus der Ent 
ſtehungsgeſchichte des Vertrags, aus der ruſſiſchen Baſis, der 
Bismarck chen Forderung, dem Antrag Bernſtorff die allgemein 
zugeſtandene Bedeutung der collectiven Garantie darlegten; wenn 
Lord Stanley dieſe mit dem jetzt ausgeſprochenen Hintergedanken 
angenommen hätte, fo wäre der ganze Vertrag eine unerhörte 
Myſtification der preußiſchen Regierung geweſen. Gerade die 
Verhütung ſolcher Fälle, in welchen nach dieſer Mißdeutung der 
Vertrag leer und nichtig ſein ſollte, die Verletzung Luxemburgs 
durch einen der jetzigen Contrahenten, ſei nach aller Welt Über. 
zeugung der eigentliche Zweck des Vertrags: wer denn ſonſt 
außer den Großmächten werde oder könne Luxemburg verletzen? 
etwa der Kaiſer von China oder der Sultan von Marokko? 
Es war aber Alles vergebens. Lord Derby beharrte auf ſeiner 
Erklärung, und einige miniſterielle Redner priefen die bewunderns⸗ 
werthe Geſchicklichreit, welche Lord Stanley bei dieſer Unter⸗ 
handlung bewährt hätte. 
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Eine ſolche ſervile Beugung des Rechts unter eine populäre 
Strömung war nicht fhön, that ſonſt aber keinen Schaden, da 
gluclicher Weiſe niemand mehr daran dachte, Luxemburgs Neu⸗ 
trafität anzutaſten. Trauriger verlief ein anderes Ereigniß, 
welches mit der von der Conſerenz behandelten Frage in engem 
Zusammenhange ſtand. In Hannover war durch die Ausſicht 
auf einen preußiſch-franzöfiſchen Krieg die Aufregung der com- 
plottirenden Officiere groß geweſen. Sie erzählten den Soldaten 
und Bauern die glänzendſten Mährchen, wie gleich nach dem 
Ausbruch des Kriegs König Georg in Holland erſcheinen, alle 
Getreuen um ſich ſammeln, und dann, durch franzöſiſche Heer⸗ 
ſchaaren unterſtützt, die Preußen aus dem Lande jagen und das 
Welfenreich in alter Herrlichkeit wiederherſtellen würde. Eine 
anſehnliche Zahl junger Burſche ließ ſich verloden und wartete 
nun mit Ungeduld auf den Ruf des Königs, nach Holland über⸗ 
zutreten. In Hietzing hoffte man, wenn der Sturm erſt los⸗ 
ginge, würde man auf 20000 Auswanderer rechnen, und ſomit 
dem Kaiſer ein ganz anſehnliches Hülfscorps zuführen können, 
für welches man einftweilen rothe Uniformen und Chaffepot- 
gewehre in Beſtellung gab. Indeſſen wuchs in Hannover die 
Spannung; die Offieiere meldeten, die Leute ſeien nicht lange 
mehr zurück zu halten, und auch das Geheimniß vor den 
preußiſchen Behörden auf die Dauer nicht zu bewahren. Einige 
Offickere kamen nad) Paris, um ſich über den Stand der Sache 
zu erkundigen, und erhielten von dem politiſchen Agenten des 
Königs, Regierungsrath Meding, die Verſicherung, daß der 
Ausbruch des Kriegs ganz nahe ſei. Nach ihrer Rückkehr, En de 
April, fragten ſie telegraphiſch an, ob die politiſche Situation 
noch dieſelbe ſei, und Meding war ſo ſchlecht unterrichtet oder 
fo unachtſam, daß er bejahend antwortete, obgleich, wie wir 
ſahn, damals die Conferenz und der Friede fon jo gut wie 
geſichert war. Darauf gaben in Hannover die Führer der Ver⸗ 
ſchwörung das Signal, und in den erſten Tagen des Mai 
traten ungefähr 700 waffenfähige Mannſchaften über die Grenze 
und ſammelten ſich in Arnheim als eine welfifhe Legion h. 
Acht Tage fpäter war in London der europäifche Friede geſchloſſen, 


9) So erzählt den Verlauf Meding felbft, Memoiren II. 190. 

Die Legion verftärtte ſich nach einigen Wochen durch zahlreiche Flücht⸗ 
Unge, als die preußiſche Polizei die Conſpiration entbedt Hatte. 
v. Sobel, Begründung d deufchen Reiches. VI. 9 
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und nun war in Hietzing der Schrecken groß, wie bei den ber 
schränkten Geldmitteln des Königs die armen Menſchen, die man 
ſo leichtfertig aus ihren heimiſchen Verhältniſſen herausgeriſſen 
hatte, vor dem Hungertode zu bewahren fein. In Holland 
war, bei den fräftigen Protesten der preußiſchen Regierung, 
ihres Bleibens nicht lange; man führte fie zunächſt in die 
Schweiz, und als auch hier der preußiſche Geſandte vorſtellig 
wurde, im Januar 1868 nach Frankteich. Hier wurden fie als 
politiſche Flüchtlinge gaſtlich aufgenommen. Die Regierung 
internirte fie weit von den Grenzen hinweg, geſtattete, daß ſie 
in kleine Trupps nach althannoverſchen Regimentern vertheilt 
und in verſchiedene Ortſchaften gewieſen wurden, wo ſie unter 
ihren Officieren täglich, aber ohne Waffen egereitten; man ſah 
durch die Finger, wenn bei dem Mangel wirklicher Disciplin 
und dem wachſenden Müßiggang der Leute häufige Unordnungen 
vortamen. Es lag auf der Hand, daß die Sache fein anderes 
Ende haben konnte, als den Untergang der verführten Männer 
im tiefften Elend: es dauerte aber noch geraume Zeit, bis König 
Georg ſich von dem Bilde feiner welfiſchen Legion zu trennen 
vermochte. 

Mit dem Vertrage vom 11. Mai war alſo die Gefahr 
eines großen Krieges abgewandt, und für den Augenblick der 
Friede in Europa geſichert. Nur im äußerſten Südosten des 
Welttheils glomm ſeit einem Jahre ein kleines FJeuerchen, un⸗ 
bedeutend an ſich, aber nicht unbedenklich bei der Nähe größerer 
Brandſtoffe. Die Chriſten der Inſel Kreta hatten ſich gegen 
die türkiſche Herrſchaft empört, leisteten in ihren Bergen den 
Truppen der Pforte zähen Widerſtand und wurden darin durch 
griechische Unterſtützung, Waffenſendungen und Freiſchaaren 
wirksam unterftüßt, zu lebhaftem Verdruſſe Oſterreichs und Eng⸗ 
lands, aber beſchirmt durch die kräftige Sympathie der ruſſiſchen 
Regierung. Preußen vermied einſtweilen jede Außerung: der 
Orient, fagte Bismark, liegt uns fo fern, die Berichte unſeres 
Geſandten in Conſtantinopel leſe ich gar nicht. Endlich Frank⸗ 
reichs Haltung in dieſer Frage wurde hier wie überall durch 
den Widerwillen gegen Preußen beſtimmt, leider aber wurden 
gerade dadurch in biefem Falle die Entſchliehungen unangenehm 

erſchwert. Marquis Mouſtier, perſonlich ein warmer Gönner 
der Pforte, und zugleich auf ein wirkſames Bündniß mit Oſter⸗ 
reich gegen Preußen bedacht, wäre alfo ſehr gerne den griechiſchen 
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und ruſſiſchen Umtrieben entgegengetreten. Allein nicht weniger 
lebhaft war fein weiterer Wunſch, dem lüſtigen Preußen die 
ruſſiſche Freundschaft und etwaige Bundes hülſe zu entziehn, 
und wenn irgend möglich die Sympathien des Petersburger 
Cabinets für Paris zu erobern. So machte er abwechſelnd 
eine freundliche Verbeugung nach der einen und nach der andern 
Seite, wobei er es freilich nicht wohl vermeiden konnte, wenn 
er den Einen anlüchelte, den Andern auf die Füße zu treten. 

Erzielte auf dieſem Gebiete alſo die franzöſiſche Politik 
einſtweilen keine Ergebniſſe, fo fraß ſich um fo heißer der Zorn 
und Groll über die in Luxemburg erlittene Niederlage in die 
Herzen ein. Marquis Mouftier erklärte zwar der Volksvertretung 
mit prunlenden Worten, die Regierung habe, weit von jedem 
Eigennutz entfernt, zur Sicherung der franzöſiſchen Grenze den 
Abzug der Preußen aus der Feſtung von Europa gefordert und 
durch einſtimmigen Spruch der Mächte erlangt. Aber die Ver⸗ 
fammlung nahm dieſe Siegesbotfchaft mit eifiger Költe auf: 
alle Welt wußte, daß die Regierung die Annexion des Landchens 
erftrebt Hatte; das Streben wurde im Grunde von ganz Franke 
reich gebilligt, fein Mißlingen aber als eine Schmach für den 
franzöſiſchen Namen und als Beweis für die Unfähigkeit der 
Regierung verurtheilt. Daß der Urheber des Unheils lein 
Anderer als Bismarck wäre, verſtand ſich bereits von ſelbſt. 
Wer damals in Paris wahrheitgemäß erzählt hätte, daß Bismarck, 
um Preußens freundliche Geſinnung zu bethätigen und Frank⸗ 
reichs Aufregung über Sadowa zu beſchwichtigen, ernſtlich die 
Ceſſion Luxemburgs zugelaſſen hätte, wäre verhöhnt und viel⸗ 
leicht mißhandelt worden. Obgleich Bismarck im Auguſt 1866 
und im Winter auf 1867 mit Benedetti nie ein Verſprechen 
ausgetauſcht, immer aber ſehr beſtimmte Möglichkeiten beſprochen 
hatte, gab es feinen franzöſiſchen Diplomaten, der ihn nicht 
wegen ſeines Verfahrens in der Luxemburger Sache eines ſchnöden 
Wortbruchs beſchuldigt hätte. Überhaupt fehlte ihnen für die 
Natur des gewaltigen Mannes, für die ſeltne Verbindung furcht⸗ 
loſen Voranſchreitens mit kühler Berechnung und beherrſchender 
Einſicht jedes Verſtändniß. Wo er ruhig erſchien, dachten fie 
an verborgene Argliſt, wo er krüftig hervortrat, an leidenſchaft⸗ 
lichen Jähzorn. Daß er von den Gefühlen der deutſchen Nation 
redete, die er ſchonen müßte, ebenſo wie Napoleon die der fran⸗ 
zöſiſchen, machte vollends keinen Eindruck. Wir kennen eine 
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5 ner wa daun Nation, hatte einſt Thiers geſagt, 
und wollen nicht dulden, daß fie zu einer deutſchen unter 
Preußens Führung verbunden werden. Bismarck aber, davon 
war man überzeugt, wolle dieſe Einigung von Deutſchland, 
habe ſie von jeher für ſeinen Lebenszweck erklärt, und werde ſo 
bald wie möglich troz des Widerspruchs der Muchte die Aus⸗ 
führung beginnen. Da mm fowohl Frankreich als Oſterreich 
zur Zeit mit einer Neugeftaltung ihres Heerweſens beſchüftigt, 
alſo zu einem bewaffneten Einſchreiten nicht befähigt waren, ſo 
beſchloß man in Paris, einftweilen den jehigen Status quo ſich 
gefallen zu laſſen, unter dem Vorbehalt, jedes weitere Vordringen 
Preußens über die Mainlinie hinüber als Kriegsfall anzuſehn 
und danach, wenn möglich, zu verfahren. Was man vor wenigen 
Monaten den Kammern im Gelbbuche über die Rechte der Süb- 
ſtaaten und den Inhalt des Prager Friedens erklärt hatte, war 
bei der jetzigen Stimmung vergeſſen. Die neue Lesart lautete 
dahin, Preußen habe ſich durch den Prager Frieden ſowohl dem 
Pariſer als dem Wiener Hofe verpflichtet, daß die Unabhängige 
keit der füddentſchen Stagten erhalten bleibe; die beiden Höfe 
feien alfo berechtigt, jede Anderung dieſes Vechultmiſſes mit den 
Waffen in der Hand zu verhindern. 

Da noch oft von dem Prager Frieden in dieſem Sinne die 
Rede ſein wird, erſcheint es zweckmäßig, den betreffenden vierten 
Artitel hier uns noch einmal zu vergegenwärtigen. 

Nachdem darin Öfterreih die Aufloſung des bisherigen 
deutſchen Bundes anerkannt und einer Neugeſtaltung deſſelben 
ohne feine Betheiligung zugeftimmt hat, heißt es weiter: ebenfo 
verſpricht Seine Majeſtät der Kaiſer von Oſterreich das engere 
Bundes verhältniß anzuerkennen, welches Seine Majestät der 
König von Preußen nördlich von der Linie des Mains begründen 
wird, und erklärt ſich damit einverſtanden, daß die fübli von 
dieſer Linie gelegenen deutſchen Staaten in einen Verein zu⸗ 
ſammen kreten, deſſen nationale Verbindung mit dem norddeutſchen 
Bunde der nähern Verſtändigung zwiſchen beiden vorbehalten 
bleibt, und der eine internationale unabhängige Exiſtenz haben 
wird. 

Zunächſt iſt es unwiderſprechlich, daß dieſe Veſtimmungen 
den ſüddeulſchen Staaten, die bei dem Wertrage nicht mitgewirkt 
hatten, ſchlechthin keine Verpflichtung auferlegen konnten. Auch 
die beiden Großmächte haben nach dem deutlichen Wortlaut des 
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Artikels ſich nicht zugeſagt, die Gründung eines Südbundes zu 
veranlaſſen; fie haben nur die negative Pflicht übernommen, 
eine ſolche Gründung nicht zu hindern. Die Südſtaaten behielten 
hierin völlige Freiheit. Wenn fie ſich in der angegebenen Weiſe 
vereinten, fo blieb es dem Gutdünken ihres Bundes überlaſſen, 
in irgend eine nationale Verbindung mit dem Nordbund zu 
treten, ohne dadurch die internationale Unabhängigkeit dem 
Auslande gegenüber einzubüßen. Wenn fie dagegen die Er⸗ 
ſchaffung eines Südbundes unterließen, fo war der darauf bezüg⸗ 
liche Saß des Prager Friedens überhaupt wie nicht mehr vor⸗ 
handen, und es war rechtlich unmöglich, daraus für die einzelnen 
Südſtaaten Rechte oder Pflichten abzuleiten, z. B. einem derſelben 
oder allen den einfachen Eintritt in den Nordbund zu verbieten. 
Denn mit der Auflöſung des alten deutſchen Bundes hatte 
jeder von ihnen volle Souveränität und folglich auch freies 
Verfügungsrecht darüber gewonnen. 

Aber Preußen: war es durch den Vertrag nicht ver⸗ 
pflichtet, den Eintritt ſüddeutſcher Staaten in den Nordbund 
abzulehnen? Hierüber gab es auch in Deutſchland verſchiedene 
Anſichten. Die badiſche Regierung zog den einfachen Schluß, 
da mit dem Wegfall des Südbundes die betreffende Clauſel 
über denſelben bedeutungslos werde, ſei ſie auch für Preußen 
nichtig, und dieſes zu jedem Vertrage mit jedem ſüddeutſchen 
Staate berechtigt. Daneben aber machte ſich eine ſtrengere 
Auffaſſung geltend. Der Prager Friede ſtellte ohne Zweifel 
die Verpflichtung Preußens feſt, die Bildung eines Südbundes 
nicht zu hindern, und da hiegegen die Aufnahme eines Südſtaats 
in den Mordbund das denkbar größte Hinderniß geweſen wäre, 
ſo müſſe Preußen einen ſolchen Antrag ablehnen, ſo lange noch 
die Möglichteit des Südbundes gegeben wäre. Dieſe aber 
verſchwinde, ſobald ſümmtliche Südſtaaten den Eintritt in den 
Nordbund begehrten, und damit wäre dann auch für Preußen 
jede Beſchränkung durch den Prager Artikel weggefallen. In 
biefem Sinne erklürte die bayeriſche Regierung, eine gentein- 
ſame Verhandlung der Südstaaten über Bundesbeziehungen mit 
dem Norden ſei jtatthaft, die eines einzelnen fühbeutfhen Staates 
aber durch den Prager Frieden ausgeſchloſſen. Europa gegen⸗ 
über war es nun von entſcheidender Wichtigkeit, daß auch die 
preußiſche Regierung ſich zu dieſer ſtrengeren Auffaſſung be⸗ 
kannte, einen einzelnen füddeutſchen Staat nicht ohne Oſterreichs 
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Zustimmung in den Nordbund aufnehmen wollte, bei einem 
gemeinſamen Vorgehn aller Süddeutſchen aber niemand mehr 
das geringſte Recht zu einem Proteſte dagegen zuerkannte. 

Ebenſo wenig wie Oſterreich beſaß Frankreich ein ſolches 
Recht. Allerdings hatte Napoleon als Friedensvermittler in 
dem Programm vom 14. Juli die von den kämpfenden Parteien 
nachher angenommene Clauſel über den Südbund zuerſt auf⸗ 
geftellt. Aber auch hier hieß es nicht: die Südſtaaten follen 
einen Bund bilden — ſondern: ils seront libres u. |. w. Was 
aber vollends dem franzöſiſchen Herrſcher jedes Recht zur Ein⸗ 
miſchung entzog, war der Umſtand, daß er, wie wir ſahn, ſeine 
Vertreter in Nifolsburg angewieſen hatte, nicht weiter als Merz 
mittler aufzutreten und die Verträge nicht mit den Übrigen zu 
unterzeichnen. Offenbar gab es, nachdem er ſich an dem Abſchluß 
der Verträge nicht betheiligt hatte, für ihn keinen Rechtstitel 
mehr, die Ausführung derſelben zu überwachen oder als An⸗ 
walt der Vertrags treue gegen eine angebliche Verletzung auf⸗ 
zuteten ). 

Endlich aber, ſelbſt angenommen, es gelte, was der Artikel 
über den Südbund beftimmte, nach der Beſeitigung des Bundes 
ebenfo für die einzelnen Südſtaaten, fo bot auch dann, was 
von Preußen bisher geſchehn, keinen Anlaß zu einer Beſchwerde 
über Vertragsbruch. Der Südbund ſollte berechtigt fein, ſich 
mit dem Norden über eine nationale Verbindung zu verftändigen : 
nun, man ſollte den ken, der erſte und dringendſte Schritt zu einer 
ſolchen Verbindung fei die Abrede einer gemeinsamen Vertheidig ung 
gegen jede von Außen drohende Gefahr. Beuſt's Einrede, daß 
hiedurch die in Prag ſtipulirte Unabhängigkeit des Südens zu 
ſtark leide, iſt um fo unverſtändiger, als einerſeits in der Sache 
jedes Kriegsbündniß ohne feſte Einheit des Oberbeſehls feinen 
Zweck verfehlt, und andrerſeits der Friedensvertrag den Grad 
der erlaubten Abhangigkeit nicht einem Urtheil der Großmächte, 
ſondern der freien Verständigung der beiden Bünde anheimſtellt. 
In noch höherem Maaße gilt daſſelbe von der Einladung, 
welche Preußen Ende Mai an die Südstaaten zu einer kräftigern 
Neugeſtaltung des Zollverins erließ. Wer könnte beſtreiten, 
daß bei der damaligen Lage die Reform des Zollvereins eins 
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der elementaren Bedürfniſſe jeder nationalen Verbindung auf 
deutschem Boden war? 

Wir werden ſehn, daß Bismarck's weiteres Verhalten in 
der beutſchen Sache nach jeder Seite hin genau dem eben dar⸗ 
gelegten Inhalt des Prager Friedens entſprach: keine Zulaſſung 
eines ſüddeutſchen Staates in den noeddeutſchen Bund, fo lange 
fie nicht ſämmtlich die Aufnahme begehrten, keine nationale Ver⸗ 
bindung mit den einzelnen Südſtaaten, welche nicht auch dem 
Südbunde nach dem Prager Frieden erlaubt geweſen wäre, in 
jedem Falle aber abfolute Zurückweiſung jedes Verſuchs eines 
Dritten, welcher den Prager Frieden nicht mitunterzeichnet hatte, 
in die Ausführung deſſelben einzugreifen. 

Allerdings folgte damals die franzöſiſche Regierung einer 
grundverſchiedenen Auffaſſung. Als wenn in der Prager Urkunde 
kein Wort von einer nationalen Verbindung zwischen Nord⸗ und 
Süddeutschland ſtände, hatte fie ſich, den eignen Wünſchen ent⸗ 
ſprechend, in die Vorſtellung eingelebt, daß der Prager Friede 
kurzweg jeden Einfluß und jede Herrſchaft Preußens im Süden 
des Mains verbiete. Graf Beuſt, den man doch für einen ſach⸗ 
verftändigen Mann halten mußte, that das Mögliche, die fran⸗ 
zöſiſchen Staatsmänner in dieſem Irrthum zu leſtärken. So 
erſchienen dort die Auguſt⸗Bündniſſe und die Einladung zum 
Zollverein als eben fo viele Verletzungen des Prager Friedens, 
und da die deutſche Geographie den Pariſern nicht beſonders 
geläufig war, wußten fie nicht, daß Mainz ebenſo wie Frankfurt 
nördlich vom Maine liegt, und ahn auch in der dortigen preußi⸗ 
ſchen Beſatzung eine arge lberſchreitung der Mainlinie Man 
muß Preußen lehren, hieß es, die Verträge zu achten. 

Indeſſen ſchwamm Paris, während dieſer Sorgen ſeiner 
Staatsmänner, in Glanz und Jubel vermöge des gloriofen Er⸗ 
folges feiner induftriellen Weltausstellung. Ste war in der 
That vortrefflich gelungen. Die Einrichtung war groß gedacht, 
zweckmäßig und geſchmacwoll wie bei keiner früher; die Fülle 
und Pracht der aus allen Ländern eingefandten Waaren erſchien 
beiſpielos. Producenten und Confumenten, Neugierige und 
Vergnügungsluſtige aller Nationen ſtrömten in coloſſalen Maſſen 
herbei. Die gekrönten Häupter Europas hatten ihren Beſuch 
zugeſagt, und wenn der römiſche Papſt aus blieb, fo Hatte dafür 
der türkische Sultan fein Erſcheinen angemeldet. Genug, Paris 
fühfte ſich noch einmal als Hauptftabt der Welt, an der Spitze der 
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Civilisation des Menſchengeſchlechts. Anfangs Juni traf Kaiſer 
Alexander von Rußland mit dem Vicekanzler Gortſchatoff ein; 
am 6. folgte ihm König Wilhelm, begleitet von Vismard. Der 
Empfang war ebenſo prunkvoll wie herzlich. Napoleon verftand 
es, wo ſein dynaſtiſcher Ehrgeiz ſich nicht verletzt fühlte, mit 
angeborener Freundlichkeit jedem Gaſte das Daſein angenehm zu 
machen, und die Liebenswürdigkeit der ſchönen und lebhaften 
Kaiſerin Eugenie war hinreißend. Feſte aller Art, Schmäuſe, 
Bälle, Jagden, Paraden, folgten ſich in ununterbrochener Reihe. 
Von Politik konnte nur vorübergehend die Rede ſein. König 
Wilhelm hatte eine würdige und zugleich höfliche Art, jedes 
politiſche Gefprä abzulehnen; er begnügte ſich, feinen vollen 
Wunſch auf Erhaltung des Friedens zu betonen. Etwas 
weiter ließ ſich Bismarck bei dem Staatsminiſter Rouher heraus, 
erfüuterte feinen guten Willen in der Luxemburger Sache und 
verſicherte, daß die deutſchen Südſtaaten bis jetzt durchaus keine 
Neigung zum Eintritt in den Nordbund zeigten, und er ebenſo 
wenig geſonnen ſei, ſie dazu anzutreiben. Marquis Mouſtier 
ſuchte mit ihm keine Unterhaltung; er hatte ihm eine ſcharſe 
Antwort aus der Zeit des Krimkriegs nicht vergeſſen, wo er 
ſelbſt Geſandter in Berlin, und Bismard zufällig dort anweſend 
war: Mouftier hatte die damals ſchwankende Politit Preußens 
gerügt und endlich geäußert: ihr werdet damit bei Jena an⸗ 
langen. Bismarck entgegnete auf der Stelle: warum nicht bei 
Leipzig oder Waterloo? Mouſtier, ein leidenſchaftlich reizbarer 
Mann, vermied ihn ſeitdem. Um fo eifriger ſuchte er den rufe 
ſiſchen Minifter auf und freute ſich an Gortſchatoff s lebhaſtem 
Entgegenkommen. Dieſer pries die hohe Freiheitsliebe der 
Bulgaren, Serben, Griechen; Mouſtier entdeckte dahinter aber 
in Wahrheit den ruſſiſchen Wunſch, die bekannte Pontus⸗Clauſel 
des Pariſer Friedens zu zerreißen. Leider konnte er darauf 
nur ausweichend erwidern, daß Frankreich nicht der einzige Theil⸗ 
nehmer an dieſem Vertrage geweſen, für ſich allein nichts daran 
ändern könne. Das Geſpräch ging dann weiter über die deut⸗ 
ſchen, fo wie über die orientaliſchen Angelegenheiten. Über 
Deutſchland ſagte Mouſtier: wir beſtreiten Preußen nicht das 
Recht, ſich zu organiſiren und zu befeitigen innerhalb der Grenzen, 
die wir in Nikolsburg zugelaffen haben, jedenfalls aber können 
wir nicht gleichgültig bleiben bei Bismarck's Anſtrengungen, dieſe 
Grenzen zu überſchreiten. Ihrhabt Unrecht, entgegnete Gortſchaloff, 
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Euch ſolche Dinge in den Kopf zu fepen; ich bürge Euch dafür, daß 
Bismarck entſchloſſen iſt, dem Prager Frieden treu zu bleiben; feine 
Lage ift ſchwierig, er kann ſich nicht öffentlid) gegen die deutſche 
Einheit erklären, wünſcht fie aber nicht, da fie ihm mehr Ber⸗ 
legenheit als Nutzen bringen würde; das Bollparlament ift ihm 
ein Mittel, die nationale Partei zu beſchwichtigen, fonft hat es 
leine politiſche Bedeutung. 

Was den Orient betraf, fo erklärte Gortſchakoff, daß Ruß⸗ 
land an keine Vergrößerung, ſondern nur an die traurige Lage 
der türkiſchen Chriften dente; allerdings wünſche es, Kreta mit 
Griechenland zu vereinigen; dieſes müſſe dann aber die ſeſieſten 
Garantien für weitere Ruhe geben. Mouſtier ertheilte dem 
Allen feine Zuſtimmung und faßte diefen Inhalt des Geſprächs 
ſchriſtlich in einem Pro memoria zuſammen, als Dentmal des 
ſchönen Einverſtändniſſes beider Regierungen. 

Unglücdlicher Weiſe hatten ſchon vor dieſen Erörterungen 
draußen Ereigniſſe Statt gefunden, welche dem belobten Eins 
verſtändniß den Boden vollſtändig entzogen. Am 4. Juni war 
Kaiſer Alexander mehrmals von lauten Rufen: vive Ia Pologne! 
verfolgt worden, und am 6, als er zufammen mit Napoleon 
im Wagen von einer großen Truppenſchau zurückfuhr, hatte ein 
Pole, Berozowski, auf ihn geſchoſſen, aber zum Glücle verfehlt. 
Napoleon fand troß des Schreckens ein geiſtreiches Wort: Sire, 
fagte er, jetzt find wir Aliirte, wir haben zuſammen im Feuer 
gestanden. Es machte aber auf den bedrohten Monarchen um 
ſo weniger Eindruck, als gleich nach der Verhaftung des Ver⸗ 
brechers mehr als vierzig Pariſer Advocaten ſich öſſentlich zu 
ſeiner Vertheidigung bereit erklürten. Bald nachher verließ 
Alexander Peris in tiefer Verſtimmung gegen Frankreich und 
in geſteigerter Hinwendung zu Preußen. Er gab von dieser auf 
der Rückreiſe ſowohl dem Herzog von Naſſau als der Königin 
von Würtemberg energischen Ausdruck. Der preußiſche Monarch 
ſchied am 14. Juni in ungetrübter Herzlichkeit von feinen kaiſer⸗ 
lichen Wirthen, und ſandte ihnen aus Berlin ein warmes Dank⸗ 
reiben für die herrlichen ihm bereiteten Tage. 

Allerdings konnte dadurch der tiefe Schatten, welchen der 
polniſche Mordverſuch auf den Glanz der Feſtwoche geworfen 
hatte, nicht aufgehellt werden, und leider ſtand nach kurzer Friſt 
dem franzöſiſchen Herrſcher noch eine weitere, doppelt bittere Er⸗ 
fahrung bevor. Er erwartete jetzt den Beſuch des Kaisers und 
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der Kaiſerin von Öfterreidh: da kam die Nachricht, daß Franz 
Joſeph's Bruder, Kaifer Max von Mexiko, durch feine republi⸗ 
laniſchen Gegner überwältigt, am 19. Juni in Queretaro nach 
kriegsgerichtlichem Spruche erſchoſſen worden ſei. Napoleon 
empfing die Kunde am 1. Juli, als er im Begriffe war, ſich in 
die Ausſtellung zur feierlichen Vertheilung der dort beſchloſſenen 
Preife zu begeben. Er war tief erſchüttert von dem blutigen 
Ausgange des von ihm mit grenzenloſen Plänen begonnenen Untere 
nehmens. Man konnte nicht eigentlich ſagen, daß er dem un⸗ 
glüclichen Fürſten die im Vertrage von 1862 gegebenen Ver⸗ 
ſprechungen gebrochen hätte: immer aber war er der Urheber 
des unſeligen Abenteuers gewesen, und jedenfalls war jet der 
Beſuch der öſlerreichſchen Majefläten, aus dem vielleicht ein 
über die Beziehungen Beider Deutſchland entſcheidender Bundes⸗ 
vertrag emporgewachſen wäre, in jedem Sinne unmöglich geworden. 
Rings um ihn her regte ſich das Gefühl, daß ſein Stern ver⸗ 
blaſſe, fein Streben zu ſtetem Fehlſchlag verurtheilt fei. 

In Berlin hoffte man nach dem ungetrübten Verlauf der 
Parifer Zuſammenkunft auf dauernde Beruhigung der franzöſiſchen 
Gemüther und ein ungeſtörtes Nebeneinanderleben der beiben 
Nationen. Aber nur wenige Wochen vergingen, und nach der 
alten Gewohnheit rührte ſich wieder der in Paris felöftoerftänd- 
lich erſcheinende Drang, in fremde Angelegenheiten lehrend und 
meiſternd einzugreifen. Es handelte ſich wieder um einen 
Artikel des Prager Friedens, den fünften, den ebenſo wie deſſen 
Vorgänger Napoleon zuerſt vorgeſchlagen, das Recht aber, die 
Ausführung zu controliren, durch feine Nichttheilnahme an dem 
Vertragsſchluſſe natürlich eingebüßt hatte. Es war der Artikel, 
worin Ofterreich feine Anrechte an die Elbherzogthüner dem 
König von Preußen unter der Maßgabe überließ, „daß die 
Bevölkerungen der nördlichen Diſtricte von Schleswig, wenn fie 
durch freie Abſtimmung den Wunſch zu erlennen geben, mit 
Dänemark vereinigt zu werden, an Dänemark abgetreten werden 
follen.“ Es liegt auf der Hand, daß dieſe Verheißung nicht 
ohne Weiteres ausgeführt werden konnte, da der Ausdruck, nörd⸗ 
liche Diſtricte von Schleswig“ ein völlig unbeſtimmter war, und 
Niemand angeben konnte, wo der Norden aufhörte. In Kopen⸗ 
hagen meinte man, das ſolle eben durch die Volksadſtinmung 
ermittelt werden: wo dieſe ſich für Dänemark ausſpreche, fei 
nördliches, alfo daniſches Land; entgegengeſetzter Meinung aber 
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war man in Berlin, zuerſt müſſe die Grenze des Nordens 
zwischen den beiden Höfen feitgeftellt, und dann nördlich von 
dieſer Grenze das Volk über feine Zukunft befragt werden. 
Dieſe Auffaſſung war 1864 auf der Londoner Conferenz von 
den neutralen Mächten vertreten worden, als England die Ab⸗ 
tretung eines füdlichen Theils von Schleswig an Deutſchland 
vorgeſchlagen, Preußen aber die Voltsabſtimmung in ganz 
Schleswig begehrt hatte Die Mächte erklärten ſich für den 
Grundſaß: zuerft die Feftfiellung der Grenze, dann in dem ab⸗ 
zutretenden Theile die Abstimmung des Volks. Es war dies 
aber 1887 nicht bie einzige Schwierigkeit. Denn bis hart an 
die jütiſche Grenze heran fand man unter den däniſch redenden 
Bauernſchaften eine ganze Anzahl deutſcher Städte, womit denn 
die Frage, ob die Abſtimmung nach Zonen oder nach Gemeinden 
vorzunehmen fei, eine hervorragend praktiſche Bedeutung gewann. 
Jedenfalls war man in Berlin entſchloſſen, dieſe deutſchen Orte 
nicht ohne feite Garantien für die Wahrung ihrer Nationalität 
der Willkür der dänifchen Demokratie zu überlaſſen, wie man fie 
in der langen Leidenszeit von 1852 bis 1864 hatte erdulden 
müſſen. Ein weiteres Begehren war dann die Übernahme 
eines verhaltnißmaßigen Theils der ſchleswig⸗holſteinſchen Staats⸗ 
ſchuld, je nach der Größe der zu vereinbarenden Lan dabtretung. 

Als Preußen am 8. Mal 1867 in Kopenhagen den Gegen⸗ 
ſtand zur Unterhandlung brachte, zeigte ſich ſehr bald, daß die 
Frage der Staatsſchuld geringe Schwierigkeit machen würde, 
über die Garantien aber für die deutſchen Gemeinden eine Über⸗ 
einſtimmung nicht zu erzielen war. Am 1. Juni ging die ente 
ſchiedene Ablehnung der deutſchen Forderung nach Berlin. Die 
gerechte Geſinnung des Königs, hieß es, die liberale Verſaſſung, 
die beſtehenden Geſetze machten jede beſondere Garantie überflüſſig; 
um ſo mehr müſſe man eine ſolche verweigern, als man damit einer 
auswärtigen Macht ein Recht der Aufſicht und der Eimniſchung 
in die innern Verhältniſſe Danemarks gewähren und damit die 
Unabhängigkeit des Staates auf das Argſte gefährden würde. 
Bismarck erwiderte am 18. Juni, in der Zeit der alten abſoluten 
Monarchie hätte man der Wirkſamkeit einer ſolchen Erklärung 
vertrauen können; jeht aber fei in Kopenhagen die Krone von 
einem demokratiſchen Reichsrath abhängig, und Deutſchland 
habe erſahren, wie wenig dieſer zu einer gerechten Behandlung 
der deutſchen Einwohner geneigt ſei. Man müſſe alſo die Lands 
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abtretung von der Ertheilung einer förmlichen Garantie ab⸗ 
hängig machen. 

Die däniſche Regierung ſchwieg darauf, klopfte aber in 
Paris um freundliche Unterſtützung an. Im Jahre 1864 hatte 
Napoleon, wir wiſſen aus welchen Gründen, Preußen zur An⸗ 
nexion der Herzogthümer ſelbſt eingeladen, und für fein Ver⸗ 
halten eine allgemeine Mißbilligung in Frankreich gefunden. 
Jetzt war ſein Verhältniß zu Preußen gründlich geändert, die 
Stimmung aber der franzöſiſchen Politiker dieſelbe geblieben; 
er wünſchte alſo lebhaft, für Dänemark etwas zu thun, und 
Marquis Mouſtier, ſoeben erſt durch Preußens Vorgehn in der 
Zollvereinsſache gereizt, redete mit hohem Unwillen von den 
ſtets wachſenden Verletzungen des Prager Friedens. Bismarck, 
davon ſogleich unterrichtet und im Begriffe, für eine Weile in 
Varzin ländliche Erholung zu ſuchen, gab durch ein Rundschreiben 
den preußiſchen Geſandtſchaften Weiſung, die Bewegungen der 
franzöſiſchen Diplomatie auf das Genaueſte zu überwachen. 
„Wir find, ſchrieb er, entſchiedene Gegner einer Kriegspolitik; 
wir ſehn keinen Vortheil, den wir jetzt daraus ziehn könnten. 
Aber nichts würde uns beſtimmen, die Größe des Vaterlandes 
niedrigen Beſorgniſſen und auswärtigen Erwägungen unter⸗ 
zuordnen. Die däniſchen Anſprüche werden uns billig finden, 
aber wir laſſen uns keine Einräumungen abtrozen, fo wenig 
wir auch zu extremen Entſchlüſſen geneigt ſind, vielmehr wünſchen, 
fo weit es möglich, dem Cabinet der Tuilerien Befriedigung zu 
gewähren.“ 

Er wollte nach wie vor den Frieden, war aber nach allen 
bisherigen Erfahrungen der Meinung, das beſte Mittel, ihn zu 
bewahren, ſei eine entſchiedene und furchtlofe Abweiſung jeder 
unberuſenen Einmiſchung in die deutſchen Angelegenheiten. 

Unterdeſſen war man auch in Petersburg gegen Frankreich 
mißtrauiſch geworden. Gortſchakoff klagte über den übertrieben 
glänzenden Empfang des Sultans in Paris; Mouſtier entgegnete, 
man habe demfelben ganz im ruſſiſchen Sinne innere Reformen 
zu Gunſten der Chriſten dringend empfohlen. Wir haben, ſezte 
er hinzu, Euer Streben im Orient unterſtützt; wir dürfen von 
Euch gleichen Dienſt im Occident erwarten; wenn es dort eine 
kretische, fo gibt es hier eine däniſche Frage; wenn Ihr in dieſer 
auf Bismarck einwirken wolltet, ſo würdet Ihr Euch um Frank⸗ 
reich und den Frieden Europas ſehr verdient machen. Gort⸗ 
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ſchakoff war bereit und ſchrieb einen Privatbrief an Bismarck, 
fo freundſchaftlich, fo höflich und einſchmeichelnd wie möglich, 
über das Thema, daß Napoleon den Frieden wolle, aber bei 
längerem Hinſchleppen der däniſchen Sache eine Uberrrizung der 
öffentlichen Meinung in Frankreich befürchte, die ihn in grauſame 
Verlegenheit jepen könnte. Auch Kaiſer Alexander habe keinen 
höhern Wunſch, als Erhaltung des Friedens, obgleich viele 
Leute glaubten, daß Rußland bei einem Kriege zwiſchen Preußen 
und Frankreich nicht verlieren, ſondern nur gewinnen könne. 
Was ſei zu thun? Er vermeide jedes Wort, was wie eine Ein⸗ 
miſchung ausſehn könnte. Beſſer als alle Anderen wiſſe Bis⸗ 
mard die Cöſung zu finden. 

Mouftier, dem Gortſcharoff eine Abſchrift des Briefes zu⸗ 
ſandte, war entzückt und ſchritt nach dieſem ruſſiſchen Vorſpiel 
unter Napoleon’ Beifall zum Werke. Soeben hatte der dänische 
Miniſter dem preußiſchen eine vertrauliche Beſprechung in Berlin 
vorgeſchlagen, und um dafür die Wege zu ebnen, ſchrieb Mouftier 
am 25. Juli eine Depeſche an feinen Gefchäftsträger beim 
preußiſchen Hofe, Herrn Leſebvre de Behaine (Graf Benedetti 
war beurlaubt): er beklagte, daß die preußische Note vom 
18. Juni ſo wenig entgegenkommend ſei; wäre die Rückgabe 
Nordſchleswigs eine That freier Hochherzigleit, fo hätte Preußen 
das Recht, beliebige Bedingungen zu ſtellen; aber Preußen er⸗ 
lennt ja an, daß feine Verpflichtung aus dem Prager Frieden 
stammt, in welchem der fünfte Artilel die Rückgabe ohne jeden 
Vorbehalt ausfpricht. Preußen habe alfo kein Recht zu feinem 
Verlangen, auf dem abzutretenden Boden deutſche Gemeinden 
unter feinem Schutze einzurichten und dadurch Dänemarks Un⸗ 
abhängigkeit ſchwer zu beeinträchtigen. Graf Bismarck wie, 
mit welchen verſöhnlichen Geſinnungen wir uns ſtets erfüllt 
gezeigt haben; er könne alfo den Charakter unſerer Bemerkungen 
nicht mißverſtehn. Er werde ſich der moraliſchen Verbindlich⸗ 
keiten erinnern, die er mit uns eingegangen fei. 

In Beſihe dieſer Depeche ſuchte der Geſchäſtsträger in 
Abweſenheit Bismarck's den Unterſtaatsſecretär Herrn von Thile 
auf. Naum aber hatte er die Abſicht erklärt, einige Bemerkungen 
über die preußiſch⸗däniſche Frage vorzulegen, als ihn Thile unter⸗ 
brach. Das ift zußerſt ernſt, rief er. Ih darf Sie nicht an⸗ 
hören, ehe ich die Befehle des Königs eingeholt habe. Am fol- 
genden Tage war er bereit zu hören, beſchränkte ſich dann aber 
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auch streng auf die Rolle eines aufmerkſamen Zuhörers. Lefebvre 
glaubte im Sinne feiner Anweiſungen zu handeln, wenn er ihn 
die Depeſche leſen ließe. Thile nahm Einſicht, machte ſich No⸗ 
tigen, ſprach aber über den Inhalt keine Meinung aus, erhob 
leine Einwendungen und ſtellte nur mit einigem Nachdruck die 
Thaſſache feit, daß der Prager Friede zwiſchen Preußen und 
Oſterreich geſchloſſen worden fei. 

Was dieſe geſchichtliche Bemerkung bedeute, follte Lefebore 
ſehr bald erfahren. Der König und Bismarck waren ſogleich 
entfhloffen, dieſem erften Verſuche eines franzöſiſchen Einredens 
in deutfche Fragen mit ſolcher Energie entgegen zu treten, daß 
die Luſt dazu für immer in Paris verginge. Nach wenigen 
Tagen brachte die officiöſe Preſſe den Vorgang zur Kenntniß 
der deutſchen Nation Frankreich habe eine Note über Schleswig 
eingereicht; es ſuche ſich in Dinge einzumiſchen, die ſeiner Be⸗ 
urtheilung nicht unterliegen; man werde ihm nicht geſtatten, 
einen Vertrag anzurufen, welchen es nicht unterzeichnet habe. 
Dieſe Polemik fand weit und breit in Deutſchland rauſchenden 
Widerhall; auf allen Seiten erſcholl der Ruf, kein Fremder folle 
ſich unterfangen, Deutſchland Vorſchriſten tiber deutſche Angelegen⸗ 
heiten geben, Deutschland über die Clauſeln deutſcher Verträge 
belehren zu wollen. Keinen andern Inhalt hatten die Eröffnungen, 
welche Thile dem franzöſiſchen Geſchäftsträger bei ihrem nächſten 
Geſpruche zu machen beauftragt war. 

Mouſtier war von dem Allen überraſcht und befrembet im 
höchſten Maaße. Wie? Frankreich ſollte es verboten ſein, 
andern Mächten bei zweifelhaften Fragen guten Rath und ernfte 
Mahnung zu ertheilen? Wo war denn das Land, in deſſen 
Beziehungen und Beſtrebungen ſich Frankreich nicht eingemischt 
hätte, ſei es nach eigenem Intereſſe oder nach überlegener Ein- 
ſicht? War Frankreichs Präponderanz nicht eine geſchichtliche, 
durch die Jahrhunderte bekräftigte Thatſache? Und jetzt wollte 
ihm das eben empor gekommene Preußen ſogar eine höfliche 
Meinungsäufierung verbieten ? Unerträglich! 

Mouftier griff zunächſt eine diplomatische Formfrage auf. 
Alle Welt, ſchrieb er an Leſebvre, redet in Deutſchland von 
einer franzöſiſchen Note; wir haben aber gar keine Note nach 
Berlin geſchickt; fordert die preußische Regierung auf, dieſen 
Irrthum zu berichtigen. Es geſchah. Thile erwiderte: allerdings 
leine Note, jedoch eine Depeſche habt Ihr mir zur Lectürt über⸗ 
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reicht. Aber, rief Leſebvre, nur vertraulich, nur privatim, wie 
ich das ausdrücklich bemerkt habe. Ich erinnere mich, ſagte 
Thile, keines ſolchen Vorbehalts. 

Der engliſche Botſchafter bemerkte dem franzöſiſchen Ver 
treter, daß auf die Form wenig ankomme. Bismarck zürne über 
die Thatfache der Einmiſchung, welche alle Gegner Preußens 
ermuthigt haben würde. Oſterreich und Rußland verhielten ſich 
ſchweigend. Warum hatte auch Napoleon in Nikolsburg jeden 
Rechtsanſpruch zur Einmiſchung ſelbſt weggeworfen? Jetzt 
konnte er fie nur kraft feiner Waffenmacht geltend machen. 
Marſchall Niel aber war noch weit entfernt von der Vollendung 
feiner Heeresreform. 

So beſchloß Mouſtier, um dem Lärm ein Ende zu machen, 
bittern Groll im Herzen, nachzugeben. Er verfaßte eine neue 
Depeſche: wir haben Preußen nicht zur Erklärung feiner Abſichten 
anhalten, wir haben nur unſere Gedanken zu feiner Kenntniß 
bringen wollen; wir bedauern lebhaft, daß Graf Bismarck die 
Natur unſerer Bemerkungen mißverſtanden hat. Er möge ſich 
überzeugen, daß wir unter keinen Umftänden uns dem Vorwurf 
ausſeten würden, die Empfindlichteit einer benachbarten Macht 
zu verlegen. 

Der franzöſiſche Geſchichtſchreiber, den wir dieſe Einzelheiten 
entnehmen, beklagt an dieſer Stelle wieder die nervöſe und aufs 
fahrende Art, womit Bismarck eine ganz vertrauliche Mittheilung 
zu einem Ereigniß aufbauſche, großen Zeitungslärm veranlaffe 
und damit den Frieden Europas gefährde. Es kommt ihm nicht 
in den Sinn, zu fragen, ob die Geführdung des Friedens von 
dem Empfänger oder von dem Geber der vertraulichen Mit⸗ 
theilung ausgegangen. Es scheint, ſogt er, als wolle Bismarck 
für Deutſchland, als eine heilige Arche, eine Art von Monroe⸗ 
Doctrin zur Geltung bringen. Die Richtigkeit dieſer Bemerkung 
wird ihm niemand beſtreiten. 

Der Vorfall (oder wie man jetzt im höhern Zeitungsſtyl 
ſagt, der Zwiſchenfall) war geſchloſſen, die deutſch⸗daniſche Ver⸗ 
handlung in Stocken gerathen, Frankreich durch eine neue diplo⸗ 
maliſche Schlappe gereiht. Indeſſen lag bereits eine Gelegenheit 
vor, auf einer andern Seite Troſt und Stärkung zu ſchöpfen 
und vielleicht eine künftige Vergeltung für die erfahrene Unbill 
umſichtig vorzubereiten. 
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Napoleon hatte dem Schmerze über die Hinrichtung Mari- 
milian s in einem warmen Schreiben an Franz Joſeph Ausdruck 
gegeben. Beuſt erklärte darauf dem Fürſten Metternich, die 
Freundſchaft zwiſchen beiden Höfen ſei durch das tragiſche Er⸗ 
eigniß nicht erſchüttert worden, immerhin aber jet es wünſchens⸗ 
werth, daß der erſte Schritt in dem perfönlichen Verkehr der 
Souveräne von franzöſiſcher Seite geſchehe. Dies führte die 
Kaiſerin Eugenie auf einen feinen Vorſchlag: unſere Freunde 
find verhindert worden, uns zu befuchen, machen wir ihnen einen 
Condolenzbeſuch. Die Staatsmänner waren mit dem Gedanken 
der hohen Frau einverſtanden; die Botſchaft ging nach Wien 
und wurbe dort mit Freude aufgenommen; nur die Mutter 
Maximilian's, die Erzherzogin Sophie, lehnte ihre Theilnahme 
ab. Die Zuſammenkunft wurde auf den 18. Auguſt in Salzburg 
verabredet. 


Der Trauerbeſuch nahm nun vom erſten Tage beſondere 
Formen an. Napoleon und Eugenie reisten zwar dem Namen 
nach incognito, nahmen aber aller Orten die den Souveräinen 
gebührenden Ehren gem entgegen. Sie wurden in Karlsruhe 
durch den Großherzog von Baden, in Ulm durch den König von 
Württemberg feierlich begrüßt, erfreuten ſich hier und da der 
Rufe vive I Ernpereurl, wodurch die ſchwäbiſchen Demokraten 
ihre antipreußiſche Vaterlandsliebe bekundeten, und wurden von 
Augsburg, wo Napoleon im St. Annen⸗Gymnaſium Erinnerungen 
an die dort verlebte Schulzeit genoß, bis zur öſterreichiſchen 
Grenze durch König Qudivig von Bayern begleitet. Vollends 
in Salzburg war die Pracht des Empfangs gewaltig: franzöſiſche 
Fahnen und Flaggen auf dem Bahnhof und in allen Straßen 
der Stadt, Muſik und Ehrenwachen, Vorbereitung zu Feſtlich⸗ 
leiten jeglicher Art. Dazu lam die Begleitung des öſterreichiſchen 
Monarchen durch deſſen Reichskanzler, den Grafen Beuft, und 
den ungariſchen Minifierpräfidenten Grafen Andraſſy, welchen 
ſich etwas ſpäter noch der Finanzminiſter hinzugeſellte. Die 
Condolenz hatte ſich plöplich in einen politischen Congreß ver⸗ 
wandelt, deſſen ernfte Erwägungen fortdauernd mit dem Schmucke 
mannichfaltiger Genüſſe umgeben wurden. Die Welt war erftaunt 
und gefpannt. Es kam vor, daß Beuſt mit Napoleon Stunden 
lang unter vier Augen verhandelte: da flogen dann die Ver⸗ 
muthungen und bald die Verſicherungen in alle Lande, daß hier 
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die Urkunde eines feſten Truß⸗ und Schutzbündniſſes zwischen 
beiden Mächten ausgearbeitet wurde. 

Indeſſen hier wie fo oft eilten die Gerüchte den Wirklch⸗ 
keiten weit voraus. Wohl wünſchten die beiden Kaiser nahe 
Freunbſchaft und herzliches Einverſtändniß. Aber beide waren 
entfernt von dem Gedanken eines förmlichen Bundesbertrags. 
Denn Beide fanden ſich zu der Zeit nicht in der Lage, einen 
großen Krieg zu führen, und Beide beſorgten, wenn auch aus 
verſchiedenen Gründen, daß ein ſolcher durch einen Bundes vertrag 
veranlaßt werden könnte. Napoleon fürchtete, daß ein Bündniß, 
wenn auch im tiefften Geheimniß abgeſchloſſen, doch dem Grafen 
Bismarck nicht lange verborgen bleiben, und dieſer kühne Staats⸗ 
mann ſich dann mit raſchem Entſchluſſe auf die ſchlecht gerüſte⸗ 
ten Gegner ſtürzen würde. Umgekehrt traute man in Ofterreid) 
dem gereigten franzöſiſchen Selbſtgefühl nicht fo viel Beſonnen⸗ 
heit zu, um auf die Kunde von einer öſterreichiſchen Allianz den 
Angriff auf das verhaßte Preußen nur noch einen Tag hinaus⸗ 
zuſchieben. Alſo kein Bündniß, hoffentlich aber volles Einver⸗ 
nehmen. Als Grundlage deſſelben legte Beuſt eine Denkſchriſt 
vor, welche die verſchiedenen Momente der deutſchen und ber 
orientaliſchen Frage in kurzen Süßen borführte. Sie begann 
mit dem ſtark betonten Schlagworte: Aufrechthaltung des Prager 
Friedens. Oſterreichs Einfluß in Deutſchland wachſe durch feine 
liberale Verfaſſung, und Frankreichs friedfertige Haltung werde 
bie nationale Gührung beſchwichtigen. So laſſe ſich ein mora- 
lischer Druck auf die Südſtaaten ausüben, daß fie nicht aus dem 
Status quo heraustreten. Die Verbindung von Frankreich und 
Oſterreich wird fie zum Nachdenken bringen und fie die Noth⸗ 
wendigleit einer unabhängigen und zurückhaltenden Stellung 
erkennen laſſen. Auch für den Orient bezeichnete die Denkſchrift 
die Erhaltung des Status quo als den leitenden Grundſatz. 
Man möge England in das Einvernehmen ziehn und Rußland 
über deſſen Pläne für Kreta befragen. Zugleich deutete Beuſt 
die Möglichkeit an, daß Oſterreich in dem unruhigen Rumänien 
(wir kommen ſpater darauf zurück) zu bewaffnetem Einſchreiten 
genöthigt ſein könnte. Hier aber bemerkte Eugenie: Herr von 
Deuft ift zu lebhaft, und dieſer ließ den Punkt fallen. Im 
Übrigen gab es keine abweichende Meinung; man ſprach alle 
möglichen Fälle durch und fand die Gleichheit der Gefinnungen 
und der Intereſſen jo volitändig, und damit die Dauer des 
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Einvernehmens fo geſichert, daß jede ſchriſtliche Asfaffung über» 
ſlüſſig erſchien. Was man beiderſeits wünſchte, war im Orient 
und im Oecident die Erhaltung des Status quo, dort die Ab⸗ 
wehr der ruſſiſchen Wühlerei gegen die Türkei, hier die Verhin⸗ 
derung des preußiſchen Strebens nach der Gründung eines deut⸗ 
ſchen Reichs. 

So ſchieden am 23. Auguſt die kaiſerlichen Gäfte aus Salze 
burg, um gerades Weges in die Heimath zurückzukehren. Daß 
Napoleon bei dieſer Gelegenheit dem preußiſchen Könige, der 
ihn kurz zuvor in Paris beſucht hatte, nicht den Vorſchlag einer 
Begegnung auf preußiſchem Boden, etwa in Coblenz, machte, 
mußte als entſchiedene Unfreundlichteit erscheinen, und gab den 
argwöhniſchen Vermuth ungen über Salzburg neue Nahrung. 
Sowohl in Wien als in Paris fand man ſich veranlaßt, den 
beſtimmt auftretenden Zeitungsnachrichten über ein gegen Preußen 
abgeſchloſſenes Bündniß, über die Stellung der Südſtaaten unter 
Oſterreichs Leitung und Frankreichs Schutz u. ſ. w. durch ein 
amtliches Actenſtück eine ebenſo beſtimmte Abläugnung entgegen 
zu ſetzen. Der Beſuch der franzöſiſchen Majeftäten fei einzig 
und allein durch den Wunſch veranlaßt worden, der kaiserlichen 
Familie Oſterteichs ein inniges Zeugniß ihres Mitgefühls zu 
geben. Wohl hätten die beiden Monarchen bei dem mehrtägigen 
vertrauten Zuſammenſein ihre politiſchen Auffaſſungen aus⸗ 
getauf it: aber, ſagte das franzöfifche Rundſchreiben, es ift 
nichts geſchehn, was im Widerſpruch mit den Grundsätzen 
unferes Circulars vom 16. September 1868 (der Anerkennung 
der großen Agglomerationen) und allen unfern ſpätern Erklärungen 
geſtanden hätte. Beide Monarchen haben längſt ihre friedliche 
Geſinnung bekundet. Auch in Salzburg haben ſich ihre Unter⸗ 
Haltungen auf die gegenfeitige Verſicherung beſchrüntt, in dieſer 
Geſinnung beharren zu wollen. Die erſte amtliche Antwort auf 
die Salzburger Vorgänge kam deutſcher Seits von dem trefflichen 
Großherzog von Baden, der am 5. September die Thronrede 
bei Eröffnung feines Landtags höchſt unbefangen, als wenn die 
beiden Kaiſer nie eriftirt hätten, mit der Erklärung begann: Die 
Friedensvertrüge des vorigen Jahres haben Preußen an die 
Sritze des norddeutſchen Bundes geitellt, und den ſüddeutſchen 
Staaten vorbehalten, eine nationale Einigung mit dieſem Bunde 
einzugehn. Mein Entſchluß steht feſt, diefer nationalen Einigung 
unausgeſetzt nachzuſtreben, und zwar werde ich und mit mir 
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mein getreues Volk die Opfer bringen, die mit dem Eintritt in 
dieselbe unzertrennlich verbunden find. 

Zugleich fand Bismarck es angemeffen, die lalſerlichen 
Friedensworte ohne irgend eine Kritik anzunehmen, ebenſo aber 
auch ſehr beſtimmte Eonſeguenzen daraus zu ziehn und damit 
den eignen Standpunkt in ſcharfer Beleuchtung den Gegnern 
vor das Auge zu rücken. 

In einem Rundſchreiben vom 7. September erklärte er, daß 
die preußiſche Regierung den Inhalt jener Verſicherungen mit 
großer Genugthuung aufgenommen habe. Danach, fuhr er fort, 
ſind alſo die innern Angelegenheiten Deutſchlands nicht in der 
Weiſe, wie die erſten Nachrichten es vorausſetzen ließen, Gegen⸗ 
ftand der Beſprechungen in Salzburg geweſen. Es ift dies um 
ſo erfreulicher, als die Aufnahme, die jene Nachrichten in ganz 
Deutfchland gefunden haben, von Neuem gezeigt bat, wie wenig 
das deutſche Nationalgefühl den Gedanken erträgt, die Entwick⸗ 
lung der Angelegenheiten der deutſchen Nation unter die Vor 
mundſchaft fremder Einmiſchung geftellt oder nach andern Rück⸗ 
ſichten geleitet zu ſehn, als nach den durch die nationalen 
Intereſſen Deutſchlands gebotenen. 

Übrigens, bemerkte er, haben wir Alles vermieden, was die 
nationale Bewegung überſtürzen könnte, und haben nicht auf⸗ 
zuregen, ſondern zu beruhigen geſucht. ... Die ſüddeutſchen 
Regierungen ſelbſt werden uns bezeugen, daß wir uns jedes 
Verſuches enthalten haben, einen moralischen Druck auf ihre 
Entſchließungen zu üben, und daß wir vielmehr auf die Hand 
habe, welche ſich uns zu dieſem Zwecke in der Lage des Zoll 
vereins bieten konnte, durch den Vertrag vom 8. Juli d. J. 
rückhaltlos verzichtet haben. Wir werden dieſer Haltung auch 
ferner treu bleiben. Der norddeutſche Bund wird jedem Be⸗ 
dürfniſſe der ſüddeutſchen Regierungen nach Erweiterung und 
Veſeſtigung der nattonalen Beziehungen zwiſchen dem Süden 
und dem Norden Deutſchlands bereitwillig entgegen kommen, 
aber wir werden die Beſtimmung des Maaßes, welches die 
gegenſeitige Annäherung inne zu halten hat, jeder Zeit der freien 
Entſchlieung unferer ſüddeutſchen Verbündeten überlaffen. 

In den Auguſtbündniſſen, ſchloß die Depeſche, und in der 
Vervollſtändigung des Zollvereins erblicken wir eine rechtlich 
und thatſüchlich geſicherte Grundlage für die ſelbſtündige Ent» 
wicklung der nationalen Intereſſen des deulſchen Volkes. 
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Hätte Bismarck die Salzburger Denkſchriſt Beuſbs gekannt, 
er hütte nicht zutreffender darauf entgegnen können Hier erſchien, 
wie in Erz gegraben, die echte Interpretation des Prager Friedens. 
Wir üben keinen moraliſchen Druck auf irgend einen Theil des 
deutſchen Südens aus Sobald aber nach eignem Entſchluſſe 
der Süden ſich mit uns verbinden will, ſo werden wir jeden 
fremden Widerſpruch mit deutſcher Kraft niederſchlagen, und das 
deutfche Reich wird auſerſtanden fein. 


Google PRINCETON UNIVERSIT 


Zweiundzwanzigſtes Buch. 
Reform des Sollvereins. 


Google 


Original om 


igt Google PRINCETON UNIVERSITY 


1. Capitel. 
Die neuen Zollvereins verträge. 


Bismarcks wiederholte Erklärung, daß Preußen die weitere 
Entwicklung der deutſchen Einheit ganz und gar dem freien 
Entſchluſſe der Südſtaaten anheimſtelle, und dieſe in keiner Hin⸗ 
ſicht drängen, vielmehr jedem auswärtigen Druck auf ihren freien 
Willen mit aller Macht entgegentreten würde, regte bei den 
füddeutſchen Königreichen ſehr gemiſchte Gefühle an. Gewiß, 
fie wünſchten durchaus nicht, gedrängt zu werden, im Gegentheil, 
ſie meinten, noch recht lange die möglichſt unbeſchrünkte Sou⸗ 
veränität zu behaupten. Aber bei der Stärke des Einheits ſtrebens, 
welches auch bei ihren Unterthanen zahlreiche und bedeutende 
Anhänger zählte, war es nicht angenehm, für die Verzögerung 
des nationalen Werkes fo öffentlich und ausſchließ lich verantworte 
lich gemacht zu werden. Übrigens hatte in der That auch nach 
ihren Sonderintereſſen die Sache zwel Seiten. Denn bie dartjeu⸗ 
lare Unabhängigkeit, auf die man ſtolz war, bedeutete dem Aus⸗ 
land gegenüber auch völlige Gereinzelung und folglich bleibende 
Gefährdung. In dem bedeutendſten dieſer Staaten, dem Könige 
reich Bayern, wo die innere Selbſtändigkeit höher als irgendwo 
ſonſt geſchätzt wurde, war eben deshalb auch die Sehnſucht nach 
feſter Sicherung gegen Außen am Stärkſten. Unabläſſig war 
hier die Regierung mit der deutſchen Bundesfrage beſchäftigt. 

Wir müſſen auf den Anfang des Jahres 1867 zurückgehn, 
um uns die verschiedenen Wendungen der ſüddeutſchen Politik 
zu vergegenwärtigen. 
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In Bayern war mit dem Jahreswechſel an von der Pfordten's 
Stelle als leitender Miniſter Fürſt Ehlodwig zu Hohenlohe 
Schillingsfürſt getreten. Er galt als der beſte Preußenfreund 
unter den bageriſchen Reichsräthen und hatte biefer Haltung 
auch wohl in der damaligen Weltlage die Berufung in das 
Miniſterium zu verdanken. Er war gründlich und ſyſtematiſch 
im Erwägen, bedächtig und umsichtig im Handeln, erfüllt von 
humanem Wohlwollen und warmer Vaterlandsliebe, in jeder 
Stellung ein pflichttrener und zuderläffiger Charakter. Aber die 
Aufgabe, die er übernahm, war eine äußerſt ſchwierige. In der 
deutſchen Sache entſprach die von Pfordten im September 1886 
verlünbete Formel: volle Unabhängigkeit Bayerns im Innern 
und völkerrechtliche Allianz mit Preußen zur Sicherung nach 
Außen, durchaus der Geſinnung des jungen, auf feine Kronrechte 
eiferfüchtigen Königs, und ebenſo den Wünſchen der großen 
Mehrheit des bayeriſchen Volkes. Ja, die ſchon damals recht 
ftarte ultramontane Partei hätte troß Königgräß der preußiſchen 
auch jezt noch eine öſterreichiſche Allianz vorgezogen. Wohl gab 
es eine national geſinnte Minderheit, aber ſelbſt diefe war nicht 
ohne Furcht, daß ein von Bismarck geleiteter Bund einer zu 
ſtarken Centraliſation verfallen und die bayeriſche Autonomie 
und Eigenthümlichkeit völlig vernichten könnte, und auch Hohen⸗ 
Hohe war von diefer Beſorgniß nicht frei. Aber nichts deſto 
weniger erſchien ihm Pfordten's Formel in jeder Beziehung zu 
eng; die bloß völkerrechtliche Allianz mit Preußen genügte ihm 
weder als Deckung Bayerns nach Außen, noch als Band zwiſchen 
allen deutschen Staaten. In der erſtern Beziehung lud er gleich 
wenige Tage nach feiner Ernennung die drei andern Südſtaaten 
zu einer Miniſterconferenz nach Stuttgart ein, um Abreden zu 
gleichförmiger Reform ihres Heerweſens nach preußiſchem Syſtem 
zu nehmen und dadurch der Allianz wahre Lebenskraft zu geben 
Was er in Sachen der deutſchen Verfaſſung durchzusetzen wünſchte, 
war ein durch die ſüddeutſchen Staaten mit dem Nordbund ab⸗ 
zuſchließender weiterer Staatenbund, organifit nach dem Muſter 
des alten deulſchen Bundes, alſo unter Wahrung der vollen 
Souveränität der Bundesfürſten, immer aber mit einer ſtark 
erweiterten Competenz des alten Bundestags auf dem Gebiete 
der gemeinnüßigen Einrichtungen. 

Gleich in der erften Kammerſeſſion, die er als Miniſter 
erlebte, gaben ihm verſchiedene Anträge über die deutſche Frage 
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Veranlaſſung, am 19. Januar 1867 ſein politiſches Syſtem nach 
jeder Richtung hin zu entwickeln. Er begann mit der Bemerkung, 
daß Preußen durch den Prager Frieden verhindert ſei, die Süd⸗ 
ſtaaten in den Nordbund aufzunehmen. Daran ſchloß er mit 
wuchtigem Nachdruck die Erklärung, er ſehe überbies in der 
Entwicklung des norddeutſchen Bundes eine ſolche Hinneigung 
zum Einheitsſtaate, daß die Würde der Krone und die Pflicht 
der Staatsregierung es verbiete, einen bedingungslosen Eintritt 
in denſelben anzustreben. Die Entwicklung Deutſchlands auf 
dem Wege zur Einigung gehe eben langſam vorwärts. Andrer⸗ 
ſeits ſei er feſt entſchloſſen, ſich jedem Schritte zu widerſetzen, 
der bie Erreichung des Zieles verhindern könnte. Alſo werbe 
Bapern leinen Südbund unter dem Protectorate einer nicht⸗ 
deulſchen Macht abſchließen; ein ſolcher Bund ſei heute einfach 
eine Unmoglichteit. Unthunlich ſei auch ein ſuddeutſcher Bund 
unter der Führung Oſterreichs, weil in biefer Monarchie jetzt 
die nichtdeulſchen Elemente überwiegen. Unthunlich ſei überhaupt 
die Bildung eines ſüdweſtdeutſchen Bundesſtaats, weil unzweifel⸗ 
heft die Übereinstimmung der Regierungen und Bevölkerungen 
dafür nicht zu erreichen ſei, und weil ein folder Bundesſtaat 
die Muft zwischen dem Norden und dem Süden noch erweitern 
würde. Jedoch ſſolirt tönne Bayern, ein Staat zweiten Ranges, 
nicht ohne Allianz mit einer europäſchen Großmacht beftehn, 
und die Großmacht, an die es ſich im Fall eines Krieges an- 
zuſchließen habe, ſei Preußen. Gegen beſtimmte Gewähr für die 
Souveränität des keönigs bringe die Allianz es mit ſich, daß 
im Kriege die bayeriſchen Truppen unter preußiſchen Oberbefehl 
treten, und daß ſie ſchon im Frieden in einer Art und Weiſe 
organiſtrt werben, bie eine gemeinſchoſtliche Kriegführung er⸗ 
möglicht. Die Regierung beſtrebe ſich für eine ſolche Organiſation 
auch die übrigen ſüddeutſchen Staaten zu gewinnen. Als den 
Abſchluß ihrer Aufgabe betrachte ſie aber die Anbahnung eines 
Verfaſſungsbündniſſes mit den übrigen Staaten Deutſchlands, 
ſobald und foweit dies unter Wahrung der bayeriſchen Son⸗ 
verön itätsrechte und der Unabhängigkeit des Landes möglich ſei. 
Sie wiffe, daß lein Bundesverhälkniß dem nationalen Bedürfnuß 
ohne Opfer der einzelnen Contrahenten entſprechen könne. Sie 
werde die entgegenſtehenden Hinderniſſe zu heben ſuchen und ſich 
bemühn, durch vertragsmäßige Vereinbarung einen Zufammens 
ſchluß Deutſchlands zu ermöglichen auf Grundlagen, die mit der 
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Integrität des Staats und der Krone vereinbar ſeien. Bis zur 
Löſung diefer Aufgabe gelte es, für Bayern eine achtunggebietende 
Macht zu ſchaffen, nicht durch Organiſation des Heeres allein, 
ſondern auch durch Ausbau der innern Staatseinrſchtungen auf 
freiſinniger Grundlage, durch Hebung des Selbſtbewußtſeins und 
des Vertrauens in die eigne Exiſtenz. 

Die Ankündigung des zu erſtrebenden Verfeſſungs bündniſſes 
ſämmtlicher deutſcher Staaten, allerdings unter Opfern, aber mit 
voller Wahrung der bayeriſchen Kronrechte und Unabhängigteit, 
hielt ſich damals, im Januar, noch in unbeſtimmten Umriſſen, 
begreiflich genug, da in dieſem Zeitpunkt die norddeutſche 
Burndesverfaſſung noch nicht exiſtirte, und die Schuß und Truß⸗ 
bündniſſe noch nicht veröffentlicht waren. Fürſt Chlodwig aber 
hatte durch ſeine negativen und poſitiven Sätze der Reihe nach 
die verſchiedenen Fractionen der Kammer befriedigt: fie Alle zogen 
ihre Anträge und Gegenanträge zurück im Vertrauen auf die 
Erklärung des Miniſteriums. 

Am 3., 4. und 5. Februar fanden darauf in Stuttgart die 
von Hohenlohe vorgeſchlagenen Conferenzen der vier ſüddeutſchen 
Regierungen über eine gleichmäßige Geſtaltung des Militärweſens 
Statt. Wie oft hatte in frühern Zeiten Preußen vergeblich 
ſolche Anträge zur Sprache gebracht! Jetzt verliefen die Ber 
rathungen raſch und glatt, und wenigſtens über mehrere der ent⸗ 
ſcheidenden Grundſäze ſcheint kaum eine Meinungs verſchiedenheit 
beſtanden zu haben. Im Anſchluſſe an das preußische Muſter 
wurde alſo verabredet, daß in jedem der erſchienenen Staaten 
die allgemeine Dienſtpflicht einzuführen, die Kriegsſtärke der 
Armee auf zwei oder mindeſtens 1½ Procent der Bevölkerung, 
die Friedenspräſenz aber auf die Hälfte dieſes Betrages zu 
erftreden ſei; die Dienſtpflicht unter der Fahne betrage drei 
Jahre, nach deren Ablauf gehöre der Soldat eine ebenſo lange 
Zeit zur Kriegsreſerve und dann bis zum 32. Lebensjahr zu der 
Landwehr; die Kriegsſtärke des Bataillons betrage 1000 Mann, 
die eines Armeecorps aber 30 bis 45000 Mann, wobei auf 
jedes Bataillon Fußvolt eine Schwadron Reiterei und drei Ger 
ſchütze gerechnet würden. Wenn hienach die taktischen Einheiten 
gleichförmig feſtgeſtellt ſeien, bedürfe es keiner gemeinſamen Ber 
stimmungen über die Exercierborfihriften. Die Waffen ſeien in 
moͤglichſte Übereinftimmung zu bringen; da aber für das In⸗ 
fanterie⸗Gewehr fortdauernd Verbeſſerungen zur Sprache kämen. 
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jei es nicht zweimäßig, hierüber schon jept bindende Beflimmungen 
zu treffen. 

Fürſt Hohenlohe mochte mit dieſen Ergebniſſen wohl zu⸗ 
frieden fein. Denn die allgemeinen Grundſätze näherten ſich 
dem preußischen Syſtem, zugleich aber blieb eine Reihe wichtiger 
Momente dem particularen Gutſinden überlaſſen, jo die Stärke 
der jährlichen Aushebung, die Zahl der Cadres, die Ausbildung 
und die Bewaffnung der Truppen. Alles kam jept darauf an, 
ob die allgemeinen Grundſätze die Billigung der bayeriſchen 
Kammern finden, und ob die vorbehaltenen Einzelheiten dem⸗ 
nächſt in Übereinſtimmung mit Bayern auch von den drei andern 
Sübflaaten geregelt werben würden. Wenn dies Alles gelang, 
fo würde ſich im Süden ganz von ſelbſt eine leitende Stellung 
des ſtärkſten Staates ergeben, mit Preußen aber wäre eine ge 
mein ſchaftliche Kriegführung ermöglicht, und doch der innere 
Beſtand und die Eigenartigkeit der bayeriſchen Regimenter der 
preußischen Einwirkung entzogen. Ganz fo gut follte es nun 
der baheriſchen Regierung doch nicht werden. Die nähere Ber- 
bindung mit den füddeutſchen Nachbarn wich, kaum verabredet, 
auf allen Seiten aus den Fugen, und zwar nicht aus Mißtrauen 
gegen bayeriſche Herrſchſucht, ſondern weil man auf dieſem Ge 
biete der bayerischen Anlehnung die preußische vorzog. 

Gerade acht Tage nach den Stuttgarter Vereinbarungen 
meldete troß derſelben die badiſche Regierung an, daß fie das 
preußiſche Zündnadelgewehr für ihre Divifion angenommen, mit⸗ 
hin auf eine beſondere, mit Bayern gemeinſame Bewaffnung 
verzichtet habe Der Veſchluß führte ohne Aufenthalt weiter. 
Die Annahme des preußiſchen Gewehrs machte fofort die Ein⸗ 
führung des preußiſchen Egereier-Neglement, und dieſe für die 
nächſte Zeit die Erbittung preußifcher Inſtructoren nöthig. Es 
war die offene Ankündigung, daß Baden ohne den Umweg über 
München in ſeſte Waffengemeinfchaft mit Preußen, für den Frieden 
wie für den Krieg, zu treten gedenke. Es konnte dies die baye⸗ 
riſchen Staatsmänner nicht einmal Wunder nehmen. Denn in 
Baden fuhren Regierung und Voltsvertretung einmüthig fort, bei 
jedem Anlaß ſich zu der Überzeugung zu bekennen, daß es für 
Deutſchland kein Heil gebe, als den einfachen Eintritt der Süd⸗ 
ftaaten in den Nordbund. 

Am 7. April, nachdem die preußiſchen Schuß⸗ und Truß⸗ 
bündniſſe veröffentlicht worden waren, folgte ein zweiter der 
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Sübftaaten dem badiſchen Beiſpiel, in noch weiterem Umfang, 
wenn auch mit ſehr verſchiedener Geſinnung. Wir erinnern 
uns der vielſachen Unbequemlichkeiten, welche für Heſſen⸗Darm⸗ 
ſtadt der Umſtand herbeiführte, daß ſeine nördlich vom Main 
gelegene Provinz Oberheffen zum Nordbunde gehörte, die beiden 
andern Provinzen aber, Starkenburg und Rheinheſſen, außerhalb 
desſelben geblieben waren. Auf dem Gebiete der innern Ber⸗ 
waltung ließ ſich dies ertragen, aber völlig unmöglich war die 
Fortdauer des Zuſtandes wie für das Zollweſen, ſo auch für 
die militärischen Einrichtungen. Die Theilung der heſſiſchen 
Divifion in eine bündiſche und eine außerbündiſche Brigade, 
wöre in Bezug auf die Aushebung der Mannſchaften, das Abance⸗ 
ment der Officiere, die Geſtaltung des Budgets auf unlösliche 
Schwierigkeiten geſtoßen, und ſo grimmig die Abneigung des 
Miniſters von Dalwigk gegen Preußen auch war, es blieb kein 
anderer Ausweg übrig, als der Abſchluß einer Militärconvention 
mit Preußen, durch welche die ganze heſſiſche Divifion in das 
Bundesheer eintrat, in allen Stücken auf preußiſchen Fuß um⸗ 
gestaltet und für Krieg und Frieden einem preußischen Armee⸗ 
corps zugetheilt wurde. Auf Grund dieſes Vertrags zeichnete 
der Großherzog auch ein Schutz⸗ und Trutzbündniß mit Preußen, 
ganz wie die übrigen Südſtaaten es im Auguſt 1866 gethan 
hatten. Als im Mai dieſe Documente ebenſo wie die nord⸗ 
deutſche Bundesverſaſſung den heſſiſchen Ständen zur Genehmigung 
vorgelegt wurden, erlebte Dalwigk den beſondern Verdruß, daß 
in der zweiten Kammer nicht bloß dieſe Genehmigung mit 
überwältigender Mehrheit ertheilt, ſondern noch dazu von den 
confervativen Abgeordneten Goldmann und Hallwachs ein Antrag 
auf vollſtändigen Eintritt des Großherzogthums in den nord⸗ 
deutſchen Bund geſtellt wurde. Früher hatte, ſahn wir, Bismarck 
auf eine entsprechende Anfrage im Reichstag erwidert, wenn die 
heſſiſche Regierung einen ſolchen Antrag einbringe, werde er 
zunädft in Wien und in München ſich erkundigen, wie man 
dort die Sache anſehe, und zweifle nicht, daß dieſe Höfe dem 
Begehren der heſſiſchen Regierung nicht entgegen treten würden. 
Bei dem Erſcheinen des Antrags Goldmann wandte ſich darauf 
Dahwigk an den alten Freund und Genoſſen Beuſt und erhielt 
von dieſem die erwünſchte Auskunft, daß der Prager Friede den 
Eintritt eines Südſtaats in den Nord bund verbiete. Dieſes 
Ruückhalts ſicher, verſagte der geiſtreiche Staatsmann es ſich 
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nicht, den widerwürtigen Antrag mit ſpöttiſcher Ironie zu be⸗ 
handeln. Der Antrag, ſagte er, fei ein Zeuguiß der trefflichiten 
patriotiſchen Geſinnung, leider aber habe der Mangel ſtaats⸗ 
männiſcher Einſicht die Urheber verhindert, die völlige Ab⸗ 
weſenheit realer Gründe dafür wahrzunehmen. Einen Zerfall 
des Staats, wie ſie ihn beſorg ten, würde Oberheſſens beſondere 
Lage und feine Unterwerfung unter die Bundesgeſetze nicht 
herbeiführen; Rheinheſſen habe ganz andere Einrichtungen als 
Starkenburg; zum Großherzogthum gehören und halten aber 
beide mit gleicher Festigkeit. Übrigens, wenn die Bundesgeſetze 
gut wären, wer hindere uns, fie auch in den Süd provinzen ein⸗ 
zuführen, oder, wären ſie ſchlecht, Gott zu danken, daß wenigſtens 
dieſe davon verſchont blieben? Die Herrn glauben ferner durch 
den Eintritt des ganzen Staats in den Nordbund einen großen 
Schritt zur deutſchen Einheit zu thun: auch damit reden ſie als 
begeiſterte Patrioten, aber auch damit verkennen ſie gründlich 
die Lage. Gerade in feiner jetzigen Stellung, halb innerhalb, 
halb außerhalb des Bundes, fei Heſſen am Beſten befähigt, als 
Pionier für die deutſche Einheit zu wirken; fein Einfluß auf 
den Süden würde zerrinnen, wenn es einfach ein kleines Stück 
des norddeutſchen Bundes würde. Jedoch, denke man darüber 
wie man wolle, ſchlechthin entſcheidend gegen den Antrag ſei 
die Thatſache, daß Bismarck im Reichstag das Einſpruchsrecht 
Oſterreichs anerkannt ), ſich aber über Oſterreichs Auffaſſung 
zur Sache gründlich getäuſcht habe. Oſterreich würde dem Ge⸗ 
fammteintritt Heſſens keineswegs zuftimmen, ſondern darin eine 
formelle Verlegung des Prager Friedens ſehen, und eine folde 
dem Grafen Bismarck zuzumuthen, ſei, wie auf der Hand liege, 
für die heſſiſche Regierung unmöglich. 

Die Kammer aber war trotz alledem anderer Meinung. 
Unter Verwerfung eines Gegenantrags, die Regierung zu bitten, 
daß fie für den Abſchluß eines Südbundes wirken möge, nahm 
ſie den Antrag Goldmann ebenfalls mit großer Mehrheit an. 
Dalwigt hatte dann noch die Genugthuung, daß die erſte Kammer, 
Standesheren, Univerſität, Prälaten, zwar die drei Reg ierungs⸗ 
vorlagen nothgebrungen genehmigte, daß die Mitglieder aber, 
theils nach großdeutſcher, theils nach kleritaler Geſinnung, wette 

y Dies war übertrieben; Bismarck hatte nur gefagt, er würde 
er für zwedmäßig halten, ſich mit Bien über die Auslezung des Prager 
Sriedens zu verständigen. 
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eifernd Zorn und Schmerz über dieſe Documente ergoffen und 
vollends den Antrag Goldmann mit allen gegen eine Stimme 
in hoher Entrüſtung zurückſtießen: Wie viel lieber, rief ein Fürſt 
Menburg, ſtimmte ich für die Auflöſung dieſes Bundes als für 
den Eintritt in denſelben. Niemals, ſeufzte der gelehrte Kanzler 
Birnbaum, war Deutſchland fo zerriffen wie jetzt. Ich kann, 
erklürte der Vertreter des ſtreitbaren Viſchofs Kettler von Mainz, 
über dieſe Bundesverfaffung, welche dem Militarismus huldigt, 
die politiſche Freiheit vernichtet und Oſterreich aus Deulſchland 
hinausſtößt, nur das verwerfendſte Urtheil ausſprechen. Die 
zweite Kammer ſtrich als Antwort auf dieſe Feindſeligkeit den 
von Dalwigk bisher geleiſteten jährlichen Geldbeitrag für eine 
Jeſuiten⸗Niederlaſſung in Mainz. Die fübdeutiche Militär⸗ 
gemeinſchaft aber war für Darmſtadt wie für Baden beſeitigt. 

Etwas Anderes hatte ſeit dem 7. April niemand von Darm⸗ 
ftabt erwarten können. Überraſchend aber war in dem dritten 
Südſtaat, in Württemberg, eine militäriſche Maaßregel ganz ähn⸗ 
licher Tendenz. Denn ſonſt waren gerade hier fait alle maaß⸗ 
gebenden Kreiſe, der Hof, das Miniſterium, die Mehrheit der 
Kammern und draußen im Lande die ſehr ſtarke demokratiſche 
Partei einig in heftiger Abwendung von Preußen, und unter 
dem Officiercorps felbft gab es eine einflußreiche Gruppe, die 
im Einklang mit der Volkspartei und in ſchroffem Gegenſaß zu 
den preußiſchen Grundſäzen die Württemberger Streitkräfte durch 
die Einführung des Schweizer Miligſſtems auf eine gewaltige 
Kopfzahl mit kürzeſter Dienſtzeit und geringen Koſten zu bringen 
trachtet. Ein Führer dieſer Richtung, General von Hardegg, 
war durch populären Einfluß im Jahre 1866 Kriegsminiſter 
und dann der Feldherr der Württemberger in dem kurzen 
Kampfe gegen die preußiſche Mainarmee geworden. Wir haben 
geſehn, wie kläglich feine Leiſtungen bei Tauber⸗Biſchofsheim 
und in den folgenden Tagen ausgefallen waren, was ihn jedoch 
fo wenig wie den Herrn von Dalwigk hinderte, nach dem Frieden 
ruhig im Min iſterseſſel ſigen zu bleiben. Allein während der 
Hof und die Kammem aus den preußiſchen Triumphen nur 
doppelten Haß gegen die Sieger zu folgern wußten, hielt es 
König Carl perſönlich für feine Pflicht, unter den Urſachen des 
Unglücs auch die eignen Fehler aufzufuchen, diefe kennen zu 
lernen und dann hoffentlich abzuſtellen. Er war weder ein 
hervorragender Geiſt noch ein überall ſelbſtändiger Charakter, 
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aber erfüllt von redlichem Willen, eifrigem Fleiß und einer 
ſelbſtloſen Aufrichtigkeit. Unter feinen Officieren war ihm der 
Verfaſſer einer Dentſchrift über den Stand des militäriſchen 
Anterrichtsweſens, bie er als ganz vortrefflich anerkannt hatte, 
im Gedächtniß geblieben, ein junger Major im Generalſtub, 
Albert von Suckow, ein Feuerkopf von unaufhaltſamer Logit, 
unerſchrockener Thalkraft und raſtloſem Thatendrang, ein Wann 
von allſeitig durchdachten Grundsätzen, ein Idealiſt, der aus der 
Begeiſterung für feine Ideale den felſenfeſten Glauben an den 
Sieg der guten Sache zog und ſich durch keine Feinde und keine 
Zweifel irre machen ließ 1). Als er ſich bei dem Könige aus 
dem Kriege zurück meldete, befahl ihm der Monarch: machen Sie 
mir einen Bericht über Ihre Erlebniſſe im Feldzug. Suckow 
fragte: Befehlen Ew. Majeftät, daß die Wahrheit darin ſteht? 
Der König ſagte: ja, nur die Wahrheit und nur für meine 
Perſon. Nach vier Wochen reichte Suckow den Bericht ein, 
worin er ſchonungslos das Elend des dortigen Militärweſens 
io wie die Fehler der Hardeggſchen Organiſationen und Krieg⸗ 
führung auſdeckte, und fo nach den Erfahrungen des Kriegsjahrs 
zu dem Schluffe am, wie überhaupt Württemberg politiſch nur 
eriftieren tönne im engiten Verbande mit Preußen, und wie es 
fpeciell unmöglich ſei, feinen Truppen Werth zu verleihen ohne 
den vollſtändigen Anſchluß an die preußiſche Armee. Es ſeien 
alfo alle Einrichtungen der preußiſchen Armee entweder fo- 
gleich en bloc, oder doch nach feſtem Plane ſucceſſiv einzu⸗ 
führen, ein preußiſcher General an die Spitze zu berufen, und 
die beſten Offictere zur Erlernung des Dien ſtes nach Preußen 
zu commandiren, Alles zum Ziele des nationalen Bundes mit 
Preußen. 

Der König las, rief zuweilen feinem Adjutanten Herrn 
von Spitzemberg zu, es fei doch flark, daß er ſich ſolche Sachen 
von einem Unterthan ſagen laſſen ſolle, fügte aber jedes Mal 
gleich hinzu, er müffe eigentlich dach froh fein, jemand zu haben, 
der ihm die Wahrheit ſo furchtlos ſage. Er ſprach dies auch 
gegen Suckow ſelbſt aus und verlieh ihm feinen Kronenorden. 
Dies ermuthigte Sudow, im November 1866 dem Könige eine 
neue Studie über die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht 
zu überreichen und in dem Begleitschreiben zugleich die Exfegung 


) Das Folgende nach Aufzeichnungen Eudow’s. 
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Hardegg 's durch den damals in Frankfurt ) befindlichen tüchtigen 
und conſervativen Oberſten von Wagner anheim zu geben. Als dann 
im December Hardegg einen Wehrentwurf auf Grundlage des 
Milizſyſtems ausarbeiten ließ (ſechs Jahre Dienſtzeit, in jedem 
Jahre zwei Monate Präfenz unter der Fahne), forderte der 
Konig wieder von Sudow ein Gutachten darüber; wie dies 
ausfiel, iſt nicht nöthig zu ſagen. Indeſſen auch Hardegg hatte 
einflußreiche Gönner, und die übrigen Minifter fürchteten 
den Born der Rammermehrheit; der König ſchien bereits ſich 
gefügt zu haben, als er ſich im April 1867 plözlich aufraffte, 
durch ein Immediatſchreiben den Oberſten von Wagner nach 
Stuttgart berief, ihn am 27. April zum Chef des Kriegsdeparte⸗ 
ments und zum Generalmajor ernannte, und ihm den ebenfalls 
beförderten Suckow zum Adjutanten und Chef des General⸗ 
ſtabs gab. 

Damit hatten alſo die preußiſch⸗deutſchen Tendenzen im 
ſchwäbiſchen Kriegsminiſterium feſten Fuß gefaßt. Ob dies aber 
zugleich eine Abwendung von der particulariſtiſchen Politik 
überhaupt bedeutete, mußte um ſo zweifelhafter erſcheinen, als 
gleichpeitig auch ein Wechſel im Miniſterium des Innern Statt 
fand, und an die Stelle des Herrn von Neurath, eines Partei⸗ 
genoſſen von Hardegg, der Obertribunalrath Mittnacht trat, ein 
Staatsmann, der zwar kein Schwärmer für die Miliz, aber als 
entſchiedener Großdeutſcher mit ultramontanen Beziehungen 
durchaus kein Freund Preußens war. Er beſuß, wie feine 
lange Miniſterlaufbahn gezeigt hat, ein weit über das Mittels 
maaß hervorragendes Talent, einen feft und ſtetig zur Herr⸗ 
ſchaft emporſtrebenden Ehrgeiz, eine ſichere Beobachtung der zur 
Zeit am Hofe oder im Lande vorwiegenden Strömung und ein 
ſeltnes Geſchick, ſich von ihr vorwärts tragen zu laſſen, ohne 
dadurch die eigne Zukunft für den Fall eines Umſchwungs zu 
compromitticen. Jett bei dem energiſchen perſönlichen Ein⸗ 
greifen des Königs zu Wagner's Gunſten gab er wie die 
übrigen Miniſter dieſem die Zuficherung, daß ihre geſemmte 
Politik auf loyalen Anſchluß an Preußen ausgehe, bemerkte 
aber zugleich, daß die Einführung des preußiſchen Militärſyſtems, 
J. B. der dreijährigen Friedenspräſenz, in Schwaben bei ben 
kammern unmöglich fe. Die Lage war alſo zur Zeit die 
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folgende. Dem Künig war der weſentliche Zweck die Erhaltung 
einer milittriſch tüchtigen Armee; als unentbehrliches Mittel 
dazu ließ er ſich auch eine ſonſt ihm nicht unbedenkliche Ab⸗ 
hängigkeit von Preußen gefallen. Bei Wagner und Suckow fiel 
Mittel und Zweck zuſammen: je vollſtändiger die Verbindung 
mit Preußen, deſto beſſer für die Armee und das Land. Ends 
lich Mittnacht und Varnbüler wünſchten recht ſehr eine brauch⸗ 
bare Armee, ſoweit das möglich wäre unter Erhaltung der 
innern Eintracht mit dem Volke und, darauf geftügt, der parti⸗ 
cularen Unabhängigkeit nach Außen, ähnlich wie es Hohenlohe 
in feiner Rede vom 19. Januar ausgeführt hatte. Wagner ſeloſt 
verzichtete damals auf die dreijährige Präſenz und begnügte ſich 
zu Suckow's großem Kummer mit der zweijährigen, allerdings 
mit einem ſtark vermehrten Mannſchaftsſtand. Auch ließ er ſich 
durch Sucow bestimmen, ohne Zaudern das preußiſche Zünd⸗ 
nadelgewehr einzuführen. Der König genehmigte den Antrag 
auf der Stelle; der preußische Kriegsminiſter lieferte umgehend 
die Gewehre und gab ſogar für die Erlegung des Kaufpreiſes 
Eredit bis zur Bewilligung des Geldes durch die Kammern 
Die Folge war wie in Baden die Annahme des preußiſchen 
Exercierreglements, zuerſt für die Infanterie, bald auch für die 
Reiterei. Preußiſche Inſtructoren wagte bei der hofiſchen und 
populären Stimmung gegen die norddentſchen Brüder Wagner 
noch nicht kommen zu laſſen; er begnügte ſich einſtweilen mit 
deren badischen Zöglingen. 

So war troß der Conferenzbeſchlüſſe vom 5. Februar 
Bayern in der Militärfrage völlig ifoliet geblieben. Hohenlohe 
aber ließ ſich dadurch nicht abfehreden, Anfangs Mai in Stutt- 
gart, Carlsruhe und Darmſtadt eine Vorlage über den von ihm 
geplanten weiteren Staatenbund zwischen Norddeutſchland und 
den vier Südſtaaten einzubringen. 

Um die Bedeutung dieſer Vorlage, welche in erſter Linie 
das Zoll- und Handelsweſen betraf, in volles Licht zu ſetzen, 
müſſen wir vorher uns der Vergangenheit des Zollvereins 
erinnern. 

Den politiſchen Werth des Bollvereind in dem erſten 
Menſchenalter feines Beſtehens hat man ſehr oft erheblich 
überfhäpt. Die Eröffnung eines großen innern Marktes hob 
raſch den Wohlſtand aller betheiligten Territorien, wurde ohne 
See von der Mehrzahl der Kaufleute und Fabrilanten als 
1¹ 


162 Die neuen Zollvereinsver träge. 1867 


hocherfreulicher Foriſchritt empfunden, und gewaltige Waaren⸗ 
maſſen gingen unaufhörlich zwiſchen Norden und Süden hin 
und her. Der perſönliche Verkehr aber zwiſchen den beiden 
Ländergruppen blieb auch nach der Entwicklung der Eiſen bahnen 
gering, und namentlich in Bayern und Württemberg ließen die 
Einwohner ſich zählen, welche durch eigne Anſchauung ſich 
Kenntniß von den Zuftänden Norddeulſchlands verſchafft hatten. 
Der Zollverein war alſo weit entſernt davon, die politiſchen 
Geſinnungen in den einzelnen Staaten zu einem nationalen 
Gefammigefüßl zu verſchmelzen; im Gegentheil, er verflürkte 
eher die particulare Widerhaarigkeit. Denn er war, wie es 
eben die Zeit mit ſich brachte, aus demſelben Holze wie der 
Bundestag geſchnitten. Um ſich nach Außen zu ſichern, ſchuſen 
die deutſchen Staaten den Bundes tag; um den innern Wohl⸗ 
ſtand zu heben, ſchloſſen fie den Zollverein; hier und dort aber 
wahrten fie auf das Eiferſüchtigſte ihre ſouveräne Freiheit und 
Machtvollkommenheit. Man hatte den Zollverein gegründet, 
weil in Handels ſachen ein wichtiger Bundes beſchluß derm öge 
der geſetzlichen Vorſchriſt der Einſtimmigkeit niemals zu Stande 
kam: und ſiehe da, als der Zollverein geſtiftet war, zeigte ſich, 
daß die Staaten das liberum veto auch des Geringſten unter 
ihnen in den Verein mit hinüber genommen hatten. Damit 
war, wie im Bundes tage, fo auch im Verein jede Anderung 
und Fortentwicklung verhindert. Deshalb ſchloß man den 
Verein, ſicher nicht zum Vortheil der induſtriellen Intereſſen, 
ſtets nur auf zwölf Jahre; alle Verbeſſerungen kamen dann bei 
der Neugründung zur Sprache und erweckten, wie wir geſehn 
haben, jedes Mal eine heftige Kriſis und langdauernde Zwie⸗ 
tracht. Und zwar wurden die hier fteeitenden Intereſſen nicht 
von den durch ganz Deutſchland verzweigten Parteien, ſondern 
durch die Regierungen der einzelnen Staaten vertreten; der 
franzöſiſche Handelsvertrag von 1862 führte zu einem Hader 
nicht nur zwiſchen Freihandel und Schutzzoll, ſondern auch zu 
einem Kampfe zwiſchen Preußen und Sachſen auf der einen, 
und Bayern und Genoſſen auf der andern Seite. Man kam 
schließlich bei jeder ſolchen Kriſis, meiſt den preußiſchen Border 
rungen entſprechend, zu einem Einverſtändniß, weil doch niemand 
die pecuniären Vortheile des Vereins einbüßen wollte. Aber 
Arger, Widerwille und Argwohn blieben in den Gemüthern gegen 
Preußens Übergewicht zurück, namentlich bei den Süddeulſchen, 
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welche 1864 den preußiſchen Tarif ebenfo unbedingt hatten 
annehmen müſſen, wie zwei Jahre fpäter die preußiſchen Friedens⸗ 
bedingungen. 

Hohenlohe's Vorſchlag zu einem Staatenbunde that nun 
auf den erſten Anblick einen erheblichen Schritt in der Richtung 
auf das erfehnte Ziel der deutſchen Einheit. Der norddeutſche 
Bund, ebenſo wie die ſüddeutſchen Staaten, follten eine lange 
Reihe wichtiger Gegenſtände, außer dem Zoll- und Handels⸗ 
weſen auch die indirecten Steuern zu Bundeszwecken, das 
Conſulatweſen, das Bankweſen, Münze, Maaß und Gewicht, 
der Geſetzgebung des neuen Staatenbundes, alſo Geſammit⸗ 
deutſchlands, überweiſen. Zu dieſem Behufe würden dann Ver⸗ 
treter der ſüddeutſchen Regierungen zu dem norddeutſchen Bundes⸗ 
rathe hinzutreten, und die hiedurch erweiterte Behörde Geſeh⸗ 
entwürfe durch Mehrheitsbeſchläfſe feftftellen, welche darauf durch 
parlamentariſche Zustimmung herrſchende Kraft gewinnen würden. 
Dies Alles Hätte durchaus in der Linie des nationalen Fort 
ſchrittes gelegen, häte nicht ein kleiner Zufah dem Ganzen einen 
schreiend reactionaren Charafter aufgeprägt. Über dieſe parla⸗ 
mentariſche Zuſtimmung ſollte nämlich nicht eine gemeinſame 
Volksvertretung, fondern für jedes Geſez im Nordbund der 
Reichstag, in jedem Südſtaat deſſen Kammern entſcheiden. Damit 
war denn das geliebte liberum veto in voller Blüthe wieder her⸗ 
geſtellt. Und zwar follte es nicht bloß für das Zollweſen, ſondern 
für den ganzen Kreis der oben angeführten Berwaltungszweige 
gelten; es ſollte ein ablehnender Kammerbeſchluß eines einzelnen 
Staats nicht bloß für dieſen, ſondern für Geſammtdeutſchland 
das Geſetz beſeitigen. Jede Verbeſſerung auf dem Gebiete der 
materiellen Intereſſen wäre auch für den Nordbund von der 
Erlaubniß der Münchener Reichsrüthe, der Württemberger Schutz⸗ 
zöllner. der Darmſtädter Standesherrn abhängig geworden. Der 
neue Staatenbund wäre nichts als ein Auszug aus dem 
alten Bundestag geweſen. Und es war der freundlichſt Ge⸗ 
finmte aller bayeriſchen Staatsmänner, der eine folche Vorlage 
einbrachte! 

Allerdings ein langes Leben war ihr nicht beſtimmt. Varn⸗ 
büler unterzeichnete ſie zwar ohne ſchweres Bedenken; er mochte 
meinen, daraus wür de niemals etwas, er könne alſo ohne Gefahr 
dem Freunde den Gefallen thun. In Carlsruhe aber hob Frey⸗ 
dorf unter andern Ein würfen fofort den durchſchlagenden Punkt 
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hervor: nicht den einzelnen kammern, ſondern einem gemeinfamen 
Parlament müſſe die entſcheidende Beſchlußfaſſung überwieſen 
werden ). Er theilte Bismarck den bayeriſchen Antrag mit und 
erhielt umgehend am 17. Mai die Antwort, die ſchlechthin ver⸗ 
werſend lautete). Namentlich in den Bollangelegenheiten fei 
der einzig annehmbare Modus nicht die Abstimmung in acht 
ſüddeutſchen Kammern, ſondern die Bildung eines Zollparlaments; 
wenn Bayern dies nicht wolle, ſo ſei die Fortſetzung des Zoll⸗ 
vereind mit ihm unthunlich. 

Auch auf dieſem Gebiete brachte alſo die bayerische Mer 
gierung ein ſüddeutſches gemeinfames Handeln fo wenig wie 

Rauf dem militäriſchen zu Stande. 

Um fo nachdrücklicher griff in dieſem Augenblicke Bismarck 
ein. Im Nordbund war ſeit dem Abſchluß des Reichstags 
Schritt auf Schritt zur wachſenden Conſolidation geſchehn. Ein 
Landtag nach dem andern genehmigte die Verfaſſung, nahm die 
Poſtverträge an, hatte keine Einwendung gegen eine Militär⸗ 
convention mit Preußen. Bismarck, jezt auch über Luxemburg 
beruhigt, dachte jo wenig wie früher an ſchleunigen Eintritt der 
Südſtaaten in den Bund, ſondern beſchränkte die nächſte Aufgabe 
neben den Schutz- und Trutzbündniſſen auf die Neugeſtaltung 
des Zollvereins. Zunächſt ſprach er auf Grund der Friedens⸗ 
verträge die Kündigung des Vereins auf den 31. December 
1867 aus und lud am 28. Mai die ſüddeutſchen Regierungen 
auf den 3. Juni zu Unterhandlungen über die neue Einrichtung 
des Vereines nach Berlin ein. Sofort ſollte ſich zeigen, auf 
welcher Seite die reale Macht der deutſchen Lebensintereſſen 
wirkſam war. 

Hohenlohe ſuchte vergeblich in einer Conferenz zu Nörd⸗ 
lingen am 30. Mai den Stuttgarter Collegen auf den Wegen 
des bayeriſchen Staatenbundes feſtzuhalten. Varnbüler fand 
durch die Kündigung des Zollvereins die Lage gründlich ver⸗ 
ändert und eine Verftändigung mit Preußen unerläßlich 

Allerdings ſtand nun der am 3. Juni vorgelegte preußiſche 
Entwurf im ſchroffſten Gegenfap zu Hohenlohe s ſoeben ge» 
ſcheitertem Vorſchlag. Er begehrte die Ausmerzung des liberum 
veto aus der Geſeßgebung über Zoll- und Handelsſachen und 
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über die Geſteuerung von Zucker, Salz und Tabak. Die geſez⸗ 
gebende Gewalt würde ausgeübt durch den erweiterten Bundes⸗ 
rath, in dem jede Regierung fo viele Stimmen zu führen hätte, 
wie einſt im Plenum des alten Bundestags, ferner durch den 
norddeutſchen Reichstag, verſtärkt durch ſüddeutſche Abgeordnete, 
entſprechend den Regeln des im Nordbunde beſtehenden Wahl⸗ 
geſezes und im Beſitz aller parlamentartſchen Privilegien des 
Nordbundes. Für jeden Beſchluß jei die übereinftimmende Mehr⸗ 
heit der beiden Factoren erforderlich und ausreichend. Das 
Präſidium führe die Krone Preußen, mit der Befugniß, Handels⸗ 
und Schiffahrtsvertezge vorzubereiten, die Ausführung der Ge⸗ 
ſetze zu überwachen und die Anderung einer beſtehenden Ein⸗ 
richtung zu verhindern. Die fonftigen fpeciellen Satze des Ente 
wurfs können hier um ſo mehr übergangen werden, als ſie 
großes Theils nur Wiederholung der alten Verträge waren. 

Damit alfo war neben den Schut⸗ und Trupverträgen eine 
weitere nationale Verbindung zwiſchen dem Norden und dem 
Süden, wie fie der Prager Friede vorgeſehn hatte, beantragt. 
Der Zollverein, der eine Nothwendigkeit für beide Theile ge⸗ 
worden war, galt jetzt, wenn er von dem alten Krebsſchaden 
des liberum veto gereinigt wurde, aller Welt für alle Zeiten 
geſichert. Einſichtige Particulariſten, welche mit Kummer die 
Unabweisbarkeit der neuen Wendung erkannten, waren andrer⸗ 
ſeits erſtaunt, daß Bismarch dieſes unwiderstehliche Mittel zur 
Erlangung weiterer Conceſſionen, z. B. auf dem militäriſchen 
Gebiete, ſchon jetzt aus der Hand gab: es war alſo wirklich 
fein Ernſt, daß er auf den Eintritt der Südſtaaten in den nord⸗ 
deutſchen Bund in keiner Weiſe drängen und preſſen wollte. 
Die Verhandlung kam denn auch zu raschem Abschluß. Auf 
die angegebenen Bedingungen wurde fhon am 4. Juni nicht 
bloß durch Baden, ſondern auch durch Württemberg und am 7. 
durch Heſſen ein Präliminarvertrag bindend unterzeichnet. Nur 
der bayerifche Miniſter ertlürte, da die Grundlagen der Berathung 
ſeiner Regierung bisher unbekannt geweſen, könne er den Ent⸗ 
wurf des Bertragk nur als preußischen Borſchlag betrachten und 
ſeiner Regierung alles Weitere vorbehalten. Indeſſen als er 
darauf nach München zurückkam, fand die Regierung ebenfo wie 
die Württemberger die Zurückweiſung unmöglich, beſchloß aber 
noch einen Verſuch auf Erwerbung etwas günſtigerer Bedingungen 
zu machen. Es wurde alſo Graf Tauſflirchen nach Berlin ger 
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ſchickt und fand den preußiſchen Miniſter äußerſt entgegenkommend: 
es wurde am 18, Juni verabredet, daß Bayern in dem erwei⸗ 
terten Bundesrathe nicht vier, ſondern ſechs Stimmen erhalten, 
daß bei Handelsverträgen mit Osterreich und der Schweiz die 
angrenzenden Staaten an den Verhandlungen mit berathender 
Stimme Antheil nehmen, daß die Vertretung der Bevölkerung 
des Zollvereinsgebiets den Namen Hollparlament führen ſollte, 
wohl zu abſchreckender Erinnerung, daß ihm jede thatſächliche 
Erweiterung feiner Competenz über die Zoll. und Handelssachen 
hinaus verboten ſei. Bismarck mochte zu dieſen kleinen Begehren 
die Achſeln zucken, ülicb aber hier wie immer bei dem Grundſaße, 
wenn irgend möglich Bayern keine Bedingungen zu ftellen, die 
ihm das Verhältniß zum Nordbunde zuwider machen könnten. 
Vielleicht hätte es nicht geſchadet, den ſüddeutſchen Landsleuten 
gelegentlich auch einmal die Mißlichkeit ihrer ſtolzen Vereinzelung 
zu Gemüthe zu führen. Denn einſtweilen machte dort im Lande 
Bismarcks freundliches Verfahren nicht fo ſehr den Eindrud, 
daß man es mit einem patriotiſchen Genoſſen und ſtarlen Be⸗ 
ſchützer zu thun hätte, als daß dieſe Preußen die Überlegenheit 
des bajuvariſchen Kernvolks und die Berechtigung feines Sonder⸗ 
thums, wenn auch wider Willen, anerkennen müßten. 

Indeſſen ging die Natur der Dinge ihren Gang. Am 
26. Juni traten in Berlin die Vertreter aller Mitglieder des 
Norbbundes, fümmtlicher Südſtaaten und des Großherzogthums 
Luxemburg zuſammen und unterzeichneten nach kurzer Verhandlung 
am 8. Juli den definitiven Zollvereinsvertrag auf Grund der 
vorläufigen Übereinkunft vom 4. Juni mit den vorher erwähnten 
bayeriſchen Zuſätzen. Die Dauer des Vertrags wurde zunächſt 
auf acht Jahre, vom 1. Januar 1868 bis zum 1. Januar 1876, 
feftgefegt; von da ab ſollte fie, wenn niemand kündigte, ſich auf 
zwölf weitere Jahre erftreden. Sobald wie möglich würde die 
Ratification erfolgen, welcher allerdings im Nordbund die Zu⸗ 
ftimmung des Reichstags, im Süden die der Kammern voraus⸗ 
gehn mußte. 

Da man hier zwar manchen Widerſpruch vorausfah, aber 
an der endlichen Einigung nicht zweifelte, ſo ergab ſich ein ſehr 
erheblicher Fortſchritt in der nationalen Verbindung mit den 
Südſtaaten. Die Schutz- und Trutbündniſſe waren bisher von 
keiner Seite angefochten, vielmehr hatte in Bayern der leitende 
Minister fie in der Kanmer als abſolut nothwendig empfohlen, 
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und in den drei andern Staaten waren die entſprechenden mili⸗ 
färifhen Einrichtungen wirkſam begonnen. Vollends der Ab⸗ 
ſchluß des Zollvereinsvertrags eröffnete für ein Gebiet von er⸗ 
heblicher Bedeutung die Ausſicht auf ein gemeinſames Arbeiten 
aller deutſchen Regierungen und Bevblkerungen, welches stärker 
als jedes andere Mittel die bisherigen Antipathien zwiſchen Süd 
und Nord auszulöſchen geeignet ſchien. So war troß aller 
Hinderniſſe eine tüchtige Strecke zum großen Ziel der deutſchen 
Einheit zurückgelegt. 

Unterdeſſen begann, eine ſo hoffnungsvolle Zukunft vor 
Agen, Mnig Wilhelm die fernliche Gestaltung der Bundes- 
regierung. Am 14. Juli wurde Graf Bismarck zum Kanzler 
des norddeutſchen Bundes ernannt, am 12. Auguſt ein Bundes⸗ 
tanzleramt errichtet, für die dem Bundeskanzler obliegende Ver⸗ 
waltung und Beaufſichtigung der ihm durch die Verfaſſung 
zugewieſenen Gegenftände, und Rudolf Delbrück zum Präsidenten 
dieſer Behörde beſtellt. Am 15. Auguſt eröffnete der Bundesrath 
feine erſte verfaſſungsmäßige Sitzung und empfing ſofort von 
Bismarck mehrere wichtige Geſeßesvorlagen liber Heimathrecht und 
Poſt⸗ und Conſulatsweſen. Am folgenden Tage wurden feine 
Aus ſchüiſſe gebildet, und die allgemeinen Reichstagswahlen auf 
den 31. Auguſt anberaumt. 

Mochte nun mehr als eine Partei bei der Behauptung bleiben, 
daß dieſe Verwaltung in ſich unſertig und unvollkommen und 
für die Freiheit bedrohlich ſei, bei dem Mangel juriſtiſch ver⸗ 
antwortlicher Miniſter und bei der Unklarheit des Berhältniſſes 
zwiſchen dem Bundeskanzler und den Miniftern der Einzelſtaaten: 
eins ließ ſich vom erſten Tage nicht Käugnen, daß dieſe Maſchine 
in ſicherem und regelmäßigem Gange arbeitete und ſehr raſch 
eine vielſeitige und erfolgreiche Thätigkeit entwickelte. 

Nur mit kurzen Worten müſſen wir an dieſer Stelle einige 
Regungen particularen Sinnes auf dem Boden des preußiſchen 
Staates ſelbſt berühren, veranlaßt durch verſchiedene Megierungs- 
maaßregeln in den annectirten Provinzen. 

Wie früher berichtet, ſollte in den neuen Provinzen die 
preußische Verſaſſung erſt am 1. October 1867 zur Geltung 
kommen, und bis dahin die Regierung freie Hand zum Erlaß 
von Gefepen haben, die fie zur Vorbereitung der vollſtändigen 
Berſchmelzung des alten und neuen Staatsgebiets als zweckmaßig 
erachten würde. Die erſte Mnaßregel diefer Art, fahn wir, war 
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die militäriſche Organiſatton, die Einführung der allgemeinen 
Dienftpflicht, die Bildung von drei Armercorps. Dagegen erhob 
ſich an keiner Stelle Beſchwerde. Es folgten Berorduungen zur 
Anbahnung von Freizügigleit und Gewerhefreiheit, die in Han⸗ 
nober zuerſt großes Mißbehagen hervorriefen, bald aber auch 
ihre Vortheile dem Volke anſchaulich machten. Durchaus un⸗ 
günſtig aber wurde im Sommer 1867 die Thätigkeit des Juſtiz⸗ 
miniſters Grafen zur Lippe aufgenommen. Zwar gegen die 
Einführung des preußischen Strafgeſehbuches ließ ſich kein ber 
ſonderer Tadel begründen; an ſich ift gerade auf dieſem Gebiet 
die Gleichmäßigkeit in allen Theilen des Staates eine Forderung 
der Gerechtigkeit, und das preußiſche Geſeh erſchien auch inhalt 
lich den Sachverſtündigen vorzüglicher als z. B. das hannoverſche. 
Genz anders aber war die Stimmung, welche das gleich⸗ 
geitige Erſcheinen einer neuen Strafproceßordnung hervor⸗ 
rief. Es war nicht die bisher in Preußen geltende, die auch 
für die alten Provinzen fortdauern follte, fo daß hier alſo auf 
die Reichseinheit im ganzen Staate verzichtet wurde. Man will, 
fagten die annectirten Suriften, die mit ihrem bisherigen Straf- 
proceſſe ganz zufrieden gewesen, mit jenem Berliner Erzeugnif 
ein Experiment in corpore vili machen. Noch ſchärfer war die 
Kritit, als der Yuftigminifter in Heffen und in Hannover eine 
lange Reihe fpecieller Anderungen in dem dort geltenden Civil⸗ 
proceßverfahren einführte, die von den Fachmännern und der 
Bevölkerung einftimmig als Verſchlechterungen und Belüſti⸗ 
gungen enpfunden wurden. Bollends als schwere Beleidigung 
wurde in jenen beiden Provinzen eine weitere Verordnung an⸗ 
gesehn, durch welche für ſämmtliche annectirte Lande ein gemein⸗ 
ſames Oberappellationsgeriht in Berlin eingeſetzt wurde. Denn 
ſeit mehreren Menſchenaltern war man ebenſo ſtolz in Hannover 
auf den unwiderſprochenen Ruf des höchſten Gerichts in Celle, 
wie in Kurheſſen auf die ebenfo anerkannte Tüchtigkeit des höchſten 
Gerichts in Caffel: wozu dieſe vom Volke verehrten Teibunale 
erstes Nanges jetzt zu Appellhöſen zweiter Inſtanz erniedrigen ? 
Und auch hier war nicht die Einheit des Staats der treibende 
Grund geweſen. Denn die Verordnung ſchuf neben dem fort⸗ 
beſtehenden preußiſchen Obertribunal ein zweites höchſtes Gericht, 
während die preußiſche Verfaſſung ausdrücklich vorſchrieb, es ſolle 
für den ganzen Staat nur Ein höchſtes Gericht beſtehn. 
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Wenn nun ſchon dieſe Dinge vielfachen Verdruß im Lande 
verbreiteten, ſo erhob ſich mit geringerem Rechte ein wahrer 
Sturm von Verwünſchungen gegen die gleichzeitigen Maßregeln 
der preußiſchen Finanzverwaltung. Es war nicht ſo ſehr das 
am 1. Juli eintretende preußiſche Syſtem der directen und der 
Stempelfteuern, welches durch eine recht fühlbare Steigerung der 
Abgabenlaſt die Gemüther in fo heftige Bewegung brachte. 
Denn man hatte dies von Anfang an erwartet, da unmöglich 
fünf verſchiedene Steuerſyſteme in der Monarchie neben einander 
fortbeſtehn konnten; auch war es unläugbar, daß wenn der 
Staat jetzt mehr als früher forderte, er jezt auch mehr als früher 
Teiftete, und daß fein Spſtem den Mehrbetrag der Stener von 
den Wohlhabenden erhob und die Armeren erleichterte. Nach 
vielfachen Klagen im Einzelnen beruhigte ſich alſo in dieſer Be⸗ 
ziehung die Stimmung binnen kurzer Zeit. Was aber den Kelch 
der Verſtimmung zum Überlaufen brachte, war eine weitere könig⸗ 
liche Verordnung vom 5. Jult, welche alle Activeapitalien der 
annectirten Staaten mit dem preußiſchen Staatsvermögen ver⸗ 
einigte und ımter die Verwaltung der Generalſtaatscaſſe in Berlin 
ſtellte. Dies betraf in Hannover den Domanial⸗Ablöſungs⸗ und 
Veräußerungsfonds, in Kurheſſen den Staatsſchaz und den 
Saudemialfonds (aufgeſammelte Ablöfangsgelder), in Schleswig 
Holſtein überſchüſſe der Verwaltung aus den letzten Jahren, in 
Naſſan Capitalbeſtande bei der Domänenverwaltung. Obgleich 
das Eigenthum an dieſen Capitalien und die Verfügung darüber, 
ohne Beſchränkung durch Rechte anderer Perſonen oder Core 
porotionen, aller Orten der Staatsgewalt zugeſtanden hatte, und 
mithin durch die Annexion an den preußischen Staat übergegangen 
war, ſah die öffentliche Meinung vor Allem in Kurheſſen in der 
Verordnung vom 5. Juli einen Act der Gewalt und der Be⸗ 
raubung. Jene Capitalien waren rechtmäßiges Eigenthum 
keurheſſens und müſſen dem rechtmüßigen Eigenthümer bleiben. 
Vor Allem erregte die Vereinigung des heſſiſchen Staatsſchatzes 
mit dem preußiſchen Staats vermögen einen grimmigen Zorn. 
Denn jener Schatz enthielt die Millionen, welche einſt der Land⸗ 
graf für die zum amerikaniſchen Kriege verkauften Soldaten von 
England erhalten hatte, das Blutgeld, über deſſen Beſitz ſpäter⸗ 
hin Kurfürſt und Stände Jahrzehnte lang geſtritten hatten, bis 
endlich durch einen Vertrag von 1831 die eine Hälfte der kur⸗ 
fürſtlichen Familie als Hausſchatz, der Beſitz und die Verwaltung 
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der andern der Staatsregierung unter ſtändiſcher Verwaltung als 
Staatsſchatz übertragen wurde. Man behauptete jetzt in Kur⸗ 
heſſen, durch jenen Vertrag habe der Staats ſchatz den Charakter 
einer unantaftbaren heſſiſchen Landesftiſtung erhalten, und fo 
zweifelhaft dieſer Rechtsanſpruch erſcheinen mußte, fo begreiflich 
war nach der Entftehung des Schahes die tiefe Erbitterung bei 
der ihm angedrohten Auflöſung. Das preußiſche Miniſterium 
mahnte dagegen die Zürnenden durch einen am 15. Juli ver- 
öffentlichten Erlaß, zu bedenken, welche Stellung die Regierung 
im Hinblick auf das Staatsganze in diefer Frage einzunehmen 
genöthigt ſei. Den neuen Provinzen ſei Schonung ihrer berech⸗ 
tigten Eigenthümlichleiten zugeſagt und werde ſicherlich gewährt 
werden. Aber eine Grenze für die Fortdauer beſtehender Beſonder⸗ 
heiten ergebe ſich durch das umerläßlihe Erforderniß der Staats⸗ 
einheit. Das kirchliche, das communale Leben, das Privatrecht, 
die Verwaltung in den Localinſtanzen könne ihre Beſonderheiten 
bewahren. Aber es gebe ein Gebiet, wo jede Beſonderheit zu 
einer Bevorzugung oder Benachtheiligung gegenüber den übrigen 
Staatsangehörigen werde: das ſei die Betheiligung an den 
Staats laſten und die Nutzung des Staatsvermögens; hier müſſe 
Gemeinſchaftlichtett und Gleichheit durch alle Theile des Staatz⸗ 
gebiets walten. Des halb alſo ſei jetzt die gleiche Beſteuerung 
für alle Provinzen der Monarchie eingeführt; des halb fei beab⸗ 
ſichtigt, die Staatsſchuld der annectirten Provinzen mit der 
preußiſchen zu verſchmelzen; und nach demſelben Grundſaß ſollten 
wie die Schulden fo auch die Activcapitalien der neuen Landes⸗ 
theile wit dem übrigen preußiſchen Staatsvermögen unterſchied⸗ 
los verſchmolzen werden. Gegen alle Gerechtigkeit würde es 
verſtoßen, wenn den neuen Provinzen der Mitgenuß an dem in 
Altpreußen aufgeſammelten Staatsvermögen gewährt, und daneben 
ihnen allein die dortigen Capitalien als Sondervermögen über⸗ 
wieſen würden. Ganz nach denfelben Grundfähen regelte ein 
weiterer Erlaß auch die rechtliche Natur und die Verwaltung der 
Staatsdomänen und Jorſten in den neuen Provinzen. 
Juriſtiſche Einwendungen ließen ſich gegen den Standpunkt 
dieſer Erlaſſe nicht wohl entdecken, und di öffentliche Meinung 
in Atpreufen ſtimmte ihnen nachdrücklich zu. Der einzige hier 
hervortretende Unterſchied betraf die Frage der politiſchen Zweck⸗ 
mäßigleit. Die extremen Parteien, Hocheonfervative und Demo⸗ 
raten, hier in ſeltener Übereinftinmung, extlärten, dieſer an⸗ 
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muaßenden Nörgelei gegen alles Preußiſche müſſe man mit 
doppelter Strenge Reſpeck einbläuen, während die Mittelparteien 
mahnten, durch verſöhnliches Entgegenkommen den nicht ganz 
unberechtigten Unwillen zu beſchwichtigen. Übrigens blieben 
auch in den annectirten Provinzen die Erlaſſe nicht ganz ohne 
Wirkung. In Hannover, Naſſau und vollends in Schleswig⸗ 
Holſtein konnte man nicht verkennen, daß man ein recht schlechtes 
Geſcheft gemacht, wenn man die Activa, dann aber auch die 
Paſſiva aus der alten Zeit als Sonderbeſitz behalten hätte. 
Nur in Kurheſſen fand das umgekehrte Verfättnif Statt, freilich 
in kleinem Maaßſtabe, mit einer Differenz zu Gunſten der Activ⸗ 
zinſen von rund 100000 Thaler. Übler war die Stadt Frankfurt 
daran, deren bisherige Steuern zum größten Theil als Com⸗ 
munallaſten beſtehn blieben, wo dann die preußiſche⸗Staats⸗ 
ſteuer in vollem Umfang neu hinzuwuchs, und endlich bei der 
Auseinanderſetzung der Schulden zwiſchen Commune und Staat 
der preußiſche Fiscus über drei Millionen bisheriger Staats⸗ 
laſten, alſo von ihm zu übernehmender Schuld, der Commune 
zuſchob. 

Indeſſen fo wichtig die Geldfrage den neuen Provinzen er- 
ſchien und fo verſchieden fich hier und da das Gewinn- und 
Verluſtronto tele, auf den tieſten Grunde lag bei Alen noch 
ein anderer VBerdruß. Gleich nach der Annezion hatte die 
preußiſch oder national geſinnte Partei die Bitte an die Re⸗ 
gierung gebracht, wo Anderungen an den beſtehenden Zuständen 
unvermeidlich würden, ſie nicht bloß durch die Berliner Geheim⸗ 
räthe feſtſetzen zu laſſen, ſondern dazu den Rath einheimiſcher, 
der Sitten und der Bedürfniſſe kundiger Vertrauensmänner 
vorher zu vernehmen. Dieſes Geſuch aber war bis dahin un⸗ 
erhört geblieben; beinahe ein Jahr war vergangen, und die 
Regierung hatte in dieſer Zeit die wichtigſten Umwälzungen 
ohne irzend eine Mitwirkung der davon betroffenen Bevölkerung 
verfügt. Erſt nachdem die harte Einziehung alles Staatsver⸗ 
mögens befohlen war, wurde endlich aus Hannover eine Gruppe 
Vertrauensmänner zur Beſprechung weiterer Reformen nach 
Berlin berufen; und nach dem bisherigen Verfahren fürhtete 
man auch von dieſen Berathungen nur immer schärferes Cen⸗ 
traliſtren und Nivelltren, und diefe Beſorgniß ſetzte ſich durch 
ſämmtliche annectürte Gebiete fort. 
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Jedoch es kam beſſer als fie es gedacht. Der Minifter des 
Innern Graf Eulenburg erfüllte, was der Erlaß vom 15. Juli 
in Aus ſicht geſtellt hatte. In den kirchlichen und communalen 
Angelegenheiten, im Privatrecht und in der Localverwaltung 
durch die Landdroſteien und Amter ſollten keine weſentlichen 
Neuerungen Statt finden; für die provinzialen Intereſſen ſollten 
als Vertreter der Bevölkerung Kreisſtande und ein Provinzial 
landtag eingerichtet werden. Nur als die Vertrauensmänner 
erklürten, zu gedeihlichem Wirlen dieſer Selbstverwaltung ſeien 
materielle Mittel, alſo ein angemeſſener Theil des Staats⸗ 
vermögens, als Provinzialfonds unerläßlich, erwiderte Graf 
Eulenburg, da den altländiſchen Provinziallandtagen ſolche Geld⸗ 
mittel fehlten, ſei er zur Zeit nicht in der Lage, darüber eine be⸗ 
ſtimmte Zu ſicherung zu geben. 

Indeſſen auch dieſem Wunsche ſtand bei einer höhern Inſtanz 
die Erfüllung bevor, und ſollte dann für ganz Preußen der 
Ausgangspunkt einer folgenreichen Entwicklung werden. 

König Wilhelm weilte damals zum Getraucht feiner ge 
wohnten Brunnenkur in Ems, alſo im annectirten Lande. Er 
war eifrig bemüht, die neuen Verhälmiſſe kennen zu lernen, und 
verſtand zu fragen. Dorthin kam der aus kurfürſtlicher Zeit 
beſtehende Ausſchuß des heſſiſchen Landtags, um ihm eine aus⸗ 
führliche Immediateingabe über das kurheſſiſche Staatsvermögen 
zu empfehlen und insbeſondere die dringende Bitte um Er⸗ 
Haltung des durch das Blut der Landeskinder erworbenen 
Staatsſchatzes vorzutragen. Das Herz des milden Monarchen 
wurde bewegt: er trat in eine eingehende Verhandlung mit den 
Herrn ein und beſchied fie am 30. Juli, er habe die Maaßregel 
vom 5. ſiſtirt und eine neue Unterfuhung angeordnet, in welcher 
die Anſprüche des Landes volle Würdigung finden würden. 

Wenige Tage nachher, am 4. Auguſt, kam Bismarck nach 
Ems und blieb dort unter täglichen Vorträgen bei dem Könige 
bis zum 9. Natürlich wurde dabei neben den norddeutſchen 
Bundesſachen auch die Einrichtung der neuen Provinzen be⸗ 
ſprochen. Später hat Bismarck, wie wir ſehn werden, die An⸗ 
ſicht des Königs emergifch vertreten; jedesfalls hat er damals 
keine Umſtimmung desſelben bewirkt. 

Denn als der König am 15. Auguſt die Rückreiſe nach 
Berlin antrat, machte er den Umweg über Frankfurt und erklärte 
hier der Deputation des Senates ebenſo unumwunden wie 
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vorher den Heſſen, es ſeien Irrthümer und Mißverſtändniſſe in Be⸗ 
ziehung auf ihre Stadt vorgekommen, die er von Berlin aus zu 
befeitigen Hoffe. Dann am Abend in Caffel, wurde er mit 
lebhaftem Jubel empfangen und wiederholte, was er ihnen in 
Ems gefagt, die gemachten Fehler könnten verbeſſert werden 
und follten deshalb auch Abhülfe finden; jedenfalls folte der 
heſſiſche Staatsſchaß nur für Bedürfniſſe des heſſiſchen Landes 
verwandt werden. 

Dieſes perſonliche Eingreifen des Königs, die plötzliche 
Siftirung eines von ihm genehmigten Müniſterial-Erlaſſes, der 
öffentlich über ſeine höchſten Berather verhängte Tadel machte 
im ganzen Lande einen um fo tieferen Eindruck, je weniger es 
den gewohnten Vorſtellungen über conſtitutionelle Regierung 
entſprach. Der König ſagte gleich nach ſeiner Ankunft in 
Babelsberg: ich bin zurückgekommen, um wieder gut zu machen, 
was meine Herrn Minifter verdorben haben. „Ich ſah,“ ſchrieb 
er im weitern Verlaufe der Angelegenheit. „daß jene Menge 
von Verordnungen im Juni die Stimmung in den nen er- 
worbenen Landestheilen in hohem Grade verſchlimmerten. Als 
ich dies nach genauer Prüfung erkannt, und von den Mif- 
geiffen der Behörden mich überzeugt hatte, war es meine Pflicht, 
Maaßregeln zu ergreifen, um dieſe Mißgriſſe wieder gut zu 
machen. Noch ift Preußen nicht daran gewöhnt, feinen König 
von den Maaßiregeln feiner Regierung zu trennen. Daher muß 
der König zu Zeiten in die Breſche treten, wenn er Fehler in 
dem ungeſchaffenen Staatstörper ſieht.“ 

Immerhin war damit die Sache noch nicht erledigt. Denn 
der in erſter Liuie betroffene Jinanzuiniſter von der Heydt reichte 
ſog leich feine Entlaſſung ein, was dem Könige ebenſo unerwünſcht 
war wie die Mißſtimmung der Annectirten. Nähere Erörterungen 
zeigten dann, daß in der Sache eine Verſtändigung ſich erreichen ließ. 
Der heſſiſche Staatsſchatz war freilich weggegeben. Im Übrigen 
mochten die fonftigen Capitalien in ber Hand der Centraltegierung 
bleiben, und dieſe dann nach der Weiſung des Königs weiter 
erwägen, welche Geldmittel der Provinz Hannover, und weiter- 
hin auch den andern für ihre Specialintereſſen zu überweiſen 
ſeien. Dem Streite über Frankfurt machte der König ein raſches 
Ende, indem er die Summe, welche der Stadt nach ſeiner Auf⸗ 
faſſung zu Unrecht entzogen war, ihr aus ſeiner Privatchatoulle 
erſtattete. So blieb von der Heydt Miniſter, und die Regierung 
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ſchritt auf dem mit den hannoverſchen Vertrauensmännern 
begonnenen Wege weiter fort. Eine Versammlung kurheſſiſcher, 
eine andere ſchleswig⸗ holſteinſcher Vertrauensmänner folgten 
raſch auf einander mit gleichen Verathungen und Ergebniſſen wie 
die der Hannoveraner. 

Das Auftreten des Königs in Ems und Caſſel hatte in 
der That dort ſeinen Zweck auf der Stelle erreicht. Die ſchmerz⸗ 
liche Aufregung legte ſich; ein allgemeines Ruhebedürfniß machte 
ſich fühlbar. Die Reichstagswahlen vollzogen ſich am 31. Auguſt 
unter mäßiger Theilnahme der Bevölkerung, und das Erzebniß 
war, gerade in den annectirten Provinzen, ein Wachsthum der 
regierungsfreundlichen Mehrheit. 


2. Eapifel 


Watificafion der Zollvereinsverfräge. 


Nachdem Bismarck durch das Rundſchreiben vom 7. Sep 
tember 1867 den Charakter der deutſchen Bundespolitik fo energiſch 
jeſtgeſtellt hatte, beſchränkte ſich am 10. September die Thron⸗ 
rede König Wilhelms bei Eröffnung des erſten ordenllichen 
Reichstags des norddeutschen Bundes auf die Darlegung der 
geſchäſtlichen Aufgaben, die Ankündigung mehrerer Gefepentivürfe, 
ſo wie die Vorlage des Jahres budgets, und ſchloß mit der Er⸗ 
lläörung: es iſt eine Arbeit des Friedens, zu der Sie berufen 
ſind, und ich vertraue, daß unter Gottes Segen das Vaterland 
ſich der Früchte Ihrer Arbeit in Frieden erfreuen wird. 

Die ſoſort beginnenden Wahlprüſungen lieferten bis zum 
17. September 191 genehmigte Mitglieder und damit die Be⸗ 
ſchlußfähigkeit des Haufes. Es wurde gleich an dieſem Tage 
zur Präſidenten⸗Wahl geſchritten, und ſchon hier zeigte ſich die 
relative Stärke der Hauptparteien. Der altliberale Simſon erhielt 
unter Zuſammenwirken aller Liberalen mit den Frriconſervativen 
132, der conſervative Graf Eberhard Stolberg 53 Stimmen. 
Bei der Wahl des erſten Vicepräſidenten vereinigten ſich Liberale 
und Conſervative auf den freiconfervativen Herzog von Ujeſt 
mit 158 gegen 27 Stimmen der Fortſchrittspartei für Löwe 
(Calbe). Zweiter Viceprüſident wurde Bennigſen mit 99 liberalen 
gegen 44 conſervative und 29 fortſchrittliche Stimmen. 

Die Fortſchrittspartei hatte alfo bei den letzten Wahlen 
wenig gewonnen. Um fo feiter war ihr Entſchluß, jedem Wider⸗ 
ſacher bei jeder Gelegen heit ihre radicale Kritik fühlbar zu machen. 
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Dem Haufe lagen zwei Anträge auf Erlaß einer Adreſſe 
als Antwort auf die Thronrede vor, ein nationalliberaler von 
Miquel und Genoſſen, ein anderer des Grafen Stolberg im 
Namen der conſervativen Partei, beide ziemlich gleiches Inhalts 
und eigentlich nur verschieden in der Ausbrudsweile. Es be⸗ 
zeichnete die vorherrſchende Stimmung, auf dem Boden der ein⸗ 
mal angenommenen Verfaffung fo einig und fo raſch wie möglich 
vorzugehn, daß ohne große Mithe ein Ausſchuß der National 
liberalen, Conſervativen und Freieonſervativen aus den beiden 
Entwürfen einen dritten gemein ſamen herausarbeitete, der alfo, 
wenn die Regierung ihm nicht widerſprach, einer großen Mehr⸗ 
heit ſicher war. 

Neben der Erklärung der Dankbarkeit für das bisher im 
nationalen Sinne Erreichte war darin der Hauptpunkt eine kröftige 
Zustimmung zu dem Rundschreiben vom 7. September; wir 
werden, hieß es, jedem Wunſche der Südſtaaten zu nationaler 
Verbindung mit dem Norden freudig entgegenkommen; erſt mit 
ihrem Eintritt in den norddeutſchen Bund wird das große natio⸗ 
nale Werk vollendet fein. Der Prager Friede, ſagte am 24. Sep⸗ 
tember der Berichterſtatter Planck, ift dagegen kein Hinderniß: 
er ſpricht Oſterreichs Zuſtimmung zu einer künftigen Neugeftaltung 
Deutſchlands (des ganzen, nicht bloß des nördlichen) aus; er 
gibt den Südſtaaten die Freiheit, einen beſondern Bund unter 
gewiſſen Modalitäten zu bilden; die Südstaaten find aber nach 
der Auflöfung des alten Bundes vollkommen unabhängig und 
ſouverän, und da fie alle von einem Südbund nichts wiſſen 
wollen, fo ift der ganze dieſen betreffende Saß der Friedens⸗ 
urkunde null und nichtig. Wir aber, fuhr Planck ſort, haben 
die Pflicht, die Verbindung mit dem Süden zu betonen und 
unfere Übereinftimmung mit dem Rundſchreiben vom 7. zu 
erklären. Im Süden iſt die Stimmung getheilt; um ſo mehr 
müſſen wir auf die kräftigen Schritte Badens antworten und 
unſere Geſinnungsgenoſſen in den andern Staaten ermuthigen. 

Zuerft die Fortſchrittspartei erhob ſich zum Widerſpruch. 
Alen füddeutſchen Thatfachen in das Angeſicht erklang wieder 
in manxichfachen Variationen die alte Melodie, daß nur durch 
Gewährung größerer Freiheitsrechte der Süden zu gewinnen ſei. 
Begnügt Euch nicht mit leeren Worten, rief ein ſächſiſcher Ab⸗ 
geordneter, proclamirt die Grundrechte von 1849, das wäre eine 
That. Vergebens hatte Hohenlohe unter dem Beifall der ganzen 
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bayerifchen Kammer vor der übermäßigen Centraliſation des 
Nordbundes gewarnt; jeßt rief der Abgeordnete Günther: nur 
der conſtitutionelle Bundesstaat könnte im Süden Anklang finden, 
d. h. alſo ein verantwortliches Reichs miniſterium, und damit 
Verſtürkung der Centraliſation. Dann folgten Klagen, daß die 
Anrufung des Südens in der Adreſſe dem franzöſiſchen Kaiſer 
als eine Herausforderung erſcheinen, neue Kriegsſorgen, Störung 
des Verkehrs, Sinken des Credits veranlaſſen konnte. Nationales 
Selb ſibewußtſein zeigte ſich in dieſen Worten, die nur den Pariſer 
Gegnern den Muth zur Einmischung erfriſchen konnten, ebenſo 
wenig wie politische Vorausſicht. 

Darauf erneuerten die Polen ihre Verwahrung, daß ſie 
nicht in einen deutſchen Bund gehörten und gehören wollten. 
Nach ihnen klagte Bebel die Regierung an, daß ſie Luxemburg 
nicht im deutſchen Bunde feſtgehalten hätte. Bismarck erwiderte, 
jeßt un umwundener als am 1. April, daß ſowohl Luxemburgs 
Bundes pflicht als Preußens Beſaßungs recht mit der Sprengung 
des alten Bundes erloſchen geweſen: wer von Ihnen, fragte er, 
hätte deshalb einen großen Krieg auf ſich nehmen wollen? In 
anderer Weiſe lehnte er Hänel’8 Vorwurf über die Preisgebung 
Nordſchleswigs an eine Abstimmung der überwiegend dänischen 
Bevolterung ab. Dort wohnen, ſagte er, Deutsche und Dänen 
gemiſcht durcheinander, das Nationalitätsprincip kann alſo an 
dieſer Stelle keine Anwendung finden. Alles ſtände übrigens 
beſſer, fügte er hinzu, wenn die Haltung der Schleswiger weniger 
particulariſtiſch geweſen, wenn fie nicht zu Gunſten dynaſtiſcher 
Intereſſen vergeſſen hätten, daß fie Deutſche find. 

Gegen die Adreſſe erhob Bismarck feinerſeits keine Ein⸗ 
wendung. Der Reichstag, ſagte er, erklärt darin dem Süden, 
dem Auslande, den Bundesregierungen, auf welche Überzeugungen 
bei ihm gerechnet werden lann. Immer aber machte Bismarck 
den Vorbehalt: wir verſtehn ihn dahin, daß er uns nicht zu 
ſchnellerem Betreiben des Eintritts auffordern will. In dieſer 
Frage iſt nichts zu übereilen. Wenn einmal die Zeiten ſich 
erfüllen, wenn der ganze Süden mit dem ganzen Norden die 
Einheit will, dann wird auch fein deutſcher Staatsmann ſtark 
genug ſein, ſie hindern zu können, und keiner muthig oder 
kleinmüthig genug, um fie hindern zu wollen. 

Unter Ablehnung aller Anderungsanträge wurde darauf die 
Adreſſe mit 157 gegen 58 Stimmen angenommen. 

v. Ende, Wegriinbung d. beulchen eiche. VI. 12 
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König Wilhelm war damals abweſend auf Burg Hohen⸗ 
zollern. Er empfing dort die Adreſſe aus Simſon's Hand am 
3. October. Mit Freuden, ſagte er, nehme ich fie entgegen, denn 
ſie liefert den Beweis, daß die Saat des vorigen Jahres glücklich 
aufgegangen iſt; fie ſpricht Geſinnungen und Hoffnungen aus, 
welche die Meinigen ſind, und die einſt ihrer Erfüllung entgegen 
reifen können. Auch ihm alſo lag daran, vor aller Welt zu 
bekunden, daß er bei voller Achtung vor den Rechten der ſüd⸗ 
deutſchen Souverane von dem nationalen Gedanken erfüllt ſei. 

Zu beſſerer Uberſicht der Thätigkeit des Reichstags wird es 
zweckmäßig fein, über feine Arbeiten nicht nach deren chrono⸗ 
logiſchen Folge zu berichten, ſondern ſie nach ihrem Inhalt in 
drei Gruppen zuſammen zu faffen, die Berathungen über die 
Finanzen, über die Geſetzesvorlagen und ſchließlich, mit dem 
Hinblick auf die ſüddeutſchen Kammern, über die Zollvereins⸗ 
verträge. 

Zunächſt trat der Reichstag in die Berathung des Finanze 
etats für 1868 ein. Im Allgemeinen herrſchte die Anſicht, daß 
hier, wenige Monate nach der Gründung des Bundes, nur 
vorläufige Anfäge möglich, und folglich auch nur ſummariſche 
Beurtheilung am Platze ſei. Immerhin kam es an einzelnen 
Stellen zu lebhaften Erörterungen. Zum Etat des neugefchaffenen 
Bundeskanzler⸗Amtes erläuterte Delbrück, daß zu feinem Wir⸗ 
nungskreiſe demnüchſt Poſt und Telegraphie, ein Theil des 
Handels- und Gewerbeweſens, die Thatigkeil der Confulate und 
die Aufficht über die Verwaltung der Zölle und der indirecten 
Steuern gehören würde. Für dies Alles würde alſo der Bundes⸗ 
kanzler verantwortlich ſein. Sofort aber erhoben ſich Bedenken. 
Es sollten doch auch Bundesſache das Kriegsweſen, die Marine, 
die Auswärtigen Angelegenheiten ſein. Wenn ſie hier beim 
Bundeskanzler⸗Ante keine Erwähnung finden, follen fie fortfahren, 
von den betreffenden preußiſchen Miniſtern unter deren Ver⸗ 
antwortung verwaltet zu werden? ſollen dieſe dann der Bundes⸗ 
gewalt oder nur im preußiſchen Staate verantwortlich fein? Das 
unerſchöpfliche Thema der Miniſterverantwortlichkeit ließen ſich 
bei fo ſchöner Gelegenheit die Redner der Fortſchrittspartei 
natürlich nicht entgehn. Allerdings war es einleuchtend, daß 
eine feſte Abgrenzung der Competenz für die preußiſchen und 
die Bundesbeamten auf die Dauer nicht zu entbehren war, aber 
nicht minder lag zu Tage, daß die Bundes behörden noch im 
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Beginn ihrer Entwicklung ftanden, und nichts richtiger war, als 
gemäß den Bedürfniſſen der Praxis erſt künftig ihre definitive 
Geſtaltung feſtzuſtellen. Bismarck machte dem zielloſen Streite 
durch die Erklärung ein Ende, daß er auch für Heer, Marine 
und Auswärtiges die Verantwortung für die Anordnungen des 
Präſidiums als Bundeskanzler übernehme, mithin, ſoweit auf 
dieſem Gebiete preußiſche Miniſter beſchäftigt blieben, als deren 
Vorgeſetzter handeln werde. 

Der Militär⸗Etat wurde bekanntlich nach der Verfaſſung 
einſtweilen dem Haufe nur zur Keenntnißnahme vorgelegt, von 
ſachlicher Kritik konnte alſo keine Rede ſein. Dennoch aber fand 
die Opposition einen Punkt heraus, um nach ihrer Auffaſſung 
des Budgetrechts eine Lanze dafür zu brechen. Wir erinnern 
uns jener Militärconventionen zwiſchen Preußen und den ver⸗ 
bündeten Mleinftanten; deren Contingente waren dadurch, von 
einigen Ehrenrechten abgeſehn, unter preußiſche Verwaltung ge⸗ 
treten; daflür halte Preußen einen Nachlaß an den verfaſſungs⸗ 
müßigen Koſten der Truppe (225 Thaler für den Kopf) bewilligt, 
der dann ſtufenweiſe geringer würde, ſo daß bis zum Jahre 1876 
überall der volle Betrag erreicht wäre. Die Meinftanten hatten 
ſammtlich erklärt, ohne eine ſolche Erleichterung würde durch die 
plötzlich eintretende Laſt ihr ganzer Haushalt zerdrückt werden, 
und auch im Reichstag hatte gegen die Einrichtung kein Menfch 
etwas einzuwenden. Immerhin betrug für 1868 der Erlaß 
rund eine Million, fo daß die Matrienlarbeiträge für das 
Bundesheer von 67 auf 66 Millionen heruntergingen, damit 
aber auch eine etwas ungleiche Belaſtung für die verſchiedenen 
Staaten entſtand. Deshalb bedurſten dann nach der Ver⸗ 
faffung jene Verträge, fo weit fie ſich auf die Gelbfrage 
bezogen, der Zuſtimmung des Reichstags. Die Regierung 
hatte bei der Harmloſigkeit der Sache geglaubt, dieſe Zur 
ſtinmung durch eine kurze Erwähnung der Verträge bei der 
betreffenden Poſition im Etat erwirken zu lönnen, wurde aber 
von Lasker, Planck und Bennigſen belehrt, daß dazu die Vorlage 
der Verträge und ein fürmlicher Antrag auf deren Genehmigung 
erforderlich ſei, welche dann auch unbedenklich erfolgen würde. 
Es gab aber noch einen andern Standpunkt. Waldeck erklärte, 
daß er nimmermehr die Verträge genehmigen werde; denn, ein⸗ 
mal anerkannt, verpflichteten ſie bis 1876 den Reichstag, die 
danach feſtgeſetzten Matricularbeitrüge zu bewilligen. Nun, bes 
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willigen wolle er allerdings dieſe Veitrüge, Jahr für Jahr, aber 
in jedem Jahr nur nach freier Entſchließung, nicht gebunden 
durch Verttagspficht. Er beantragte alſo, die Erwähnung der 
Verträge im Etat zu ſtreichen, damit das Budgetrecht des Haufes 
ungebunden und ungeſchmälert bleibe. Dieſes Wort rief bei 
den altpreußiſchen Nationalliberalen alle Erinnerungen an die 
Conſlictszeit wach; die Partei ſpaltete fich, und Waldechs Anteng 
wurde mit 113 gegen 110 Stimmen angenommen. 

Es war freilich eine kurze Siegesfreude. Einige Wochen 
fpäter erfolgte die amtliche Vorlage der Verträge an das Haus, 
und nach kurzer Verhandlung trotz Waldeck s erneuertem Einſpruch 
die Genehmigung durch eine überwältigende Mehrheit. 

Einen ähnlichen Verlauf hatte die Erörterung des Marines 
Etats. Die Regierung dachte 1868 ſo mäßige Summen zu ver⸗ 
brauchen, daß die Vertreter der Hanſeſtädte dieſe Beſcheidenheit 
lebhaft beklagten. Zug leich aber legte fie einen Gründungsplan 
für die Kriegs flotte vor, nach welchem binnen zehn Jahren eine 
ganz ſtattliche Zahl von Schlachtſchifßen, Korvetten und kleinern 
Fahrzeugen erbaut, und zugleich für die Küſten vertheidigung 
geſorgt werden ſollte; zur Beſtreitung der Koſten wurde die 
Bewilligung einer Anleihe von zehn Millionen Thalern vor⸗ 
geschlagen. Die Mehrheit nahm den Entwurf beifälig auf, 
aber auch hier regte die Oppofition ſchwere Zweifel an. Obgleich 
man wegen der Bedürfniſſe der Kleinſtaaten die Matricular- 
beiträge um eine Million hatte herabſetzen müffen, empfahl 
Herr von Kirchmann die im Marine-Etat für 1868 begehrten 
3%/, Millionen nicht durch eine Anleihe, ſondern durch Matri⸗ 
cularbeiträge aufzubringen, da auf dieſe Art das Budgetrecht 
des Hauſes beſſer geſichert würde. Waldeck ſtimmte ihm mit 
Nachdruck bei. Einſt hatte im preußiſchen Abgeordnetenhauſe 
die Oppofition einzelne Marine⸗Ausgaben verweigert, weil kein 
Gründungsplan für die Flotte vorlag, an deſſen Ausführung 
ſich die Regierung für mehrere Jahre gebunden, deſſen Ge⸗ 
nehmigung aber auch das Haus zur entſprechenden Bewilligung 
der Koſten auf mehrere Jahre verpflichtet hatte. Heute lag der 
Gründungsplan vor, Waldeck aber kehrte jetzt den Spieß um: 
wir bürfen unſer Bud getrecht nicht auf lange Jahre aus ber 
Hand geben, alſo keine Anleihe für zehn Jahre, ſondern nur die 
Koſten für 1868 bewilligen. Er wollte zudem das neugeborene 
Kind, den norddeutſchen Bund, nicht gleich mit Schulden ber 
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laſten, und fand überhaupt Deutſchland zu ſchwach für die 
Schöpfung einer großen Schlachtflotte. Mit derſelben heitern 
Unbefangenheit, mit der er im März die Mittel zur Annexion 
von Böhmen und Mähren verkündet hatte, lehrte er jetzt, die 
Vorbedingung zur Entwicklung einer deutſchen Seemacht beſtehe 
darin, daß man Dänemark und Holland, dieſe Ausläufer des 
deutſchen geographischen Gebiets, die ſehr gut zu Deutſchland 
gehören könnten, nothwendig an ſich ziehe. 

Tweſten erledigte das conſtitutionelle Bedenken durch einen 
von der Regierung ſofort genehmigten Antrag, in jedem Jahre 
folle der aus der Anleihe zu verwendende Betrag durch den 
Etat feſtgeſetzt werden. Darauf wurde die Anleihe mit großer 
Mehrheit genehmigt. 

Zu den wichtigſten Einnahmequellen des Bundes gehörte 
das Salz und die Poſt. Beide waren neu zu reguliren. 

In Preußen hatte früher das Salzmonopol beſtanden, mit 
dem Verkaufspreis von 21/, Thalern für den Centner. Hannover 
hatte eine Steuer von 2 Thalern auf den Centner. Eine Anzahl 
der kleinern Staaten erfreute ſich des Monopols. So gab es 
tro des Zollvereins auf norddeutſchem Boden eine Menge 
Salzgrenzen zu ſchwerer Beläſtigung des Verkehrs und nicht 
geringen Koſten der Verwaltung. Deshalb hatte Preußen im 
Frühling allen Staaten des Zollvereins den Vorschlag gemacht, 
überall eine Salzſteuer von 2 Thalern als gemeinſchaftliches Ein⸗ 
kommen des Sollvereins zu verabreden, natürlich unter der Voraus⸗ 
ſezung daß der Zollverein erhalten bleibe Die Norddeutſchen 
waren ſogleich einverſtanden geweſen, die Gübdeutfchen hatten 
fi) eine Zeitlang gefträubt, weil fie mehr Salz verbrauchten 
als die Bevölkerung im Norden, alſo bei der Ertragsgemeinfchaft 
einigen Schaden erlitten. Endlich aber legten fie ſich zum Ziele, 
und der Vertrag wurde am 8. Mai geſchloſſen. Auch im Reichs⸗ 
tage wurden feine Vortheile allgemein anerkannt, das Sinken 
des Salzpreiſes von 2¼ auf 2 Thaler, das Verſchwinden der 
Salzgrenzen. Aber die Fortſchrittspartei erklärte, eine jede 
Steuer auf ein ſo nothwendiges Lebensbedürfniß auch der 
ürmern Claſſe ſei abſolut verwerflich, und Herr von Hoverbeck 
ſtellte den Antrag, die Steuer von 2 Thalern ſolle wegfallen 
am 1. Januar 1877 (dem Termin, bis zu dem der neue Vertrag s⸗ 
entwurf den Zollverein einſtweilen erſtreckte). Delbrück erwiderte, 
jeder Zuſaß zu dem verabredeten Text vernichte den Vertrag 
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vom 8. Mai, die Südftanten würden dann mit Freuden zurück- 
treten, im Norden aber Monopol und Salzgrenzen bleiben. Wie 
ſolle man andrerſeits den Ausfall der Steuer, beinahe 8 Millio- 
nen, erfepen? Waldeck that bei biefer Frage bie charakteriſtiſche 
Außerung: wenn Hoverbeck s Antrag verworfen wird, fo ſtimmen 
wir gegen das ganze Geſetz; darin beſteht der Unterſchied zwiſchen 
uns und der andern Seite des Hauſes, daß wenn wir ein gutes 
Geſeß nicht erlangen lönnen, wir das ſchlechtere verwerfen, die 
Andern aber in dieſem Falle dieſes annehmen. 

Das Unerreichbare begehren, das Erreichbare zurückweisen, 
jedes Compromiß verachten, das iſt in der That die Politik des 
Radicalismus. 

Indeſſen befannte ſich dazu nur eine kleine Gruppe im Reichs 
tag. Hoverbeck's Antrag wurde mit 143 gegen 52 Stimmen 
abgelehnt, und darauf das unveränderte Geſetz auch von einem 
Theile der Oppoſition, alfo faſt einſtimmig, angenommen. 

Was das Poſtweſen betraf, ſo hatte auch hierüber die preu⸗ 
ßiſche Regierung im Juli durch eine Conferenz mit den Süd⸗ 
staaten zu einigen gemeinſamen Einrichtungen zu kommen ge⸗ 
ſucht, die beiden Königreiche aber hatten ſich dabei ſchlechthin 
ablehnend verhalten und bie völlige Unabhängigkeit ihres Pofte 
regals als ein unbderäußerliches Kronrecht betrachtet. Um jo 
leichter kam im Reichstag die neue Organiſation auf Grund der 
früher von Stephan verhandelten Verträge zu Stande. Die 
Commiſſion des Hauſes hatte den Geſetzentwurf fo ſachverſtändig 
behandeit, daß ihre fäntmalichen Auderungen fofort von den 
Bundescommiſſaren angenommen wurden. Nur ein von Becker⸗ 
Dortmund (Fortſchritt) veranlaßte Zuſatz, das Briefgeheimniß 
und deſſen geſetzliche Ausnahmen betreffend, wurde aus formalen 
Gründen heftig beſtritten. Jedoch ließ ſich der Bundesrath bei 
der zweiten Leſung den Satz des lieben Friedens wegen ge⸗ 
füllen. Denn, ſagte man, der Bundesrath will, wie das Haus, 
das Briefgeheimniß, und wie er, will auch das Haus die Aus- 
nahmen, Was ferner ſeit Jahren vergeblicher Wunſch geweſen, 
das einftufige Briefporto, ein Groſchen für den frankirten Brief 
bis zu einem Loth Gewicht. ohne Unterſchied der im Bundes⸗ 
gebiet zu durchlaufenden Entfernung wurde damals erreicht und 
damit eine weitere Erleichterung des Verkehrs von größter Trag⸗ 
weite geſchafſen. Wie ſehr die hier begründete Verwaltung, da⸗ 
mals unter Philippsborn's, ſpäter unter Stephan's Leitung, in 
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ſtets wachſendem Maaße ihre Solidität und Leiſtungskraft während 
Friedens⸗ und Kriegszeiten bekundet, welche mächtigen Verdienſte 
ſie weit über die Grenzen des Vaterlandes hinaus ſich um die 
Entwicklung des geſammten Weltverkehrs erworben hat: das 
ſteht glänzend vor Aller Augen. 

Nicht minder bedeutend war für die eſtigkeit des Bundes 
der glückliche Abſchluß eines vielumſtrittenen, unzühlige Male 
geforderten legislativen Actes, des Geſetzes über die Verpflichtung 
zum Sriegödienfte. Auferbaut auf den in der Bundesverfaſſung 
feftgeitellten Grundlagen paſſirte es jetzt die Stadien der par⸗ 
lamentariſchen Verhandlung faſt ohne Widerſpruch. Die Com⸗ 
miſſton des Haufes hatte 22 Berbeſſerungsauträge eingebracht, 
der Regierungskommiſſar erklärte zum Beginn der erſten Leſung, 
daß der Bundesrath 19 davon als ſolche anerkenne und annehme. 
In der Generaldebatte entwickelte Waldeck noch einmal feine Be⸗ 
geiſterung für die Landwehr als die echte Volkskraft im Gegen⸗ 
ſatz zur Linie, Liebknecht aber empfahl das Milizſyſtem der 
Schweiz, bei dem das Volk ſelbſt feine Freiheit nach Innen und 
Außen ſchütze, während das preußiſche Linienheer 1806 von dem 
auswärtigen Feinde fi habe ſchlagen laſſen, 1849 die Freiheit 
in Sachſen und Baden erdrückt habe. Im franzöſiſchen Re- 
volutionskrieg ſeien die deutſchen Linientruppen an dem fran⸗ 
zöſiſchen Bolisheer zerſchellt; als Napoleon dieſes allmählich zum 
Limienheere gemacht, ſei er 1813 der preußiſchen Boltskraft er⸗ 
legen. Es war nicht wohl möglich, den hiſtoriſchen Thatſachen 
ſtürter zu widerſprechen, als es dieſen beiden Nednern gelang). 


9) Es mag bier nur kurz daran erinnert werben, daß in Preußen 
die Linie ebenſo wie die Landwehr zur Boltstcaft, und die Landwehr 
ebenſo wie die Linie zu einer geſchulten und bisciplinirten Armee 
gehört. Der Unterſchied zwiſchen beiden beſteht nur darin, daß bie 
Soddaten der Linie unter, die der Landwehr über 27 Jahre alt find, 
und jene ausschließlich von Berufsofficieren geführt werden. 

Im Jahre 1813 waren Linie und Lanbwehr gleich oberflächlich 
außgebilbet, und bezahlten dies mit entſehlichen Berlaſten. Es wird 
nur zu Häufig Uderſchn, daß Napoleon’s große Armee 1812 zu Grunde 
gegangen war. und der größte Theil ſeiner Truppen 1813 ebenfalls 
aus oberflächlich ausgebildeten Mecruten beſtand, die höchſt widerwillig 
zum Dienft gepreßt worden, und deshalb der tobesmuthigen Begeifterung 
der Preußen nicht gewachſen waren. 

Über das franzöfiiche Woltsheer“ von 1793 bitte ich den britten 
Band meiner Geſchichte der Nevolutionszeit, fo wie die trefllichen 


Google m 


184 Natification der Zollve rein sverträ ge. 1867 


In der Specialdebatte wurde die von der Regierung vorge 
ſchlagene Dienitfeeiheit der Quäler und der Mennoniten geftrirhen, 
eine von Hoverbec beſtrittene Vollmacht für die Regierung, bei 
erſcheinendem Bedürfniß einzelne Kriegsreſerviſten auf kurze Zeit 
auch im Frieden einzuberufen, anerkannt, ſonſt das Geſeß nach 
den Commiſſtons beſchlüſſen genehmigt, und damit die erfte Quelle 
des großen Armereonſliets auf lanzehin geſchloſſen. 

Für den innern Ausbau des jungen Bundesſtagtes waren 
noch drei Geſezentwürfe, über die Nattomalität der Kauffahrtei⸗ 
Schiffe, die Bundesconfulate und das Bundesſchuldenweſen, ber 
ſtimmt, von welchen die beiden letzten weſentlich nach dem Muſter 
der entſprechenden preußiſchen Geſetze ausgearbeitet waren. Die 
beiden erſten fanden nach eingehender Prüfung die Zuſtimmung 
des Hauſes. Bei dem lezten bewirkte der freironſervative Wehe 
mann-Hollweg eine vom finanziellen Standpunkt aus nicht unse 
bedenkliche Vorſchrift, daß eine Zinsconvertirung nur unter Ge⸗ 
nehmigung des Reichstags erfolgen dürfte; ferner aber ſetzten 
Miquel und Genoſſen einen Zuſaß durch, welcher die Beamten 
der Schuldenderwaltung civilrechtlich haftbar für jede Abweichung 
von den Vorſchriften des Geſetzes erklärte und dem Reichstag 
zur gerichtlichen Verfolgung der Schuldigen Vollmacht gab. Del⸗ 
brück äußerte auf der Stelle ſchwere Bedenken gegen den Be- 
ſchluß. Es lag auf der Hand, daß die Verfolgung ſolcher Fehler 
eines Beamten geſetlich die Pflicht feiner vorgefepten Behörde, 
bier alfo in letter Inſtanz des Bundeskanzlers, war; auf dieſen 
alfo wäre nach Miquel'3 Antrag eine gerichtliche Verantwortung ge⸗ 
legt worden, welche bei der Berathung der Verfaſſung der Reichs⸗ 
tag abgelehnt hatte. Der Bundesrath ſetzte in der That den 
Beſchluß über das fo umgeftaltete Geſeh einſtweilen aus, ver⸗ 
fügte alſo in milder Form die Ablehnung, womit dann allerdings 
auch die Realiſtrung der eben für Marinezwecke beſchloſſenen An⸗ 
leihe von 10 Millionen Thaler bis zur Verftänbigung über die 
durch Miquel angeregte conſtitutionelle Streitfrage hinausgeſchoben 
wurde. So verdrießlich dieſe Folge des Zwieſpalts für die Res 
gierungen auch war, fo feſt blieben fie auch in der Behauptung 
des beſtehenden Verfaſfungsrechtes, welches weder eine gericht⸗ 
liche Verantwortlichteit des Bundeskanzlers, noch ein darauf ge⸗ 
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richtetes Klagerecht des Reichstags kannte. Um fo gewiſſer aber 
dachten fie durch die That zu zeigen, daß auch eine Regierung 
ohne verantwortliche Minifter ein warmes Herz für die Freiheits⸗ 
rechte des Volles haben lonnte. Ein von dem Bundesrathe vor⸗ 
gelegter Geſehentwurf hob mit einem Federſtrich den Paßzwang 
auf, der mehrere Menſchenalter hindurch alle Schichten der Be⸗ 
völkerung beim Reiſen behindert und am Schwerſten auf der 
dienenden und arbeitenden Claſſe gelaftet hatte, die bei der ges 
ringſten Ortöveränderung ihre Wanderbücher vorzulegen hatte. 
Dabei waren die Borſchriften in den einzelnen Staaten, ja for 
gar in einzelnen Städten deſſelben Staates äußerſt verſchieden. 
In Preußen war feit 1862 dieſe Verwaltung in mehrerer Be⸗ 
ziehung milder geworden; nur in Berlin blieb durch eine geſetz⸗ 
loſe Praxis der Polizei die Befugniß, jedes ihr bedenkliche In⸗ 
dividuum, Ausländer oder Inländer, aus der Stadt zu weiſen. 
Die Mittelſtaaten hatten 1865 für die höhern Stände Erleiche 
terung gewährt, die Pflicht der niedern aber ungeändert gelaſſen. 
Die glänzenditen Beiſpiele polizeilicher Allmacht wurden aus 
Mecklenburg berichtet, wo genau genommen kein Staatsbürger 
ohne miniſterielle Genehmigung ſich eine Reife in das deutsche 
Ausland verſtatten durſte. Das neue Geſetz verwandelte für die 
geſammte Bevölkerung den Paßzwang in ein Paßrecht. Lieb⸗ 
knecht, der in frühern Jahren mehrmals durch polizeiliche Aus⸗ 
weifung aus Berlin ſchwere Beſchädigung erlitten hatte, beantragte, 
von Lasker unterſtützt, Verbot jeder Ausweiſung auch der Aus⸗ 
länder, fand aber bei der Mehrheit kein Gehör. Das Geſeß 
wurde unverändert angenommen. 

In engem Zusammenhange hiemit ſtand eine weitere Re⸗ 
gierungsvorlage, ein Geſetz über die Freizügigkeit im ganzen 
Bundesgebiet. Delbrück, der gleich im Beginn der Verhandlung 
die Zuſtimmung des Bundesraths zu allen Verbeſſerungsvor⸗ 
ſchlägen der Commiffton bis auf einen erklären konnte, bezeichnete 
die Aufgabe des Geſetzentwurfs als die erſte Entwicklung des 
fruchtbaren Keims, der durch den Begriff des Bundesindigenats 
in der Verſaſſung niedergelegt ſei. Mit Freuden hätte man die 
Entwicklung weiter geführt, es fei aber zur Zeit ohne eine voll- 
ſtändige Zerrüttung der äußerſt verſchiedenen Gemeindeordnungen 
in den Bundes ſtaaten unmöglich geweſen. Das Geſetz, wie es 
zur Beſchluß nahme gelangte, geftattete jedem Bundesangehörigen 
Aufenthalt und Niederlaffung an jedem Orte des Bundes, ſtellte 
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in biefer Beziehung alle Confeſſtonen gleich (was bisher nicht 
überall geſchehen war,, verfügte die Fähigkeit zum Erwerb fir 
Grundbefig, ertheilte die Freiheit zum Betrieb eines Handwerks 
mit gleichem Recht wie den Einheimischen. Nicht berührt wurden 
durch das Geſeß die Rechtsordnungen über die Gemeindeange⸗ 
hörigkeit, das Ortsbürgerrecht, die Theilnahme an den Gemeinde⸗ 
Nutzungen und an der Armenpflege. Die Ansiedlung wurde in 
jeder Hinſicht erleichtert, und die polizeiliche Befugniß zur Aus⸗ 
weiſung auf einzelne beſtimmte Fälle beſchränkt. Noch einmal 
wiederholte Liebknecht hier ſeinen oben erwähnten Antrag, um 
ſo weniger mit Erfolg, als er ihn mit einer von giftigem Haß 
gegen Preußen, das Land der Sclaverei, erfüllten Rede motivirte. 

Das Geſeh wurde einſtimmig angenommen. 

Noch haben wir von zwei wichtigen aus der Initiative des 
Reichstags hervorgegangenen Geſetzentwürfen zu berichten. 

Schon in dem preußiſchen Landtag dieſes Jahres hatte 
Laster einen Antrag auf Aufhebung der geſetlichen Zinsbeſchrän⸗ 
kungen eingebracht, der von dem Abgeordnetenhauſe angenommen, 
in dem Herrenhauſe aber bis zum Schluſſe der Seſſion ver⸗ 
ſchleppt worden war. Jetzt im Reichstage entwickelte Lasker 
auf's Neue die jetzt zum Gemeingut gewordenen Gründe, daß 
Geld wie alle andern Güter eine im Werthe ſchwanken de 
Waare fei, daß der ohnmächtige Verfuch, dieſen Werth geſetzlich 
zu figiten, gerade dem verſtändigen Wirthe die Anſchaffung der 
ihm nöthigen Capitalien erſchwere, den liederlichen Schulden⸗ 
macher aber vor der Ausſaugung durch den Wucherer nicht zu 
ſchüzen vermöge. Die Grundbejiper der conſervativen Partei 
ſahn auf den Antrag mit mißtrauiſchen Blicken; fie fürchteten 
davon bei ihren Anleihn ſchwerere Zinsbelaſtung und beantragten 
Ausſetzen des Beſchluſſes, bis für den Credit des Grundbeſitzes 
durch eine verbeſſerte Hypothekenordnung und Einrichtung von 
Hypothetenbanken anderweitig geforgt wäre. Die liberalen Bars 
teien waren mit dieſen Wünschen vollkommen einverſtanden, wollten 
aber ihren Antrag deshalb nicht in eine unbeſtimmte Zutunſt 
verſchieben. Da erhob ſich Bismarck mit der Erklärung, daß er 
Laster's Antrag zuſtimmen würde, auch wenn es noch nicht ges 
länge, feine Verbindung mit einer Reform des Hypothekenweſens 
herbeizuführen. Wohl aber halte er dieſe für höchſt wünſchens⸗ 
werth, und werde fortfahren in dem Beſtreben, durch die Bundes 
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geſeßgebung zu erreichen, was er feit fünf Jahren vergeblich auf 
dem Gebiete der Landesgeſetzgebung erſtrebe. Die Feſſeln der 
Hypothekengeſetze ſchädigten den Credit viel ſtürker als die Zins⸗ 
beſchränkung; ihn durch Errichtung von Hypothelenbanken — 
allerdings ohne Zuſchüſſe des Staats — zu befreien, heiße eine 
Ungerechtigkeit wegſchaffen, welche der Bund gewiß nicht fo 
lange fortfriſten würde, wie es die Landesgeſeßgebung gethan 
hat. Mit lebhafter Freude begrüßte Lasker dies Verſprechen des 
Kanzlers, das Hypotheken weſen „der todten Hand der preußiſchen 
Geſetzgebung“ zu entziehn und in den Reichstag zu verlegen, 
und hier mit friſcher Energie Ubelſtände fortzurzumen, die nur 
durch ihre Zähigkeit ſich bisher behauptet hätten. 

Noch in anderer Beziehung iſt dieſe Verhandlung merk 
würdig. Es iſt die erſte, in der ein deutſches Parlament das 
ſocialdemokratiſche Banner in offener Entfaltung ſah. Die Zahl 
der anweſenden Socialiſten war noch nicht groß, vier oder fünf, 
wenn ich nicht irre, und dieſe unter einander durch bittern Haß 
geſpalten: die nationalgeſinnten Laſſallenner Schweitzer und 
Förſterling, die Kosmopoliten Bebel und Liebknecht, und dazu 
der chriſtlich-ſociale Geheimrath Wagener, Über Lasker s Antrag 
nahm Schweitzer das Wort. Er verkündete den ſocialiſtiſchen 
Grundſatz von der Todſeindſchaft zwiſchen Capital und Arbeit, 
von der rechtloſen Ausbeutung der Arbeiter durch den Capita⸗ 
liſten, von dem innern Priege unter den Capitaliſten ſelbſt im 
unbarmherzigen Wetteifer der Concurrenz. Jetzt wolle man, 
rief er, dem ſchmählichſten Wucher die geſetzliche Weihe geben 
und damit die Waffen des großen Capitaliſten zur Vernichtung 
des kleinen vermehren. Er freue ſich dieſer Maaßregel, da fie 
den Prozeß der Selbſtauflöſung des ganzer Syſtenis beſchleunige; 
ich fimme, ſagte er, für den Antrag aus Bosheit. 

Lasker und Braun (Wiesbaden) legten mit ſcharſem Nachdruck 
die Grundloſigkeit der ganzen Erörterung dar. Braun ſtellte 
ihm das liberale Prineip entgegen: es ift Thorheit, von einem 
Gegenſatz zwiſchen Capital und Arbeit zu reden, Capital iſt 
aufgeſpeicherte Arbeit, Arbeit ift flüffiges Capital. Wir werden 
ſogleich noch Weiteres über das Thema vernehmen. 

Das Haus nahm den Antrag Lasker mit Heinen Ande- 
rungen an, und auch der Bundesrath gab ihm nach kurzer Zeit 
feine Zuſtinmung. 
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Nach weitern 25 Jahren fand ſich allerdings die Geſetz⸗ 
gebung veranlaßt, mit harten Strafvorſchriften gegen den Wucher 
ſich zu beſchaftigen. 

Nachdem der nationalliperale Führer für weitere Befreiung 
des Capitals gewirkt hatte, lam gleich nachher ein Antrag der 
Fortſchrittspartei, Schulze⸗Delitzſch, Becker⸗ Dortmund und Ge⸗ 
noſſen, auf weitere Befreiung der Arbeit zur Erörterung. 

Seit langer Zeit beftanden in Preußen und anderwärts 
Verbote von Verabredungen und Vereinigungen, fei es der 
Arbeitgeber ober der Arbeiter, behufs der Erlangung günftiger 
Arbeitsbedingungen, namentlich wittelſt Einſtellung der Arbeit 
oder Entlaſſung der Arbeiter; weiterer ſtrafrechtlicher Verfolgung 
unterlagen dabei vorkommende Contractbrüche, ſowie gewaltſame 
Verſuche, jemanden zur Theilnahme an einem Ausſtande zu 
zwingen. 

Der Antrag Schulze begehrte kurz und rund die Aufhebung 
aller dieſer Veſtimmungen, mit dem Zuſate, daß jeder Arbeit⸗ 
geber jeden Arbeiter annehmen, jeder Arbeiter bei jedem Arbeit⸗ 
geber eintreten könne, unter Wegfall aller hindern den Vorſchriſten 
der beſtehenden Gewerbe⸗Ordnungen. 

Im Allgemeinen begegnete der Antrag einer günſtigen 
Stimmung im Haufe, wenn es auch zweifelhaft erſchien, ob er 
nicht in einzelnen Punkten zu weit ginge, und ob er unter den 
gegebenen Rechtsverhältniſſen fo kurzer Hand ſich würde durch⸗ 
führen laſſen, eine Frage, welche die Antragſteller nach radicaler 
Weiſe feiner Berückſichtigung werth erachteten. Es lam denn 
auch von den Freiconſervativen ein Gegenantrag: den Bundes⸗ 
kunzler aufzufordern, auf Grundlage eines 1866 im preußiſchen 
Landtage eingebrachten, aber nicht zum Beſchluß gediehenen 
Entwurfs (welcher die Coalitionsfreiheit ertheilte, aber ihren 
Mißbrauch mit Strafe bedrohte), eine näher erwogene Geſet⸗ 
vorlage ausarbeiten zu laſſen. 

Die Nalionalliberalen ſtanden dem Antrag Schulze näher 
und begnügten ſich mit zwei Verbeſſerungsvorſchlägen, einem 
von Bähr und Genoſſen, nach welchem das Geſetz auf Seefahrer 
und auf Hausgeſinde keine Anwendung finden folle, einem andern 
von Lasker und Genoſſen, daß jedem Theilnehmer an einer 
unter dies Geſetz fallenden Coalition jeder Zeit der Rücktritt 
von ſolchen Verabredungen freiſtehe, und aus letzteren weder 
Klage noch Einrede Statt finde. 
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Die Debatte richtete ihre Aufmerkſamleit, wie begreiflich, 
weniger auf die Arbeitgeber, als auf die Arbeiter. Hier erörterte 
fie nach allen Seiten deren Lage und Vehürfniffe, und vor 
Allem den Anſpruch jedes Arbeiters auf gleiche perſönliche 
Freiheitsrechte mit allen andern Glaffen der Bevölkerung. Die 
Frage, in welche Stellung der Staat gegenüber einer weitern 
Entwicklung der fociafiftifhen Arbeiterroalitionen gegenüber 
einem feſt geſchloſſenen Verbande von vielen taufend Clubs mit 
Millionen Mitgliedern gerathen könne, wurde nicht aufgeworfen, 
trotz der nahe liegenden Erinnerung an die Leistungen der franz 
zöſiſchen Jacobiner von 1792. 

Im Namen der Antragſteller bezog ſich Becker (Dortmund) 
in erſter Linie auf das allgemeine gleiche Stimmrecht. Es ſei 
unmöglich, einer großen Claſſe von Bürgern das Vereinsrecht 
zu verſchränken, nachdem man ihnen die hödhfte Function, die 
Wahl der Geſeßgeber, eingeräumt habe. Bismarck ſchwieg zu 
dieſer logiſch ſehr anfechtbaren Folgerung aus dem von ihm be⸗ 
vorzugten Wahlſyſten. Wagener (Neuſtettin) erklärte fich gegen 
den Antrag, als völlig nutzlos für die Verbeſſerung der Lage 
der Urbeiter. Ricardo und Laſſalle, ſag te er, haben das eherne 
Lohngeſetz bewieſen, nach welchem die Coneurrenz den Lohn des 
Arbeilers niemals über das Minimum der Koſten feiner Epiftenz 
emporſteigen Laffe: daran könne fo wenig, wie an irgend einem 
Naturgeſetz, die Coalitionsfreiheit etwas ändern. Helfen könne 
den Arbeitern nur die Einrichtung von Productiv⸗Aſſociationen, 
wobei eine Genoſſenſchaft von Arbeitern ſelbſt die Leitung und 
das Riſico des Geſchäfts übernähme, der Staat aber das er⸗ 
forderliche Grün dungscapital dazu liefere. 

Es ift verwunderlich, mit welcher Sicherheit damals das 
Evangelium vom ehernen Lohngeſetz verkündet wurde, obgleich 
ſchon in jener Zeit einleuchtend ſein mußte, daß die Concurrenz, 
die Vorausſetzung des angeblichen Geſetzes, in jedem Augenblick 
durch Vereinigung der Concurrenten aufgehoben werden kann. 
Bekanntlich hat dann auch neuerlich die ſocialiſtiſche Partei das 
eherne Lohngeſetz officiell zum alten Eiſen geworfen, da ihre 
Arbeiter ſelbſt deſſen vernichtende Widerlegung lieferten, indem 
fie alljährlich Taufende und Hunderttauſende für ihre Partei⸗ 
zwecke zu erſparen vermochten. Die Rentabilität der Productive 
Affoeiationen in ihren verſchiedenen Formen iſt heute noch eine 
offene Frage: uns intereſſirt an dieſer Stelle beſonders die 
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Erklärung, mit der Lasker die von Laſſalle und Wagener gefor⸗ 
derte Staatöhülfe zu deren Errichtung ablehnte. 

Nach dem er die Coalitionsfreiheit nach denſelben Geſichts⸗ 
punkten wie Becker (Dortmund) gefordert, wandte er ſich gegen 
die angebliche Todſeindſchaft zwiſchen Capital und Arbeit, welche 
mit wachſender Bildung und bes halb auch mit wachsender Freie 
heit der Arbeiter mehr und mehr verſchwinden würde. Der 
Antrag wolle alſo den Arbeitern freieres Feld für ihre Thatigleit 
und deren Früchte verſchaffen. Aber, fuhr er fort, man ſolle 
nicht, wie Wagener, ihnen fagen, daß fie einen Anſpruch auf 
Geſchente vom Staate hätten, ohne dafür das Entſprechende 
geleistet zu haben. Wenn ein Menſch in feiner Jugend nichts 
lerne, als Steine Mopfen oder Laſten tragen, fo ſei er nicht 
berechtigt, vom Staate hahe Einkünfte zu begehren. 

So einfach dies für viele ſeiner Zuhörer klingen mochte, 
fo ſcharf bezeichnete es den vielleicht tiefſten Gegenſatz zwiſchen 
der überalen und der focialiftifchen Partei, die höhere Werte 
ſchatzung bier der geiſtigen, dort der Handarbeit. 

Die Verhandlung wandte ſich darauf zu der Prüfung, ob 
und wie dem möglichen Mißbrauch der Coalitionsfreiheit durch 
geſetzliche Vorſchriften zu ſteuern ſei. Vor Allem zwei Fragen 
kamen hier zur Sprache: 

Die erfte: ſoll in dem Verhältniß zwiſchen Arbeitgeber und 
Arbeiter der Contractbruch unter Strafe geſtellt werden? 

Die zweite: ſoll ein Specialgeſetz die Arbeiter mit Strafe 
bedrohn, die bei einem Ausſtande ihre fortarbeitenden Genoſſen 
thätlich miß handeln oder in Verruf erklären? 

Der freiconſervative Abgeordnete Devens ſprach kräftig da⸗ 
gegen. Die Urheber des Verrufs werde man nicht erkennen; 
Mißhandlungen würden ſchon nach dem allgemeinen Geſetz be⸗ 
ſtraft: wozu alſo ein Ausnahmegeſetz, welches bei den Arbeitern 
alg eine fie allein treffende Freiheilsbeſchränkung bie furchtbarſte 
Erbitterung hervorrufen würde? In gleichem Sinne erklärte 
Schweiger: die Ausftände, wenn auch Anfangs verluſtreich für 
die Arbeiter, werden ſich fort und fort als das einzige Mittel 
zur Negulirung der Löhne wiederholen; thun Sie alſo dazu, 
durch Fortſchaffung aller Schranten Ordnung und Mäßigung 
zu bewahren. 

Ganz anders lautete die Ausführung des Abgeordneten 
Stumm. Die Eoalitionsfreiheit ſei überhaupt nicht durchführbar 
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vor einer Reviſton der in den Bundesſtaaten beſtehenden Ge⸗ 
werbe-Ordnungen. Sodann mache fie auch eine Reviſion der 
Armen-Geſete erforberlich. Wenigstens würde nach den preußiſchen 
die Gemeinde die durch ſelbſtgewollten Ausſtand hungernden 
Arbeiter ernähren müſſen, was doch unmöglich die Abſicht des 
Hauſes fein könne. Unter allen Umſtanden müſſe bei der Coa⸗ 
litionsfreiheit die Minorität gegen den Zwang der Majorität 
geſchützt ſein, ſowohl durch den Antrag Lasker, daß aus Verab⸗ 
redungen dieſer Art kein Klagerecht erwachſe, ſondern jedem 
Theilnehmer zu jeder Zeit der Rücktritt freiftehe, als auch durch 
beſonders ſcharfe Strafbeſtimmungen gegen Verruf und Miß⸗ 
handlung der Minorität. Denn beides ſei nicht Verletzung, 
ſondern Erhaltung der perſönlichen Freiheit. 

Gegen die ſtrafrechtliche Verfolgung des Contraetbruchs bei 
einem Ausſtande hatten Lasler und Andere die Gehäſſigleit eines 
Aus nahmegeſetzes betont, welches die Arbeiter vor das Straf⸗ 
gericht weife wegen einer Handlung, die ſonſt in aller Welt 
nur die civilrechtliche Klage auf Entschädigung zur Folge habe. 

Stumm bemerkte dazu, ohne auf die hiriſtiſche Erörterung 
einzugehn: die Aufhebung des Strafgeſetzes gegen Contractbruch 
würde in erſter Linie den Arbeitern ſchaden Denn da die 
Civilllage auf Entſchädigung faſt immer unfruchtbar fein würde, 
fo würden mit dem Wegfall der Strafdrohung die Arbeitgeber 
ſich genöthigt ſehn, bei ihren Contracten jede Ründigungsfriſt 
auszuſchließen, oder eine Cautions leiſtung durch Lohnabzüge 
herbeizuführen. 

Die Gegner rügten, daß Stumm das ganze Verhältniß 
durchaus einfeitig vom Standpunkte des Arbeitgebers betrachte 
Nun wohl, Stumm war ein Arbeitgeber, aber daß er zugleich 
ein nach allen Beziehungen einſichtiger Beobachter war, haben 
die nüchſten Jahrzehnte nach feiner Rede in volles Licht geſetzt. 
Seit der Aufhebung der Strafe gegen Contractbruch hat ſich, wie 
er es voraus geſagt, die Beſeitigung jeder Kündigungsfriſt für 
beide Porteien im Arbeitvertrag durch immer weitere Zweige 
unferer Induſtcie verbreitet. Daß feine Forderung des kräftigen 
Schutzes der Minorität bei Arbeiter⸗Coalitionen wohl begründet 
war, hat die Erfahrung in ſtets wachſendem Maaße gezeigt; 
man ann fagen, fie fei zum ſpringenden Punkte in der ſocka⸗ 
Uiſtiſchen Bewegung geworden. Das Verſahren der im Ausftande 
befindlichen Schaar, die fortarbeitenden oder neu eintretenden 
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Wertleute mit Waffengewalt zum Ausſtande zu zwingen, wird 
aller Orten fo weit wie möglich geübt und laut als unveräußer⸗ 
liches Freiheitsrecht verkündet. Dieſes Jreiheitsrecht zur Er⸗ 
drückung der Freiheit iſt logisch widerſinnig, praltiſch aber höchſt 
begreiflich. Denn gelangt es zur Anerkennung, ſo ſind die Ar⸗ 
beiter die Herrn der Induſtrie, und Herrſchaft, nicht Freiheit ift 
das Ziel der Partei. 

Entſprechend den erſten Worten Stumm's erhob ſich jetzt 
Delbrück zu der Erklürung, daß ohne Zweifel die Zeit der Be⸗ 
ſchränkungen der Coslitionsfreiheit vorüber ſei. Aber für die 
ſofortige Erlaſſung eines Gefepes ſei die Lage der Dinge noch 
nicht reif; es fei unerläßlich, daß eine Nevifion der Gewerbe⸗ 
Orbnungen ihr vorhergehe. 

Auf die Entſchließungen der Mehrheit hatte dieſe Erklärung, 
daß für jetzt aus der Sache nichts werden würde, wenn über⸗ 
Haupt einen Einfluß, dann nur den, daß man bei der Abftimmung 
im Einzelnen nicht mehr an das Erreichbare, ſondern nur an 
das Wünſchens werthe dachte. Die beiden nationalliberalen Amen. 
dements wurden angenommen, ſodann die Strafdrohungen gegen 
Contractbruch und Mißhandlung der Minorität beſeitigt, der 
auffchiebende Antrag der Freiconſervativen und ein Antrag auf 
Einrichtung von Schiedsgerichten abgelehnt, und ſchließlich der 
ganze Geſetentwurf mit 129 gegen 71 Stimmen angenommen. 

Der Bundes rath verſagte ihm dann die Beſtätigung. 


Wir wenden uns jetzt zu der Hauptaufgabe der ganzen 
Seſſion, der Verhandlung über die Zollvereinsverträge vom 
8. Juli, in welche der Reichstag am 8. October eintrat. 

Die Lage der Dinge im Süden war damals die folgende. 

Bereits iſt oben erwähnt worden, mit welcher Entſchloſſenheit 
noch vor Bismarcks Rundſchreiben der Großherzog von Baden 
am 5. September in feiner Thronxede zur Eröffnung des Land» 
tags ſeinen Willen ausgeſprochen hatte, der nationalen Einigung 
mit dem norddeutſchen Bunde nachzuſtreben. Ganz in dieſem 
Sinne empfahl der patriotiſche Fürft feinen Ständen die Annahme 
der preußiſchen Schutz- und Trutzbündniſſe, die vollftändige 
Durchführung der norddeutſchen Kriegsverſaſſung bei dem badi⸗ 
ſchen Contingent, die Zuſtimmung zu der neuen Form des 
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Zollvereins. Er ſtellte im Innern eine Reihe liberaler Geſetz 
entwürfe über Miniſterverantwortlichkeit, über den Schutz der 
parlamentariſchen Redefreiheit, über die Preſſe, das Vereinsweſen. 
den Volksunterricht, ſowie eine fortſchreitende Erweiterung des 
Eiſenbahnen⸗ und Landſtraßen⸗Reßes in Ausſicht, und erſuchte 
um die Bewilligung der zu dieſen Zwecken erforderlichen Steuer⸗ 
erhöhung. Zum Schluſſe deutete er die Hoffnung an, daß eine 
gemeinſame deutſche Ordnung des Poſt⸗ und Telegraphen⸗, des 
Münz-, Maaß- und Gewichtsweſens bald zu erreichen fein 
werde. 

Am 10. September ſprach die mit allen gegen eine Stimme 
angenommene Adreſſe der erſten, am 16. die mit allen gegen 
fünf Stimmen keſchloſſene Adreſſe der zweiten Kammer die voll⸗ 
ſtändige Übereinſtimmung der Volksvertretung mit dem Inhalt 
der Thronrede aus. Vierzehn Tage ſpäter genehmigte die zweite 
Kammer, wieder mit allen gegen eine Stimme, die geſehliche 
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, und am 5. October 
trat die erſte Kammer einftimmig dieſem Beſchluſſe bei. Schon 
damals war alſo irgend ein Zweiſel an der Annahme der Ver⸗ 
trüge durch Baden unmöglich. 

In ſcharſem Gegenſatze zu dieſer Geſinnung wurden die 
Verträge in Württemberg mit einem Chorus wilder Verwün⸗ 
ſchungen begrüßt. Die Volkspartei und die Schutzöllner wett⸗ 
eiferten, in den grüßlichſten Farben das Verderben Württembergs 
zu ſchildern, wenn es dem Landesverräther, der politiſchen Wind⸗ 
fahne, dem Urheber dieſer Schandverträge, dem Minifter Varn⸗ 
büler, gelänge, die Kammern zur Genehmigung ſeines Werkes 
zu zwingen, und damit den edlen ſchwäbiſchen Stamm zum 
Vaſallen und Sclaven des preußiſchen zu machen. Allen voran 
erhob ſich der Abgeordnete Moriz Mohl zu einem „Mahnruf 
vor den äußerſten Gefahren“, einem Buche von mehr als 400 
Seiten, das in zehn Tagen zwei ſtarke Auflagen erlebte. Wir 
geben eine Auswahl der bezeichnendſten Stellen, da wir alle in 
den ſüddeutſchen Kammern damals erhobenen Angriffe gegen die 
Verbindung mit Preußen hier geſammelt finden. Wie verblendet, 
rief Mohl, muß ein Süddeutſcher ſein, wie arm an Herz für 
fein biederes Volk, für fein ſchänes Vaterland, um es hingeben 
zu wollen an die Oberherrſchaft des preußiſchen, unſerem Volke 
im innerſten Herzen antipathiſchen Volksſtammes. Die Herrſchaft 
Preußens über Deutſchland, hieß es an einer andern Stelle, 
Sobel, Begründung b. beatſcken Reiches. VI. 13 
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würde ein nach feinem Urſprung und deſſen geſellſchaftlichen 
Folgen halbſlaviſches Weſen zur Geltung bringen und dem auf 
ganz anderen geſellſchaftlichen Grundlagen beruhenden freiheit 
licheren Weſen der rein⸗deutſchen Stämme Süddeutſchlands nicht 
entſprechen. Dies wird nun nach allen Seiten weiter ausgeführt. 
In Schwaben iſt Alles edel und ſchön, eine herrliche Natur, 
ein fruchtbarer Boden, ein freies Volk, ein feſter Rechtsſtaat, 
eine glorreiche Bildung bis hinauf zu den Geiſtesherden, dem 
Wieland, dem Schiller, dem Uhland, dem Auerbach, und allen 
Andern. Dagegen in der norddeutſchen Tiefebene zeigt ſich ein 
armer, ſandiger Boden, das dürre Land vertheilt unter hoch⸗ 
müthige Junker mit Scharen von dürftigen Tagelöhnern, der 
Staat ein Erzeugniß von raſtloſer Eroberung, von Blut und 
Eifen, das Volk gequält durch eine erdrückende Militär- und 
Steuerlast, im Heere geplagt durch adlige Officiere, und in der 
Verwaltung durch adlige Candräthe; die Regierung allmächtig 
gegenüber der Volksvertretung, befpotifch gegen ihre Bundes⸗ 
genoffen, beunruhigend für alle Nachbarn. Sie allein hat bie 
Schuld an der Zerſprengung des deutſchen Bundes, unter welchem 
Deutſchland fünfzig Jahre lang glücheligen Frieden genoffen, 
an dem blutigen Bürgerkrieg, der Deutſchland in drei Sehen 
zerriſſen, an dem Niedergang des deutſchen Gewerbfleißes durch 
ihre die fremde Coneurrenz herbeirufenden Handelsverträge. 
Mit einem ſolchen Staate ſollten wir uns verbünden? Nimmer⸗ 
mehr. Schützen kann er uns ja doch nicht; nur für ſeine Zwecke 
würde er das Blut unferer Söhne verbrauchen. Das Höchſte, 
was wir ihm zuſichern dürfen, wenn er mit Frankreich in Krieg 
geräth, iſt unſere Neutralität. Überhaupt aber wollen wir fo 
wenig wie möglich mit ihm zu ſchaffen haben, und fordern dem⸗ 
nach unſere Kammern auf, auch den neuen Zollverein abzulehnen, 
bei dem nur Vortheil für Preußen und Schaden für uns die 
Folge ſein würde (was dann insbeſondere an der vorgeſchlagenen 
neuen Salzſtener nachgewieſen wurde). In dem Zollparlament 
würden unſere Abgeordneten einer coloſſalen preußiſchen Majo⸗ 
rität gegenüber ſiten: auch hier, wie bei dem Militärweſen, 
würden wir nicht vollkommene Gleichberechtigung, die Bedingung 
jeder gefunden Bundesverfaſſung, erlangen, ſondern von einer 
ſchrankenloſen Übermacht geknechtet werden. 

So oft damals im Süden von preußiſchem Hochmuth ge⸗ 
redet wurde, möchte es doch ſchwer ſein, eine preußiſche Schrift 
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jener Zeit nachzuweiſen, die ein Beiſpiel größerer Selbſtüber⸗ 
hebung und Verblendung lieferte, als es hier Mohl gegeben 
hat. Ich möchte nicht den Ausdruck Arroganz aus Ignoranz 
gebrauchen, denn ein Ignorant war Moriz Mohl wahrhaftig 
nicht; aber der fanatische Abſcheu gegen Alles, was preußiſch 
hieß, war bei ihm fo heftig, daß bei jeder Erwähnung Preußens 
ihm alle Gedanken durch einander kollerten, alle Logik zuſammen⸗ 
brach, und die entgegengeſetten Schmühungen nach allen Rich⸗ 
tungen durch einander hagelten. Die Preußen ſind ſo ſtark, 
daß ſie ganz Europa beunruhigen, aber ſie ſind ſo ſchwach, daß 
ſie den Oberrhein nicht vertheidigen können. Sie ſind arme 
Hungerleider unter dem Joche ihres Adels, aber ihre Induſtrie 
ift fo entwickelt, daß fie viel mehr in den Süden ausführen 
als der Süden nach Preußen, und folglich auf die Dauer unſere 
Production zu Grunde richten. Deshalb könne Preußen den 
Zollverein auch viel weniger entbehren als der Süden; wenn 
Württemberg die Verträge energiſch zurüctſtoße, werde Preußen 
demüthig günſtigere anbieten und allen Staaten das liberum 
veto wieder zubilligen. Die Schilderung des befpotifchen Druckes, 
der auf Preußen laſte, übernimmt er aus den Zeitungen und 
Kammerreden der preußiſchen Fortſchrittspartei; daß aber eine 
ſolche, und neben ihr zahlreiche Schutzöllner, auch im Zoll⸗ 
parlament epiſtiren werden, hat er völlig vergeſſen. Er ſelbſt 
hat in dem geſegneten Württemberg ſein Lebenlang gegen die 
Regierung und die halb feudale, meiſt ſervile, immmer aber ohn⸗ 
mächtige Kammermehrheit geeifert; er erkennt an, daß manche 
Mitglieder der jetzigen Preußenfreunde ihm in dieſen innern 
Handeln tapfer beigeſtanden haben; in der jetzigen Kriſis aber 
ift das Alles ausgelöſcht; mit bitterem Hohne ruft er ihnen zu: 
wenn Euch die Brandenburger Sandbüchſe jo wohlgefällt, jo 
wandert doch aus dahin und laßt uns in unſerem Elend allein. 

Zur Zeit war in Württemberg der Landtag nicht ver⸗ 
ſammelt, die amtliche Vorlage der Verträge erfolgte alſo am 
16. September an den zwiſchen den Seſſionen beſtehenden ſtän⸗ 
diſchen Ausſchuß. Dieſer beſchloß einſtimmig, daß für die An⸗ 
nahme der Verträge die bei Verſaſſungsänderungen nöthige 
Bweibrittel- Mehrheit erforderlich fei, über die Frage aber, ob 
die Annahme den Ständen zu empfehlen ſei, ſpaltete ſich der 
Ausſchuß mit vier gegen vier Stimmen. Auf der einen Seite 
entwickelte Mohl die Gewißheit, daß nach der vorgeſchlagenen 
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Verfaſſung des neuen Zolloereins die füddeutſchen Regierungen 
im Bundesrath und die ſüddeutſchen Abgeordneten im Zoll. 
parlament nur eine verſchwindende Minderheit bilden und nicht 
im Stande ſein würden, die Intereſſen ihrer Länder gegen die 
erdrückende preußiſche Übermacht zu ſchützen, und daß ſchon jetzt 
die vorgeſchlagenen Salz- und Tabakftenern für Württemberg 
eine jahrliche Schädigung von mehr als zwei Millionen Gulden 
herbeiführen müßten. Andrerſeits erinnerte der Abgeordnete Zeller, 
bei jedem Vereine würden ſich für jeden Genoſſen einzelne Vor- 
theile und einzelne Nachtheile ergeben; es komme darauf an, dieſe 
gegen einander und gegen den Geſammtnutzen der Vereinigung 
abzuwägen; eine ſolche Rechnung ergebe auch für Württemberg 
ein mächtiges Ubergewicht des Gewinns; man möge bedenken, 
daß die Verwerfung der Verträge den Ausſchluß Württembergs 
aus dem Zollverein bedeute. Dieſe Erörterungen wiederholten 
fich dann in den Befchlüffen einer Landes verſammlung der na- 
tionalen Partei am 27. September, die ſich dabei einſtweilen nur 
als einen nicht eben ſtarken Theil der gebildeten Claſſe heraus⸗ 
ſtellte, und einer Landes verſammlung der demokratiſchen Volks⸗ 
partei am 29. September, wo unter großem Zulauf die Ab⸗ 
lehnung der Verträge und jeder neuen Steuer, die Absetzung 
Varnbüler's, die Einführung des Milizſyſtems und eine Reviſion 
der Verfaſſung gefordert wurde. 

Noch war nicht abzuſehn, wie die ſchließliche Entscheidung 
ausfallen würde. 

Was endlich Bayern betraf, ſo trat dort der Landtag am 
30. September wieder zuſammen und erhielt ſogleich die Er⸗ 
klärung der Regierung, daß die neuen Verhäleniſſe eine Steuer⸗ 
erhöhung von fünfzig Procent nöthig machten: was allerdings 
nicht dazu beitrug, die neuen Verhältniffe dem Volle angenehm 
erſcheinen zu laſſen. Immerhin empfahl am 4. Oltober eine 
gut beſuchte Landesverſanunlung der nationalen Partei nicht 
bloß die Annahme der Verträge, ſondern forderte offen den 
Eintritt Bayerns in den norddeutſchen Bund. Im Übrigen 
aber war damals das Land erfüllt mit dem Geräuſche einer 
doppelten ultramontanen Agitation gegen die liberalen Tendenzen 
der Regierung, wie fie Fürft Hohenlohe im Januar zur innern 
Stärkung Bayerns und feſter Begründung feiner Unabhängig⸗ 
leit unter dem Beifall der Kammer angekündigt hatte. Der 
eine Anſturm, von Regensburg ausgehend, richtete ſich ſpeciell 


00 Google 


1867 Verhandlungen des Reichstags über den Zollverein. 197 


gegen ein von der Regierung entworfenes Schulgeſetz mit den 
bekannten Reden, daß die Leitung des Unterrichts nach Gottes 
Ordnung ein unveräußerliches Pecht der Kirche ſei. Der andere 
ſuchte von Paſſau aus eine Adreſſe an den König in allen 
Gemeinden des Landes zu verbreiten, daß man in der Mehr⸗ 
heit der zweiten Kammer nicht mehr die Vertreter des bayeriſchen 
Volkes erkenne und deshalb die ſofortige Auflöſung derſelben 
begehre. 

Dem Minifterium Hohenlohe ſtanden alſo ſchwere Tage 
bevor, und jedermann wußte, daß feine klerikalen Widerſacher 
auch aufrichtige Feinde des norddeutſchen Bundes waren. 

Dieſe Unſicherheit der fübdeutfehen Verhältniſſe übte begreif⸗ 
licher Weiſe einen ſtarten Einfluß auf die Verhandlungen des 
norddeutſchen Reichstags über den Zollverein aus, ja bildete im 
Grunde beinahe den einzigen Gegenſtand derſelben. Denn von 
einem fachlichen Widerſpruch gegen den Zollverein und deſſen 
neue Geſtaltung war hier keine Rede; der Berichterſtatter Mi⸗ 
chaelis, wohl der durchgebildetſte Nationalötonom des Hauſes, 
legte unter allgemeiner Zuſtimmung die Vortheile der vorge⸗ 
ſchlagenen Einrichtungen dar, wandte ſich bann aber zu einer 
Erwägung der Folgen, welche die Annahme der Verträge durch 
die Südſtaaten herbeiführen könnte, und dieſes Mal klangen 
feine Schlüſſe nichts weniger als einladend und drängend zu 
ſofortiger Vereinigung. Im Gegentheil, mit höfüchen aber 
deutlichen Wendungen betonte er, daß widerwillige Genoſſen 
mehr Schaden als Nutzen bringen würden; der Eintritt einer 
Schaar von ſüddeutſchen Abgeordneten könnte leicht fehr bedenk⸗ 
liche Verſchiebungen in den Parteiverhältniſſen des Reichstags 
herbeiführen; ſolche Beſorgniſſe könnten nur in dem Wlaaße 
ſchwin den, in welchem Nord und Süd immer vollſtändiger zur 
Einheit verſchmölzen; er ftelle alſo anheim, die Aufnahme in 
den Zollverein nur den Staaten zu bewilligen, welche ſich zu 
feſter Aufrechthaltung auch der Schutz- und Trutz bündniſſe ver⸗ 
ſtünden. Dies ging unmittelbar an die Adreſſe der Württem⸗ 
berger Kammern, da nach der bayeriſchen Verfaſſung die Bünd⸗ 
niſſe einer ſtändiſchen Genehmigung nicht bedurften. Überhaupt 
aber enthielt es eine beftimmte Erklarung gegen die von Mohl 
geäußerte Meinung, Preußen werde nach Ablehnung des Ver⸗ 
trags vom 8. Juli den Zollverein mit dem liberum veto noch 
weiter fortfegen. Carlowitz ſchürſte den hier angeſchlagenen Ton, 
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indem er die im Juni der baheriſchen Regierung gemachten. Zu⸗ 
geftändniffe bedauerte; im Gegentheil, er hätte es lieber ge⸗ 
ſehn, wenn Preußen den proviſoriſchen Zuſtand, den Zollverein 
auf halbjährige Kündigung, noch hätte fortbauern laſſen. Braun 
(Wiesbaden) gab den ſüddeutſchen Kammern zu bedenken, daß 
der heutige Veſchluß des Reichstags nur ein vorläufiger fei und 
erſt in der zweiten Leſung ein endgültiger werde; der Ausgang 
würde dann von ihrem Verhalten abhängen, da Norddeutſchland 
den Zollverein entbehren könne, der Süden aber nicht in dieſer 
günftigen Lage fei. Übrigens hoffe er das Beſte, denn die Zahl 
der Gleichgeſinnten im Süden ſei größer, als der Lärm der feind- 
lichen Parteien vermuthen laſſe. 

Der Vertrag vom 8. Juli wurde darauf mit allen gegen eine 
Stimme genehmigt. 

Es zeigte ſich ſehr bald, daß Braun's und Michaelis“ Ber 
merkungen nicht gegenſtandlos geweſen waren. Zwar empfahl 
an demſelben Tage, dem 8. October, Fürſt Hohenlohe der zweiten 
Kammer die Annahme der Verträge, und wiederholte dazu die 
frühere Erklärung, daß er auf einen Staatenbund des ganzen 
Südens mit dem Norden, unter voller Wahrung der bayerischen 
Unabhängigkeit, und dann auf eine Allianz dieſes Staatenbundes 
mit Sſterreich inne. Auch der Ausſchuß, an welchen bie Kam⸗ 
mer die Vorlagen verwies — den Zollvertrag, den Salzvertrag, 
das Wahlgeſetz für die Abgeordneten zum Zollparlament — 
kam zu dem Beſchluſſe, die Annahme des Ganzen der Kammer 
nachdrücklich zu empfehlen. Aber nachdem der Verichterftatter 
Feuſtel am 21. October dies beredt und eindringlich ausgeführt 
hatte, erhob ſich doch ein Redekampſ von ſellner Leidenſchaft und 
Erbitterung. Dies iſt die dritte Sclavenkette, rief der ultra⸗ 
montane Ruland, die um Bayerns Hals gelegt wird nach dem 
franzöſiſchen Handelsvertrag und den Friedensſchlüſſen des vorigen 
Jahrs: glücklich preiſe ich den verſtorbenen Herrn von Lerchen⸗ 
feld, daß er die Schande ſeines Vaterlandes nicht mehr erlebt 
hat. Nach ihm verhöhnte fein Parteigenoffe Jörg den Minifter, 
daß er verheißen habe, über die Linien feines Programms nicht 
hinausgehn zu wollen. Die Conſequenz der Thatſachen werde 
ihn unwiderſtehlich weiter drängen, bis die Unterwerfung Bayerns 
vollſtandig fei. Unerträglich werde die Stellung der baperiſchen 
Abgeordneten im Zollparlamente fein: fie werden naturgemäß; 
aus biefer Lage herausdrängen, und das können fie nur, indem 
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fie den Eintritt Bayerns in den Nordbund anſtreben. Ich 
prophezeie Ihnen, ſagte er, ſo viel Zolldeputirte Sie nach 
Berlin ſchiken, fo viel Miſſionäre für den Geſammteintritt 
Bayerns in den Nordbund werden zu Ihnen zurückkehren. Es 
ſchien ihm alſo Berlin doch kein fo abſchrecken der Ort zu fein, 
wie feinem ſchwäbiſchen Mitlämpfer Mohl. Indeſſen beeilte er 
ſich, das unvorſichtige Wort wieder zurüczuziehn. Von Preußen, 
fügte er hinzu, erwarte ich jede Art von Centralismus, Säbel 
herrſchaft, Cüſarismus; wir müſſen auch den Zollverein an die 
Rettung der Freiheit wagen. Wenn dies hohe Haus Ne in zu 
diefen Verträgen ſagt, fo wird das ein Schlag fein, der durch 
ganz Europa nachzittern wird. An Selbſtgefühl, ſehn wir, fehlte 
es Jörg ſo wenig wie Herrn Moriz Mohl. 

Jedoch, weder die Kammer noch das Land wollte, um 
Europa zittern zu machen, die Früchte des Zollvereins weg⸗ 
werfen. Nach zweitägiger Debatte genehmigte die Kammer am 
22. October den Zollvereinsvertrag mit 117 gegen 17 Stimmen, 
und am 23. die beiden andern Vorlagen mit einer noch ſtärkern 
Majorität. Man hielt damit die Sache für erledigt. Allein gleich 
am folgenden Tage zeigte ſich, daß die erfie ganmer, die 
hohen Herrn Neichsrülhe, von denſelben politiſchen Anſchauungen 
wie die Darmſtädter Standesherrn erfüllt waren. Ihr Aus⸗ 
ſchuß ftellte mit allen gegen eine Stimme den Antrag auf Ber⸗ 
werfung der Verträge. 

Da ging denn nun freilich kein Zittern durch Europa, wohl 
aber eine mächtige Unruhe durch das bayeriſche Land. Die 
handel⸗ und gewerbtreibende, die geſammte ftäbtifche Bevölkerung 
gerieth in fieberhafte Aufregung. Unaufhörlich lieſen Telegramme 
und Adreſſen gegen die Zerreißung des Zollvereins bei den 
hohen Herm ein. Einigen Eindruck brachten fie immerhin her⸗ 
vor. Der Berichterſtatter des Ausſchuſſes, Freiherr von Thüngen, 
beantragte am 26. die Verwerfung, darauf aber brachte Fürſt 
Löwenſtein einen Vermittlungs vorſchlag ein: die Verträge unter 
der Bedingung anzunehmen, daß dem Staate Bayern das bis⸗ 
her gewährte Recht der Zuftimmung oder Ablehnung auch in 
den neuen Verträgen erhalten bleibe. Durch eine gewiſſe Partei, 
bemerkte der Fürft, und felbft durch preußiſche Agenten find im 
Lande große Beſorzniſſe verbreitet worden, fo daß ein paniſcher 
Schrecken herrſcht. Zuerſt der Ausſchuß, und dann das hohe 


Haus nahm den Antrag beinahe einftimmig an. 
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Noch am Abend reiſten Hohenlohe und Thüngen nach 
Berlin, um bei Bismarck für die Errettung des liberum veto 
thätig zu fein. Bereits aber hatte dort ihr Beſchluß eine ihren 
Wänſchen gerade entgegengefegte Wirkung herbeigeführt. 

In denſelben Stunden, in welchen Löwenſtein redete, am 
28. October, begann der norddeutſche Reichstag feine Schlußbe⸗ 
rathung der Verträge. Man kannte Thüngen 's Antrag auf 
deren Verwerfung; die Folge war, daß man den Preis ſteigerte, 
für deſſen Bezahlung Bayern ihre Vortheile erlangen könnte. 
Braun (Wiesbaden) ſtellte den Antrag, die Genehmigung der 
Verträge zu ertheilen, und zwar für jeden der ſüddeutſchen 
Staaten nur unter der Bedingung, daß die rechtliche Verbindlichkeit 
des von ihm mit Preußen geſchloſſenen Schutz und Trußbünd⸗ 
niſſes nicht in Frage geſtellt werde, und ferner das Bundes⸗ 
präſidium zu ermächtigen, falls der Vertrag nicht mit allen 
Staaten zur Ausführung komme, dann im Terte die daraus ſich 
ergebenden Anderungen herzuſtellen. 

Alſo gewiß keine Anderung des Vertrags im particulnen 
Sinne. In Gegentheil, wer das Zollbündniß wünſchte, mußte 
das Waffenbündniß hinzunehmen. 

Wie in Süddeutſchland legten auch hier Demokraten und 
Ultramontane dagegen Verwahrung ein. 

Herr von Mallinckrodt, in deſſen Innern hinter einer 
ſtreng feſtgehaltener Ruhe ein leidenſchaftlicher Grimm gegen 
die Ergebniſſe von 1866 kochten, führte aus, daß Braun's Zu⸗ 
fähe, da fie ohne Vorwiſſen der ſüddeutſchen Regierungen er⸗ 
ſchienen, dem Vertrage vom 8. Juli die bindende Kraft nähmen; 
es ſei übrigens gegen alle Logik, zwei fo himmelweit aus⸗ 
einander liegende Dinge wie Zollverein und Waffenbund in 
einem Vertrag zuſammenkoppeln zu wollen, und endlich, wie 
könne ein verſtändiger Politiker ſolchen Schutz- und Trußbünd⸗ 
niſſen, die nicht auf einen ſpeciellen Anlaß und Zweck geſchloſſen 
worden, irgend eine Bedeutung beilegen. 

Löwe (Calbe) und Waldeck ſchätzten die Bündniſſe. Aber 
weshalb die Regierung in Sachen des Zollvereins daran binden? 
Dieſes Mal find wir es, welche der Regierung freiere Bewegung 
laſſen wollen. 

Miquel antwortete zunächſt durch eine Unterſcheidung zwiſchen 
den Gegnern Löwe und feine Freunde wollen wie wir den 
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Nationalſtaat und wünſchen nur andere Mittel als wir. Mallinck⸗ 
rodt und Gen oſſen aber wollen dieſen Nationalſtaat nicht und 
bezeugen uns durch ihren Widerſpruch die Wirksamkeit unferer 
Vorſchläge. Die Erörterungen der ultramontanen Partei körmen 
wir alſo weder im Norden noch im Süden acceptiren. Ihr 
Münchener Hauptorgan, der Volksbote, ſtrebt offen zu einer An⸗ 
näherung an Frankreich hin. Die bayeriſchen Reichsräthe fordern 
laut die Verwerfung der Berträge. Wie Mallinckrodt dieſen unſern 
Gegnern, wollen wir unſern Freunden im Süden zu Hülfe kommen. 

Wenn Mohl geklagt hatte, daß durch die neue Salzſteuer 
der Süden benachtheiligt werde, ſo erhielt er hier die Antwort. 
In den Zollſachen, ſagte Miquel, hat der Norden dem Süden 
ſtets das höchſte Entgegenkommen gezeigt: durch die Vertheilung 
der Erträge nach der Kopfzahl der Einwohner hat der Süden 
ein thatſächliches Präcipuum von drei Millionen jährlich, das er 
mit dem Austritt aus dem Zollverein einbüßte. 

Mallinckrodt rügt, es beſtehe keine rechtliche Verbindung 
zwiſchen Zollverein und Kriegsbündniß. Ganz recht, eben des⸗ 
halb ſoll unſer Antrag fie ſchaffen. Wir wollen leine Gemein⸗ 
ſchaft, wo der Genoſſe uns erklärte, er wolle ihre Vortheile 
genießen, aber ihre Gefahren nicht mittragen, 

Der letzte Theil unſeres Antrags ſoll vor Allem Baden die 
ausdrückliche Sicherheit geben, daß, wenn die beiden Königreiche 
die nationale Fahne verließen, dies kein Grund wäre, Baden 
zurückzuweiſen. 

Jetzt erklürte auch Bismarck die Stellung der verbündeten 
Regierungen. Leider fei nach den Telegrammen von heute früh 
die Verwerfung der Verträge durch die bayeriſchen Meichsräthe 
höchſt wahrſcheinlich: für dieſen Fall ſtehe er nicht an zu erllären, 
daß der Antrag Braun die Anſchauungen des Bundesraths 
vollſtändig ausdrüde. Es liege hierin keine Drohung gegen 
die Süddeutschen; es ſei nur die Wahrung der Freiheit der 
Entschließungen, die man den füddeulſchen Brüdem nie ver- 
kümmert habe. 

Daraus, fuhr er fort, habe ich nie ein Hehl gemacht, daß 
bie wirthſchaftliche Gemeinschaft mit der Wehrgemeinfgaft Hand 
in Hand geht. Wir hätten die Zollverträge nicht abgeſchloſſen, 
wenn wir den leiſeſten Zweifel an der Sicherheit der Bundes⸗ 
verträge gehabt hatten, und auch heute noch habe ich kein Miß⸗ 
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trauen gegen die Bundestreue der ſüddeutſchen Souveräne; fie, 
die Schwächern, ſind es ja geweſen, die uns den Antrag auf 
die Bündniſſe entgegen gebracht haben. Würden dieſe in Frage 
geſtellt, jo würden wir den Zollverein ſofort kündigen. 

Der Ausgang der Verhandlung ſtand feſt ſeit ihrem erſten 
Worte. Die Verträge wurden genehmigt, und der Antrag Braun 
mit 177 gegen 26 Stimmen angenommen. Am Nachmittag 
fand der Schluß der Reichstagsſeſſion ſtatt, wobei auch die 
Thronrede hervorhob, daß die unentbehrlichen Reformen in der 
Verfaſſung des Zollvereins vorübergehenden Schwierigkeiten 
nicht geopfert werden dürfen, und daß die Gemeinſchaft der 
wirthſchaftlichen Intereſſen die nationale Verpflichtung des ge⸗ 
meinſamen Schutzes derſelben zur bertragsmäßigen Voraus⸗ 
ſetzung hat. 

Mit guten Grunde pries die Thronrede die bedeutenden 
Erſolge der Seſſion, weiche in wenigen Wochen durch das 
patriotiſche Zuſammenwirken des Reichstags und des Bundes⸗ 
raths gewonnen worden waren. 

Dieſe Lage der Dinge alſo fanden die beiden bayeriſchen 
Commiſſare vor, als ſie im Laufe des 27. October in Berlin 
anlangten. Alle, aber auch alle Inſtunzen waren einig in der 
Ablehnung ihres Antrags und für die Kündigung des Zoll⸗ 
vereins, wenn Bayern darauf beharren ſollte. Während ſie nun 
am 27. und 28. hoffnungslose Geſpräche darüber führten, tobte 
in ihrer Heimath der populäre Anſturm auf den hohen Reichs⸗ 
rath fort; alle Welt war ſicher, daß die Commiſſare mit leeren 
Händen zurückkommen würden; die Energie der Bewegung für 
den Zollverein wuchs ſtündlich, und gleich nach der Rücklehr 
der Commiſſare beschloß die zweite Kammer mit allen gegen zwölf 
Stimmen die Ablehnung des Zuſaßes Löwenſtein. Was wollten 
die hohen Herrn beginnen? Die Unterwerfung war un ver⸗ 
meidlich: zuerſt ihr Ausſchuß mit 8 Stimmen gegen eine, dann 
am 31. October die Kammer ſelbſt mit 35 gegen 13 Stimmen 
vollzog die unbedingte Genehmigung der Verträge. 

Erdlich in Württemberg, wo der Landtag erſt am 18. Dc- 
tober zufammengetreten war, hatten die Dinge einen ähnlichen 
Verlauf. Troß alles Zeitungslärms erhob ſich, je näher die 
praktiſche Entſcheidung über den Zollverein rückte, die öffentliche 
Meinung, wenn auch nicht fo einmüthig wie in Bayern, jedoch 
völlig überwiegend für den Zollverein. Größere und kleinere 
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Volksberſammlungen, theils für, theils gegen, folgten ſich in 
allen Theilen des Landes; ſümmtliche Handelskammern und die 
fiädtifchen Behörden der Reſidenz forderten die Genehmigung 
der Verträge, und, was bei der Abhängigkeit zahlreicher Volks⸗ 
vertreter von der Regierung ſehr wichtig war, König Karl ſprach 
fich bei mehreren Anläſſen öffentlich mit großem Nachdruck für 
die Annahme des Schut⸗ und Trutzbündniſſes und des Zoll⸗ 
vereins aus. Zuerſt ſtand das Bünduiß am 29. October auf 
der Tagesordnung der zweiten Kammer. Es hatte unverkennbar 
zahlreichere Gegner als der Zollverein, die auch trotz des Berliner 
Beſchluſſes vom 26. ſeſt auf ihrem Sinne blieben. Varnbüler, 
der als Urheber des Bündniſſes, wie wir ſahn, auf das 
Wüthendſte angegriffen wurde, nahm zu ſeiner Vertheidigung 
das Wort mit einer glänzenden, für die Perſon und die Sache 
gleich charakteriſtiſchen Rede. Mit ſtolzer Haltung trat er in 
den Streit ein. Man werſe ihm Unbeſtandigteit, ſeiner Politit 
vor Wie es auch früher geweſen, im Jahre 1886 habe die 
Geſchichte geſprochen und die deutſche Frage gelöst; die Aner⸗ 
kennung dieſer Thatſache ſei uns in dem Frieden dictirt; wenn 
er fortan nicht von dieſer Grundlage aus handle, müffe er ſich 
einen Träumer nennen. So der Beginn, und nicht anders am 
Schluſße: ich ſtehe nicht vor der Kammer, um fie um Gerzeihung 
zu bitten; ich habe die Überzeugung, einen guten Vertrag ge⸗ 
ſchloſſen zu haben; ich ſpreche hier zugleich im Namen meiner 
Collegen; das Haus mag entfeiden, ich erwarte feften Mulhs 
den Richterſpruch der Geſchichte Württembergs. 

In der That war die Darlegung der ſachlichen Gründe 
für den Abſchluß eben ſo packend wie überzeugend; die Unmög⸗ 
lichteit eines Anſchluſſes an Oſterreich, die Unmöglichkeit eines 
Südbundes, die Unmöglichkeit dauernder Iſolirung, das Alles 
wurde unwiderleglich in's Licht geſtellt. Man begehre für uns 
eine permanente Neutralität. Belgien und Luxemburg zeigen, 
was eine ſolche werth iſt. Wer wird ſie reſpectiren? Oder lebt 
bei uns die Kraft der Entfagung und Opferwilligkeit, um fie 
bis auf den letzten Blutstropfen zu vertheibigen? „Dieſe Kraft, 
es thut mir Leid, es zu ſagen, findet man bei uns nicht.“ 

So weit war dem geiſtvollen Manne Alles trefflich ge⸗ 
lungen. Dann aber gelangte er zu zwei Einwürfen, womit die 
Gegner die Verfaſſungswidrigkeit des Vertrags nachzuweiſen 
meinten, und demnach eine (nicht vorhandene) Zweidrittelmehrheit 
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für die Annahme forderten. Der Miniſter, auf die Rettung 
der Verträge bedacht, war hier wie immer nach feinem ſtarken 
Selbſtbewußtſein bereit, für den augenblicklichen Erfolg auch die 
für die Zukunft bedenklichſten Mittel einzuſetzen. Man hatte 
ihm vorgehalten, die unbedingte Zuſage voller Vundeshülfe bei 
jedem preußiſchen Kriege verletzte das Kronrecht des eignen 
Königs: er erwiderte, der Vertrag laſſe der Regierung das 
Recht, bei jeder vorkommenden Verwicklung erſt zu prüfen, ob 
der casus foederis vorliege; er könne das beweiſen, denn bei 
dem Luxemburger Streit habe Bismarck ſelbſt ihn gefragt, ob 
Württemberg hier den Bündnißfall anerkenne. Er ließ dabei 
die Thatſache unberührt, daß das Bündniß dem Genoſſen die 
Integrität feines Gebiets gewährleifte, und in dieſem Falle alſo 
allerdings die Frage entstehen konnte, ob ein Garniſonsrecht im 
Auslande unter den Schuß des Bundes falle, daß daraus aber 
eine allgemeine Folgerung durchaus nicht zu ziehn war. Als 
auf Barnbüler'® Beifpiel hin der franzöſiſche Gesandte in München 
den Fürſten Hohenlohe befragte, auch er erkenne doch ſeiner Re⸗ 
gierung das Recht der Prüfung des Bündnißfalles zu, entgegnete 
Hohenlohe, das fei eine werthlofe Doctorfrage; bei irgend einer 
Verwicklung zwiſchen Preußen und Frankreich würde das baye⸗ 
riſche Volk dem Könige gar keine Wahl laſſen. Ohne Zweifel, 
es war der ſolidere und vorausſchauende Staatsmann, der jo 
redete. 

Die ſchwäbiſchen Demokraten hatten ferner ſich beſchwert, daß 
das preußiſche Bündniß das Land mit einer ſchädlichen Militär⸗ 
laſt bedrohe. Barnbüler erläuterte: nach Bismarcks Erklä- 
rungen ſtelle Preußen uns die Regelung unſeres Militärweſens 
völlig anheim. Es ſei offenbar die Pflicht der Regierung und 
der Kammer, aus eig nem Antrieb dafür zu forgen, daß Württem⸗ 
berg eine gute Armee erhalte, aber der Allianzvertrag an und 
für ſich nöthige fie nicht dazu. 

Es war nach dem Wortlaute des Vertrages völlig wahr, 
aber ein Hohn gegen den Zweck deſſelben. 

Sehr ſchön, fagten darauf die Demokraten, wenn wir alſo 
nur drei Soldaten Halten, diefe aber ſämmtlich Preußen zu 
Hülfe ſchicen, fo haben wir unſere Bundespflicht vollſtündig 
erfüllt. Eine ſolche Geſinnung bedrohte die auch von Varnbüler 
gewünſchte Armereform mit ſchweren Gefahren, für den Augen⸗ 
blick half fie dem Minifter zu vollſtändigem Sieg. Nach feinen 
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Erläuterungen erklärte die Rammer, daß das Schutz⸗ und Trutz⸗ 
bündniß keine Verfaffungsänderung in ſich ſchlſeße, zur Annahme 
alſo die einfache Mehrheit ausreiche, und vollzog dann die Ge⸗ 
nehmigung mit 58 gegen 32 Stimmen. Am 31. October folgte 
die Annahme der Bollocreinsverträge mit 73 gegen 16 Stimmen. 
Die erfte Kammer beſtätigte am 1. November die Zollvereins⸗ 
verträge einſtimmig, das Bündniß mit 23 gegen 6 Stimmen. 
So waren alle Hindemifje überwunden, der Wehrverein ber 
kräftigt, der Zollverein hergeſtellt und von dem Boden des alten 
Staatenbundes hinweg zu der gemeinſamen Angelegenheit eines 
jungen Bundesſtaats erhoben. Als in Berlin am 6. November 
die Ratificationen ausgetauſcht wurden, erklärte Preußen, daß 
die des Nordbundes nur unter der Vorausſetzung erfolge, daß 
die Schutz- und Trutzbündniſſe nicht in Frage geſtellt würden. 
Bayern legte gegen dieſen Vorbehalt Proteſt ein, konnte aber 
damit die Thatſache nicht aus der Welt ſchaffen. Einige Wochen 
fpäter erklärte Varnbüler in der Kammer, es ſei entschiedene 
Anficht der Regierung, daß, nachdem fie durch den Abſchluß 
der beiden Verträge mit Preußen ihre nationale Pflicht erfüllt 
habe, kein Grund vorliege, über dieſe Grenzlinie hinauszugehn. 

Bismarck war zur geit derſelben Meinung. Es wurde 
wohl gejagt, man könne den bayeriſchen Reichsrüthen nur dank⸗ 
bar ſein, daß durch ihren Widerſpruch gegen den Zollverein 
jener Sturm im Lande heworgerufen worden, bei dem die 
Stärke des nationalen Gedankens auch im Süden ſich bekundet 
hatte. Immer aber war daneben auch eine Energie des parti⸗ 
cularen Haſſes an das Tageslicht getreten, von der bis dahin 
in Norddeutſchland nur wenige Menſchen eine Ahnung gehabt 
hatten. Wenn Bismarcks Gedanke richtig war, nur ſolche Ger 
noſſen in den Bund aufzunehmen, die mit voller Freude ein⸗ 
träten, fo ſtand die Vereinigung mit Bayern und Württemberg 
noch in weiter Ferne. Für jetzt konnte höchſtens die Erfüllung 
des badiſchen Wunſches auf Theilnahme am Norbbumde zur 
Sprache kommen. Hier aber hing die Antwort nicht allein von 
den innern Verhältniſſen Deutſchlands ab. 

Che wir jedoch hierauf eintreten, vergegemwärkigen wir uns 
die politiſchen Strömungen in Preußen ſelbſt, welche im Über⸗ 
gange von 1867 auf 1868 die Politik der Regierung bedingten. 
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Nach der allſeitigen Natification des neugeſtalteten Zoll; 
vereins Anfang November 1867 eröffnete ſich für den Grafen 
Bismarck die Ausſicht auf eine lange, nur durch geringe Pauſen 
unterbrochene Reihe parlamentariſcher Arbeiten das lommen de 
Jahr hindurch, im preußiſchen Landtag, im norddeutſchen Reichs 
tag, im Zollparlament, dann wieder im Reichstag und nochmals 
im Landtag. Noch ſchienen bei den allgemeinen Landtagswahlen 
am 7. November der Regierung günſtige Sterne zu leuchten. 
Von ihren beiden Stützen behauptete die conſervative Partei die 
bisherige Stärke, die nationalliberale aber verdreiſachte die ihrige, 
weſentlich durch die Wahlen der annectirten Lande, während die 
radicale Oppoſition beinahe vierzig ihrer bisherigen Sitze ein⸗ 
büßte. Der nationale Schwung der Gemüther, wie ihn die 
Triumphe von 1866 erweckt hatten, ſchien alſo noch fortzudauern, 
und für die weitere Entwicklung in dem fernern Zuſammenwirken 
in und mit den beiden großen Fractionen der Regierung eine 
zuverläſſige Mehrheit geſichert zu fein. 

Aber nur zu bald follte Bismarck erfahren, daß die Zeit 
des nationalen Enthuſiasmus im Schwinden begriffen war, daß 
nur feine lehten Wellen noch einige Einwirkung auf die Land⸗ 
tagswahlen geübt Hatten. War doch ſchon mehr als ein Jahr 
ſeit den herrlichen Jubeltagen verfloſſen, die Aufregung begann 
ſich zu legen, die alten Lebensgewohnheiten, die Baxteiftinmungen 
und Particularintereſſen lumen wieder zum Vorſchein. Über⸗ 
haupt war es in Deutſchland mit zuverläſſigen Mehrheiten und 
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vollends mit miniſteriellen Parteien ſchwach beſtellt. Hier fehlte 
ber Grund der ſtraffen Barteibifeiplin, der in England den Mir 
niſtern den Gehorſam der Mojorität ſichert, die Ernennung der 
Miniſter durch die Majorität, die mit einer Niederlage des Mi- 
niſteriums das Ende der eignen Herrſchaft erlebt. So fand im 
deutſchen Parlament der deutfche Individualismus fröhliche Ent- 
faltung. Der Ehrgeiz des deutſchen Abgeordneten ging ſehr 
ſelten dahin, ein Stück der Regierung zu werden, ſondern er 
frebte als unabhängiger Charalter die Regierung zu beauf⸗ 
ſichtigen, jede ihrer Vorlagen zu kritiſtren und zu amendiren, fie 
zu billigen, ſo weit ſie mit den eignen Anſichten und Intereſſen 
übereinſtimmten, und ſie ſonſt zu verwerfen, mochte die Ab⸗ 
lehnung noch fo fehr die in fich zufammenhängende Politik eines 
übrigens hochgeſchatzten Miniſters ſtören. Der Drang gewiſſen⸗ 
hafter Gründlichkeit, der jeden etwas erheblichen Geſeßentwurf 
mit einer Maſſe einander kreuzender Amendements bedeckte, führte 
ohne Frage in vielen Fällen wichtige Verbeſſerungen herbei, auf 
der andern Seite zerriß er aber auch recht Häufig die innere 
Einheit größerer Geſetze und hinterließ damit den kommenden 
Geſchlechtern ſchwere Aufgaben der juriſtiſchen Auslegung. 

Dieſelbe Gewiſſenhafügleit bethätigte ſich auch in der Bil⸗ 
dung oder Zerſetzung der Parteien. Nur ſehr ſelten kam es 
vor, daß eine Partei ihren Mitgliedern ihre Abſtinmung vor⸗ 
ſchrieb, weil ein ſolcher Beſchluß gelegentlich den Austritt der 
Diſſidenten zur Folge gehabt hatte, um ſo häufiger erlebte man, 
daß ein Neugewählter ſich mit keiner der vorhandenen Parteien 
nach jeder Beziehung im Einverſtändniß befand und dann mit 
einigen Gleichgefinnten eine neue ſelbſtändige Gruppe bildete. 
Ende 1867 war die Zahl der Fractionen auf acht gewachſen, 
ein Zuſtand, der ſehr geeignet war, die Bildung einer geſchloſſenen 
und zuverläſſigen Mehrheit zu erſchweren. 

Wie im Innern der Parteien, hatte das Wort Diſeiplin 
auch bei der Geſammtheit der Volksvertretung einen wenig er⸗ 
freulichen Klang. Aus jeder Steigerung der parlamentariſchen 
Diſciplinargewalt nach engliſchem Muſter ſah man die Gefahr 
einer wachſenden Unterdrückung der Minorität hervorgehn. Auch 
meinte man, daß im Kreiſe der Erwühlten der Nation bei einer 
etwaigen Ungebühr die öffentliche Beſchämung durch den Ord⸗ 
nungsruf des Präſidenten — und man beſaß ja damals im 
Landtag wie im Peichstag an Fordenbeck und Simſon ebenſo 
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Huge wie energiſche Präſidenten — zur Sicherung von Recht 
und Anſtand ausreſchen würde. Für die Zukunft baute man 
auf die Sitte und den idealen Zug im Charakter des deutſchen 
Volkes. 

Dies war damals ſehr begreiflich, immerhin aber etwas un⸗ 
vorſichtig gegenüber den Möglichkeiten einer weniger idenlen 
Zukunft, wie fie ſeitdem zu Wirklichkeiten geworden find, der 
Häufigkeit der Ehrenkränkung abweſender Privatperſonen, ſowie 
der Verdächtigung des ſittlichen Charakters der politiſchen Gegner 
im Haufe ſelbſt, ferner der unbefangenen, öffentlichen Nichte 
beachtung wichtiger Vorſchriften der Verfaſſung durch Wähler 
und Gewählte. In der Zeit, mit der wir uns beſchäftigen, 
dachte man an dergleichen Ungebühr nicht; die vorher erwähnten 
Schwachen der damaligen Volksvertretung entfprangen kheils aus 
dem deutſchen Nationalcharatter, theils aus der allgemeinen Lage 
der Dinge; was aber das Perſonal unferer Parlamente in dieſer 
Epoche betrifft, fo ergibt um fo beitimmter die hiſtoriſche Ver 
trachtung, daß die nächſten Jahre vor und nach dem franzöſiſchen 
Krieg die claſſiſche Höhe des parlamentarifchen Wirkens in Deutſch⸗ 
land bezeichnen, wie ſie weder früher noch jpäter erreicht worden 
ift. Jener ideale Zug hatte durch die lange fruchtloſe Erſtrebung 
der deutſchen Einheit, dann durch den heftigen Kampf um Frei⸗ 
heit und Macht in der Conflietszeit, und endlich durch die Be⸗ 
geiſterung über die begonnene Verwirklichung des nationalen Ge⸗ 
dankens ſeine volle Entfaltung gefunden. Wie immer, dauerte 
die heiße Begeiſterung nicht gar lange, aber fie hatte ihre bleibende 
Frucht in vollem Maaße getragen. In dem politiſch thätigen 
Theile unſerer Nation hatte fie eine Fülle der geiſtigen Kräſte 
geweckt und troß alles Individualismus ihnen die Richtung auf 
batriotiſchen Gemeinſinn gegeben. Die unter ſolchen Eindrücken 
gewählten Verſammlungen enthielten eine ſolche Menge hoch⸗ 
gebildeter, ſcharſſinniger und beredter Manner, daß man bei⸗ 
nahe zweifeln könnte, ob das Orcheſter nicht zu viele Soliſten in 
ſich ſchließe, hätten fie nicht ohne perſönlichen Eigennuß und 
hitziges Son derintereſſe ihr ganzes Daſein dem Geſammtwohl 
des Staates und der Nation gewidmet. Ihre Beredſamkeit hielt 
eine glückliche Mitte zwiſchen der vor hundert Jahren in Eng⸗ 
land angeſtrebten redneriſchen Pracht eines Burke und Sheridan 
und der trocknen Dürre der rein geſchaftlichen Erörterung in der 
ſpätern Zeit. Faſt immer hatte der Hörer den Eindruck, ſich in 
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einer geiſtreichen, bon idealem Streben getragenen Geſellſchaſt 
zu befinden. Die weiterhin im Culturkampfe aufgewucherte 
Neigung zur perſönlichen Inveckibe erſchien nach dem Schluſſe 
der Conflletszeit nur in ſeltenen Fällen und fand geringen Beifall. 

Dieſe Vorzüge zeigten ſich bei allen Parteien. Nur wenige 
der talentvollen Führer find jet, am Ausgange des Jahrhunderts, 
noch unter den Lebenden, aber unvergeſſen, wenn nicht ſümmt⸗ 
lich im ganzen Volke fo doch ficher in den Streifen ihrer Geſinnungs⸗ 
genoffen, find die Namen der Conſewotiben Moltke, Blanden- 
burg, Wagener, der Freiconſervativen Bethuſy⸗OHuc und Frieden⸗ 
thal, der Nationalliberalen Tweſten, Lasker, Schwerin⸗Putzar, 
der Tathofifchen Gruppe Mallinckrodt, Windthorſt, Peter Reichens⸗ 
perger, der Fortſchrittsmänner Waldeck, Schulze⸗Delitzſch, Löwe⸗ 
Calbe. Bei Weitem nicht Alle haben gleichwerthigen Erſaß er⸗ 
halten. 

Übrigens iſt nicht zu überſehn, wie die Geifteskraft des 
Len kers der preußiſch⸗deutſchen Politit dazu beitrug, die Ver⸗ 
handlungen der Abgeordneten auf der erlangten Höhe zu er⸗ 
halten. Er ſtürtte ihr Vermögen durch die fort und fort ſich 
folgenden großen Aufgaben, die er ihnen ftellte, und wer mit 
ihm ſtreiten wollte, wußte, daß er die eignen Mittel auf das 
Höchſte anzuſpannen hatte, um ihm einen Erfolg abzuringen. 
Sie machten ihm bei hundert Anläſſen das Leben ſauer; aber 
ſie bewunderten ihn und wünſchten die Fortdauer ſeiner Macht; 
der Neid der ſtrebenden Mittelmäßigkeit gegen die ſchöpferiſche 
Große war der Mehrzahl dieſer Generation fremd. Und doch 
zeigte ſich gerade in den beiden großen Parteien ein abwechſelndes 
Schwanken zwiſchen der Unterstützung und der Bekämpfung der 
Regierung, und auch der Grund davon iſt leicht zu erkennen. 
Das raſche und folgenreiche Ergreifen des nationalen Gedankens 
Hatte die Richtung und die Bebürfaiſſe der preußiſchen Politik 
vollſtändig verwandelt, und nicht überall war man ſich dieſer 
entſcheidenden Thatſache bewußt geworden. Zur Durchführung 
feines Werkes konnte Bismarck weder konſervakiver noch liberaler 
Geſehe und Maaßregeln entbehren er mußte alſo gute Freund⸗ 
ſchaft mit beiden Parteien ſuchen und eine Verſtändigung mit 
und zwischen ihnen auf dem Boden der großen nationalen Auſ⸗ 
gabe erstreben. Manches Mal gelang es; aber nur zu häufig 
geſchah, daß ſein liberales Thun die Conſervativen mit tiefem 
Mißtrauen erfüllte, ob ihr alter Führer in revolutionäres Treiben 
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Hinabgfeite, und kräftiger Widerſtand geboten ſei, während um⸗ 
gelehrt die Natioualliberalen bald hier bald dort bei ihm einen 
Rückfall in reaktionäre oder abſolutiſtiſche Gelüſte wahrzunehmen 
glaubten und zu deren Eindämmung die Machtbefugniſſe des 
Parlaments auf allen Seiten zu feſtigen oder zu erhöhen ſtrebten. 

Gleich im Anfang der Landtagsſeſſion kam es nach ſolchen 
Stimmungen zuerſt zu einem heftigen Zuſammenſtoß zwiſchen 
der Regierung und den liberalen Fractionen, der ſich durch 
mehrere Monate hindurchzog, und ſodann folgte gleich nach 
deſſen Erledigung ein nicht minder lebhafter Ausbruch ange⸗ 
ſammelter Verſtimmung der Conſervatiben gegen Bismark. In 
beiden Fällen war es eine Folge der Ereigniſſe von 1866, die 
zu dieſen Spaltungen den Anlaß gab, und die wir alfo etwas 
näher zu betrachten haben. 

Schon im November 1866 hatte der engliſche Geſandte Lord 
Auguſtus Loftus in Berlin den dringenden Wunſch feiner Re⸗ 
gierung angemeldet, Preußen möge mit Konig Georg V. ein 
Abkommen über das in Hannover mit Beſchlag belegte welfiſche 
Hausvermögen treffen, deſſen Nutznießer der König war, an 
deſſen Eigenthum aber alle Agnaten des Hauſes Theil hatten. 
Der Kaiſer von Rußland, der, wie wir ſahn, den Sturz der 
drei deutſchen Fürſtenhäuſer mit peinlichen Gefühlen erlebt hatte, 
gab dem Antrag feinen lebhaften Beifall. Bismarck war ganz 
einverſtanden, da er ſich von der Maaßregel eine günſtige Wirkung 
auf die Gefühle des hannoverſchen Volkes verſprach und bei der 
damals ſehr bedenklichen Lage feiner franzöſiſchen Unterhandlung 
allen Grund hatte, ſich das Wohlwollen der befreundeten Höſe 
zu ſichern. Er ließ alſo an den König Georg den Vorſchlag 
gelangen, ihm gegen Verzicht auf die hannoverſche Krone und 
Rücklieferung von 23 Millionen Thalern nach England gellüch⸗ 
teter Staatsgelder anſtatt der früher aus den hannoverſchen 
Domänen bezogenen Civilliſte von jährlich 400000 Thalern eine 
jährliche Rente von 700 000 Thalern zu überweifen und dieſe 
durch ein, zunächſt gerichtlich zu deponirendes, Capital von 
16 Millionen Thalern ſicher zu ſtellen ). Der König, der ein 


Ls war das lezte Ergebniß langwieriger Verhandlungen über 
verwickelte Rechtsfragen, auf die ich hier nicht näher eingehe. Man 
kann fie in den Landtagsreden Miquel'8, Lasker's, Tweſten 's und 
Wolbecks vom 1. Februar, fowie in Mebing's Memoiren II, 1 ent 
wickelt finden. 
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in England angelegtes Privatvermögen von 10 bis 12 Millionen 
Thalern beſaß, alſo auch ohne den Vertrag ſich in einer ſehr 
reichen Vermögenslage befand, hatte Anfangs geringe Neigung, 
mit dem bitter gehaßten Feinde zu verhandeln, und lehnte vor 
Allem den begehrten Verzicht auf die Krone höchſt entſchieden 
ab. Bismarck ließ ſich dies nicht. beſonders anfechten. Bei dem 
Spiel um eine Krone pflegt nach alter Erfahrung der nach legi⸗ 
timiſtiſchen Begrifſen unerlaubte und deshalb nichtige Verzicht 
genau fo lange in Kraft zu bleiben, als der Prätendent keine 
Mittel hat, den Thron zurück zu gewinnen. Sobald fi eine 
günſtige Ausſicht zeigt, fliegt der Verzicht in alle Winde. Wes⸗ 
halb alſo ſollte Preußen auf eine ſo leere Formalität Gewicht 
legen? Bismarck ließ demnach den Artikel fallen, und im Mai 
1869 fam die Unterhandlung über das Hausvermögen unter 
ſtetem Beirath des engliſchen Geſandten in Fluß. 

Bismarck hatte die Abfindungsſumme fo äußerſt freigebig 
beinahe auf das Doppelte der frühern Einkünfte des Königs 
aus gutem Grunde bemeſſen. Er hatte bei der Verhandlung 
mit England die Königin Victoria über die Höhe der Abfindung 
zu Rathe gezogen, und ſie hatte geantwortet, der König würde, 
um in England als Royal duke zu leben, ein jährliches Ein⸗ 
kommen von 100000 Pfund Sterl. bedürfen, worauf dann Bis⸗ 
marck die Summe auf 700000 Thaler abrundete. Als dann 
Bismarck die Weigerung des Königs erwähnte, auf die Krone 
zu verzichten, erklärte die Königin, das fei ganz gleichgültig. 
Wenn Georg das Geld nehme, ſei er durch Ehrenpflicht gebunden 
(bound in honour), fortan keine Störungen des ſeit 1866 be⸗ 
W doi der zu unternehmen. 

iber völlig davon verſchieden war die Denkweiſe des Königs 
. Für ihn war es nicht bloß die ſtrengſte Ehrenpflicht, 
ſondern auch das höchſte Moralgeſeß in aller Welt, daß dem 
Welfen hauſe die von Gott geordnete Herrſchaſt über Hannover 
bis an das Ende der Dinge erhalten bliebe. So ſtand er auf 
dem Buchſtaben ſeines Vertrags, aus dem er jeden Verzicht ge⸗ 
tilgt hatte; das Geld, das man ihm anbot, war ihm wider⸗ 
rechtlich geraubt; warum ſollte er es nicht für die Herſtellung 
feiner Krone verwenden? Und eben jeht fand er ſich troß feines 
Reichthums in ſchwere Geldnoth verwickelt. Wir erinnern uns 
der heimlichen Werbungen für feine Welfenlegion, deren Mann⸗ 
ſchaften durch das Ungeſchick feiner Agenten gerade in dem Augen⸗ 
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blick aus Hannover nach Holland übertraten, wo in London die 
Conferenz den Frieden ficherte. Da war der Schrecken an feinem 
Hofe zu Hietzing groß; jetzt mußte er ſeine Soldaten ernähren 
und ſah damit fein Vermögen ſchwer belaſtet. So trat er in 
den Vertrag ein, genau zu dem Zwecke, den Bismarck für undenk⸗ 
bar gehalten hatte, um gerade mit dem von Preußen geſpendeten 
Gelbe die Waſſenrüſtung gegen Preußen aufrecht zu halten. 
Seine Anhünger lobten Gott, weil er Preußen ſo verblendet 
habe, daß es ſelbſt dem Könige die Mittel zum Kampfe liefere 
Es wurde dann nach vielfachem Hin- und Her⸗Feilſchen der 
Vertrag am 29. September gezeichnet, gleich nachher ratificirt, 
und alle feine Beſtimmungen ausgeführt. Die 23 Millionen 
Staatsgelder lamen nach Hannover zurück, die 16 Millionen 
für den König wurden einstweilen gerichtlich hinterlegt, bis 
über ihre Verwaltung ein Abkommen mit den Agnaten ges 
troffen ware. 

Zugleich erhielt auch der vertriebene Herzog Adolf von 
Naſſau mit entſprechender Freigebigleit eine Abfindungsſumme 
von neun Millionen Thalern, die er, verſchieden von König 
Georg, als wirkliche Abfindung betrachtete und danach handelte. 

Beide Verträge waren noch in dem Jahre der königlichen 
Dictatur über Hannover abgeſchloſſen worden und bedurften 
deshalb nach Anſicht der Regierung trotz ihrer verſpäteten Rati⸗ 
fication keiner Genehmigung durch den Landtag. Jedoch hatte 
der Finanzminiſter die zu ihrer Vollziehung nöthigen Gelder 
aus der zu Kriegs- und Maxinezwecken beſtimmten Anleihe von 
1866 entnommen, bemerkte dies im Etat und bat in einer er⸗ 
läuternden Denkſchrift um die nachträgliche Zuſtimmung des Ab⸗ 
geordnetenhauſes. 

Allein noch einmal mußte Bismarck erleben, wie empfindlich 
die altpreußiſchen Liberalen in der Erinnerung an den großen 
Verfaffungsſtreit bei jeder Budgetfrage fortdauernd waren. Alſo 
wieder, hieß es, ohne vorheriges Einverſtändniß mit der Volks⸗ 
vertretung die alte miniſterielle Willkur. Ein Bruch des Ver⸗ 
trauens iſt es, rief der ſonſt gemäßigte Tweſten, und nicht bloß 
die Fortſchrittspartei, ſondern auch die große Mehrheit der 
Nationalliberalen ſtimmten ihm eifrig bei. Zunächſt wurde die 
Vorlage der Verträge, und über die darin verſchenkten Millionen 
neben der Erwähnung im Etat ein besonderes Finanzgefeß ge⸗ 
fordert. Die Regierung erfüllte dies Begehren ſogleich im 
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December, im Januar 1868 berieth darüber eine Commiſſion, welche 
nach gründlicher Prüfung die Annahme des Geſetzes beantragte 
Hierauf fand am 1. Februar die entſcheidende Verhandlung im 
Plenum mit einem großen Aufwande von Beredſamkeit und 
Leidenſchaft Statt. Die Linke wies Verträge und Finanzgeſetz 
zuriick, als eine gewiſſenloſe Verſchwendung, die bei dem Mangel 
des Verzichts durch Georg V. völlig erfolglos bleiben würde. 
Der Zorn war auf das Höchste geſtiegen, als im Laufe des 
Januar die welfiſche Legion in ſchönſter militgriſcher Ordnung 
unter Officieren und Unterofficieren nach Frankreich übertrat, 
von franzöſiſchen Officieren inſpicirt und von franzöſiſchen Ve⸗ 
hörden einquartirt wurde. Bismarck, Zweck und Ziel ſeines 
Verfahrens feit im Auge, auch über die welfiſchen Umtriebe noch 
nicht vollſtandig unterrichtet, erklärte, daß für die perſönliche 
Theilnahme des blinden Königs daran die Beweiſe fehlten, ſetzte 
die Vortheile der Verträge in den annectirten Provinzen und 
bei den europäifchen Höfen in helles Licht und stellte endlich die 
Cabinetsfrage. Die Rechte, Conſervative und Freiconſervative, 
waren nach ihrer rohalſſtiſchen Geſinnung von Anfang an auf 
ſeiner Seite geweſen und hatten großen Anſtoß an dem Mangel 
von Treue und Ehrfurcht genommen, womit die hannoverſchen 
Abgeordneten von ihrem vertriebenen König redeten. Indeſſen 
bei der Abstimmung ſchloſſen auch dieſe, jo wie die Naſſauer, 
Kurheſſen und ein Theil der Schleswig⸗Holſteiner ſich an, und 
ſo wurde mit 254 gegen 113 Stimmen das Finanzgeſetz unver⸗ 
ändert angenommen, und damit auch die Verträge anerkannt. 

Trotz dieſes Siegs blieb für den Minifter die ſehr unan⸗ 
genehme Thatſache beſtehn, daß von den beiden Hauptftüßen feiner 
jepigen Politit die eine, der er vor Kurzem in wichtigen Fragen 
eine offene Annäherung an ihre Wünſche in der innern Politit 
bekundet hatte, jept bei einem Strite von enropäif—hen Belang 
ſich wegen bedeutungsloſer Budget-Formalitäten geſpalten, und 
ihm theils die begehrte Indemnitüt, theils die Zuſtimmung in 
der Sache ſelbſt verweigert hatte. Das gab unerfreuliche Aus⸗ 
ſichten für die Zukunft. Aber ſchon nach drei Tagen war ihm auf 
der entgegengefeßten Seite des Hauses eine noch ſchwerer wiegende 
Erfahrung gleicher Art zu machen beſtimmt, wieder bei einer aus 
der Annegion Hannovers entfprungenen Frage. Wir haben oben 
geſehn, wie trotz der abweichenden Anſicht des Finanzminiſters 
König Wilhelm perſönlich den Kurheſſen ihren Staatsſchatz 
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gelaſſen, wie damit ein entſprechendes Begehren der Hannoveraner 
unabweislich geworden, wie zugleich aus jeder der annecürten 
Provinzen die Vertrauensmänner die Herſtellung von Provinzial⸗ 
und Kreisſtänden zu freier Selbſtwerwaltung ihrer localen Ans 
gelegenheiten beantragt hatten. Die Regierung war darauf ohne 
Schwierigkeit eingegangen, allerdings der König und Bismarck 
mit lebhafterem Effer, als der zunächft betheiligte Minifter des 
Innern, Graf Friedrich Eulenburg. Es erſchien denn ein Geſetz⸗ 
entwurf zunächſt für die Provinz Hannover, worin ihr aus 
Domanial⸗Einkünften ein Capital überwieſen wurde, welches der 
einzuführenden localen Selbftverwaltung ein jährliches Einkommen 
von 550000 Thalern Tiefen follte. Aber ſofort erhob ſich zu 
Bismarck s peinlicher Überaſchung gegen dieſe, durch die per⸗ 
ſönliche Einwirkung Sr. Majeſtät veranlaßte, Vorlage der 
heftigſte Widerſpruch der großen conſervativen Partei, dieſes 
Mal in ſeltenem Bunde unterſtützt durch Georg von Vincke's 
rückſichtsloſe, mit Witz und Spott gefättigte Polemik und durch 
Waldecks dröhnendes Begehren, mittelſt Zerreißung des un⸗ 
natürlich zufemmengeflicten Königreichs das hochmüthige Selbſt⸗ 
gefühl der Hannoveraner mit der Wurzel auszurotten. Das 
nüchſte Thema der Gegner war der Satz, daß die reiche Aus⸗ 
ftattung Hannovers eine ſchmähliche Verlegung der alten Pro⸗ 
vinzen ſei. Wir haben, hieß es, feit 1828 eine auf engen Kreis 
bemeſſene provinziale Selbſtverwaltung, deren Koſten aber haben 
wir fiel? aus der eignen Taſche bezahlen müſſen; hier gibt man 
doppelt weitere Rechte und dazu eine verſchwenderiſche Dotation: 
wir, die alten Getreuen, find pföglid) zu Stieflindern Preußens 
geworden. Man würde den conſervativen Herrn Unrecht thun, 
wenn man für ihren Verdruß allein die Geldfrage als Quelle 
bezeichnete. Der letzte Grund der Mißſtinunnung war der oben 
erwähnte Argwohn, daß Bismarck ſich ſeit 1866 verwandelt 
habe und ſeinen Übertritt aus dem conſervativen in das liberale 
Lager vorbereite. Schon daran nahmen fie Anſtoß, daß der 
überlastete Miniſter den alten Kameraden ſtets nur kurz feinen 
Willen zur Nachachtung bekannt machte, während er die neuen 
Freunde, die liberalen Führer, und beſonders jene der annectirten 
Lande, ſtets mit ausgeſuchter Liebenswürdigkeit behandelte. 
Daran ſchloſſen ſich die ſachlichen Bedenken: die Einführung 
des allgemeinen Stimmrechts, die Ernennung des liberalen 
Delbrück zum Präſidenten des Reichslanzleramts, die in der 


1868 Feindſchaſt der Conſervativen gegen Bismard. 2¹⁵ 


Bundesgeſetzgebung herrſchenden Tendenzen. Es fehlte nicht an 
heimlichen Hetzern — der frühere, längſt mit Bismarck verfeindete 
Finanzminiſter von Bodelſchwingh wird beſonders genannt —, 
welche der Partei den Abfall Bismarck's, ſeine unerträgliche 
Herrſchſucht, ſeinen Zorn bei jedem Widerſpruch in grellen Farben 
anſchaulich zu machen verſtanden. Die Hauptſache aber war, 
daß ihre Mehrzahl, ganz wie ihre liberalen Gegner, die Er⸗ 
innerung an die große Conflietszeit nicht los zu werden ver⸗ 
mochte. Damals waren ſie das Werkzeug geweſen, womit das 
Vorwärtsdrängen der liberalen Parteien vereitelt worden war; 
da hatte ihre geſammte Politik fich in dem einen Worte zuſammen⸗ 
gefaßt; fein parlamentariſches, ſonderm ein königliches Regiment. 
Zu dieſem Parteiruf hatte dann auch ſeit 1848 die Verwerfung 
der nationalen Idee gehört: das feſt ummauerte Preußen ſolle 
nicht in dem demokratiſchen Urbrei der fogenannten deutſchen 
Einheit verſinten. Jetzt aber meinten fie, Vismarck, der täglich 
den Schöpfern des Nationalvereins die Hand drückte, auf ge⸗ 
zadem Wege zu dem revolutionären deutſchen Kaiſerthum zu 
ſehn, welches einft Friedrich Wilhelm IV. mit Verachtung zurüce 
gewieſen hatte. 

Der Kriegsminiſter von Roon, damals wegen Krankheit 
im Süden abweſend, war ein Altconſervativer wie Einer, ein 
ſtrammer Preuße und ein ebenſo strammer Offieter, aber durch 
lange Regierungsthätigleit in warmer Freundſchaft mit Bismarck 
über die Mehrzahl feiner Partei zu weiterem Blide empor⸗ 
gewochſen. Auf die Kunde von dem ausgebrochenen Hader 
ſchrieb er einem Freundet): die Partei muß endlich begreifen, 
daß ihre heutigen Auffaſſungen und Aufgaben weſentlich andere 
find, als zur Zeit des Conflicts; fie muß eine Partei des con⸗ 
ſervativen Fortſchritts werden und die Rolle des Hemmſchuhs 
aufgeben, fo nothwendig eine ſolche zur Zeit der Übermacht des 
demokratiſchen Fortſchritts auch fein mochte. 

Allein für solche Gedanken war bei der einmal aufgeflammten 
Erbitterung kein Raum. Vergebens erinnerte Bismarck daran, 
wie er fort und fort feine weſentliche Stütze in der conſervativen 
Partei gefucht, wie er es nach fo langen Jahren ihres Zuſammen⸗ 
wirkens als ſelbſtverſtändlich betrachtet habe, daß fie ein für alle 


y) Dentwürdigfeiten aus Rooms Leben U, 377 ff. 


Google PRINCETON UNIVERS 


216 Preußiſche innere Politil. Anfang 1868 1868 


Male auf ſeiner Seite ſtehn würde, ſo lange er nicht ein großes 
conſervatives Princip verletze. Davon aber könne doch bei dieſer 
Vorlage, welche aus dem Willen des Monarchen ſelbſt entſprungen 
ſei, entfernt nicht die Rede ſein. Wie ſollte denn eine con⸗ 
ſtitutionelle Regierung ohne eine feſte Majorität möglich bleiben, 
eine Majorität, die, wo es ſich nicht um principielle Gegenfäpe 
handle, auch einmal einer Vorlage, die ſie für eine Thorheit 
halte, zuſtimme, in Anbetracht, daß die ſes Mi rium auch 
viele gute Waaßregeln geliefert hätte, vielleicht in größerer Zahl 
als fünftig ein anderes thun würde? Fehlte der Regierung 
eine ſolche Majoritüt, fo müßte fie ſich eine andere zu bilden 
ſuchen; dann entitänden Coalitionsminiſterien mit all ihren 
Schwächen; die Regierung müßte verſchiedenen Richtungen 
Rechnung tragen und läme nicht von der Stelle; die Verwaltungs⸗ 
mazimen würden in ftete Schwankungen gerathen, die für das 
ganze Staatsweſen und am Meiften für die conſervative Partei 
die nachtheiligſten Wirkungen haben könnten. Wenn Sie uns die 
Majorität verſagen, ſchloß er, fo werden Sie nicht erwarten, 
daß wir fortfahren, alle Unannehmlichteiten der Stellung zu 
ertragen, ohne Abhülſe zu ſuchen; Sie werden uns nicht jur 
muthen, daß wir uns zum Organe Ihrer vereinzelten Partei 
machen, und es darauf ankommen laſſen, ob die ganze für 
das Land bedrohliche Situation des Conflicts ſich erneuert. 
Ich fürchte den Conflict nicht, das habe ich gezeigt. Aber ihn 
zur permanenten nationalen Inftitution zu machen, das iſt nicht 
mein Wille. 

So eindringlich dieſe Mahnung wer, fo völlig verfehlte 
fie ihren Zweck. Der germanische Eigenwille blühte in voller 
Pracht. Wir ſind, erklärte Herr von Brauchitſch, nicht auf den 
Namen des Miniſters gewählt, daß wir in blinder Dienſtwillig⸗ 
keit ihm auf Schritt und Tritt folgen ſollen. Verzichten wir 
auf die Freiheit, zu widerſtehn, ſo fehlt uns auch die Kraft, zu 
ftügen. Unſere Wähler haben volles Vertrauen zu Bismarcks 
auswärtiger Thätigkeit, aber ſchwere Bedenken bei feiner inner 
zum Liberalismus neigenden Politil. Wir haben als unab⸗ 
hängige Männer zu wirken, als Männer von Charakter und 
Gewiſſen. Nicht bloß, wo es ſich um die Verletzung der poli⸗ 
tiſchen Grundsätze, ſandern auch, wo es fi) wie im vorliegen⸗ 
den Falle um ein Rechenexempel handelt, müſſen wir ein Jeder 
nach der eignen Überzeugung das Facit ziehn und danach stimmen. 
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Hier iſt keine Rede, bekräftigte Binde, von einer politiſchen 
Frage, ſondern von einer Rechtsfrage, einer Frage um Mein 
und Dein, um die Verkürzung der andern Provinzen zu Gunſten 
Hannovers: da dürfen wir nicht aus politiſchen Rückſichten das 
Recht beugen laſſen, da hat ein Jeder als gewiſſenhafter Richter 
fein Urtheil auszuſprechen, wie es Artikel 83 der beſchworenen 
Berfaſſung vorſchreibt: jeder Abgeordnete foll nach feiner freien 
Überzeugung ſtimmen. 

In Wahrheit ſchreibt der Artitel 83 vor, daß jeder Ab⸗ 
geordnete ohne Rückicht auf Aufträge und Infteuctionen feiner 
Wähler nach eigner freier Überzeugung ſtimmen ſoll. Ob er 
feine Überzeugung nur nach der Beſchaffenheit des einzelnen 
Falls oder nach Erwägung des Zusammenhangs der ganzen 
politiſchen Lage zu bilden hat, darüber redet der Artikel gar nicht. 

ungleich einſichtiger als die Conſervativen verhielten ſich 
dieſes Mal die Nationalliberalen. Bei ihnen war, hauplſöchlich 
in Folge von Gneiſt s Schriften über die englifche Verfaffung, 
die Anſicht verbreitet, daß in England das Gedeihn des parla⸗ 
mentariſchen Weſens auf der von miniſterieller Willkür unab⸗ 
hängigen Localverwaltung der Kreiſe und Bezirke beruhe, und 
ſchon deshalb brachten ſie dem Geſetze, welches zunächſt in Han⸗ 
nover eine ſolche freie Selbſtoerwaltung einführen ſollte, ihre 
warme Sympathie entgegen. Sie freuten ſich, als auch Bis⸗ 
marck das Geſeh empfahl, nicht bloß, weil es dem Volte in 
Hannover erwünſcht wäre, ſondern auch. weil es eine erſte Breſche 
in die ihm verhaßte bureaukratiſche entraliſation der ganzen 
preußiſchen Staatsverwaltung lege, bei der im fernſten Winkel 
des Landes fein Zaun aufgerichtet, keine Brückenbohle gelegt 
werden dürfe, ohne in fünf Inſtanzen, vom Ortsgendarmen bis 
zum vortragenden Miniſterialrath, gebilligt zu fein. Solche 
Stimmungen gegen die Bureaukralie waren fonft auch den Con- 
ſervativen nicht fremd, aber fie ſtießen als preußiſche Particula⸗ 
riſten das Geſet zurück, weil es der Selbstverwaltung Hannovers 
größere Geſchenke machte, als ſie für ihre Provinzen ſeit 1823 
empfangen hatten. Die Nationalliberalen aber griffen mit beiden 
Han den zu, nach der richtigen Meinung, daß das Syſtem, ein⸗ 
mal in einer großen Provinz begonnen, ſich unaufhaltſam auch 
für alle andern durchjepen würde. Sie hatten bereits im Budget 
einzelne Poſten in dieſem Sinne behandelt und ſtellten jetzt 
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neben das Geſetz eine Reſolution, in welcher das Haus die Re⸗ 
gierung aufforderte, gleich in der nüchſten Seffion die für diese 
allgemeine Reform erforderlichen Vorlagen einzubringen. 

Indeſſen als es am 6. Februar zur Abſtimmung über ein 
von der Regierung angenommenes Amendement des Herrn 
von Kardorff kam, welches der Provinz Hannover für die Zwecke 
ihrer Selbſtverwaltung zwar kein Capital, wohl aber eine jähr⸗ 
liche Rente von 500 000 Thalern zuwies, ſiegte die Regierung 
über die verbündeten Conſervativen und Radicalen mit einer 
Mehrheit nur von fünf Stimmen. Bismarck war entrüſtet, nahm 
unbeſtimmten Stadturlaub und erſchien nicht wieder im Land⸗ 
tag. Am Abend war ein großes Hoffeſt, und der König nahm 
die Gelegenheit wahr, den Conſervativen, wie fie ihm gerade in 
den Wurf kamen, den deutlichſten Ausdruck feines Allerhöchiten 
Unwillens zu geben. Dies blieb bei den alten Royaliſten nicht 
ohne Wirkung, und auch Bismarck gegenüber begannen die 
Herrn zu überlegen, daß es ſchwerlich im Intereſſe ihrer Partei 
liegen konne, durch eine förmliche Abſage den mächtigen Mann 
in die Stellung eines liberalen Partei haupts ſelbſt hinein zu 
drängen. So wurden am 7. Februar das Geſeß und die Re⸗ 
ſolution mit verstärkter Mehrheit angenommen, und auch das 
Herrnhaus fand es zweckmäßig, dieſem Beispiel trotz alles Wider⸗ 
willens in der Sache am 18. Februar zu folgen. So hatte 
denn Bismarck auch in dieſer Sache ſchließlich die Genehmigung 
des Landtags errungen. Aber der Riß zwiſchen ihm und der 
confervativen Partei war innerlich nicht geſchloſſen, ſondern nur 
oberflächlich zugedeckt, und sollte ihm noch lange Jahre hindurch 
ſchwere Stunden bereiten. 

Übrigens beeilte er ſich, jetzt auch über das Verhältniß zu 
König Georg einen unzweideutigen Abſchluß zu veranlaſſen. Es 
war ihm gelungen, urkundliche Veweife für die, von niemand 
und wohl auch von ihm nicht bezweifelte, Thatfache zu gewinnen, 
daß die Wühlereien in Hannover und die Aufſtellung der Welfen 
legion unter der perfönlichen Leitung und Bezahlung des Königs 
vor ſich gingen. Er legte jetzt den befreundeten Höfen die 
beiden Verträge als Ausdruck des guten Willens Preußens vor, 
erſuchte ſie aber zugleich, dem Könige ernſtlich zu erklären, daß 
die Einftellung aller Zeindſeligkeiten gegen Preußen die unerläß⸗ 
liche Vorausſezung der bedungenen Geldzahlungen ſei. Die 
Mächte verhießen, das Mögliche in dieſem Sinne zu thun. 
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König Georg aber beeilte fih, dem preußiſchen Wunſche die 
öffentliche Abfertigung zu geben. Am 18. Februar begrüßte er 
eine zur Feier feiner ſilbernen Hochzeit gekommene hannoverſche 
Deputation mit einem feurigen Triniſpruch, auf die Wieder⸗ 
herſtellung des Welſenreichs und des Welfenthrons, auf baldiges 
Wiederſehn in Hannover. An demſelben Tage genehmigte in 
Berlin das Herrnhaus die Verträge, nachdem der Finanzmüniſter 
den Entſchluß der Regierung aus geſprochen hatte, bei weitern 
feindlichen Umtrieben des Königs die Beschlagnahme feines Ber⸗ 
mögens zu erneuern. Als darauf die Rathſchläge der Höfe un⸗ 
wirkſam geblieben waren, vielmehr die Werbungen für die Legion 
fortdauerten, veröffentlichte bald nach dem Schluſſe des Land⸗ 
tags der Staatsanzeiger neben einander die beiden Verträge, 
zugleich aber auch eine königliche Verordnung, welche das wel⸗ 
ſiſche Hausvermögen, unter Vorbehalt einer nachträglichen Zu⸗ 
ſtimmung des Landtags, fo wie aller Rechte des Geſammthauſes 
Braunſchweig, von Neuem mit Beſchlag belegte. 


Um nicht wieder auf die leidige Sache zurückkommen zu 
müſſen, ſchalten wir hier ihren weitern Verlauf bis zu ihrem 
Ausgang ein. Als die Legion in kleinen Abtheilungen von der 
deutſchen Grenze entfernt jenſeit der Loire untergebracht war, 
ließ König Georg in Hannover die heimliche Werbung zu ihrer 
Verſtärkung für einen Kriegsfall fortfegen, bezahlte dafür an⸗ 
ſehnliche Summen, verwandte auf den Unterhalt der Legionare 
jährlich 350000 Thaler und beſtritt mit Beihülfe einer mühſam 
aufgebrachten Anleihe von einer halben Million die Anſchaffung 
von Uniformen und Waffen für 10000 Mann, auf deren Zu⸗ 
ſammenkunft nach einer frangöfifgen Kriegserklärung der König 
mit Sicherheit rechnete, und welche dann als Vortrab der fiegen- 
den Franzoſen in Deutſchland einbrechen und den Welfen thron 
wieder aufrichten follten. Nun werden wir ſehn, wie im Sommer 
1868 badiſche und rumäniſche Vorgänge in Wien und in Paris 
eine lebhafte Aufregung herworrieſen, und die Luft ſich überall 
mit Kriegsgerüchten erfüllte. Am Hofe zu Hietzing fliegen die 
Hoffnungen hoch, und zugleich meldete ſich als deutfcher Bundes⸗ 
genoſſe auch der Kurfürſt von Heſſen bei ihm an. Wie oben 
erwähnt, hatte dieſer Herr 1866 mit Preußen einen Vertrag 
abgeſchloſſen, worin er gegen Entbindung ſeiner bisherigen 
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Unterlhanen von ihrem Treu⸗Eide die freie Verfügung über fein 
heſſiſches Privatvermögen zurüderhielt und dann auf feinen 
böhmiſchen Beſitzungen W nung nahm. Jetzt aber, im Sep⸗ 
tember 1868, trat er mit einer Denkſchrift hervor, worin er 
ſeine rechtswidrige Beraubung durch Preußen in drohender 
Sprache darlegte, vor Gott und Menſchen Proteſt dagegen erhob 
und darauf aufmerkſam machte, daß er in feinem nach dem 
Vertrage erlaſſenen Manifeſt ſeine Unterthanen nur in ſoweit 
von dem Eide entbunden habe, als er nicht in der Lage ſei, 
die Regierung zu übernehmen. Ganz wie König Georg ver⸗ 
kündete er, daß er niemals auf feinen Thron verzichten werde, 
und ſeine Hoffnung auf Gottes Gerechtigkeit, auf die un⸗ 
erſchütterliche Liebe und Treue feiner Unterthanen und den 
Beiftand aller edeldenkenden Mächte ſehe. Exemplare dieſer 
Denkſchrift ſandte er an alle Souveräne und vornehmlich an den 
Kaiſer Napoleon. 

Die Folge war, daß die preußiſche Regierung jetzt auch auf 
fein Vermögen Beſchlag legte und bei der Wiedereröffnung des 
Landtags beide Verordnungen bei dem Haufe der Abgeordneten 
zur Genehmigung einbrachte. Bismarck erläuterte den That⸗ 
beſtand, die förmliche Kriegserklärung beider Fürſten gegen 
Preußen, die militäriſchen Rüftungen, die diplomatiſchen Alllianz⸗ 
verſuche, die revolutionären Umtriebe in zwei preußiſchen Pro⸗ 
vinzen unter Anknüpfung mit den ſüddeutſchen Republikanern. 
Zur Zeit ſei das Alles verächtlich, bei dem Ausbruch aber eines 
großen Krieges, dem man erſt vor Kurzem nahe geſtanden, könne 
es ſehr gefährlich werden. Es ſei die Pflicht der Regierung, 
ſolchen Beſtrebungen die Geldmittel ſo weit wie möglich zu ent⸗ 
ziehn, und dieſe zur Entdekung und Abwehr der feindlichen 
Machinationen, mithin als geheime Fonds, zu verwenden; etwaige 

berſchüſſe könnten den Intereſſen und Bedürfniſſen der beiden 
Provinzen zu Gute kommen. 

Die vorberathende Commiſſion empfahl die Annahme der 
Geſetze, mit dem Zuſaße, daß die Aufhebung wieder nur auf 
dem Wege der Geſezgebung, alfo unter Zuſtimmung des Land⸗ 
tags, erfolgen ſolle. Indeſſen fehlte es nicht an Widerspruch. 
Windthorſt, der als Bevollmächtigter König Georg's den han⸗ 
noverſchen Vertrag unterhandelt hatte, erklärte mit vollem Bruſt⸗ 
ton juriſtiſcher Überzeugung, daß der König nicht einen Buche 
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ſtaben des Vertrags verletzt habe, einen Verzicht auf die Krone 
habe der König ſtets verweigert, ſichere Veweiſe für ſeine an⸗ 
gebliche Feindſeligleit ſeien nicht vorhanden, auf Zeitungsartikel 
und Berichte bezahlter Spione ſei nichts zu geben, die Verordnung 
enthalte alſo eine willkürliche und verfaſſungswidrige Confis⸗ 
cation. Die vadicale Partei war getheilt in ihren Anſichten. 
Waldeck beklagte, daß man es bei einem Sequefter bewenden 
ließ und das Vermögen der beiden Fürſten nicht einfach für 
preußiſches Staatsgut erklärte. Dagegen ſchloß ſich Virchow 
den juriſtiſchen Erörterungen Windthorſt's an, forderte Achtung 
vor dem Privateigenthum auch eines Feindes, verwarf die Ver⸗ 
wendung ſo großer Summen durch die preußiſche Regierung 
ohne parlamentarische Aufſicht und weisſagte als Folge der 
Maaßregel ein ſcheußliches Anwachſen von Spionage und 
Angeberei. 

Allein er brachte damit keinen Eindruck hervor. Zu oſſen⸗ 
kundig lagen die Thatfachen vor den Augen der Welt; zu naiv 
war die Zumuthung an die Regierung, einem erklürten Feinde 
die Gelder ſelbſt zu zahlen, womit er gegen ſie Truppen rüſten 
und Meuterei anftiften wollte. Der Landtag genehmigte den 
Commiſſionsantrag mit großer Mehrheit. 

König Georg unterhielt dann auf Koften feines Privat- 
vermögens noch bis zum Frühling 1870 die Mannſchaſten der 
welfiſchen Legion in ihren franzöſiſchen Quartieren, getragen 
durch die ſtets ſich erneuernde Hoffnung auf eine Kriegserklarung 
Napoleon's gegen Preußen. Als dieſe aber auch im Jahre 1969 
ausblieb, ſah er allmählich nicht bloß ſeine Renten, ſondern dem⸗ 
nüchſt auch feine Capitalien durch die Koſten feiner Nüſtungen 
und Agitationen gefährdet. Durch gewiſſenloſe Sperulanten ließ 
er ſich dann zu einem letzten Verſuche, zur Gründung einer 
großen Bank, als Quelle neuer Reichthümer verleiten. Als 
jedoch das Unternehmen nach kurzem Beſtande in einem un⸗ 
ſaubern Krach zuſammenſtürzte, gab er die Hoffnung auf und 
verfügte die Auflöſung der Legion, indem er jedem Soldaten 
zum Abſchied 400 Franken auszahlen ließ. um ſich damit viel⸗ 
leicht in Amerika eine neue Exiſtenz zu gründen. 

Wenige Wochen ſpäter erfolgte der fo lange von ihm er⸗ 
ſehnte franzöſſſche Angriff auf Deutſchland. So hatte die preußische 
Beſchlagnahme ſeines Vermögens der welfiſchen Legion wenigſtens 
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die Schande erſpart, in einem heilloſen Kampfe gegen ihr Vater⸗ 
land zu Grunde zu gehn. “) 


Wir wenden uns wieder zum Februar 1868 zurück. 


Wie heſtig und bitter auch in den beiden hannover ſchen 
Fragen die wechſelnden Angriffe der Parteien auf die Regierung 
geweſen, ſo wenig war von ſyſtematiſcher Oppoſition irgend 
einer Mehrheit die Rede. Es ift nicht unſere Aufgabe, näher 
in die preußiſche Specialgeſchichte einzugehn; es mag kurz bes 
merkt werden, daß das Haus allen finanziellen Wünſchen der 
Regierung mit voller Freigebigkeit entgegen kam. Nur eine 
große politische Action, welche leider eine lange und trübe Vor⸗ 
geſchichte hatte und ſich auch jetzt durch den ganzen Verlauf der 
Seſſion hindurchzog, muß hier erwähnt werden, weil fie ſich 
bald nachher auch im Reichstag fortſetzte. 

Eine im Haufe am 20. Mai 1865, alſo in dem glühenbften 
Höhenpunkte der Conflictszeit, gehaltene Rede des Abgeordneten 
Tweſten, die mit ſchonungsloſer Schärfe das Verhalten der 
preußiſchen Juſtizbehörden und Gerichte angriff, und bald nach⸗ 
her eine Rede des Abgeordneten Frentzel, welche ſchwere An⸗ 
klagen gegen den Königsberger Poltzeipräſidenten erhob, ver⸗ 
anlaßte den damaligen Juſtizminiſter Grafen zur Lippe, die 
Staatsanwaliſchaft zu gerichtlicher Verfolgung der beiden Herren 
anzuweiſen. Allein bei beiden erfolgte Freiſprechung ſowohl in 
der erſten als in der zweiten Inſtanz weil der Artikel 84 der 
preußiſchen Verſaſſung erkläre, daß die Mitglieder der beiden 
Häufer wegen ihrer Abstimmungen im Haufe niemals, wegen 
ihrer darin ausgeſprochenen Meinungen nur innerhalb des Hauſes 
auf Grund der Geſchaftsordnung zur Rechenſchaſt gezugen werden 
könnten. Auf die von dem Staats anwalt eingelegte Berufung 
kam die Sache an die höchſte Inſtanz, das Berliner Obertribunal, 
welches durch Urkheil vom 29. Januar 1866 die Meinungsfreiheit 


9) über das Verhalten des Königs Georg laſſen die in Meding's 
Memoiren Band III veröffentlichten Documente, Briefe und Berichte 
keinen Zweifel mehr beſtehn. Auch General Dammers, der in feinen 
Lebenserinnerungen im Übrigen auf Meding sehr schlecht zu ſprechen 
ist, hat den Inhalt jener Actenſtücke nicht zu widerlegen verfucht. 
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der Abgeordneten anerkannte, daun aber weiter erläuterte, unter 
dem Worte Meinung ſei das Ergebniß eines Denkproceſſes 
zu verſtehn, keineswegs aber die Behauptung von Thatſachen, 
die, wenn fie zum Zweck der Verläumdung oder der Erregung 
von Haß und Verachtung geſchehn ſei, unter das Strafgeſeß 
und die ſtrafrechtliche Verfolgung fiel. Das Urtheil zweiter 
Inſtanz wurde hienach aufgehoben, und die Sache zu erneuerter 
Verhandlung an die erſte Inſtanz zurückgewieſen. 

Sofort ſtellte Hoverbeck am 6. Februar im Haufe der Ab⸗ 
geordneten den Antrag, das Haus wolle das Verfahren der 
Staatsanwaltſchaft und des Obertribunals für eine Verlegung 
der Verfoffung und für einen unbefugten Eingriff in eins der 
wichtigſten Rechte der Volksvertretung erklären und Proteft er⸗ 
heben gegen die Rechtsgiltigkeit dieſes Verfahrens und aller ſich 
daraus ergebenden Folgen. Das Haus nahm den Antrag nach 
dreitägiger höchſt erregter Debatte mit 263 gegen 35 Stimmen 
an, nachdem Graf Lippe ſeinerſeits Verwahrung dagegen als 
gegen einen rechtloſen Eingriff in die verfaſſungsmäßige Une 
abhängigleit der Gerichte erhoben, und Bismarck ihn durch eine 
ſchneidige Kritik eines Privilegs unterſtützt hatte, welches Ver⸗ 
läumdung und Ehrenkränkung Dritter unbeſtrafbar machen ſollte. 
Da Tweſten ſich mit gewohnter Kraft an der Debatte betheiligt 
hatte, wurde auch dieſe Rede unter Anklage geſtellt, dem Prä- 
ſidenten des Hauſes aber der amtlich der Regierung überſandte 
Beſchluß desſelben als verfaſſungswidrig zurückgeſchick. Es war 
das letzte parlamentariſche Gefecht der Conflictsgeit. 

Bald nachher trat mit den großen Ereigniſſen des Sommers 
der gewaltige Umſchwung der preußiſchen Politik ein, der innere 
Hader wurde geſchloſſen, bei der Verathung des Reichswahl⸗ 
geſetzes im Abgeordnetenhauſe ein Satz zur Sicherung der un⸗ 
bedingten Redefreiheit eingefügt. Unter dieſen Umftänden wieder⸗ 
holten die Gerichte erfter und zweiter Inſtanz trotz des Urtheils 
des Obertribunals die Freiſprechung Tweſten's und Frentzel's 
auf Grund des Artikels 84. Alle Welt hielt es jetzt für zweifel⸗ 
10s, daß hiemit die Sache zu Ende, und die ſpitfindige Aus⸗ 
legung des Obertribunals zu den Todten gelegt jei. Aber über 
die Zähigkeit des Grafen Lippe ſollte man noch besondere Er⸗ 
fahrungen machen: gegen die Freiſprechung ſowohl Tweſtew's 
als Frentzel s legte die Staatsanwaltſchaft Ende Februar 1867 
die Nichtigkeitsbeſchwerde beim Obertribunal ein. Wieder hoben 
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ſich dann die Hoffnungen der Liberalen, als Bismarck am 
4. März dem Reichstag den Entwurf der Bundesverfaſſung vor⸗ 
legte, worin turz und rund den Mitgliedern des Reichstags für 
ede in ihrem Veruf gethane Außerung die Unverfolgbarkeit zu 
geſichert wurde. Es war deutlich, daß die Wege der das Jahr 
zuvor ſo enge verbundenen Miniſter auseinander zu gehn be⸗ 
gannen: wie wäre es denkbar, daß die Regierung, was ſie für 
den Reichstag anerkannt, dem in gleichartiger Thätigkeit wir⸗ 
kenden Landtag beſtreiten ſollte? Jedoch dem Obertribunal er⸗ 
ſchien dies ganz natürlich: am 26. Juni hob es die freiſprechenden 
Urtheile der zweiten Inſtanz nochmals auf und wies die Proceſſe 
zu erneuerter Behandlung nach Maaßgabe des von ihm ber 
krüftigten Rechtsgrundſatzes in die erſte Inſtanz zurück. Dar 
neben war noch ein Diſeiplinarverfahren gegen Tweſten und 
Laster (beide waren richterliche Beamte) beim Berliner Kammer⸗ 
gericht anhängig, theils wegen der Parlamentsreden vom 10. Feb⸗ 
ruar 1866, theils wegen fpäterer Wahlreden. Der Hof verurtheille 
darauf am 3. Juli die beiden Abgeordneten wegen der Wahl⸗ 
reden zu einer Geldbuße und einem Verweis, erklärte aber auf's 
Neue, daß die Parlamentsreden nach Artikel 84 der Verfaſſung 
unverfolgbar ſeien. Der Zorn darüber war groß im Juſtiz⸗ 
minifterium, und die Staatsanwaltſchaſt legte Berufung ein, weil 
das Gericht nicht, wie es ſich gebührt hätte, auf Amtsentſezung 
erlannt habe. 

In der erſten Inſtanz, für Tweſten dem Berliner Stadt⸗ 
gericht, nahm man ſich Zeit zu der neuen Beſchlußfaſſung über 
Tweſten's Rede von 1865. Hier erwog man, daß nach der 
Entſcheidung des Obertribunals über den Artikel 84 dem Ge⸗ 
richte nur noch die Beſtimmung des Strafmaaßes überlaſſen, 
und dann nach dem Inhalt der Rede auf die höchſte zuläſſige 
Strafe, zwei Jahre Gefängniß, zu erkennen ſei. So wurde am 
11. November geurtheilt. Graf Lippe verfügte darauf ſofort die 
Suſpenſion Tweſten s von feinem Amte. 

Die Erbitterung über dieſe Vorgänge war grimmig bei 
allen Liberalen im Landtag und im Lande. Kaum hatte der 
nene Landtag am 20. November ſich conftituirt, als Laster den 
Antrag auf eine geſetzliche Declaration des Artitels 84, im 
Sinne unbedingter Redefreiheit, einbrachte. Außer der confer- 
vativen Partei waren alle andern, Freiconſervative und Altliberale, 
Nationalliberale und Fortſchrittspartei, einverſtanden in der 
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Sache. Der Abgeordnete redet nicht aus perſönlicher Willtür, 
ſondern zur Erfüllung feiner Berufspflicht, wozu es gehört, 
daß er die ihm bekannt gewordenen Übelftände im Staatsweſen 
zur Sprache bringt; es kann alſo niemals bei ihm eine beleidi⸗ 
gende Abſicht (animus iniuriandi) angenommen werden. Da⸗ 
rüber, und über die tiefe Schädigung des geſammten parla⸗ 
mentariſchen Weſens durch eine Beeinträchtigung dieser Freiheit, 
darüber, wie geſagt, waren Alle einig. Aber nach dertſcher 
Weiſe durfte es an Amendements nicht fehlen. Die Fortſchritts⸗ 
partei beantragte, daß der Artikel 84 völlig klar und ausreichend 
ſei, das Haus alſo fein Recht durch das Verlangen einer De- 
claration ſelbſt in Zweifel ſtelle, daß man alſo über Las ler's 
Antrag zur Tagesordnung überzugehn, und die Initiative der 
Staatsregierung zu überlaffen habe. 

Umgekehrt fanden die Freiconſervativen die Auslegung des 
Attilels 84 durch das Obertribunal nicht fo zweifellos ver⸗ 
werflich, begehrten alſo nicht eine Declaration, ſondern eine 
Anderung des Artilels im Sinne des Artikels 30 der Reichs⸗ 
verfaffung. 

Indeſſen, als es nach zweitägiger Verhandlung in der Vor⸗ 
berathung zur Abſtimmung kam, fanden beide Amendements 
nur eine ſehr geringe Stimmenzahl, und Lasler's Antrag wurde 
mit 180 gegen 161 Stimmen angenommen. Faſt genau dasſelbe 
Ergebniß lieferte am 2. Derember die Schlußberathung. 

Bismarck hatte bei der erſten Debatte noch einmal ſeinen 
Collegen, wenn auch mit geringer Energie, in Schuß genommen; 
trozdem war dem Grafen Lippe die Regierung überhaupt zu 
liberal geworden; er fand es angenehmer, mit der äußersten 
Rechten als mit dem Miniſterium zufammen zu gehn: am 
5. December erbat und erhielt er feine Entlafjung und trat der 
ehemalige, hannoverſche Miniſter Leonhardt an feine Stelle. 

Da Lasker's Antrag einen Artikel der Verfaſſung betraf, 
mußte nach drei Wochen eine zweite Leſung Statt finden. Sie 
erfolgte am 8. Januar 1868. Noch einmal ſtellte die Fortſchritts⸗ 
partei den Gegenantrag auf motivirte Tagesordnung als die 
einzig richtige Maaßregel, und als fie damit nicht durchdrang, 
ſtimmte fie, charakteriſtiſch für ihre Eigenart, mit den Conſerva⸗ 
tiven gegen Lasker. Indeſſen die Mehrheit blieb feſt, und mit 
174 gegen 144 Stimmen wurde der Antrag angenommen. 

v. Spbdel, Begründung d. beutichen eiche. VI. 15 
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Leonhardt begnügte ſich dabei mit der Erklrung, daß das 
Staatsminiſterium einen Beſchluß in dieſer Frage noch nicht ge⸗ 
faßt habe, fie aber fpäter wohl im Überlegung nehmen werde. 
Wenn damit die geſezliche Löſung einer ungewiſſen Zukunft 
überlaſſen blieb, fo zeigte wenigſtens die Praxis, wie ſehr in 
den Regierungskreiſen der Wind umgeſetzt hatte. Zunächſt zog 
Leonhardt die vom Staatsanwalt erhobene Berufung gegen das 
Urtheil des Diſciplinarhofs zurück. Als dann das Kammer⸗ 
gericht als zweite Inſtanz in dem Proceſſe wegen Tweſten's 
Rede von 1865 das harte Urtheil des Stadtgerichts vom 11. No⸗ 
vember vernichtete, an die Stelle der Gefängnißſtrafe eine Geld⸗ 
buße fette und zugleich erklärte, daß es nur durch die Ente 
ſcheidung des Obertribunals zu einem ſolchen Urtheil gezwungen 
ſei, ſelbſt aber kraft des Artikels 84 bei der Anſicht von der 
Unverfolgbarkeit einer Parlamentsrede beharre, da legte auch 
hier der Staatsanwalt keine Berufung ein. Vielmehr wurde 
jetzt die in Folge des Urtheils der erſten Inſtanz über Tweſten 
verhängte Amtsfufpenfion wieder aufgehoben, und weiterhin 
auch die erkannten beiden Geldſtraſen als unter die Amneſtie 
von 1866 fallend erlaſſen. 

Lasker's Detlarationsantrag war unterdeſſen dem Herrn⸗ 
Haufe übermittelt worden. Er kam dort zur entſcheidenden Ber 
rathung faſt gleichzeitig mit dem Entſchluſſe des Hauses, nach 
dem harten Kampfe mit Bismarck über den hannoverſchen Pro⸗ 
vinzialfonds ſich dem Willen der Regierung hierin zu fügen. 
Um fo eifriger aber war dann das Haus bereit, der jetzt eben⸗ 
ſalls von der Regierung offenbar begünftigten Tendenz des An⸗ 
trags Laster mit allem Nachdruck entgegen zu treten und für 
die im andern Hauſe von der conſervativen Partei erlittene 
Niederlage gründliche Vergeltung zu üben. Am 15. Februar 
verwarf es den Antrag mit allen gegen 14 Stimmen. Damit 
wurde die Unſicherheit des Rechtszuſtandes erhalten, und Lasker 
beſchloß, in dem nahe bevorſtehenden Reichstag die Erlangung 
eines Heilmittels zu versuchen. Immer gab es in der Frage 
bei Bismarck's und Leonhardt's Haltung keinen feindlichen 
Gegenſatz zwiſchen Regierung und Volksvertretung mehr, ſondern 
nur noch einen Unterſchied des Zeitmaaßes in dem Vorwärts 
ſchreiten zu demſelben Ziel. 

Als am 29. Februar König Wilhelm den Landtag schloß. 
konnte er feine Freude über die erlangten Ergebniſſe in gnäbigen 
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Worten aussprechen und der Hoffnung auf baldige Weiterent⸗ 
wicklung Ausdruck geben. Indeſſen zeigten fi anderwärts be⸗ 
denkliche Symptome für die nächste Zukunft. In ganz Europa 
laſtete die Sorge vor einer ſchweren Jriedensſtörung — wir 
werden bald näher davon reden — auf dem Betriebe der In⸗ 
duſtrie und des Handels, und die Staatscaſſe empfand die Rück⸗ 
wirkung in ihren Einnahmen. In Preußen kamen dazu die 
durch die ſchlechten Erndten veranlaßte Steigerung der Ver⸗ 
pflegungskoſten in der Armee und ein ſtarkes Sinken der Poſt⸗ 
erträge durch die vorigjährige Herabſezung der Port. Es ber 
dard kein Zweifel, daß Veides nur ein vorübergehender Schade 
war, aber man verbarg ſich nicht für das nächſte Jahr das 
Herannahn eines erheblichen Deficit. Die einzige Hülfe dagegen 
lag in der Hand des in vier Wochen bevorſtehenden Reichstags 
und des bald nachher eintretenden Zollparlaments. Während 
des ganzen Winterz war der norddeutſche Bundesrath mit den 
dafür beftiminten Vorlagen beſchäſtigt, und am 2. März trat 
auch der Zollbundesrath zu gleichem Zweck zuſammen. Da eine 
große Anzahl der Staaten fi in ähnlicher Finanzlage wie 
Preußen befand, war man ſehr bereit, auf Vermehrung der Ein⸗ 
nahmen durch Finanzzölle und Verbrauchsſteuern einzugehn. 
Leider aber waren ſchon vor dem Beginn dieſer Berathungen 
die Hoffnungen auf ein Gelingen des Werkes durch den Verlauf 
der Parlamentswahlen in Süddeutſchland ſtark geſunken, und 
ſanken immer tiefer bei dem weitern Fortgang der Bewegung. 
Zwar in Heſſen⸗Darmſtadt hatte die nationale Partei mit über⸗ 
wältigender Mehrheit alle ſechs Mandate, und in Baden acht 
Sitze gegen ſechs Gegner erobert. In Bayern aber, wo vor 
wenigen Monaten ein kräſtiger Aufſchwung des Bürgerthums 
gegen den Sondergeiſt der Reichsräthe das Verbleiben in dem 
reformirten Zollverein erzwungen hatte, ſührte dicht vor den 
Wahlen ein lang vorbereitetes Eingreifen der geſammten katho⸗ 
lischen Prieſterſchaft einen plötzlichen Umſchlag herbei. Hier er⸗ 
lebte man, welche Macht das allgemeine gleiche Stimmrecht 
innerhalb einer katholiſchen Bevöllerung dem Klerus in die Hand 
gab. Während ſeine Partei in der zweiten Kammer nur über 
ein Zehntel der Sitze verfügte, erlangte ſie für das Zollparlament 
von den 48 bayerischen Wahlbezirken in 26 den Sieg, wozu 
dann noch ein demokratiſcher Particulariſt hinzutrat. Die na⸗ 
tionale, oder wie fie hier hieß, die Fortſchriktspartei, ſandte 
15· 
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12 Mitglieder in das Zollparlament, alſo ein Viertel des baye⸗ 
riſchen Contingents, während fie in der zweiten Kammer beinahe 
ein Drittel bildete. Den Reſt von 9 Parlamentswahlbezirten 
behauptete eine etwas farbloſe Mittelpartei, die in der Ram mer 
bisher die Mehrheit beſaß. Charakteriſtiſch für den Hergang 
war ferner, daß die Candidaten des Klerus überwiegend vor⸗ 
nehme Edelleute und höhere Beamte waren, obgleich die Partei 
damals in ſcharſer Oppoſition gegen das Miniſterium Hohenlohe 
ftand, andererſeits aber die gewählten Induſtriellen ſümmtlich 
der nationalen Partei angehörten, und die proteſtantiſche Ver 
völkerung durchgängig national gewählt hatte.!) 

In dem Wahlkampfe wurde, wie ſich versteht, ein Weniges 
auch von Zöllen und Steuern geſprochen, aber der Brennpunkt 
der Verhandlungen war und blieb aller Orten die Frage der 
nationalen Einheit, bei der damaligen Lage alſo die Erweiterung 
des Zollparlaments zum Vollparlantent oder ber Eintritt Bayerns 
in den norddeutſchen Bund, der von der Fortſchrittspartei lebhaft 
begehrt, von der klerikalen heftig zurüdgeitoßen wurde. Bei den 
Voltsmaſſen Hatte die leztere ganz entſchieden die Oberhand. 
Wir find, hieß es, viel echtere Deutſche als die Preußen; deshalb 
wollen wir freie Bahern bleiben. 

Noch entfchiedener war endlich in Württemberg die Nieder⸗ 
lage der nationalen oder, wie fie dort kurzweg genannt wurde, 
der preußiſchen Partei, der ſchwäbiſchen Preußen, die noch 
ſchlimmer ſeien als die preußiſchen. Auch dort traten vom erſten 
Tage des Streits die wirthſchaftlichen Fragen vor der politiſchen 
in den Hintergrund. Wir ſahn, wie gleich nach der Ratification 
des Zollvereins das Miniſterium erklärte: Württemberg hält 
den Wehrbund und den Zollbund, damit iſt es aber auch genug. 
Dagegen erhob ſich auf der Stelle die nationale Partei: der 
Zollverein ſei gut und ſchön, aber fein höchſter Werth beſtehe 
darin, daß fein Parlament bie Brücke zu der vollen Einheit 
Deutſchlands, zu dem Eintritt Württembergs in den Nordbund 
bilden könne und bilden müſſe. Um die Nothwendigkeit dieses 
Schrittes darzulegen, ergingen ihre Organe ſich in bitterer Kritit 
der vorhandenen Zuſtände in Württemberg, wo das Schreiber⸗ 
regiment allmächtig, die Verwaltung corrumpirt, das Volt durch 
leere Freiheitsphraſen mit einem thörichten Dünkel erfüllt fei. 


y Schultheß, Geſchichtskalender 1868, S. 141. 
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Auf der andern Seite tobten die vepubtifanifd, gefiunten Demo- 
kraten, daß die Regierung durch ihre Verträge die Unabhängigkeit 
des edlen Schwaben volkes an die halbſlaviſchen Preußen ber⸗ 
rathen habe; von dem Zollparlament wollten ſie ſo wenig wiſſen, 
daß fie durch Parteibefchluß zuerſt völlige Wahlenthaltung der⸗ 
kündeten, um dann in der Kammer die Regierung wegen ihres 
Treibens zu ftrenger Rechenſchaft zu ziehn. Der Regierung 
waren dieſe Ausſichten auf jeder Seite äußerſt widerwärtig, und 
als ſich in der letzten Stunde die Volkspartei doch eines Beſſern 
beſann, beſchloß die Regierung bei der geringen Zahl ihrer un 
bedingten Anhänger die Freundschaft der Volkspartei gegen das 
Wachsthum des preußiſchen Einfluſſes aufzubieten. Die miniſte⸗ 
rielle Partei fepte fi darauf mit den Demokraten und Kleri⸗ 
kalen in enge Verbindung zum gemeinſamen Widerſtande gegen 
die Verpreußung des in feinem Freiheltsglanze strahlenden 
Württemberg. Auf allen Seiten entbrannte der Wahlkampf mit 
der hüchſten Leidenſchaft, ganz in dem vor einigen Monaten 
von Moritz Mohl angeſchlagenen Tone. Das Ergebniß war, 
daß die deutſche Partei in allen 17 Wahlbezirken unterlag, ob⸗ 
gleich ihre Candidaten von der Geſammtzahl der abgegebenen 
Stimmen etwas mehr als ein Viertel, rund 46 000 von 175000 
erlangt hatten. Von den Gewählten vertraten ſechs, nämlich 
die Minifter Barnbüler und Mittnacht nebſt vier Anhängern, 
die Regierungspolitit. die andern eilf gehörten der großdeutſchen 
oder demokratiſchen Partei an. Durch deren Reihen ging der 
Ruf: Keine neuen Steuern, keine Finanzzölle, keine erweiterten 
Befugniſſe des Zollparlaments! 

So entſandte der Süden nach Berlin neben 35 National⸗ 
geſinnten 50 ſtramme Particulariften, erfüllt von dem Entſchluſſe, 
ſtets zu verneinen. Das gab ſchwache Hoffnung für den ge 
wünſchten Bruderbund zwiſchen Nord und Süd, während draußen 
am euro päiſchen Horizont der Himmel ſich fortdauernd mit 
düſtern, einander jagenden Wolken bedeckte. 
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Trotz des Glanzes der Pariſer Weltausſtellung und der 
Erneuerung des deulſchen Zollvertins lag über Mitteleuropa 
ein allgemeines Gefühl der Unſicherheit, unter welchem zunächſt 
der materielle Wohlſtand aller Länder ſchweren Schaden litt. 
Niemand traute dem Frieden; die Geſchäfte ſtockten, die Induſtrie 
lag danieder, der Vörſenverkehr notirte tiefe Unluſt. Es war 
kein Wunder. In Deutſchland und in Italien drängte die Un⸗ 
ſertigkeit der neuen Zuftände zur Vollendung der nationalen 
Einheit: beiden aber ſtellte ſich die Eiferſucht des franzöſiſchen 
Volkes Hemmend und drohend in den Weg, und fo wenig Bis⸗ 
marck der treibenden Ungeduld der nationalen Wünſche genug 
that, fo ſehr Napoleon die Erhaltung des Friedens wünſchte: 
unberechenbar blieben auf beiden Seiten die Zuckungen der popu⸗ 
lüren Seibenfchaften, und mit tiefem Mißtrauen beobachtete jede 
Partei alle Schritte der andern. 

Daß Napoleon den Frieden wünſchte, daran kann kein 
Zweifel beſtehn. Die beiden mächtigen Völker dicht vor dem 
großen Ziele auf die Dauer feſtzuhalten, hielt er für unmöglich; 
in Lavalette's Rundſchreiben hakte er ſelbſt die Berechtigung 
ihres Strebens ausdrücklich anerkannt. Aber er ſah auch, wie 
einſam er mit dieſer Anſchauung im eignen Lande ſtand. Ohne 
Zweifel war durch das Emporlommen der beiden neuen Reiche 
an feiner Oſigrenze Frankreichs Machtſtellung relativ geſunten; 
unter den großen Kataſtrophen waren die Andern gewachſen, 
Frankreich hatte nicht eine Scholle Landes davongetragen. Der 
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politiſch active Theil des franzöſiſchen Volks verzieh es dem 
Kaiſer nicht, daß er es dahin hatte kommen laſſen; ein bitterer 
Haß gegen Preußen und Italien erfüllte die Armee und den 
Klerus, die Volksvertreter und die Zeitungspreſſe. Auch die 
liberale Oppoſition, deren Grundfäge ſonſt das freie Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht aller Völler gefordert hatten, ließ ſich jetzt 
keinen Anlaß entgehn, die heilloſe Schwäche der Regierung und 
die Entwürdigung Frankreichs allem Volk zu verkünden. Napo⸗ 
leon ſah ſich gezwungen, mit dieſen Stimmungen zu rechnen. 
Nicht nach eigner Neigung, fondern durch fein Voll gedrängt, 
faßte er feine Stellung dahin: wir nehmen den vorhandenen 
Zuſtand an, dürfen aber keinen weitern Fortſchritt der Andern 
dulden, bis wir ſelbſt eine entſprechende Stärkung gewonnen haben. 

Wir haben geſehn, wie er ſich in diefem Sinne mit Ofter- 
reich verſtändigt hatte: die Trennung Süddeutſchlands vom 
Nordbund muß kraft des Prager Friedens erhalten bleiben. 
Es war ein Begehren im Widerſpruch gegen die Natur der 
Dinge, und zugleich haltlos in feiner rechtlichen Begründung, 
da man betanntlich in Deutſchland die Worte des Prager 
Vertrags ganz anders als in Paris und Wien auslegte. Von 
Herftellung des Vertrauens und Sicherung des Friedens blieb 
man bei dieſer Haltung gleich weit entfernt. Indeſſen wurde 
einstweilen der Bruch vermieden, da Bismarck ſich zwar alle 
Wege offen hielt, aber die Dinge kommen ließ und feinerfeits 
nicht drängte 

Schlimmer geſtalteten ſich aus gleicher Urſache die Ver⸗ 
Hälmiffe in Italien. Hier hatte Napoleon ſelbſt den nationalen 
Einheits gedanken entfeifelt und dann ihm freie Bahn gelaſſen 
bis hart an das letzte Ziel: hier aber trat er ihm mit herriſchem 
Verbot entgegen, Rom ſollte nicht die Hauptſtadt Italiens werden, 
ſondern als ein Fideicommiß der katholiſchen Chriſtenheit dem 
Papfte bleiben. Wieder war es nicht ein Entſchluß der eignen Über⸗ 
zeugung, ſondern die Furcht vor dem Zorn der frauzöſiſchen 
Klerilalen, und wieder war es eine Forderung gegen die Natur 
der Dinge, deren Vertreter hier nicht in ruhiger Überlegung 
der Zukunft vertrauen wollten, ſondern mit ſüdlicher Leidenſchaft 
den entscheidenden Kampf zu beginnen trachteten. König Victor 
Emanuel hatte in jungen Fahren die furchtbaren Niederlagen 
ſeines Landes erlebt und ſeitdem ſein ganzes Daſein der Auf⸗ 
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richtung und Vereinigung Italiens gewidmet. Er hatte den 
eiſenfeſten Glauben an das gute Recht und die heilige Pflicht 
ſeines Strebens, er begriff, daß in dieſer Sache die unbegrenzte 
Offenheit auch die befte Staatsklugheit jei, und fo hat er ſtets 
das Ziel feiner Bemühungen mit rückhaltloſer Energie der Welt 
verkündet und niemals einen Menſchen in Zweifel gelaſſen, um 
welchen Preis ſeine Freundſchaft zu haben und zu behaupten 
fei. Um fo mehr war er darauf bedacht, feine unaufhörlich 
wechſelnden Mittel in möglichſt tiefes Geheimniß zu hüllen; 
neben ſeiner amtlichen Diplomatie hatte er auf allen Punkten 
feine perſönlichen Agenten und Correſpondenten; er gebrauchte 
Regierungsmittel, parlamentariſche Einflüſſe und revolutionäre 
Beziehungen, wie die Lage des Augenblicks es zu fordern ſchien. 
Nach der alten Tradition des Hauſes Savoyen ſuchte er ſtets 
auf der Seite des Siegers zu ſtehn, fo lange dieſer bereit wäre, 
ihm den gebührenden Antheil an der Beute zu tiberlaffen. So 
unterhielt er einen laufenden Brieſwechſel mit Napoleon, bei 
dem er ein unerſchütterliches Vertrauen auf Italiens Dankbarkeit 
für 1859 zu befeftigen wußte; zugleich aber correſpondirte er 
auch mit den Todſeinden des Kaisers, den Häuptern der repu⸗ 
blikaniſchen Acttonspartei, Mazzini und Garibaldi, deren Agenten 
ſtets geheimen Zugang zu dem königlichen Cabinette fanden; 
dann wieder hatte er perſönliche Beziehungen mit dem Tobjeinde 
ſeines eignen Werkes, dem Papſte Pius, der bei allen Gegen⸗ 
fäen auch ein italieniſches Herz hatte, ebenſo wie der König 
ein katholiſches. Boshafte Kleriker meinten, der König habe 
vor Gott keine Furcht, aber er ſcheue vor der Frage, ob es nicht 
doch einen Teufel gebe. Jedenfalls erschien in dieſem Fürſlen 
eine merkwürbige Verbindung von einer beinahe fanatischen Be⸗ 
geifterung und don gründlich geriebener Schlauheit, ſtets war er 
bereit, ein tolltühnes Spiel zu wagen oder nach den Umſtänden 
mit wechſelnden Intriguen vorſichtig zu ſondiren, immer aber 
in unbedingter Hingebung Alles an Alles, an die Löſung der 
hohen Aufgabe zu fegen. Er war eben durch und durch Soldat, 
als König, als Diplomat, als Staatsmann: wer ſich ihm auf 
dem Zuge nach Rom in den Weg stellte. mit dem fand er ſich 
im Kriegsſtand, und im Kriege find alle Mittel geboten, Schwert⸗ 
ſchlag und Hinterliſt, ritterliches Fechten und nächtlicher Über⸗ 
fall, vor allen Dingen aber unbeugſamer Muth und immer 
wieder Muth. In der Auffaſſung des Septembervertrags hatte 
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er ſich vom erſten Tage zu einer von der franzöſiſchen völlig 
abweichenden Anſicht bekannt. Napoleon zog ſeine Truppen 
aus Rom zurück, in dem Vorbehalt, wieder einzugreifen, ſobald 
Italien an der Lage des Papſtes rüttelte. Der König hatte 
verſprochen, keine Gewalt gegen den Papſt zuzulaſſen, übrigens 
aber erklärt, alle Rechte Italiens auf Rom aufrecht zu halten; 
dagegen aber hätte Frankreich den Grundſaß der Nichtinter⸗ 
vention anerkannt und feine Truppen auf Nimmerwiederkehr 
aus Rom abziehn Laffen. 

So traute ihm Napoleon nach der Ausführung des Ver⸗ 
trags nicht über den Weg. Schon im December 1866 ließ er 
ihm ankündigen, es handle ſich zwiſchen den Wüchten unt eine 
Garantie des papſtuchen Patrimoniums; er forderte ihn auf, 
einer ſolchen Abrede beizutreten. Der König ſagte, er werde 
das Patrimonium nicht antaſten, aber niemals einem Antrag 
zuſtimmen, deſſen Inhalt ein Hinderniß gegen die Verwirklichung 
des nationalen Rechtes bilden würde; durch den Patriotismus 
Italiens und die Weisheit des Papſtes werde ſich ein Ausgleich 
der verſchiedenen Anſprüche finden, die ſich in dem Worte Rom 
zuſammenfaſſen. 

Im Januer 1867 fandte ihm darauf Napoleon einen feiner 
vertrauteſten Officiere, den General Fleury, einen rauhen und 
keiegsluſtigen Herrn, um mit verſtärktem Nachdruck den unzwei⸗ 
deutigen Verzicht auf Rom, und zwar ausdrlüdlich nach Frank⸗ 
reichs Aufforderung, zu begehren. Der König wiederholte feine 
Erklärung, und das Geſpräch ſteigerte ſich zu ſolcher Hihe, daß 
Fleury mit barſcher Drohung von den hunderttauſend Bajonetten 
zu reden begann, welche die katholiſchen Möchte für den Papſt 
bereit hielten. Ich werde, erwiderte der König, mit der doppel⸗ 
ten Zahl Italiens Recht beſchüten. Napoleon rief darauf den 
General zurück. 

Um fo lecker wurde dann von der entgegengeſetzten Seite 
her die Frage in Angriff genommen. Kaum hatten die Franzoſen 
den Kirchenſtaat verlaſſen, fo erhob die Revolutions partei ihr 
Haupt. Sthon vorher hatte ein römiſches Nationalcomitk den 
General Garibaldi dazu aufgefordert, und dieſer ging gleich 
Anfang 1867 eifrig an das Werk. Der Papſt hatte ungefähr 
11000 Mann fremder Soldtruppen angeworben; während der 
Septenber⸗Vertrag die Befreiung des italieniſchen Bodens von 
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fremden Steeitteäften verheifien habe, rief Garibaldi, dauert hier 
eine fremde Kriegsmacht in der ſchmutzigſten Geſtalt, eines zu⸗ 
ſammengelaufenen Geſindels aus aller Herrn Ländern, fort; 
Italien ſei an den hiemit gebrochenen Vertrag nicht mehr ge⸗ 
bunden Garibaldi dachte demnach in Genua eine Expedition, 
wie einft gegen Sicilien, fo jezt gegen die römiſche Küſte zu 
rüſten, während andere Schaaren ſich in den Abruzzen ſammeln 
und dann von Süden her in den Kirchenſtaat einbrechen würden. 
Der König, hievon unterrichtet”), ging nun auch ſeinerſeits an 
die Entfaltung der „moraliſchen- Mittel, die ihm Rom als 
Hauptſtadt verſchaſſen follten. Am 17. Januar 1867 legte das 
Miniſterium Ricaſoli der zweiten Kammer einen Geſetzentwurf 
vor, welcher den Verzicht des Staates auf alle Aufſichtsrechte 
über die Kirche, auf das Ernennungsrecht der Biichöfe u. |. w 
aus ſprach, die volle Freiheit der Kirche in ihren Angelegenheiten 
decretirte und ihr, nach Abzug von 600 Millionen, ihr ganzes 
coloſſales Vermögen, unter der einzigen Bedingung des Verkaufs 
ihrer Landgüter, zu freier Verwaltung zurückgab. Die Meinung 
war weiter, wenn der Papſt den Italienern Rom überlaſſe, ihm 
volle Exterritorialität, alſo ſouveräne Unabhängigleit zu garan⸗ 
tiren und ihm eine ſtattliche Dotation und eigne Poſt und 
Telegraphie zu ſicherem Verlehr mit der Außenwelt zu gewähren. 
Der König meinte, unter ſolchen Bedingungen in Jialien unter 
einem ihn anbetenden Volle zu weilen, müſſe dem Papſte eine 
Jreude fein. 

Allein es ſollte dem Könige erſpart bleiben, dieſen ſchönen 
Plan vom Papſte verächtlich zurückgeſtoßen zu ſehn. Kaum war 
er in der Kammer vorgelegt, ſo erhob ſich dort lebhafter Wider⸗ 
ſpruch von verſchiedenen Seiten. Man zürnte, daß durch das 
Geſetz der Pfarrklerus der Herrſchaft der Biſchöſe ſchutzlos Preis 
gegeben, daß den Biſchöfen erlaubt ſei, den Erlös ihrer Güter 
auch im Auslande zu gefährlichen Necectionszweden anzulegen. 
Die Regierung beſaß keine feſte Mehrheit in der Kammer; ſie 
lebte von der Spaltung der Oppoſition in mehrere Gruppen: 
bier aber wurde das Geſetz von dem vereinten Unwillen aller 
Unabhängigen getroffen; es kam zu einem Mißtrauensvotum 
und darauf am 12. Februar 1867 zur Auſlöſung der Kammer. 
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Als aber im März die Neuwahlen die bisherige Verſamm⸗ 
lung beinahe ungeändert in den Palaft des Parlaments zurück 
führten, war das Schickſal des Geſetzes und damit auch das des 
Miniſteriums Nienfoli entſchieden. Es kam dazu eine Einwirkung 
der auswürtigen Politit, nämlich die mit Anfang April bedenk⸗ 
liche Entwicklung der Luxemburger Frage und ſomit die Gefahr 
eines deutſch⸗franzöſiſchen Krieges. Sofort flammte bei Victor 
Emanuel der Gedanke auf, damit wäre ja Frankreichs Macht 
vollſtändig anderwörts beſchäftigt; man brauche nur Garibaldi 
ungeſtört ſeinen Romzug beginnen zu laſſen, um dann als 
Retter und Ordner einzuſchreiten, und Italien würde feine 
Hauptſtadt befigen. Für ein ſolches Unternehmen war freilich 
der ſtol ze, ſeſte, von conſervativen Grumdfägen geleitete Rieaſoli 
nicht gemacht; am 4. April erhielt er feine Entlaſſung, und am 
11. wurde fein alter Nebenbuhler Ratazzi mit der Bildung des 
neuen Miniſteriums beauftragt. Ein größerer Gegenſatz zwiſchen 
zwei Naturen war nicht denkbar, als hier zwiſchen dem abgehenden 
und dem neu eintretenden Miniſter. Rieaſoli ein vornehmer 
Baron, ein ftolzer, beinahe ſtarrer Charakter, ein ernſt und tief 
religiöfer Mann von durchgearbeiteter und deshalb ſelbſtändiger 
Überzeugung, über den man in Nom zweifelhaft war, ob man 
ihn für einen Calviniſten oder einen Janſeniſten halten ſollte, 
in der innern Politik von unerſchütterlichen conferbativen Grund⸗ 
fügen, dabei entflammt von dem Gedanken der italienischen 
Einheit und deshalb beſtrebt, die franzöſiſche Vormundſchaft ab⸗ 
zuſchütteln, indem er während des Kriegs feſt zu Preußen hielt 
und nach demſelben auf eigne Hand Verſöhnung mit dem Papſte 
ſuchte. Natazii war als piemonteſiſcher Beamter emporzekommen. 
überall geſchickt und befähigt, ohne jeden Grundſatz, als den 
einen, den eignen Vortheil zu wahren, ein Mann, von dem man 
fagte, er ſchwimme lieber in trüben Waſſer als in klarem, nach 
innerer Neigung demokratiſchen Tendenzen zugewandt, bei dem 
Könige aber, dem Ricaſoli's Eigenwille oft läſtig war, als ſtets 
gefälliger und auskunftsreicher Wohlredner in großer Bunit, 
dabei bisher als eifriger Anhänger Napoleon's bekannt, deſſen 
Vertrauen er durch dieſelben Kürſte wie jenes Victor Emanuel 's 
gewonnen hatte ). Die Nachricht von feiner Ernennung rief 
dann auch in ganz Europa höchſt beftimmte Gerüchte von einer 
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bevorſtehenden franzöſiſch⸗italieniſchen Allianz hervor, die auch 
in Berlin nicht ohne eine gewiſſe Unruhe vernommen wurden ). 
Aber nicht zu dieſem Zwecke war Ratazzi ernannt worden. 
Wohl mochte der Pönig hoffen, daß der alte Günſtling Napo⸗ 
leon's leichter als ein anderer Menſch den Kaiſer von der Noth⸗ 
wendigfeit überzeugen würde, kraft des eignen Prineips, kraft 
der Souveränität des nationalen Willens auch der italieniſchen 
Nation ihren freien Willen zu laſſen. Aber er meinte nicht, 
dieſe Freiheit erſt durch einen Krieg um Luxemburg zu erkaufen 
Der franzöſiſche Gefandte Malaret meldete am 21. April: die 
Italiener loben unſere Mäßigung, tadeln den preußiſchen Ehr⸗ 
geiz, nehmen aber kein Intereſſe an Luxemburg; fie werden uns 
nur mit guten Wünſchen unterſtützen. Zwei Tage ſpäter berichtete 
er ausführlich über den Kern der italieniſchen Politik, über die 
wachſende Agitation für einen Freiſchaarenzug gegen Rom. 
Zwar machte die Londoner Conferenz im Mai der euro⸗ 
päiſchen Kriegsgefahr und den daran gefnüpften Hoffnungen ein 
Ende, und Ratazzi hielt um fo mehr inne, als die italieniſche 
Bevölterung bisher nur schwaches Intereſſe für das große Unter⸗ 
nehmen gezeigt hatte. Um fo ftärter aber fand ſich das National⸗ 
gefühl beleidigt, als im Juli der franzöſiſche General Dumont, 
auf Befehl des Kriegsminiſters Niel, in Rom erſchien, um in 
einer päpftfichen, aus Franzoſen beſtehenden Soldtruppe, der ſo⸗ 
genannten Legion von Antibes, die völlig zerrüttete Diſciplin 
wieder herzustellen. Der Ruf erſcholl ſogleich durch ganz Italien, 
trop des September-Bertrags verfüge alſo Frankreich nach wie 
vor über die im Kirchenſtaat befindlichen, ſcheinbar auf den 
Namen des Papſtes geworbenen Truppen: damit ſei der Vertrag 
zerriſſen und Italien der Weg zu feiner Hauptſtadt eröffnet. 
Jetzt kam Zug und Leben in die Bewegung; Garibaldi eröffnete 
in allen Städten feine Werbebureaur: binnen ſechs Wochen hatte 
er einige Tauſend Rothhemden zuſammen und vertheilte fie an 
den Grenzen des päpſtlichen Gebiets. Ratazzi ſchrieb dem Gönner 
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an der Seine, der Strom ſei unaufhaltſam, irgend etwas müſſe 
geſchehn, ſonſt fei ein furchtbarer Ausbruch gewiß. Napoleon 
erklürte ſich darauf bereit zu einem Vermittlung sverſuch; vor 
allen Dingen aber müſſe Natazzi dem wüßten Unfug der Frei⸗ 
ſchaaren Einhalt hun und das römiſche Gebiet vor ihrem An⸗ 
griff decken. Ratazzi ſandte demnach einige Regimenter zur 
Sicherung der Grenze hinaus und verfügte ſogar, als Garibaldi 
zwichen deren Poſten hindurch feine Banden in dem Patri⸗ 
monium Petri ftreifen ließ, die Verhaftung des Generals und 
bald nachher deſſen Internirung auf Caprera, wo er dann von 
italieniſchen Kriegsſchiffen bewacht wurde. Darauf that Napo⸗ 
leon den verheißenen Schritt und ſchlug dem Papſte vor, er 
möge, um Rom zu retten, auf die Landſchaften des Patri⸗ 
moniums verzichten). Er hätte die Antwort voraus wiſſen 
können: dem Papſte lag nach dem Beifpiel feiner Vorgänger 
das Krönchen ſeines Kleinſtaats ebenſo ſehr am Herzen wie das 
Triregnum feiner geiſtlichen Weltherrſchaft; er erwiderte den 
Antrag mit kategoriſcher Abweiſung. Die Folge war, daß Ra⸗ 
tazzi den jezt von Garibaldi's Sohn Menotti geführten Frei⸗ 
ſchaaren kein Hinderniß mehr in den Weg legte, und Menotti 
mit 8000 Mann am 29. September die Jeindſeligkeiten gegen 
die päpftlichen Truppen, 11000 Mann unter General Kanzler, 
begann. Der Erfolg war freilich nicht glänzend, da die Päpſt⸗ 
lichen an Zahl, Diſeiplin und Schulung den Rothhemden über⸗ 
legen waren, jedoch konnte Menotti, durch die Geſinnung der 
Einwohner und fortdauernden Nachſchub geſtärkt, den kleinen 
Krieg fortſpinnen, bis im October ſein Vater, von Caprera 
glüclich enttviſcht, wieder den Oberbefehl übernahm und mit 
verboppelter Energie feine Scharen zu dem entſcheidenden 
Marſche auf Rom vereinigte. Auch Kanzler verfuhr in gleichem 
Sinne, räumte das Land ohne weitere Kämpfe und verſammelte 
ſeine Truppen in und bei Rom zur Sicherung der Curie. Der 
Gedanke liegt nahe, daß ſeine Regierung ihn von ſeiner Über⸗ 
macht keinen Gebrauch machen ließ, weil fie lieber durch fran- 
zöſiſche Hülfe als von den eignen Streitkräften gerettet fein 
wollte, um dann auf's Neue wieder eine bleibende frarzöſiſche 
Beſatzung für Rom, wie vor dem Septembervertrag, zu erhalten. 
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Ausſicht da zu war vorhanden. Denn ſeit dem Einbruch der 
Garibaldiner hatte ſich in Deutſchland, Spanien und Frankreich 
eine gewaltige klerikale Agitation erhoben; zu coloſſalen Sturm⸗ 
petitionen für den heiligen Stuhl wurden die Volksmaſſen heran⸗ 
getrieben, und Napoleon wußte, wie gefährlich ihm bei den 
künftigen Wahlen die Feindſchaft der Geiſtlichen werden konnte. 
Er ſchwankte zwiſchen dieſer Sorge und der alten Liebe zu 
Italien in grauſamer Unentſchloſſenheit. Auch feine Rathgeber 
waren geſpalten, aber gerade die beiden Männer, auf die es in 
dieſer Sache zunächſt ankam, Monftier und Niel, forderten mit 
voller Kraft ſoſorkiges Einſchreiten zur Aufrechterhaltung des 
September⸗ Vertrags als einer franzöſiſchen Ehrensache. Ver⸗ 
gebens ſchlug der italieniſche Geſandte Nigra vor, die Entſchei⸗ 
dung der Sache einem europaiſchen Congreß zu übertragen; 
Napoleon lehnte es nicht ab, aber die vorläufige Forderung 
ſtand ſeſt, daß lein italieniſcher Soldat auf päpſtlichem Gebiete 
bleiben dürfe. Am 17. October ſetzte Mouſtier eine Note nach 
Florenz durch, fo ſchneidend, daß Matazzi feine Entlaſſung nahm. 
Mehrere Tage lang gingen darauf die Schwankungen der Mi⸗ 
niſterkriſis auf und nieder. Dem entſprachen die wechſelnden 
Entſchlüſſe Napoleon's: fünf Mal erhielten die in Toulon zu⸗ 
ſammengezogenen Regimenter Befehl zur Einſchiffung und Gegen⸗ 
befehl zur Wicderausſchiffung; endlich lam der lebte Gegenbeſchl 
zu ſpät an, als die Flotte bereits in See geſtochen war. Am 
28. October rückten ihre erſten Bataillone unter dumpfem 
Schweigen der Bevölkerung in Rom ein. Garibaldi erklärte 
darauf feinen Truppen, gegen die Franzosen werde er nicht 
ſechlen, und trat den Rückmarſch in die Heimath an. Am 
3. November aber ſtieß er bei Mentana, ganz nahe bei Rom, 
auf einen päpſtlichen Poſten von 3000 Mann; es entſpann ſich 
ein Gefecht, bei dem die Papalinen mit zäher Ausdauer Stand 
hielten, bis am Nachmittag die franzöſiſche Brigade Polhes 
berankam und durch ihr mörderiſches Schnellfeuer nach kurzem 
Kampfe die Garibaldiner vollſtändig auseinander ſprengte. Die 
Chaſsepots, berichtete General Faillg nach Paris, haben Wunder 
gethan. In Florenz hatte der König bereits den klerikalen 
General Menabrea zum leitenden Miniſter gemacht, welcher 
Garibaldi's Agitation ſofort unterdrückte, ihn ſelbſt auf's Neue 
einſperren ließ, übrigens aber alle Rechte Italiens auf Rom 
vorbehelt. 
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So war die üble Sache beendigt, Victor Emanuel tief ge⸗ 
demüthigt, im italienischen Volke Zorn und Haß gegen Fiank⸗ 
reich entzündet. Der Papſt war vergnügt, aber nicht eben 
dankbar; er ſagte ſehr trocken, Napoleon habe feine Pflicht er⸗ 
füllt. Um ſo eifriger trug in allen latholiſchen Landen die 
klerikale Partei dem Kaiſer jubelnde Anerkennung feiner Energie 
gegen die Verwüſter der heiligen Kirche entgegen, und in Berlin 
ſchloß ſich die Kreuzzeitung ſalbungsvoll jenen Stimmen an. 
Jumitten dieſer Veräucerung befand ſich Napoleon in der ver⸗ 
drießlichſten Stimmung. Er kannte die Herzensneigung, welche 
Victor Emanuel mit ihm verband; er wußte, daß Italien für 
ihn ſtets ein bereitwilliger Bundesgenoſſe ſein würde: und nun 
hatte dieſe nichtswürdige römiſche Frage, der er ſeit zwei Jahren 
entronnen zu fein gehofft, ihn wieder in ihre Schlingen ver⸗ 
wickelt und die Maſſen des italieniſchen Volks gegen Frankreich 
erbittert. Um jeden Preis mußte er dieſe Laſt von ſeinen 
Schultern abwerfen. Wenn die Ultramontanen erklärten, Rom 
gehöre nicht Italien, ſondern als Sitz des Papſtes der Welt an, 
nun wohl, ſo möge die Welt die Löſung der Aufgabe in die 
Hand nehmen. Nigra habe ganz Recht gehabt: Frankreich müſſe 
einen europüiſchen Congreß zur Entſcheidung berufen. 

Am 10. November erließ Marquis Mouſtier ein Runde 
ſchreiben an die franzöſiſchen Geſandten an allen europziſchen 
Höfen außer Griechenland und der Türlei, worin er die Vor⸗ 
gänge erzählte und die Regierungen aufforderte, zu einer Con⸗ 
ferenz zusammen zu kreten und gemeinfam bie römiſche Frage, 
dieſen Quell fteter Beunruhigung für ganz Europa, endgültig 
zu regeln. Licht Tage fpäter eröffnete Napoleon die Sitzung 
der Kammern mit einer Thronrede, worin er die zum Schaden 
von Induftrie und Verkehr überall herrſchenden Veſorgniſſe be⸗ 
klagte trotz Frankreichs friedlicher Haltung habe man den 
Glauben verbreitet, daß jede Umänderung der innern Ein⸗ 
richtungen Deutſchlands eine Urſache des Conflicts fein müſſe. 
Mit größtem Nachdruck erklarte er: dieſer Zuſtand der Ungewiß⸗ 
heit darf nicht länger dauern; man muß die jenseits des Rheins 
eingetretenen Anderungen offen annehmen, und gegen den 
Willen der Bevölkerungen ſich nicht einmiſchen. Dies hätte nun 
freilich beruhigend gewirkt, wäre nicht ſofort der Zufa gefolgt, 
der Alles wieder ungewiß machte: „fo lange unſere Intereſſen 
und unſere Würde dadurch nicht bedroht find“. Nach einem 
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Blicke rückwärts auf die Welkausſtellung und vorwärts auf das 
eingebrachte neue Armeegeſetz wandte ſich der Kaiſer zu den 
römiſchen Wirren, wo Frankreich ohne Gefährdung der italie⸗ 
niſchen Einheit und Unabhängigkeit kraft des Septembervertrags 
die revolutionären Umtriebe niedergeworfen habe. Jetzt ſei die 
Ordnung hergestellt, und man könne den nahen Zeitpunkt der 
Heimkehr der Truppen berechnen. Da die Beziehungen Italiens 
zum heiligen Stuhle ganz Europa intereſſiren, habe man den 
Mächten den Vorſchlag einer Conferenz zur Regelung der 
Frage gemacht. 

Diefe Einladung nöthigte dann auch Norddeutſchland, in 
der Angelegenheit beſtimmte Stellung zu nehmen. 

Es war nicht das erſte Mal, daß eine ähnliche Aufforderung 
auß Paris nach Berlin gelangte. Gleich im December 1506, 
nach Bismarcks Rückkehr aus Putbus, war ihm die Frage vor⸗ 
gelegt worden, ob Preußen ſich an einem Vertrage betheiligen 
wollte, wodurch dem Papſte der Reit des Kirchenſtaats gewähr⸗ 
leiſtet würde. Bismarck beſchränkte ſich auf die Zusage, bei 
beiden Parteien auf einen friedlichen modus vivendi zu wirken ). 
Dann erweckte, wie erwähnt, Ratazziss Ernennung die Sorge 
vor einem französisch. talieniſchen Kriegsbündniß. Als bald darauf 
das gerade Gegentheil hievon eintrat, und durch das römiſche 
Unternehmen die Gefahr eines Krieges zwiſchen Frankreich und 
Italien emporſtieg, wurde Bismarck durch Agenten ſowohl 
Ratazzi's als Garibaldi's ſondirt, in wie weit Italien auf 
Preußens Beiſtand hoffen dürfe). Er erwiderte Beiden, ihr 
Angriff auf Rom werde von Napoleon ganz ſicher nicht geduldet; 
Frankreich habe ein vertragsmäßiges Recht zur Einmiſchung, 
und Preußen könne deshalb einer befreundeten Nation nicht 
feindlich entgegen treten. Er war alſo weit entfernt davon, 
Italien zu feiner Romſahrt anzufeuern; im Gegentheil, er 
wünſchte dringend, daß Italien es nicht zum Außerſten, zum 
offenen Bruch mit Frankreich, treibe. Denn es liegt auf der 
Hand. bemerkte er, daß für Frankreich, wenn es wirklich, woran 
ich bisher zweifle, kriegerische Tendenzen gegen Deutſchland hätte, 
der Vorwand zu einem Kriege ein viel günſtigerer ſein würde, 
wenn Deutfchland genöthigt werden lönnte, gegen das den Papſt 
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ſchüt ende Frankreich mit einem Angriffskeieg zu Gunſten der 
Unabhängigkeit Italiens zu interbeniren; die franzöfifche Kriegs⸗ 
partei würde dadurch der Hnannehmlichkeit überhoben, einzugeſtehn 
daß es die nationalen Beſtrebungen Deutſchlands ſind, welchen 
man den Krieg erklärt. 

Die Lage erſchien eben ungewiß auf allen Seiten. Man 
konnte nicht wünſchen, daß Italien in volle Abhängigkeit von 
Frankreich geriethe, man war aber auch bei Victor Emanuel's 
bekannter Liebe zu Napoleon keineswegs ſicher, ob er nicht plötz⸗ 
lich mitten im Kampfe von dem preußiſchen Freunde hinweg zu 
dem ſranzöſiſchen Gegner überträte, und endlich, man fühlte ſich 
verpflichtet, den religibſen Gefühlen der deutſchen Katholiken in 
Bezug auf eine würdige Stellung des Papſtes Rücſicht zu 
ſchenken. So war man zufrieden, als Italien den Schlag von 
Mentana hinnahm, ohne ſeinerſeits zum Schwerte zu greifen, 
und König Wilhelm verhieß am 15. November dem preußiſchen 
Landtage in feiner Thronrede, die Regierung werde bemüht fein, 
einerſeits den katholiſchen Wünſchen für die Unabhängigkeit des 
Papſtthums gerecht zu werden und andrerſeits den Pflichten zu 
genügen, welche für Preußen aus den politiſchen Intereſſen und 
internationalen Beziehungen Deutſchlands erwachſen. 

Die Frage war jetzt, ob die große europäiſche Conſerenz 
das richtige Mittel zur Löſung des Problems ſein würde. 

Bismarck war nicht der Meinung. Zunächſt kam die Ein⸗ 
ladung nicht von den fireitenden Parteien; es wurde bald ber 
kannt, daß Italien nur aus Furcht vor Frankreich zuſtimmte, 
aber im Stillen bei den andern Höfen gegen den Congreß 
arbeitete, und ebenſo erfuhr man, daß der Papſt dem Congreſſe 
jede Beſugniß zu einer Entſcheidung abſprach und die Beſchickung 
deſſelben nur zu dem Zwecke verhieß, gegen die kleinſte Schmäle- 
rung des alten Kirchenſtaats kräftige Verwahrung einzulegen. 
Und wie fand es bei den Höfen der Großmächteß Öfterreich 
war des Wunſches voll, dem Papſte das Concordat von 1855 
zu kündigen, war alfo wenig geneigt, deſſen Stellung durch eine 
europliſche Garantie zu ftüßen. Das ſchismatiſche Rußland, mit 
der Curie in ſtetem Hader über die katholiſche Kirche in Polen, 
hatte dieſelbe Gefinnung in noch höherem Maaß. England 
wollte mit dem Corgreſſe nichts zu ſchaffen haben, denn die 
Nation hatte lebhafte Sympathien mit Italien, und die Regierung 
ſtrebte mit dem Popfte auf gutem Fuß zu bleiben, nat a. ſich 
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in Irland gegen die Fenier auf den katboliſchen Klerus ftüßte. 
Ganz ähnlich aber ſtand es in Preußen. Die Mehrheit des 
Volkes nahm Partei für Italien, eine ſtarke Minderheit für den 
Papſt. In der innern Politik ſprach Manches zu Gunſten der 
katholiſchen Begehren, in der auswärtigen war ein gutes Ein⸗ 
vernehmen mit Italien ein Intereſſe erſten Ranges. Alſo wünſchte 
man, ſich mit der dornigen Frage überhaupt nicht zu befaſſen, 
keine Mein ung auszuſprechen, keinen Congreß zu beſchicen; denn 
dort würde es unvermeidlich fein, eine der ftreitenden Parteien 
oder vielleicht beibe zu verlegen. 

Bismarck fragte den Grafen Benebetti, auf welches Pro⸗ 
gramm die franzöſiſche Regierung die Conferenz berufen, und 
welche Anträge fie in derſelben ſtellen wollte. Der Botſchafter 
mußte erwidern, daß feine Regierung eine ſolche Abſicht über 
haupt nicht habe, ſondern von der Weisheit der Conferenz Vor⸗ 
ſchlöge und Entſcheidung erwarte. Dies war nun vollends nicht 
ermuthigend zu dem Entſchluſſe, fi ſelöſt in die Lage zu ver⸗ 
fegen, aus welcher Napoleon ſich fo eifrig herauszuwickeln ſuchte. 
Alle Bemühungen Benedettl's, den Nanzler von der Heilſamkeit 
und Nothwendig leit des Congreſſes zu überzeugen, blieben er⸗ 
ſolglos. In feinem Eifer erhitte er ſich täglich mehr; er ſprach 
die Überzeugung aus, daß Bismarck gegen den Congreß arbeite, 
weil er wünſche, einen anfehnlichen Theil der franzöſtſchen Streit⸗ 
krüſte gegen Italien ſeſtgclegt und demnach underwendbar am 
Rheine zu ſehn; daraus ergebe ſich dann unwiderſprechlich die 
weitere Folgerung, daß er wahrſcheinlich in kurzer Friſt die Aus⸗ 
führung feiner herrſchfüchtigen Pläne, die Eirwerleibung Süd⸗ 
deutſchlands tot des Prager Friedens, beabsichtige. Derm 
welcher andere Grund hätte ſonſt ihn abhalten können, durch 
aufrichtige Unterſtützung des Cong reßgedankens ſich Napoleon's 
Dankbarkeit und Frankreichs Wohlwollen zu ſichern? 

Dieſe Hirngeſpinnſte des überſcharfſinnigen Mannes, der 
vor den handgreiflich zu Tage liegenden Motiven Bismarcks 
eigenfinnig die Augen ſchloß, würden keine Erwähnung ver⸗ 
diener, wenn ſie nicht dazu beigetragen hätten, in Paris das 
durch die Zollvereins verträge angeregte Mißtrauen gegen Preußen 
weſentlich zu verſchärfen. 

Während dieſer Verhandlungen empfing Bismarck von dem 
Grafen Uſedom eine Note Mazzini's vom 17. November, worin 
dieſer die Verſicherung wiederholte, daß zwiſchen Napoleon und 
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Victor Emanuel ein Kriegsbündniß gegen Preußen beitehe, daß 
er aber die Mittel habe, wenn Preußen ihm eine Million Franken 
und 2000 Hinterlader ſchicke, ein ſolches Bündniß durch einen 
Angriff auf die franzöfiſchen Truppen in Rom unmöglich zu 
machen. Bismard, obwohl mit den franzzſiſchen Neigungen 
Victor Emanuel's bekannt, fand dennoch bei Napoleons ver⸗ 
ſonlicher Kriegsſcheu die Meldung kaum glaublich, und ant⸗ 
wortete dem Grafen Uſedom, man könne mit dem Schreiber der 
Note erſt dann verhandeln, wenn er die Beweiſe ſeiner Be⸗ 
hauptung vorlege. Mazzini hielt darauf jeden feiner Satze auf⸗ 
recht, erklärte feine Agenten für abſolut zuberläffig, wollte fie 
aber nicht nennen. Damit war die Sache erledigt. Mazzini's 
Meldung war im Einzelnen nicht genau, daß fie aber keines 
wegs aus der Luft gegriſſen war, ſollte ſich ſehr bald zeigen"). 
Immer konnte Bismarcks Abneigung, ſich in die italteniſchen 
Wirren einzulaffen, dadurch nur geſteigert werden. 

Die Verhandlungen über die große Conſerenz gingen unter- 
deſſen zwiſchen den einzelnen Höfen hin und her, ſtotten aber 
überall an der auch von Vismard aufgeworfenen Frage über 
die franzöſiſchen Abſichten. Nach allen bisherigen Weigerungen 
erhielt fie plötzlich eine ſehr beftimmte Antwort in den Berhand⸗ 
lungen des geſetzgebenden Körpers zu Paris. Als am 2. De⸗ 
cember Jules Favre die Regierung wegen ihrer römiſchen 
Expedition heftig tadelte, erwiderte Mouſtier mit einer unum⸗ 
wundenen Anklage gegen Ratazzi, daß er vom erſten Tage an 
Frankreich betrogen und den Hug Garibaldi's felbft veranlaßt 
habe, in der Hoffnung, dann als ſcheinbarer Beſchützer Rom ſich 
anzueignen; einer ſolchen Betrügerei habe Frankreich nicht un⸗ 
1 zuſehn können, ſondern feinen Vertrag mit feiner Fahne 

jeden müſſen. Die Verhandlung ſetzte ſich am 4. und 5. fort, 
95 ſich der Staatsminister Rouher erhob und nach längerer 
Erörterung, im Auftrage, wie er ausdrücklich bemerkte, der Re⸗ 
gierung, die Erklärung abgab: der Papſt und Italien müſſen 
lernen, neben einander in Frieden zu exiſtiren. Sollte Italien 
noch einmal den September⸗Vertrag zu verletzen ſuchen, ſo würde 
es Frankreich an deſſen Stelle finden; niemals wird ſich Italien 
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Roms bemüchtigen, nein, niemals, iſt das klar? Weder Roms, 
ſehte er hinzu, noch des Patrimoniums in feinem jetzigen Um⸗ 
fange. Die Kammer lohnte ihm durch unendlichen Beifall und 
ſprach mit 237 gegen 17 Stimmen der Regierung ihr Ein⸗ 
verſtändniß aus. 

Wieder einmal mochte Napoleon ſich eines Wortes erinnern, 
welches ihm ein alter Staatsmann gleich nach ſeiner erſten rö⸗ 
miſchen Expedition im Jahre 1849 ausgeſprochen: ich habe ge⸗ 
ſehn, wie Sie nach Rom hineingekommen ſind; ich begreife aber 
nichl, auf welchem Wege Sie wieder herauskommen werden. 

Bei dieſer Stellung Frankreichs war von der Conferenz 
keine Nede mehr. Keine der übrigen Großmüchte war geneigt, 
mit ihm die neu übernommene Verantwortung zu theilen, leine 
aber auch, ihm ſeindlich dabei in den Weg zu treten. Zwiſchen 
ihm und Italien schien das Band vollftändig zerſchnitten. 

Aber Napoleon III. und Victor Emanuel waren andere 
Naturen als die Mehrzahl der Menſchen. Napoleon vermochte 
über keine einmal gefaßte Stimmung hinweg zu kommen, und 
trog aller Nachgiebigkeit gegen den Klerus liebte er Italien. 
Der König aber that trotz jedes widerſprechenden Gefühls, was 
feinem großen Lebenszwecke dienlich fein konnte, und troh des 
Jammers über die Opfer von Mentana, trotz des Zornes über 
Rouher's Niemals! beſchloß er doch, mit dem Starken Freund 
zu bleiben. 

Wenige Tage nach feiner tapfern Rede ſandte Rouher einen 
vertraulichen Brief an den König: es ſei nicht ſo fchlimm ges 
meint; er habe ſich durch den Schwung der eignen Rede und 
gebrängt durch die Leidenschaft der Verfammfung zu dem ſcharfen 
Worte fortreißen laſſen; Italien könne ſtets auf die günſtige 
Geſinnung des Raifers rechnen. In Florenz aber gab es ein⸗ 
flußreiche Männer, die ſich die echten Schüler Cavour's nannten, 
weil ſie das franzöſiſche Bündniß, mit dem jener 1859 ſein Werk 
begonnen, auch für das einzige Heilmittel in den Nöthen von 
1867 hielten: die La Marmora, Menabrea, Cialdinl. Sie 
drängten den König, unbeirrt an der Verbindung mit Frank; 
reich feſtzuhalten. Man habe, ſagten ſie, das Unheil ſelbſt ver⸗ 
ſchuldet, indem man das im Mürz angebotene Bündniß mit 
Frankreich nicht ergriffen, ſich nicht durch Unterſtützung Frank⸗ 
reichs gegen Preußen Napoleons Hülfe gegen Rom erlauſt habe; 
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es ſei die höchfte Zeit, auf die richtige Bahn zurückzulen ken 9. 
da Marmora ging ſelbſt nach Paris, und zu Anfang 1868 ber 
gann eine Verhandlung über den Abſchluß eines Defenſivbundes 
zwiſchen den beiden Staaten , welche dann durch den Hinzutritt 
Oſterreichs zu einer ganz Europa beherrſchenden Triple-Allianz 
heranwachſen ſollte. 


Die italieniſchen Vorſchläge enthielten mehr als einen für 
Napoleon bedenklichen Punkt, immer fiel der Antrag ſchwer genug 
in das Gewicht, um den Kaiſer zu vorläufigem Eintritt in die 
Verhandlung zu beſtimmen. Die Bekräftigung der ſüddeutſchen 
Wehrbündniſſe mit Preußen, die Erneuerung des Zollvereins 
durch die ſüddeutſchen Staaten, der offen verkündete Wunſch 
Badens auf Zutritt zum norddeutſchen Bunde, das Alles bildete, 
nach der mit Wien verabredeten Auffaſſung, eine grobe Ver⸗ 
letzung des Prager Friedens, es konnte mithin ein Kriegsfall 
werden, wenn Paris darob ergrimmen ſollte. Das Gelingen 
einer ſtarken Allianz erſchien mithin um fo erfreulicher, als im 
Laufe des Winters die Kammerverhandlung über die beabfichtigte 
Heeresreform einen für die Regierung ſehr unerwünſchten Ver⸗ 
lauf gehabt hatte. Nach dem Plane des Kriegsminiſters, Mar⸗ 
ſchalls Niel, follte die jährliche Neccutirung fo weit vermehrt 
werden, um die Kriegsſtärke der Feldarmee, Linie und Kriegs⸗ 
teferbiften, binnen acht Jahren auf 800 000 Mann zu erhöhn. 
Die Dienſtzeit war auf neun Jahre normirt, jedoch mit Fort⸗ 
dauer der Stellvertretung. Als weitere Reſerve, der preußiſchen 
Landwehr entſprechend, ſollte eine mobile Nationalgarde von 
ungefähr 400000 Mann dienen, die allerdings zum größten 
Theile aus Mannſchaſten beſtehn würde, die nicht gedient hatten, 
ſondern nur in periodiſchen kurzen Übungen eine oberflächliche 
Ausbildung erhalten follten. Zugleich war Niel unabläſſig ber 

üht, die erforderliche Vermehrung des Materials an Waffen, 
Kleidern, Nahrungsmitteln u. ſ. w. zu erreichen. Aber unüber⸗ 
windliche Schwierigkeiten ftellten ſich ihm in den Weg. Es 
waren dazu mehrere neue Geſetze und ſtarke Geldbewilligungen 
durch die Kammern nöthig. Dieselbe Oppofition aber, welche 
unaufhörlich die Regierung wegen ihrer Schwäche gegen die 
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italieniſche und die deutſche Einheitsbdewegung angriff, welche 
in allen Tönen die Vergeltung für Sadowa forderte und Frank⸗ 
reichs Ehre und Größe durch die Schuld der Regierung für 
verletzt erklärte, eben dieſe Oppoſition tobte mit verdoppeltem 
Eifer gegen alle Forderungen des Kriegsminiſters. Denn als 
durch dieſe die Möglichkeit eines Bruches mit Preußen ſich in 
dichter Nähe zu erheben ſchien, dachten ſie dann auch an glänzende 
Siege auf deutſchem Boden, welche dem Kaiſer erneute Glorie 
und Stärke zuführen und ihm die Mittel zur Vernichtung aller 
innern Gegner geben wiirden. In biefer Sorge warfen fie die 
Revanche für Sadowa über Bord, stimmten Friedensgeſänge an 
und bekämpften mit allen Kräften Niel's Heeres reform. 

Eine ſolche Erhöhung des Friedensſtandes in der Armee. 
ziefen fie, ſei vernichtend für alle productive Arbeit im Lande; 
der nationale Wohlſtand werde zu Grunde gehn bei der be⸗ 
gehrten Vermehrung der Steuerlaſt; die vorgelegten Ziffern über 
die Streitkräfte der Gegner ſeien grundloſe Phantaſiegebilde; 
das Volk verwerfe eine Steigerung des Militarismus. ſollte es 
einmal zum Kriege kommen, jo werde das Volk ſelbſt fi in 
feiner Rieſenkraft erheben und den frechen Feind zermalmen. 
Für den deutſchen Leſer iſt es nicht nöthig, die Auszüge aus 
dieſen Debatten zu vermehren: er braucht ſich nur an die Reden 
Eugen Richter's, Dr. Lieber's und Bebel's im deutſchen Reichs⸗ 
tag von 1893 zu erinnern, ſo weiß er faſt wörtlich genau, was 
25 Jahre früher in Paris Thiers, Jules Favre, Picard und 
Genoſſen geleiſtet haben; er weiß freilich auch, daß dieſen nach 
turzer Friſt in dem Worte Sedan die zerſchmetternde Antwort 
zu Theil geworden iſt. Die Kammer, ſonſt damals noch der 
Regierung äußerft gefügig, hatte in dieſem Falle vor Augen, wie 
unbeliebt bei ihren Wählern jede Steigerung der Militärlaſt 
war. Die Bauern, dem Kaiſer zwar vollkommen ergeben, ſcheuten 
vor der verftärkten Retruttrung, von der fie wußten, daß der 
größte Theil auf ihre Schultern fallen würde. Die ftäbtifche 
Bevölkerung wollte von keiner Maaßregel wiſſen, welche als Bor⸗ 
bote einer kriegeriſchen Politik gedeutet werden konnte und dann 
ſofort empfindliche Störungen in Handel und Gewerbe hervor⸗ 
rufen mußte. Im höchſten Grade unpopulär war die Einrich⸗ 
tung der Mobilgarde, die man als einen erſten Schritt zur 
allgemeinen Dienſtpflicht betrachtete: wie, rieſen die jungen Herrn 
der höhern Claſſen, nächſtens will man uns als gemeine Sol⸗ 
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daten in die Caſernen einfperren? nein, eine ſolche Gemeinheit 
wollen wir ben Preußen überlaſſenz). Dabei war mit Aus nahme 
des Kaisers und weniger Generale alle Welt von der Unbeſieg⸗ 
barkeit der franzöſiſchen Armee auch in ihrem bisherigen Beftande 
überzeugt. In vier Welttheilen hatte fie überall ſiegreich geſochten, 
Araber und Chineſen, Spanier und Mezikaner, Nuſſen und 
Oſterreicher waren vor ihren Bajonetten geflohn. Und vieſe 
Armee ſollte den widerwärtigen Preußen nicht gewachſen fein? 
Oder dieſe Preußen follten ihr gegenüber die Kühnheit haben, 
von einem Angriff auf Frankreich zu träumen? Niemand wollte 
das glauben, nichts erſchien überſlüſſiger, als eine fo drückende 
Verſtärkung der Armee zur Sicherung Frankreichs. Hinter dieſen 
Anträgen lauerten, wie man meinte, offenbar ganz andere Pläne 
der taſerlichen Herrſchſuch, die von der Oppoſition ganz zur 
treffen fignelifirt würden. Es kam dazu, daß Niels Be 
ſtrebungen ſelbſt in den höchſten Regierungskreiſen Widerſtand 
fanden. Der bisher allmächtige Staatsminijter Rouher war ein 
Mann des Friedens, unbeſorgt über eine preußiſche Oſſenſive, um 
fo mehr aber von Eiſerſucht gegen den Marſchall Niel erfüllt, 
deſſen Einfluß bei einem großen Kriege den ſeinigen überflügeln 
würde, und dem er zutraute, daß er deshalb fo eifrig rüſte, 
um dann den Kaifer zum Angriff auf Deutſchland zu beftimmen. 
Das wurde unmöglich, wenn die Kammer dem Marſchall die 
erforderlichen Geldmittel für die Reform des Heeres verſagte, 
und Rouher's Vertrauens männer, die in dieſem Sinne die Ab⸗ 
geordneten bearbeiteten, fanden freudiges Gehör. So wurden 
Niel's Anträge auf allen Seiten beſchnitten, die Geldforderungen 
verkürzt, die Beſtimmungen über die Mobilgarde bis zur Un⸗ 
brauchbarkeit verſtümmelt. Niel, in halber Verzweiflung, mußte 
ſich fügen. Er richtete ein, was mit den gegebenen Mitteln 
möglich war, und erklärte im Herbſte 1868, damit das 
Ausland es erfahre, die Armee ſel ſchlagfertig :). Er ſelbſt 
wußte, daß in erſter Linie die active Feldarniee nach Ab⸗ 
zug der im Innern und in Algerien nöthigen Garniſonen zur 
Zeit nur eine Stärle von kaum 300000 Mann, das norddeutſche 
Heer allein alſo eine gewaltige Überzahl haben würde; er 
ſagte dem Kaiſer Napoleon: ich würde mich eher in vier Stücke 


y) Prosper Merimee, lettres à une Inconnue. 
) Jarras, souvenir p. 8. Thiere, depositions I, p. 11. 
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zerreiſſen laſſen, ehe ich zuſtimmte, daß Frankreich ohne zuver⸗ 
läſſige Bündniſſe einen Krieg gegen Deutſchland begänne. 

Unter dieſen Umſtänden ging alſo Napoleon mit beſtem 
Willen auf die nähere Verathung des italieniſchen Vorſchlags 
eines Dreibundes, Frantreich⸗Italien⸗Ofterreich, ein, troz alles 
Verdruſſes, den ihm Italien in der römiſchen Frage bereitet 
hatte. 

Aber auch jetzt rückte die Verhandlung nicht vom Fleck, 
ſiets wieder ſeſtgebannt durch dieſelbe unlösliche römiſche Frage. 
Denn die Italiener forderten als conditio sine qua non aller 
ſonſtiger Anerbietungen die vollſtändige Rückkehr zum September⸗ 
vertrag, und zwar in dem von Italien ſiets behaupteten Sinne: 
Italien erneuert die Zuſage, dem Papſte weder Gewalt anzuthun 
noch anthun zu laſſen; Frankreich aber zieht feine Truppen aus 
dem Kirchenſtaat zurück und ſpricht die unverbrüchliche Aner⸗ 
kennung des Grundſazes der Nichtintervention aus. Auf dieſer 
Grundlage würde nach italieniſchem Antrag ein Bertheidigungs⸗ 
bund zu Dreien geſchloſſen, mit der Verheißung gemeinſamer 
Verhandlung bei jeder politiſchen Frage, ſowie im Kriegsfalle 
der Garantie für den Beſitzſtand der drei Müchte; bei einem 
glücklichen Ausgang des Krieges würde Italien Welſchtyrol und 
eine Flottenſtation in Tunis erhalten. Bei einer Papſtwahl 
würden die drei Mächte für die Erhebung eines ihnen erwünſchten 
Candidaten zufammen wirken. Damit der Vertrag geheim bliebe, 
ſollte er zunächſt durch eigenhändige Briefe der drei Monarchen 
bekräftigt werden 1). 

Auffallen könnte in einem Vertragsentwurf, bei dem auch 
Oſterreich als Theilnehmer gedacht war, die italienische Forde⸗ 
rung von Welſchtyrol. An der vollſtändigen Einigung der ita- 
liſchen Nation fehlte eben Welſchtyrol ganz fo wie Rom, und 
die italieniſche Forderung founte dahin verſtanden werden, daß 
Italien als Preis für ſein Bündniß ſich einſtweilen mit Welſch⸗ 
tyrol begnügen würde, vorausgeſetzt, daß Napoleon ſeine Truppen 
aus Rom ſofort und zwar auf Nimmerwiederkehr abrufe. Nun 
aber mußte es äuferft fraglich erſcheinen, ob Oſterreich auch bei 
reicher anderweitiger Entſchädigung Welſchtyrol abtreten würde, 
und dann blieb wieder Italiens Drang nach Nom ohne Ab: 
lenkung noch Auſſchub in Kraft. Demnach lehnte Napoleon 


) Massari L. e. I, 354. 
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die Rückberufung feiner Truppen aus Rom entſchieden ab, fü 
lange nicht beſtimmtere und für den Papſt annehmbare Garantien 
für deſſen Sicherheit und Unabhängigkeit ſeſtgeſtellt feien. Da 
es aber auf der Welt kein Angebot gab, welches für Italien 
möglich geweſen und zugleich dem Papſte annehmbar erſchienen 
wäre, fo blieb nach unendlichem Briefwechſel zwischen Victor 
Emanuel und Napoleon die italieniſche Unterhandlung über 
den Dreibund ohne Entſcheidung zu großer Verſtimmung Ita⸗ 
liens liegen. 

Um fo mehr aber ſtieg Napoleon“? Wunſch, ſich auf andere 
Weiſe von der Feſſel der römiſchen Frage zu befreien, die in 
ihrer jetzigen Lage bei einem europäiſchen Brande Italien ebenfo 
leicht zum Verbündeten Preußens wie Frankreichs machen konnte. 
Nun batte, bereits Ende October 1887, die eifrig katholiſche 
Königin Iſabella von Spanien ihm ihre Mitwirkung zum Schutze 
des heiligen Vaters angeboten, der Kalfer damals aber das Er⸗ 
bieten abgelehnt, weil die Sache nur zwiſchen Frankreich und 
Italien anhängig ſei !) Jetzt aber, immer mehr über eine deutſche 
Lriegsgefahr beunruhigt, griff er auf Jaabella's Bereitwilligkeit 
zurück, und machte ihr geradezu den Vorſchlag, die franzöſiſche 
Beſatzung des Kirchenſtaats nach Einverſtöndniß mit dem Papſte 
durch eine ſpaniſche abzulöſen ). Iſabella, die nicht wie Napo⸗ 
leon mit getheiltem Herzen bei der Sache war, ging mit Feuer⸗ 
eifer auf den Gedanken ein; ihre Truppen, wie es hieß, 40000 
Mann, würden nach Rom mit der Weifung kommen, bei der 
geringſten Feindseligkeit gegen den Papſt den Kampf nicht bloß 
gegen die Garibaldiner, ſondern auch gegen die königlichen Re⸗ 
gimenter Italiens aufzunehmen, ſo daß Napoleon jeder Sorge 
auf dieſer Seite über hoben geweſen wäre. Im September 1868 
kam Iſabella nach San Sebaftian, Napoleon nach Biarritz, und 
auf einer persönlichen Zuſammen kunft der beiden Souveräne 


0 Massari 1. c. II, 336. 

9 Ich kann darüber leine amtlichen Quellen anführen; jedoch 
redeten damals die Parifer Zeitungen von einem folden Plane, ahne 
Widerſpruch zu erfahren, und ausführliche Miuhellungen darüber 
macht Meding. Memoiren III, 360 ff., der als Bevollmächtigter des 
Königs Georg von Hannover in Peris ſowohl mit dem franziſicchen 
Minifterium als ſpäter mit der Königin Ifabella in vertrauten Ber⸗ 
kehre and. 
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ſollte der Plan im Einzelnen feſtgeſtellt werden. Aber Napoleon's 
Glückstage waren vorüber; auch dieſem ſchönen Entwurfe war 
im Augenblicke der Vollendung ein plößliches Scheitern beſtimmt. 
Seit Jahren hatte das dietatoriſche Regiment des Minifter- 
präſidenten Generals Narbaez, eines klugen, muthigen und her⸗ 
niſchen Mannes, in weiten Kreiſen Spaniens Unzufriedenheit und 
Gahrung verbreitet. Nach feinem plötzlichen Tode im April 
1888 erklärte fein Nachfolger Gonzalez Bravo die Abſicht, die 
Politik Narvaez's fortzuſetzen; es zeigte ſich bald, daß er eben ſo 
weit an Geſchick hinter ihm zurückſtand, wie er ihn an Brutalität 
übertraf. Als er im Juli bedenkliche Stimmungen in der Armee 
wahrzunehmen glaubte, ließ er an einem Tage acht der hervor 
ragendſten Generale ohne irgend ein Proceßverfahren verhaften 
ober verbannen, und zugleich den Schwager der Königin, den 
Herzog von Montpenſier, aug dem Lande weiſen. Dadurch 
ſtieg der allgemeine Unwille auf den höchſten Grad. Die ver⸗ 
schiedenen Parteien der Opposition, die gemäßigt liberale Union, 
die radicalen Progreſſiſten und die republikaniſchen Demokraten 
vereinigten ſich zur Abſchüttlung des Jochs. Die verbannten 
Generale beeilten ihre Rücktehr, und am 17. September erhob 
in Cadix Admiral Topete, Führer der dort ſtationirenden Flotte, 
das Banner der Empörung. In den nächſten Tagen ſammelten 
ſich daſelbſt die Generale, an ihrer Spitze Serrano und Juan 
Prim; bis zum 20. war ganz Andaluſien mit allen Garniſonen 
in ihrer Hand. Raſch nach einander folgten ſich die revolutionaren 
Erhebungen in allen Provinzen; am 28. September beſiegte 
Serrano eine königliche Truppenabtheilung bei Alcolen an der 
Brücke über den Guadalquivir; darauf verkündeten Madrid, 
Barcelona und Saragoſſa ihren Beitritt zur Revolution ohn 
irgend welchen Widerſtand zu erfahren, und am 30. entfloh die 
Königin aus San Sebaſtian über die franzöſiſche Grenze. Der 
ebe 5 Italien gerichtete Plan war damit in die Luft geſprengt. 

Wie üblich, verkündeten die Pariſer Zeitungen, der allgegen⸗ 
wärtige Unheifftifter Bismarck habe auch hier die Hand im 
Spiele gehabt und die rebelliſchen Generale für ihr Verbrechen 
bezahlt. Von dem Schatten eines Beweiſes war keine Rede, 
und die amtliche Widerlegung folgte in Berlin auf der Stelle ). 


Y) Rothan, im damaligen Frankreich einer der unterrichtetſten und 
vergleichsweiſe unbefangerſten Beurtheiler beuticher Linge, itt doch auc 
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Dernoch blieb in Frankreich, wie wir ſehn werden, der Argwohn 
in den Genütfern haften. 

Dazu kam, daß ſich im fernen Oſten neue Gefahren für 
die Ruhe Europas entwickelt hatten, die zum Theile demſelben 
großen Unruhſtifter von aller Welt zur Laſt geſchrieben wurden. 
So erhitzte ſich die Stimmung gegen Preußen in Paris mehr 
und mehr; niemand wagte vorauszuſagen, ob das Jahr 1868 
in gedeihlichem Frieden oder mit einem gewaltigen Kriegäbrande 
abſchließen würde. 


nicht frei von dieſer Liebhaberei, überall den Schatten des gefürchteten 
Miniſters zu ſehn. Deſſen Mitſchuld an der ſpaniſchen Revolution 
düntt ihm erwieſen durch die Aneldote, daß eine befreundete Dame 
die Gräfin Bismarck befucht, und während ihrer Antweſenheit der 
Kanzler, ein Beitungäblatt in der Hand, eintritt und den Damen 
freudig erzählt endlich it dieſe Isabella geſtürzt. Er Hat ſich über 
ihren Sturz gefreut, folglich at er ihn bewirkt. Der Schluß wäre 
jedenfalls gewagt: leider iſt aber die ganze Aneldole ohne thatſüchlichen 
Grund, ſondern aus freier Phantaſie erfunden. 


8. Capitel. 
Deutſche und orientaliſche Frage. 


An einer frühern Stelle unſerer Erzählung:) haben wir 
die rumäniſche Revolution vom Februar 1866 und deren nächſte 
Einwirkung auf die europäifge Politit erwähnt. Wir müſſen 
hier etwas näher auf den Verlauf dieſer Dinge eingehn, da 
fie auch für ſpätere große Kataſtrophen höchſt folgenreich ge⸗ 
worden ſind. 

Gleich nach der Verjagung des bisherigen Hoſpodars Cuſa 
und der Wahl des Grafen von Flandern zu ſeinem Nachfolger 
erhob die Pforte dagegen Proteſt, zog Truppen in Bulgarien 
zuſammen und beantragte auf Grund des Pariſer Friedens von 
1856, der ihr ein einseitiges bewaffnetes Vorgehn verbot, eine 
Conferenz der Großmächte, die ſich dann auch im März zu Paris 
conſtituirte. 

Was die Großmächte betraf, ſo gingen die Meinungen aus⸗ 
einander. Frankreich beharrte auf feinem ſchon früher vertretenen 
Standpunkte, nur durch Erhebung eines fremden Fürſten mit 
erblicher Thronfolge laſſe ſich in dem von Parteihader zerriſſenen 
Rumaenien eine bleibende Ordnung erzielen. Alle übrigen Re⸗ 
gierungen aber unterftüßten den Anspruch der Pforte, daß nur 
ein Inlünder die Würde des Hofpobars erhalten dürfe, am 
Schärſſten Rußland, welches bei der Wahl eines Fremden das 
Land militäriſch zu beſetzen drohte, England und Oſterreich nach 
ihrer Gunſt für die türkiſche Integrität, endlich auch Preußen, 


y) Buch 15, Capitel 8. 
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damals hart an der Schwelle des kriegs mit Öfterreich, ohne 
großes Intereſſe am Orient, um fo mehr alſo auf gutes Ein⸗ 
vernehmen mit Rußland bedacht. 

Kaiſer Napoleon aber ließ ſich durch dies Alles nicht beirren . 
Zwar nach Brüſſel ſandte er einen ſo deutlichen Wink, daß König 
Leopold die Wahl des Grafen von Flandern auf der Stelle 
ablehnte. Sofort ließ Napoleon an die rumäniſche Regierung 
unter der Hand eine Mittheilung gelangen, ſie möge dem Volke 
zur Fürſtenwahl den Prinzen Karl, zweiten Sohn des Fürſten 
Karl Anton von Hohenzollern⸗Sigmaringen, vorſchlagen. Mit 
dem letztern ſtand der Kaiſer ſeit langer Zeit in vertrauter 
Freundſchaſt; auch hatte der Fürſt nahe verwandtſchaftliche Ber 
zehungen mit dem Haufe Bonaparte, da feine Mutter eine 
Prinzeſſin Murat, und feine Schwiegermutter eine Adoptivtochter 
Napoleon's I., alfo, wenn nicht dem Blute, ſo doch dem Geſetze 
nach eine Couſine des dritten Napoleon war. Der Kaiſer mochte 
alſo hoffen, durch die Erhebung des Prinzen Karl würde der 
franzöſiſche Einfluß, der ſchon unter dem Fürſten Cuſa dort 
geherrſcht hatte, erneuert, und durch die Stärkung der rumäniſchen 
Einheit dem Vordrängen Rußlands ein feſter Damm entgegen⸗ 
geſetzt werden. Auch würde ſchwerlich die preußiſche Regierung 
die Wahl eines Hohenzollern ernſtlich bekämpfen, ja vielleicht 
einen Liebesdienſt darin erblicken und zum Danke den eben 
angemeldeten franzöſiſchen Wünſchen auf Landgewinn im Falle 
preußiſcher Siege gefälliger werden. Wie dem nun auch ſei, 
als umgehend aus Bukareſt die Antwort kam, die Regierung 
werde mit Freuden den Prinzen Karl zur Wahl vorſchlagen, 
ließ Napoleon erkennen, er werde einen Prinzen dieſes Hauſes 
jedem andern deutschen Fürſten vorziehn. Übrigens blieb er in 
dem ganzen Verlaufe der Sache bei den Crunbfage, nur im 
Stillen zu wirken, ohne feine Miniſter von feinen wirklichen 
Abſichten irgendwie in Lenntniß zu ſehen. 

Am 31. Mürz 1866 erſchien einer der einflußreichſten rumä⸗ 
niſchen Staatsmänner, Joan Brationu, am Hofe Karl Antons, 


1) Über das Folgende vgl. die Aufzeichnungen „eines Augenzeugen 
aus dem Leben des Königs Karl von Rumänien“ in der deutſchen 
Revue Jahrgang 17, Band 1 ff. ſowie das englifche Blaubuch über 
die Pariſer Conferenz. Einzelne Details erfuhr ich ſchon 1867 bei 
meiner Anmejendeit im Norddeutschen Reichstag und gleich nachher 
bei meinen Archivſtudien in Paris aus zuverläſſiger Quelle. 
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um ihm die Abſicht feiner Regierung anzukündigen. Der Vater 
und der Sohn verhielten ſich äußert zurcchaltend und erklärten, 
ohne Berathung mit König Wilhelm keine Antwort geben zu 
können. Jedoch war Karl Anton von Anfang an dem Unter- 
nehmen nicht abgeneigt, und auch die Perſönlichteit des Ab⸗ 
geſandten Hatte einen guten Eindruck gemacht. Bratianu war 
ein ſtattlicher Mann von gewinnender Haltung und zweifellofer 
Begabung. 

Ehe wir in der Erzählung weiter fortſchreiten, müſſen wir, 
um das Verhalten König Wilhelm 's in der fo unvernuthet an 
ihn perſönlich herantretenden Frage verſtändlich zu machen, auf 
die Stellung des fürſtlichen Hauſes zur Krone Preußen einen 
Blick werſen. Die gemeinſchaftliche Abſtammung beider Linien 
war zwar von König Friedrich Wilhelm IV. amtlich anerkannt 
worden, nachdem Graf Stillfried und Archivar Märker einen 
gemeinfamen Stammvater nachgewieſen hatten; dieſer Urahn aber 
hatte den Vorzug oder den Fehler, daß er be um das Jahr 
1200 gelebt hatte, worauf dann die beiden Linien in völliger 
Trennung aus einander gegangen waren, thatſächlich alſo nur 
noch von einer Namen verwandtſchaft die Rede fein konnte. 
Rechtlich war nach der Vereinigung des Meinen Landes mit der 
preußiſchen Monarchie das Verhältniß durch König Friedrich 
Wilhelm IV. auf Grund des von ihm fanctionixten Sigmaringer 
Hausgeſetzes von 1821 feſtgeſtellt worden. Nach dieſem hatte 
der regierende Fürſt die väterliche Gewalt über ſümmtliche Mit⸗ 
glieder des fürſtlichen Haufes, mit allen Reckten des Familien- 
hauptes, welche, hieß es weiter, ſich vornehmlich äußerten in 
Bezug 1) auf den Eintritt der Prinzen in auswärtigen Civil⸗ 
oder Militärdienſt. 2) auf den Aufenthalt unvermählter Prin⸗ 
zeſſinnen außer Candes, 3) auf abzuſchließende Heirathen und 
4) auf Anordnung von Vormundſchaften. In Folge der Ab⸗ 
tretung des Landes an die Krone Preußen übertrug Fürſt Karl 
Anton durch Urkunde vom 26. März 1851 dieſe Rechte dem 
preußiſchen Könige als nunmehrigem Oberhaupte des Geſammt⸗ 
hauſes Hohenzollern, königlicher und fürſtlicher Linie. Hienach 
regelte König Friedrich Wilhelm am 19. Juli 1851 die Stellung 
der Hohenzollern ſchen Herrn in Preußen. Er verſagte ihnen 
den Titel Königliche Hoheit und, was vor Allem charakteriſtiſch 
und auch für die große Politik bedeutſam war, jeden Anſpruck 
auf ein preußiſches Thronfolgerecht. Im übrigen räumte er 
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ihnen alle außer Ehrenrechte preußischer Prinzen ein, genehmigte 
die Hohenzollern 'ſche Hausverfaſſung, acceptirte die auf Grund 
derſelben ihm als Familienhaupt zuſtehenden Rechte und erklärte, 
daß den Mitgliedern der fürſtlichen Linie die Pflichten der Treue, 
des Gehorſams und des Reſpects gegen das höchſte Oberhaupt 
obliegen würden. 

Es waren alſo Rechte doppelter, in der Urkunde genau 
unterſchiedener Art, welche der König als Familtenhaupt über 
die Mitglieder des fürſtlichen Hauſes erworben hatte. Bunächit 
der Anſpruch auf Ehrfurcht, Treue und Gehorſam, den jeder 
preußiſche Unterthan, insbeſondere jeder Staatsbeamte und Ab⸗ 
geordnete, feinem königlichen Souverän gelobt. Sodann auf 
Grund des Hausſtatuts das Recht und die Pflicht der unbedingten 
Entſcheidung in den oben angeführten vier Fällen. In deren 
Reihe findet ſich nun, wie der Augenſchein lehrt, die Frage der 
Annahme einer angebotenen fremden Krone mit Nichten. Nach 
dem formellen Rechte konnte hier der Berufene nach eignem 
freiem Willen Entſchluß faſſen. Der König mochte nach der 
Ehrfurcht und Treue des Prinzen erwarten, daß er ihm Kennt⸗ 
niß gebe und feinen Rath erbitte. Gerade bei einer Frage dieſer 
Art konnte er vorausſetzen, daß fein Rath mit entſcheidender 
Kraft in's Gewicht fallen werde. Aber ein formelles Recht, zu 
befehlen oder zu verbieten, hatte er in dieſem Falle nicht. 

In der mmäniſchen Sache hatte König Wilhelm leinen 
Augenblick einen Zweiſel. Er war durchaus gegen die Annahme 
einer etwaigen Wahl durch den Prinzen Karl, nach perſönlicher 
Stimmung und politiſchen Gründen, über die er ſich mit dem 
Grafen Bismarck in vollkommenem Einverſtändniß befand. Er 
beſchloß alſo, dem Fürſten Karl Anton, gegen den und deſſen 
Familie er ein warmes Wohlwollen im Herzen trug, perſönlich 
zu ſchreiben, abzurathen und zu warnen. Weiter aber zu gehn 
und amtlich mit einer Königlichen Willenserklärung einzuſchreiten, 
daran hinderte ihn das unerſchütterliche Rechts⸗ und Pflicht⸗ 
gefühl, weiches jeden Schritt auf feiner ruhmreichen Laufbahn 
beſtimmt hat. Er hatte keinen geſetzlichen Titel zu einem Verbot 
oder zu einer dem Verbote gleich wirkenden Maaßregel: damit 
war ſein Verfahren entſchieden. Aber ebenſo beharrte er bei 
Abrathen und Warnen, auch als Napoleon ſein Wort wiederholte, 
er habe ſtets für einen fremden Erbfürſten geſtimmt, und vollends 
die Wahl eines Prinzen aus dem Hauſe Hohenzollern, für welches 
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er die fteundſchafllichſten Gefühle hege, werde er zwar nicht ſelbſt 
vorſchlagen, wohl aber, wenn ſie erfolge, freudig unterſtützen. 

So hatte die Entwicklung ihren Verlauf. Fürſt Karl Anton 
blieb trotz der Bedenken des Königs der Candidatur ſeines Sohnes 
geneigt. Am 11. und 14. April erſchienen in Bulareſt zwei 
Proclamationen der proviſoriſchen Regierung, die den Stempel 
ihres franzöſiſchen Urſprungs unverkennbar an der Stirne trugen. 
In der einen wurde das rumäniſche Volk aufgefordert, kraft 
ſeines ſouveränen Nationalwillens den erblichen Thron dem 
Prinzen Karl von Hohenzollern durch ein Plebiſeit zu über⸗ 
tragen, bekanntlich eine Erfindung des napoleoniſchen Staats⸗ 
rechts, die bisher bei den Völkern des Orients nicht in Übung 
geweſen; die Abſtimmung ſollte in den Tagen vom 14. bis zum 
20. April erfolgen. In der zweiten Urkunde wurde der Prinz, 
ſein Vater und ſein Haus den Rumänen durch Aufzählung aller 
denkbaren Tugenden und Verdienſte empfohlen. Unter Anderm 
wurde ſeine Verwandtſchaft mit den beiden großen Herrſcher⸗ 
häufern, dem preußiſchen und dem franzöſiſchen, betont. Von 
dem preußischen wurde erwähnt, daß es der Welt Friedrich den 
Großen gegeben; von dem Hauſe Bonaparte hieß es, daß es 
die beiden Napoleone hervorgebracht, die, von der Welt wie 
Halbgötter verehrt, die Völker zur Demokratie und zur Achtung 
der Nationalitäten geleitet hätten. Bei dem rumäniſchen Volle 
war die Wirkung vollſtändig: ſchon am 15. April lam ein Tele⸗ 
gramm Bratianws an den Fürsten Karl Anton, daß ganz 
Rumänien mit Begeisterung ſich zur Wahl dränge. 

Der Fürſt gab dies weiter an den König. Dieſer aber 
ſchrieb dem Prinzen, der damals als Dragoner⸗Officier in Berlin 
war: Du haſt Dich ganz paſſiv zu verhalten, da große Bedenken 
obwalten; Rußland und die Pforte find gegen die Wahl eines 
Fremden. Der Prinz antwortete in vorſichtigem Ausdruct, des 
Königs Vorschriften würden ftet3 fein Anhalt fein. Dem Vater 
aber theilte er brieflich feinen feſten Entſchluß mit, die Krone 
anzunehmen und gegen den Willen der Conferenz nach Bukareſt 
zu reiſen. Mit jugendlichem Muthe war er bereit, den Sprung 
in das Dunkle zu wagen; in rühmlichem Ehrgeiz trat er trotz 
aller Gefahren an die Aufgabe heran, auf dem Boden eines 
halbcivilifirten Landes zum Segen eines hochbegabten Volks 
eine fefte Staatsordnung aufzurichten. Noch aber mahnte auch 
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ſein Vater ſich zu gedulden, bis die Bedenken des Königs und 
der Minifter gehoben feien. 

In dieſen Tagen trat nun auf dem Congreß eine Wendung 
ein, welche für die Wünſche Hohenzollerns äußerſt günftig wirkte. 
Da bisher ein Einverftändnif der Mächte ſich unerreichbar gezeigt 
hatte, brachten Öfterreich und England am 14. April den Antrag 
ein, die definitive Entſcheidung zu vertagen und einftweilen die 
Verwaltung Rumäniens einem inländiſchen Hoſpodar auf vier 
Jahre zu überweiſen. Damit wäre über die Fürſtenthümer eine 
Tangjährige Unficherheit aller Verhältniſſe verhängt worden. Bei 
den weiteren Verhandlungen räumte Napoleon ein, die Wahl 
eines fremden Fürſten ſei allerdings, wie Ofterreich behauptete, 
den europliſchen Verträgen von 1856 und 1858 zuwider, dennoch 
aber fei und bleibe fie in der Sache das einzig Verſtändige und 
Richtige. In Berlin aber hielt man es für ſehr wahrſcheinlich, 
daß bei Annahme des Antrags der dann einzuſetzende Hoſpodar 
ein ausgesprochener Parteigänger der Antragſteller fein würde, 
und dieſer Möglichteit gegenüber erſchien die fonft bedenkliche 
Wahl des Prinzen Karl doch als die beſſere Auskunft. So 
beſchloß Bismarck, zwar amtlich in der Conſerenz weder zu för⸗ 
dern noch zu hindern, im Stillen aber dem Prinzen den Muth 
zu ſtürten und die Wege zu ebnen. 

Am 19. April lud er den jungen Herrn zu ſich ein und 
fagte ihm, nicht als Staatsmann, wie er bemerkte, ſondern als 
Rathgeber und Freund: er rathe ihm, den kühnen Entſchluß zu 
faffen und direct nach Bulareſt ahzueeifen; vom Könige möge 
er nicht ausdrücklich die Zuſtimmung dazu, ſondern nur Urlaub 
in das Ausland erbitten, was der König verſtehn werde. Er 
ſolle dann im tieſſten Incognito nach Paris reiſen, da er ohne 
Napoleon nichts erreichen könne; denn Rußland und die Pforte 
würden gegen feine Wahl proteftiren und Preußen ihn dagegen 
nicht unterſtützen. Sind Sie einmal erſt in Rumänien, fuhr er 
fort, fo iſt die Frage viel leichter zu löſen: die Conferenz ſteht 
dann vor einer vollendeten Thatſache, und die proteſtirenden 
Machte werden schließlich eine Thalſache, die nicht rückgängig zu 
machen iſt, anerkennen müſſen. Übrigens, schloß er, ſollte vie 
Sache dennoch mißlingen, fo würden Sie für Ihr ganzes Leben 
die angenehme Erinnerung an ein pikantes Abenteuer haben. 
Eine Auffaſſung, bemerkte der oben eitirte „Augenzeuge“, welche 
der Prinz doch nicht zu theilen vermochte. 
el, Begründung b. beutichen Reicheß, VI. 17 
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Der Prinz begab ſich darauf zum Könige und theilte ihm 
Bis marca Anſicht mit. Der König aber wollte nichts davon 
wiſſen, ſondern blieb bei feiner Abmahnung, worauf der Prinz 
feinen Entſchluß in begeisterter Rede vertheidigte. Das Ende 
war eine Erflärung des Königs, er müſſe auf feinem Standpunkt 
beharren; wenn den Prinzen jedoch ein innerer Drang unaufhalt⸗ 
ſam vorwärts treibe, könne er ihn nicht hindern. Der König 
gewährte ihm Uclaub nach Düffelborf; er umarmte beim Abschied 
den jungen Helden; ſein letztes Wort war: Gott behüte Dich! 

Eine Reiſe nach Paris, wie ſie Bismarck empfohlen hatte, 
erſchien doch bedenklich. Statt deſſen beſchloß man Erkundigungen 
durch geheime Ganäfe, wobei man über die Pariser Politik ber 
ſondere Erfahrungen machte. Eine vornehme, mit dem Miniſter 
Drouyn de Lhuys befreundete Dame wurde veranlaßt, dieſen 
zu ſondiren: der Minifter antwortete, Napoleon werde nie eine 
vollendete Thatſache anerkennen. Darauf ſchrieb der Prinz an 
eine Dame in Paris, Frau Cornu, auf die Napoleon perſönlich 
ein großes Vertrauen ſetzte; die umgehende Antwort mahnte 
dringend zur Schaffung der vollendeten Thatſache. Am 1. Mai 
erſchien Bratianu als Führer einer rumaniſchen Deputation, 
welche das Schlußergebniß des Plebiſeits überbrachte; der Prinz 
ſprach ihr feine Zuſtimmung aus; da aber der König noch ein⸗ 
mal wegen des Widerſpruchs der Mächte abgerathen hatte, reiste 
der Fürst Karl Anton nach Berlin, um einen günftigern Beſcheid 
zu erwirken. Am 5. kam er zurück. Der König weigerte nach 
wie vor die Ertheilung einer Erlaubniß; er wolle ihm aber 
Urlaub geben, unter der Bedingung, daß er bei der Überſchreitung 
der Grenze ſeinen Abſchied einreiche; ein preußiſcher Officier 
könne im Augenblick der Mobilmachung nicht außer Lan des 
gehn. Am 11. Mai verſchwand darauf der Prinz plöplich aus 
Düſſeldorf und erſchien, auf der Reiſe durch das ihm feindselige 
Oſterreich, halb verkleidet und von Niemand bemerkt, am 20. 
plötzlich in Rumänien, wurde von unermeßlichem Jubel empfangen 
und nahm ohne Weiteres in Bukareſt von der Regierung Beſig. 
Es zeigte ſich bald, daß Bismarck und Fürſt Karl Anton richtig 
gerechnet hatten. Wohl erklärte die Conferenz in Paris ein- 
ſtimmig die Vertragswidrigteit und folglich die Ungeſezlichleit 
der Mahl, aber als darauf die hohe Pforte die Vollmacht zu 
Zwangsmaaßiregeln forderte, erfuhr fie Zur ückweiſung auf allen 
Seiten. Die Türkei wünſchte keine ruſſiſchen, Rußland keine 
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türfifchen Truppen in Rumänien zu erblicken, Oſterreich aber, 
welches ſoeben in den Kampf gegen Preußen hineinſchritt, hatte 
leine Sehnſucht, in ſeinem Rücken irgend ein Kriegsfeuer auf⸗ 
lodern zu ſehn. So konnte Fürſt Karl ungeſtört ſein Miniſterium 
bilden, Truppen an den türkiſchen Grenzen aufſtellen, die Ver⸗ 
waltung des Landes in vorläufige Ordnung bringen. Daheim 
aber erklürte Preußen allen Mächten, daß der Prinz vollkommen 
ſelbſtändig verfahren ſei und für feinen Schritt die Erlaubniß 
des Königs weder nachgeſucht noch erhalten habe. Es entſprach 
vollkommen den Thatſachen; aber lein Menſch wollte es glauben. 
Eine ſolche Behauptung, daß unter einem fo willensſtarken König 
wie Wilhelm I., unter einem ſo energiſchen Miniſter wie Graf 
Bismarck ein preußiſcher Prinz einen ſolchen Schritt ohne könig⸗ 
liche Zuftimmung gewagl hütte, erſchien aller Welt als eine 
Fabel. Niemand dachte an das Sigmaringer Hausgeſetz und 
den ſtrengen Rechtsſinn des Königs. 

Indeſſen fuhr das Glück fort, dem Muthigen hold zu ſein. 

Der Ruhmestag von Königgrüz, wo einer ſeiner Brüder 
den Heldentod fand, ſicherte den Fürſten vor jeder Bedrohung 
durch Oſterreichs Abneigung, und der plötzlich ausbrechende Auf⸗ 
ftand der Inſel Kreta lenkte die Sorgen und die Kräfte der 
Pforte auf das Gründlichſte von dem Eindringling auf dem 
rumäniſchen Throne ab. Fürſt Karl berilte ſich, das Ereigniß 
benutzend, dem Sultan die Unterwerfung unter deſſen lehns⸗ 
herrliche Rechte entgegen zu tragen; ſo erlangte er im October 
die feierliche Inveſtitur als erblicher Beherrſcher Rumäniens 
unter türkischer Oberhoheit. Damit war denn auch für die 
Großmächte jeder Rechtsgrund gegen ſeine Erhebung beſeitigt, 
und eine nach der andern vollzog die diplomatiſche Anerkennung 
des jungen Herrſcherz. 

Es iſt nicht unſeres Ortes, die innere Entwicklung Rumä⸗ 
niens darzustellen; die Welt weiß, mit welchem Erfolge die 
politiſche Begabung Karls I. feine ſchwierige Aufgabe gelöst 
hat. Wir haben nur auf einzelne Momente hinzuweiſen, die für 
die allgemeine Politif Europas und insbeſondere für die Stellung 
Preußens in Betracht kamen. 

Fürſt Karl hatte in ſeiner preußiſchen Stellung gelernt, 
daß die erſte Grundlage eines ſicher geordneten Staats ein 
tüchtig ausgebildetes und diſciplinirtes Heer it. Was er aber 
von dergleichen in der neuen Umgebung vorfand, war troftlos: 
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kraftige und muthige Jünglinge in Fulle, im Übrigen jedoch 
Mangel und Entblößung, Unbildung und Zuchtloſigkeit. Was 
eine franzöſiſche Militärcommiſſton, die auf den Wunſch der frühern 
Regierung geſandt war, feit 1864 zu Stande gebracht hatte, 
war während der letzten Unruhn weggeſchwemmt worden. In 
dieſer Noth richtete der Fürſt feinen Blick auf die alte Heimath 
und bat den König um einige preußiſche Officiere als Lehrmeiſter 
und um die Geſtattung eines Ankaufs von 20000 Hinterladern 
in den königlichen Waffenfabrifen. Der König fand dieſe Wünſche 
verſtündig und angemeſſen, allein der Kriegsminiſter von Roon 
erllürte ſehr beſtimmt, zuerſt müſſe die preußiſche Armee alle in 
ihrem Waffenmaterial während des Krieges erlittenen Schäden 
wieder ergänzt haben, ehe ſie zu ſo großen Verkäufen ſchreiten 
könne. Es vergingen darüber fünf Vierteljahre, und als endlich 
im Frühling 1868 der erſte Waffentranſport abgeſandt werden 
ſollte, waren in dem Zuſtande Rumäniens erhebliche Anderungen 
eingetreten. Fürſt Karl hatte, auf dringendes Anrathen Preußens, 
in feiner auswärtigen Politik ſich mehr und mehr dem ruſſiſchen 
Hofe anzunähern und ohne formelle Verpflichtungen die Gunſt 
des Zaren mit Erfolg zu gewinnen geſucht. Im Innern be⸗ 
hauptete ſich an der Herrſchaft ſeit März 1867, auf eine ſtarte 
Mehrheit der Voltsvertretung geſtützt, die radicale Partei, unter 
dem leitenden Einfluſſe Joan Bratianu'3, eines von der Natur 
mit blendenden Vorzügen, Erfindungskraft, Beredsamkeit, dema- 
gogiſchem Talente ausgeftatteten Mannes, dem feine durch heiße 
Ehrſucht aufgeſtachelte Fantaſie maaßloſe Ziele emportrieb, der 
aber nicht die Fähigkeit zu gründlicher Arbeit und zu klarer Ber 
rechnung der für die wilden Entwürfe erforderlichen Mittel ber 
ſaß. Ihm ſtand das Bild eines großen dalo-tumäniſchen Reichs 
vor der Seele, wozu Bulgarien auf der einen, Beſſarabien. 
Siebenbürgen, Bukowina und Banat auf der andern Seite ge⸗ 
hören ſollten. Schon als er Anfang Mai 1866 bie rumäniſche 
Deputation nach Düſſeldorf führte, um dem Prinzen Karl feine 
Wahl anzukündigen, halte er ihm, um den Reiz des Angebots 
zu erhöhn, eine Karte von Grofrumänien vorgelegt, auf der 
alle jene Landſchaften als Eigentum der rumäniſchen Ktrone 
eingezeichnet waren. Der Prinz aber hatte von ſo ausſchweifen⸗ 
den Plänen nichts wiſſen wollen. Jett aber lenkte Bratiann 
als Miniſter des Innern die Verwaltung des Landes, und ohne 
den Fürſten, der ihm volles Vertrauen ſchenkte, viel zu fragen, 
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ſchritt er zu einer weiten revolutionären Agitation. Im Juni 
1867 kam es in mehreren bulgariſchen Orten zu Aufſtänden, 
die jedoch von dem türkiſchen Paſcha auf der Stelle blutig unter- 
drückt wurden. Türkiſcher Seits wurden Anregung und Unter⸗ 
ſtützung der Tumulte der rumäniſchen Regierung zur Laſt ge⸗ 
legt, von dieſer, wie ſich verſteht, die Anklage beſtritten, von 
der übrigen Welt aber um ſo mehr geglaubt. als einige Wochen 
ſpäter in Bukareſt ein großer Congreß von Vertretern der dako⸗ 
rumaäniſchen Nation aus allen oben genannten öſterreichiſchen 
Provinzen mit großem Pomp zuſammentrat, allerdings nach 
feinem Programme lediglich mit der harmloſen Abſicht, eine 
dako⸗xumäniſche Akademie zu begründen. Damals war es, daß 
in Salzburg Graf Beuſt von der Möglichkeit einer Beſehung 
Rumaniens durch Öfterreich redete, und Kaiſerin Eugenie, zur 
Zeit dem Fürſten Karl günftig, dem Miniſter zurief: „Sie find 
zu lebhaft, Herr von Beuſt. Allein Bratianu arbeitete weiter, 
in feinen Hoffnungen geſteigert durch den ernſten und uner⸗ 
müdlichen Eifer, womit Fürſt Karl der Neubildung und Ent⸗ 
wicklung des rumäniſchen Heerweſens oblag, während der Mi⸗ 
niſter durch feine patriotiſchen Jantaſien die Kammer für die 
Bewilligung eines reichen Militärbudgets begeiſterte. Bald war 
denn auch in ganz Europa der Argwohn verbreitet, dort in 
Rumänien werde eine Mine geladen, deren Ausbruch den Brand 
der ganzen brientaliſchen Frage entzünden könne. Der Aufftand 
in Krela dauerte fort, von der griechiſchen Regierung durch 
Waffenſend ung und Freiſchaaren offen umterſtützt, von Rußlands 
Diplomatie nicht weniger offen begünſtigt. Da Nußland mit 
Oſterreich im Orient ebenſo wie mit der Türkei auf geſpanntem 
Fuße ſtand, fo erkennt man den weiten Zuſammen hang, in dem 
fi) ein Angriff Rumäniens auf Bulgarien oder Siebenbürgen 
fühlbar machen mußte. Da flogen im Frühling 1868 die Ge⸗ 
rüchte durch Europa, rumäniſche Banden feien in Bulgarien 
eingebrochen: es war dieſes Mal nicht wahr, aber es reichte 
hin, um Ofterreic und die Türkei zu entſchiedenen Vorlehrungen 
gegen die aus Vukareſt drohende Feindſeligleit zu veranlaſſen. 
Frankreich war Anfangs in der kretiſchen Sache Hand in Hand 
mit Rußland, Preußen und Italien gegangen, um die Lage der 
chriſtlichen Bevölkerung in Kreta zu verbeſſern, begann jetzt aber 
aus dieſer Verbirdung fid) heraus zu ziehn, um gemeinfam mit 
Oſterreich und England die Integrität der Türkei zu ſchirmen. 
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Damit ſank auch Fürſt Karl wegen feiner Annäherung an Ruß⸗ 
land in der Gunſt feines urſprünglichen Beſchüßers. 

Nun geſchah im Jull, daß in der That bewaffnete Schaaren 
aus Rumänien einen Angriff auf Bulgarien verſuchten, dort 
aber ſchon nach wenigen Tagen befiegt, zerſtreut und größten 
Theils niedergemacht wurden. Das Aufſehen, welches der Vor⸗ 
gang überall erregte, wurde nach wenigen Wochen gewaltig ge⸗ 
ſteigert, als die Welt erfuhr, daß ein großer preußiſcher Waffen⸗ 
tranſport auf weitem Umwege durch Rußland unter der Aufe 
schrift. Eiſenbahn⸗Materialien“ im Auguſt nach Rumänien gelangt 
ſei. Jetzt ſchien kein Zweifel mehr möglich, daß Brakianu's 
Treiben durch die beiden Großmachte gefördert, wenn nicht ver⸗ 
anlaßt, daß der europfifdje Friede ernſtlich bedroht fei. 

Ganz fo ſchlimm ſtand es nun in Wahrheit nicht. Jener 
Tranfport enthielt einen Theil der vor mehr als einem Jahr 
von Rumänien in Berlin gekauften Hinterlader, bei deren Be⸗ 
ſtellung Fürſt Karl ſo wenig wie die preußiſche Regierung an 
kriegeriſche Unternehmungen gedacht hatte. Zur Zeit wußte man, 
daß weder Oſterreich noch die Türkei eine Waffen endung nach 
Bukareſt gelangen laſſen würden, und fo wählte Herr von Noon 
den Tranſport über Rußland und, um jeden Lürmen zu ver⸗ 
meiden, die falſche Declaration, deren Bekanntwerden dann freilich 
die Aufregung verdoppelte. Bratianu's Verfahren blieb ganz 
geeignet, den Argwohn immer mehr zu ſteigern. Die bewaffneten 
Einfälle in Bulgarien wiederholten ſich, eine türkische Beſchwerde 
wurde unter Abläugnung jeder Theilnahme an den Angriffen in 
grobem Tone beantwortet, mit haſtigem Eifer auch bei den Re⸗ 
gierungstruppen weiter gerüſtet, die Recrutirung verſtürkt, eine 
große Volksbewaffnung eingeleitet, und zugleich bei den Sieben⸗ 
bürger Rumänen ganz offen eine lebhafte nationale Wühlerei 
entfaltet. Kurz, der Schein war vollſtändig, daß der preußische 
Waffen tranſport das Mittel und zugleich das Signal zu einer all⸗ 
gemeinen Erhebung der dako⸗rumäniſchen Nation unter prrußiſch⸗ 
ruſſiſchem Schuß zur Befreiung und Vereinigung der bisher von 
Türken und Oſterreichern abgetrennten Stammesbrüder fein follte. 

Während auf ſolche Art durch die Rumänen Oſterreich in 
feinem Beſitzſtand bedroht und die franzöſiſche Beſchützung der 
Türkei mißachtet wurde, fand ſich außerdem Napoleon durch 
ſtete Fortſchritte Preußens auf dem Wege zur beutfchen Einheit 
an einer beſonders empfindlichen Stelle beunruhigt. 
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Wir haben geſehn, wie bereits im Herbſte 1867 die Er⸗ 
neuerung des Zollvereins zwiſchen Nord⸗ und Süddeutſchland 
ihn unangenehm berührt hatte. Indeſſen war dabei in Bayern 
und Württemberg eine fo starke Abneigung gegen die preußiſche 
Vormacht ſichtbar geworden, daß hier an den Eintritt in den 
Nordbund nicht zu denlen war. Ganz anders aber ſtand es 
bekanntlich in Baden, wo Fürſt und Volk fortdauernd den Ein- 
tritt erſtrebten und vorbereiteten. Freilich war es der ſchwächſte 
der dei Staaten, deſſen volle Angliederung Preußens Macht 
wenig verſtärken würde. Hier aber galt, was einſt Maria 
Thereſia von Piemont geſagt hatte: deſſen König wäre ſchon 
ein braver Mann, wenn nur die verwünſchte Geographie nicht 
wäre. Dieſes lange ſchmale Baden erſtrecte fid dicht an der 
franzöſiſchen Rheingrenze von Weißenburg bis Baſel, und feine 
Höhen ſchauten aus näcfter Nähe auf die Wälle von Straßburg 
herab. Hier nun aller Orten norddeutſche Teupen und pre 
ßiſche Fahnen einziehn zu ſehn, würde bei dem franzöſiſchen 
Volke die höchſte Erbitterung erzeugen. Kein franzzſiſcher Herr- 
ſcher, fagte Napoleon, würde dem Sturme des nationalen Zornes 
widerſtehn können, wenn die preußische Regierung Baden in 
den norddeutſchen Bund aufnähme — und nach dem in Franl⸗ 
reich üblichen Brauche waren die Zeitungen überzeugt, daß alle 
preußenfrenndlichen Regungen in Baden von dem Urheber alles 
Übels, von Bismarck, bezahlt oder doch angeftiftet wären. 

Dies war nun genau ſo wahr, wie die ebenfalls in Paris 
verbreitete Meinung, daß Bismarcks Agenten den Romzug 
Garibaldi's veranlaßt und unterſtützt hätten, Im Gegentheil, 
nach den in Bayern und Württemberg ſoeben gemachten Er⸗ 
fahrungen ſchwärmte Bismarck weniger als jemals für eine 
übereilte Heranziehung der Südſtaaten in den Nordbund, fo 
daß ihm für den Augenblick Badens patriotiſcher Eifer im 
Intereſſe des innern Gedeihns und des europäiſchen Friedens 
weniger erfreulich als unbequem war. Am 17. November 1867 
hatte ihm Mazzint jene Warnung vor einem franzbſiſch⸗ita⸗ 
lüeniſchen Bündniß zugefandt; am 18. wendte ſich an ihn ein 
alter Freund und Exilgenoſſe Mazzini's, der damalige badische 
Miniſterpräſident Mathn, ein Mann, der ſich ſeit 1848 von 
Mazzini's doctrinärer Schwärmerei abgewandt hatte und mit 
feiten Schritten auf den Bahnen preußiſch⸗deutſcher Realpolitit 
zu feiner jetzigen Stellung emporgeftiegen war. Er ſchicte dem 
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Kanzler eine ausführliche Denkſchriſt, worin er den Eintritt 
Badens in den Nordbund beantragte, und bat, wenn die euro⸗ 
däiſchen Verhälmiſſe dies noch nicht thunlich erſcheinen ließen, 
um Vollmacht zu einer Erklarung an die Kammern, daß der 
Eintritt, eventuell auch ohne Bayern und Württemberg, gefichert, 
und nur der Zeitpunkt dem Ermeſſen der Regierungen vorbe⸗ 
halten ſei. Bismarck ſelbſt ſchrieb ihm leine Antwort; der 
preußische Geſandte in Karlsruhe theilte Mathy mit, daß der 
Kanzler die gewünſchte Erklärung nicht geben könne ). 

Indeſſen entwickelte ſich die Lage weiter. Mathy ſtarb bald 
nachher, und ſein Nachfolger Jolly erklärte den Kammern, er 
Knne über fein Programm ſich lürz ſaſſen: es fei genau das 
feines Vorgängers. Zugleich bewilligte der Landtag ein um 
zwei Millionen Gulden erhöhtes Militärbudget, um die preußi⸗ 
hen Einrichtungen in dem Heere vollſtändig durchzuführen. 
Wenige Tage ſpäter nahm der preußiſche Militärbevollmächtigtt 
General von Beyer feine Extlaſſung und trat als Kriegs⸗ 
minister in den badiſchen Staats dienſt über; Chef des General 
ſtabs wurde der bisher preußiſche Oberſt bon Lescinsty Im 
März 1868 verſtattete Preußen, daß fünfzig badiſche Officier⸗ 
Aſpiranten im preußiſchen Cadettencorps ihre militäriſche Aus⸗ 
bildung erhalten ſollten. Im April wurden preuß iſche Dfficiere 
nach Baden berufen, um die Landwehr durchaus nach den Vor⸗ 
schriften des norddeutſchen Bundes zu organiſiren. Genug, es 
fehlte nur noch die amtliche Erklärung, um das badiſche Eon⸗ 
tingent ganz einfach als Heertheil des norddeutſchen Bundes 
erſcheinen zu laſſen. 

Troß alledem fand ſich Bismarck nicht berufen, ſeinerſeits 
in der deutſchen Sache den wohlerwogenen Standpunkt auf 
zugeben, auf welchem keinem Einzelſtaate, ſondern nur der füd⸗ 
deutſchen Geſammtheit der Eintritt in den Nordbund zu geſtatten 
wäre. In Bayern aber und Württemberg dauerten die anti⸗ 
nationalen Beſtrebungen mit wachſendem Erfolge fort; gewannen 
doch in Württemberg damals die Anhänger des Reichsgedankens 
nicht einen einzigen Sitz im Zollparlament — was natürlich in 
Berlin die Sehnſucht nach baldigem Erſcheinen der Schwaben 
auch in dem Reichstag erheblich ablühlte. Und dennoch wirkte 
in Württemberg wie überall das thatſöchliche Schwergewicht der 
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Verhältniſſe fo zwingend, daß gerade von dort aus ein kröftiger 
Anſtoß zur weitern Conſolidirung der deutſchen Geſammtheit ers 
folgte. In Stuttgart hielten der Kriegsminiſter Wagner und 
der Chef des Generalſtabs Sudom unerſchütterlich rotz aller 
Schwierigkeiten an der Durchführung des preußiſchen Wehrſyſtems 
feſt und wurden hierin, wie wir ſahn, von dem ſonſt nicht 
preußenfreundlichen Könige, der aber ſeine Truppe nicht durch 
die Verehrer einer Volksmiliz zerrütten laſſen wollte, kräftig 
unterftüßt. Anfang Mai 1868 genehmigte der König eine Reife 
Suckow's nach Berlin zur Informirung in Sachen „Mobils 
machung und Verwandtes“ ). Nach den erwähnten Verhälmiſſen 
fand Suckow Anfangs eine ſehr zurückhaltende Aufnahme. Am 
6. Mai ſprach er Moltke: er ſei gekommen, um zu fragen, was 
Württemberg bei einem plößlichen Einbruch der Franzoſen in 
Süd deutſchland zu thun habe. Moltke antwortete mit der Gegen⸗ 
frage, was Württemberg leiſten könne, und wie ſchnell aufrichtig 
ſagte er, daß er die dortige Leiſtung nicht bloß als eine ſchwache, 
ſondern auch als eine unzuverläſſige anſehn müſſe; am Beſten 
ſei es, ihnen zu fagen: ſieh zu, wie Du Dir ſelbſt hilſſt; die 
Dinge werden um ſo ſchneller gehn, je ungeſtörter Varnbüler 
fein Treiben fortfept. Für Preußen fei der Thüringer Wald 
eine viel beſſere Flanke als der Oberrhein. Es war leine Freude 
für Suckow, auf ſolche Art Süddentſchland als auswärtigen 
Kriegsſchauplaß betrachtet zu ſehn; er erwiderte, es könne Preußen 
doch nicht gleichgültig fein, wenn Süddentſchland dem Dema⸗ 
gogenthum verſiele und in franzöſiſche Baſallenſchaft geriethe. 
Moltke erkannte das an und trat in eine nähere Beſprechung 
der ſtrategiſchen Verhültniſſe und der daraus folgenden mili⸗ 
täriſchen Bedürfniſſe ein. Als Suckow darauf feine Auffaffung 
entwickelte, klärte ſich Moltkes Angeſicht auf: ich fehe icon, 
fagte er, daß wir zwei Generalſtabsofftciere uns leicht verſtehn 
werden bei den richtigen Anſchauungen, die Sie haben. 

Am 11. Mai hatte Suckow eine Beſprechung mit Bismarck 
im Parte des Kanzler⸗Pal ais, wobei Bismarck ſich in folgender 
Weiſe äußerte: „Die Wahlen zum Zollparlament haben gezeigt, 
daß der Süden vorerft feine weitere Verbindung mit dem Norden 
haben will als Zollverein und Allianzvertrag. Der Norden 
hat keinen Grund, mehr zu verlangen; denn ſtrategiſch genommen 
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iſt die Verbindung mit dem Süden keine Verſtärkung für uns, 
und politiſch haben wir fein Bedürfniß, uns mit den heterogenen 
Elementen im Süden zu verſchmelzen, wo man nicht weiß, ob 
die Particulariſten oder die Demokraten die ärgeren Feinde 
Preußens ſind. Wir tragen alle die nationale Einigung im 
Herzen, aber für den rechnenden Politiker kommt zuerſt das 
Nothwendige und dann das Wünſchenswerthe, alfo zuerſt der 
Ausbau des Haufes und dann deſſen Erweiterung. Erreicht 
Dentſchland fein nationales Ziel noch im 19. Jahrhundert, fo 
erſcheint mir das als etwas Großes, und geſchähe es in 10 oder 
gar 5 Jahren, ſo wäre das etwas Außerordentliches, ein uner⸗ 
hofftes Gnadengeſchent von Gott. Zuerſt ſollen alſo einmal 
die Vertreter im Zollparlament ein Paar Jahre bei einander 
geſeſſen ſein dann wird Verſöhnlichkeit eintreten, und werden 
die Süddeutschen ſehn, daß es ſich nicht um Vergewaltigung 
handeln kann. Unſere ganze Sympathie gehört dem ſüddeutſchen 
Bruder, dem wir jeder Zeit die Hand reichen wollen, aber 
zwingen wollen und dürfen wir ihn nicht, dieſelbe zu ergreifen. 
Die Möglichkeit eines Krieges anlangend, fo ift der norddeutsche 
Bund eine Macht, welche jeder andern gewachſen iſt. Für Süd⸗ 
deutſchland liegt die Sache einſach fo, welchen Mltirten es fich 
wühlen will; Oſterreich kann es nicht fein; wir Hätten nichts 
dagegen, aber Öfterreich will entſchieden nicht, und Frankreich 
wird dem deutſchen Süden weniger Schuß gewähren als der 
norddeutſche Bund.“ 
igend erwühnte Bismarck noch, man habe bayeriſcher 
Seits Beſorgniſſe wegen Suckow's Entſendung nach Berlin ge⸗ 
äußert; er habe geantwortet, einem Jeden geſchehe daffelbe wie 
jenem: Aus kunftsertheilung, wenn eine ſolche gewünſcht wird. 
Suckow trat dann noch zweimal mit Moltle zuſammen; 
das Ergebniß war ein unbedingtes gegenſeitiges Vertrauen 
zwiſchen den beiden Männern, eben was Suckow zu erreichen 
als eigentlichen Zweck feiner Reiſe ſich vorgeſeßt hatte. Am 
14. Mai erwogen fie die Moglichteit eines plöplichen Einbruchs 
der Franzosen nach Sülddeutſchland; es wurde verabredet, daß 
in dieſem Fall die Württemberger Truppen ſich bei Heilbronn 
und nöthigen Falls bei Würzburg concentriren ſollten, um da⸗ 
durch der Vereinigung mit der heraneilenden Hülfe des Nordens 
näher zu fein. Ein Protokoll oder fonft eine ſchriftliche Auf⸗ 
zeichnung wurde über dieſe Abſprachen in Berlin nicht gemacht. 
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Als Wagner dem König Carl darüber Vortrag hielt, ſchien diefer 
geringes Intereſſe an der Sache zu nehmen, erhob aber keinen 
Widerſpruch 

Im Juni erbat ſich darauf in der That ein bayeriſcher 
Unterhändler bei Bismarck die verheißene Auskunft. Die Ver⸗ 
handlung führte hier zu demſelben Beſchluſſe, wie die Württem⸗ 
berger, und da das Ein verſtändniß des Großherzogs von Baden 
von Anfang an ſicher war, fo konnte Moltle ſchreiben ): 

„Wan hatte ſich überzeugt, daß bei directer Vertheibigung 
des obern Rheins und des Schwarzwaldes Norddeutſchland 
eine wirkſame unmittelbare Hülfe im erſten Augenblicke ſchon 
der Entfernung nach zu leiſten nicht in der Lage ſei, daß eine 
weit größere Sicherung des deutſchen Südens aus der Vereini⸗ 
gung aller deutſchen Streitkräfte am mittleren Rhein erwachſe, 
welche von dort, ſei es auf dem rechten ober dem linken Ufer 
offenfio in die Flanke der feindlichen Invaſion vorgingen, und 
diefe nothwendig ſehr bald zum Stehn oder zur Umkehr zwingen 
müßten.“ 

Moltte hob dabei hervor, daß bie ſüddeutſchen Fürften, 
dieſen Anſichten beipflichtend, in Hingebung an die gemeinſame 
Sache und im Vertrauen auf die obere Hreresltitung bereit ges 
weſen, das eigene Landes gebiet von ihrer activen Militärmacht 
zu entblößen, um fie dem norddeutſchen Heere unmittelbar an⸗ 
zureihn. Um ſo ſchwerer wiege dabei die Verpflichtung, welche 
der Norden übernahm. 

Es bedarf leiner Ausführung, wie wichtig die ſo gewonnenen 
Abſprachen waren, zumal es nicht Preußen, ſondern der eigne 
Entſchluß der ſüddeutſchen Fürſten geweſen, der fie veranlaßt 
hatte. Die bittern Erfahrungen, welche im Kriege von 1866 
die Zerſplitterung der Streitkräfte zum Schutze jedes kleinen 
Vaterlandes zur Folge gehabt, waren unvergeſſen geblieben. 

Alle dieſe Vorgänge blieben natürlich im Auslande nicht 
unbemerkt und bewirkten, wenn man auch die Ergebniffe der 
Berliner Conferenzen nicht zu erkunden vermochte, eine wachſende 
Aufregung vor Allem in Paris und Wien. Wie ſehr auch 
Napoleon durch quäfende Krankheit und durch Unzulänglichteit 
feines Heerweſens von jeder Kriegsluſt ferne gehalten wurde, 
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wie war auf die Dauer ein Ausbruch zu verhüten, wenn Bis- 
mard, was man damals in Paris für zweifellos hielt, durch 
Unterſtützung Bratianu's dem ruſſiſchen Ehrgeiz die Bahn nach 
Conſtantinopel frei machte und dann, ſeinerſeits wieder im Rücken 
durch Rußland gedeckt, Baden und damit ganz Süddeutſchland 
in den preußiſchen Militärverband hineinzog? War es gegen⸗ 
über einer ſolchen Gefahr nicht eine dringende Pflicht für Franl⸗ 
reichs Sicherheit, die von Italien angeregten, bisher verſchleppten 
Bundespläne fo raſch wie möglich zu verwirklichen? Dieſen 
Gedanken kam nach gleichen Erwägungen das Wiener Cabinet 
wenigſtens halbes Weges entgegen. Bratianu's Umtriebe ber 
drohten ganz offen Oſterreichs Terrttorialbeſtt, und auch in Wien 
und dem bisher preußenfreundlichen Ungarn meinte man darin 
Bis marc's Hand zu erblicken. Man hatte alſo Grund genug, 
zur Deckung gegen eine ſolche Feindseligkeit eine feſte Verbindung 
mit Frankreich willkommen zu heißen. Aber fo entſchieden wie 
möglich war Graf Beuſt der Meinung, gerade in dieſem Ver⸗ 
bältniß alle Mittel aufzubieten, um den Frieden zu erhalten. 
Ihm verbot nicht bloß dir Finanznoth, die Unfertigkeit der 
Armee, die Unſicherheit der innern Zuſtände jede Kriegspolitil. 
Für die Stellung Ofterreichs in Europa ſchien es ihm durchaus 
wünſchenswerih, daß Frankreich und Preußen ſich fortdauernd 
im Gleichgewicht hielten, und dadurch Oſterreich die Möglichkeit 
bewahrte, die füddeutſchen Staaten immer ſicherer feinem Einfluß 
zu unterwerfen. Denn käme es zwichen Beiden zum Kriege, und 
führte dieſer zu einer gründlichen Niederlage Preußens, jo war 
Süddeutfchland, der Rhein und 0 die ſichere Beute des 
Siegers, dem gegenüber ſich dann Oſterreich in vollſtändiger 
Abhangigkeit befinden würde. Leiſtete aber Preußen einen un⸗ 
erwartet zähen Widerſtand, ſo träte die Gefahr ein, daß ſich 
Nopolron mit ihm verſtandigte auf Uberlaſfung Süddeutschlands 
an Preußen, des Rheins und Belgiens an Frankreich. Einen 
dritten Fall hielt Beuft für schlechthin unwahrſcheinlich. So er 
ſchien als das einzig richtige Ziel für Oſterreichs Politik ein 
Defenſivbündniß mit Napoleon, alfo vertrauliche Freundschaft als 
Rückhalt für jede eigne Gefahr, Zügelung des Vordringens 
preußiſches Ehrgeizes, ſo weit wie möglich aber auch beſtimmender 
Einfluß in Paris für die Aufrechthaltung des europäiſchen Friedens. 

Außerlich war das Verhältniß der beiden Höfe ſeit lange 
ein vortreffliches. Der Beſuch des Kaiſers Franz Joſeph im 
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October 1867 hatte in Paris den allergünſtigſten Eindruck 
hünterlaſſen; der franzböſiſche Botſchafter in Wien, Herzog von 
Gramont, wurde wegen feines Preußenhaſſes in Wien höher 
geſchäßzt, als in den Tuilerien wegen feiner Fähigkeiten; vollends 
der öſterreichiſche Botſchaſter in Paris, Fürſt Metternich, 
wurde dort fait mehr wie ein Hausfreund der fniferlichen 
Jamilie als wie der Vertreter einer auswärtigen Macht bes 
handelt. Eben dies aber verminderte in Wien das Gewicht 
feiner ſtets roſig gefärbten Berichte; man enkſchloß ſich, bei dem 
Mißtrauen, welches ſowohl den Kaiſer als den Grafen Beuſt 
gegen Napoleon erfüllte, einen zweiten unbefangenen Beobachter 
hinzuſen den, um den dortigen Boden nach allen Richtungen zu 
ſondiren. Es wurde dazu ein alter Vertrauter Beuſt's aus 
deſſen fähfiicher Zeit auserſehn, Graf Vitzthum, den er vor 
Kurzem in den öſterreichiſchen Dienſt ſich nachgezogen und für 
den Geſandtſchaftspoſten in Brüſſel beſtimmt hatte, ein viel⸗ 
erfahrener, reichbegabter und auch bei Napoleon wohlgelittener 
Diplomat, der jetzt bei dieſem durch einen Privatbrief des Kaifers 
Franz beglaubigt wurde. Er fand den Imperator, der jo eben 
einen Anfall ſeiner Krankheit überſtanden hatte, beunruhigt durch 
den Gang der deutſchen Dinge. Wie ſteht Ihr zu Preußen 2 
fragte er den Grafen. Wie immer, antwortete dieſer; wir ſtehn 
auf dem Prager Frieden und verwahren uns gegen weitere 
Fortſchritte Preußens in Süddeutſchland. Auf eine Frage 
Napoleon's, wie man in Deutſchland über einen franzöſiſch⸗ 
preußiſchen Krieg denke, erwiderte er, man halte ihn dort für 
kaum vermeiblid ; er bitte jedoch, ihn nicht als ein leichtes Werk 
anzuſehn; es würde ein furchtbarer Nationaltampf, und die 
Südſtaaten in denſelben fortgeriſſen werden, ein Kampf, bei dem 
für Frankreich der Beſitz von Elſaß ⸗ Lothringen anf dem Spiele 
ſtehn würde ). 

Welchen Eindruck dieſe Worte auf Napoleon gemacht haben, 
muß dahin gestellt bleiben: jedenfalls fand er gegenüber den 
deutſchen und rumäniſchen Vorgängen ein völliges Schweigen 
nicht mehr rathſam, und im Juli ließ er durch Metternich dem 
öſterreichiſchen Cabinet den Vorſchlag übermitteln: Öfterreich 
und Frankreich ſollten gemeinſam eine Interpellation an Preußen 
richten wegen des neuerlich ſtärker hervortretenden Strebens, 
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die Mainlinie zu überſchreiten. Das konnte als ein Verſuch 
zur Aufklärung im Intereſſe des Friedens gedacht fein; ſehr 
möglich aber war auch dann eine ſo ſcharſe Abweiſung der 
Frage durch Bismarck, daß dadurch der offene Bruch ſofort 
herbeigeführt würde. Beuſt entſchied ſich alſo zur Ablehnung 
des Antrags; er legte dar, eine ſolche franzöſiſche Einmiſchung 
würde das beſte Mittel fein, der Überschreitung der Mainlinie 
im Deutſchland neue Anhänger in Maſſe zu gewinnen !). Die 
Interpellelion unterblieb hienach, und Napoleon wandte ſich 
bald nachher feiner ſpaniſchen Unterhandlung über die Beſezung 
Noms zu. 

Indeſſen wünſchte Beuſt dringend, mit den Tuilerien in 
freundlicher Fühlung zu bleiben, und erwog im Auguſt mit 
Vitzthum, der ſeither fein Amt in Brüſſel angetreten hatte, 
einen nach Paris zu ſendenden Gegenvorſchlag, mit deſſen 
weſentlichem Inhalt Vitzthum ſchon feit Jahren ſich beſchüftigte, 
und der den großen Zweck, Dämpfung des angeblichen preußi⸗ 
ſchen Vordringens, mit friedlichen Mitteln errrichen ſollte. 
Es hondelte ſich dabei um eine Aufforderung zu allgemeiner 
Abruſtung, die von Napoleon ausgehn und in einem offenen 
Briefe zunüchſt an den preußiſchen König gerichtet werden solltes). 
Napoleon würde darin erklüren, daß er den Prager Frieden 
trotz mehrerer Bedenlen aufrichtig angenommen habe; er ſei jetzt 
im Begriffe, feiner Armee eine ſtärkere Orzaniſatien zu geben: 
nun aber wünſchten alle Völker dringend eine Verminderung 
der jährlich anſchwellenden Militärlaſt; er ſei dazu bereit, wenn 
Preußen ihm durch eine befriedigende Zuſage über die Beachtung 
des Prager Friedens die Möglichteit dazu geben würde. Eine 
ausführliche Denkſchrift begründete den Vorſchlag zunächſt durch 
den Hinweis auf die außerordentliche Popularität, welche ein 
ſolcher Schritt des Kaiſers ihm in Frankreich bei den nüchſten 
Wahlen verfchaffen würde; was Preußen betreffe, jo werde es 
entweder dem franzöſiſchen Antrag Genütge leiſten, womit der 
jetzige Vefipfiand und folglich der Friede Europas gefichert fei, 
oder Bismarck würde Schwierigleiten machen, dadurch aber daß 
Mißtrauen ſümmtlicher Mächte auf fich ziehn, und vor Allem 
bei der durch Napoleon bekundeten Friedensliebe von keinem 
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deutſchen Reichstage weitere Geldmittel zu militüriſchen Rü⸗ 
ſtungen erhalten. Übrigens knüpſte die Denkſchrift an den alten 
Lieblingsgedanken Napoleon 's an, die Berufung eines großen 
europliſchen Congreſſes, der nach Schlichtung aller ſchwebenden 
Streitfragen den Kaiſer zum Erlaſſe der obigen Aufforderung 
einladen würde. Beuſt war mit Allem einverſtanden und be⸗ 
aufteagte Vitzthum, im September nach Paris zurüczugehn 
und dort den Inhalt der Denkschrift zur Annahme zu 
empfehlen. 

Damals befand ſich Napoleon in Viarriß, und da Beuſt 
ein unliebſames Auffehn befürchtete, wenn Vitihum ſich dort 
eine Audienz erwirkie, fo mußte der Graf in Paris mit dem 
Staatsminiſter Rouher in Verhandlung treten. Zunächſt ſuchte 
er ſich über Frankreichs früher ſo unſichere Haltung in den 
orientaliſchen Händeln zu vergewiſſern, da ohne eine Überein⸗ 
stimmung auf dieſem Gebiete ein Zuſammengehn der beiden 
Möchte überhaupt undenkbar war. Ich lunn Euch, fagte Rouher, 
hierüber volle Beruhigung geben; wir ſtehn feſt, wie Ihr, auf 
dem Boden der vertragbmüßigen Beſiz- und Rechtsverhültniſſe; 
der junge Fürſt Karl, der mit Bratiauu für Rußland arbeitet 
und eine Schildwache Preußens iſt, muß aus Rumänien wieder 
entfernt werden. Hierauf ſah ſich Vitzthum in der Lage, den 
Inhalt der großen Denkſchrift in etwas dringenderer Form vor⸗ 
zulegen. Rouher prüfte fie, ſchenkte, jo weit wir ſehn, dem fo 
oft mißlungenen Congreßplane leine Beachtung mehr, ſprach 
mit dem Grundgedanken des Ganzen, der Aufforderung zur Ab⸗ 
rüſtung, fein Einverftändniß aus und war bereit, dem Kaifer 
die Ausführung zu empfehlen. Aber nach einiger Zeit kam ein 
troden ablehnender Beſcheid Napoleon's zurück, nach der prak⸗ 
tifchen, ſchlagend richtigen Bemerkung: bei der preußiſchen Land⸗ 
wehr⸗Verfaſſung wäre eine beiderſeitige, gleichmäßige Verminde⸗ 
rung der Feldarmee ein Selb ſtbetrug (marché de dupe). Rouher 
machte darauf den Verſuch, dieſem Einwande entſprechend, den 
öfterreihifchen Vorſchlag näher auszuarbeiten. Nach dieſem 
neuen Entwurfe ſollte in Berlin beantragt werden: für die 
nächſten zehn Jahre wird die Friedensſtürke der beiden Armeen 
auf je 250000 Mann feſtgeſetzt, die Kriegsreſerven ihrer Pflicht 
entbunden, die preußiſche Landwehr und die franzöſiſche einft⸗ 
weilen auf dem Papier ſtehende Mobilgarde aufgelöst. Napo⸗ 
leon mochte nach feiner Kenntniß der preußiſchen Zuſtände der 
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umgehenden Ablehnung eines ſolchen Vorſchlags ſicher fein; er 
hielt ihn aber auch nach feiner eignen Stellung für unthunlich. 
Er wies Rouher's Arbeit beinahe unwillig zurück. Ein Napo⸗ 
leon, fagte er, kann nicht entwaffnen, geſchweige das Signal zu 
einer allgemeinen Abrüſtung geben; er würde damit feine Krone 
auf das Spiel ſetzen ). 

So kam er Mitte October aus Biarrif nach Paris zurück, 
gebeugt durch das ſpaniſche Mißgefchid, beunruhigt durch die 
wachſenden Verwicklungen im Orient, vor Allem gereizt durch 
die Möglichkeit, daß ein weiteres Vorgehn Bismarcks in Deutſch⸗ 
land alle friegeriſchen Leidenſchaften des franzöſiſchen Volks ent⸗ 
feſſeln möchte. Er fand in Paris den ihm ſeit lange befreundeten 
Lord Clarendon vor, der ſoeben in Berlin zur Eintracht mit 
Oſterreich gemahnt hatte und jetzt mit dem Grafen Vitzthum in 
gleichem Sinne redete. Kein beſſeres Ereigniß, ſagte er, könne 
Europa erleben, als eine Ausſöhnung zwiſchen Oſterreich und 
Preußen. Auf das Beſtimmteſte wies er den Arz wohn zurüd, 
daß Bismarck den ſpaniſchen Aufſtand bezahlt habe. Ihm schüttete 
jept Napoleon fein Herz aus. Ich kann, erklörte er, für den 
Frieden nur ſo lange einſtehn, als Bismarck den jetzigen Zu⸗ 
ſtand reſpectirt; wenn er den deutſchen Süden in den Nordbund 
hinein zieht, werden unſere Kanonen von ſelbſt los gehn ). 

Indeſſen hatte unmittelbar vorher eine mehrmonalliche Con⸗ 
ferenz der drei Südſtaaten über gemein ſame militüriſche Ein⸗ 
richtungen in München Statt gefunden, die zwar ebenſo unfruchtbar 
geblieben, wie alle bisherigen Entwürfe über den Südbund, 
ledenfalls aber lein Symptom einer Annaherung an den Nord⸗ 
bund war. Preußen hatte unbeweglich zugefehn. Und jept 
trat ein völlig überraſchender Umschwung in den orientalifchen 
Wirren ein. Der angebliche Agitator Rumäniens, der immer 
ſchlimme und unberechenbare Bismarck, fegte plöglich mit zwei 
ſtarken Strichen den im Norden und im Suden der Türtei 
glim menden Kriegsfunken von dem Boden hinweg und ſicherte 
damit auf dieſer Seite den europäiſchen Frieden. 

Bismartf hatte dem rumänischen Treiben bis dahin ſehr 
gelaſſen zugeſehn. Bei dem gegenſeitigen zwiſchen ihm und 
Beuſt vorhandenen Mißtrauen hatte er wenig einzuwenden, wenn 


y Aus ungebrudten Meinoiren. 
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durch Bratianu's Wühlerei Veuſt's Aufmerkſamkeit für eine 
Weile vom Prager Frieden und Süd deutſchland abgelentt wurde. 
Er wollte keinen Einfluß Oſterreichs in Rumänien aufkommen 
laſſen und mahnte den Fürſten ſtets zu vertrauten Anſchluß an 
Rußland. Die revolutionäre Unruhe Bratiann's mißſtel ihm 
gründlich, er dachte jedoch, die ſichere und beſonnene Art des 
Fürſten würde den Unfug in Schranken halten. Aber war es 
nun, daß der Einfluß des phantaſtiſchen und begabten Menſchen 
den Fürſten bis zu einem gewiſſen Grade mit ſich ſortriß, oder 
daß der Fürſt von dem Treiben ſeiner Miniſter in dem für ihn 
noch fremden Lande keine ausreichende Kenntniß erhielt, das 
Übel nahm in jedem Monat größern Umfang an. Die Pforte 
hatte längſt eine förmliche Unterſuchung des Verhaltens der 
mmaniſchen Regierung durch großmächtliche Commiſſare beantragt, 
und, was dem Grafen Bismarck viel wichtiger war, auch der 
Nationalſtolz der Magyaren, die bisher fo gute Freunde der 
deutſchen Sache geweſen, fing Feuer, als die Rumünen die Hand 
nach Provinzen der Stephanskrone, und zwar, wie man jetzt 
auch in Ungarn annahm, unter preußiſch⸗ruſſiſchem Schutze, aus⸗ 
zuſtrecken wagten. Die magyariſche Preſſe ſchlug einen gewaltig 
hohen Ton an. Wir haben, hieß es, volle Sympathie mit der 
deutſchen Entwicklung; wir wollen weder den Wiedereintritt 
Oſterreichs in den deutfehen Bund, noch einen Widerspruch gegen 
die Überfehreitung der Mainlinie durch Preußen, und wir wiſſen, 
daß auch Beuſt denſelben Willen hat; denn er will nur, was er 
kann, und er kann nur, was Ungarn will: ſollte aber durch 
preußische Intriguen die Unperſehrtheit des Donaureiches bedroht 
werden, ſo würde dies Alles in ſein Gegentheil umſchlagen, 
dann würde die Freundſchaft mit Preußen in Rauch aufgehn 
und Ungarn mit Öfterreich vereint alle Mittel zur Niederwerfung 
des Friedensſtorers aufbieten. 

Bismarck war nach wie vor der Anſicht, nicht als Störer, 
ſondern als Erhalter des Friedens zu wirken. Noch immer 
hielt er es für gewiß, daß Napoleon keinen Angriffskrieg gegen 
Preußen ſuche, und daß er, auch wenn das franzöſiſche Volt 
ihn zu einem ſolchen dränge, ohne eine große Allianz doch ſchwer⸗ 
lich losſchlagen würde. Da Rußland damals ſeſt zu Preußen 
hielt, kam mithin Alles auf Oſterreich, und hier wieder Alles 
auf Ungarn an. So lange dieſes deutſchfreundlich blieb, gab 
es für Napoleon keine Allianz; ſobald es ſich gegen Preußen 
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wandte, war für Frankreich die Möglichkeit der Allianz und da⸗ 
mit des Kriegs gegeben. In dieſem Zusammenhang war Bis⸗ 
marcks Entſchluß ſehr bald gefaßt. Die offteiöſen Berliner 
Zeitungen erklürten den Rumänen ein über das andere Mal, 
es ſei Wahnſinn zu meinen, daß Preußen ihren Träumereien 
zu Liebe ſeine guten Beziehungen zu Ungarn ſtören laſſen würde, 
und am 22. November 1868 wies Bismarck den preußiſchen 
Generalconſul in Bukareſt, Grafen Keiſerling, an, von dem Für⸗ 
ſten die ſofortige Entlaſſung ſeines Miniſteriums zu fordern, 
und im Weigerungsfall feine Paſſe zu begehren. Der Fürſt, 
obwohl bereits durch Keiſerling mehrmals gewarnt, war ſchwer 
betroffen. Seit Bratianu's erſtem Beſuche in Düſſeldorf hatte 
er Wohlgefallen an ihm gefunden und dann feine feſte Leitung 
der Kammern bewundert. Die Trennung war ihm ſchmerzlich, 
aber er fügte ſich dem Unvermeidlichen. Das dako⸗xumäniſche 
Reich war vor feiner Geburt geſtorben. 

Im Süden war es der Pforte noch nicht gelungen, die 
Empörung auf Kreta zu überwältigen. Zwar lag die Kraft 
der auſſtändiſchen Bevölkerung in den lezten Zügen, aber die 
fortdauernde Unterſtützung aus Griechenland durch Nahrungs⸗ 
mittel, Waffen und Freiſchaaren, noch im December 1868 über 
900 Mann, hielt die Bewegung immer lebendig. Die Pforte 
aber ſand ſich unaufhörlich durch die diplomatiſchen Rathſchläge 
der großen Mächte bald nach der einen, bald nach der andern 
Seite gezogen, immer aber in ihren militärifhen Operationen 
aufgehalten und behindert. Endlich entſchloß ſie ſich, gegenüber 
dem Zwieſpalt unter den Mächten, Preußen und Rußland auf 
der einen, England und Öfterreich, Frankreich und Italien auf 
der andern Seite, ganz nach dem rumäniſchen Muſter von 1866 
eine vollendete Thatſache zu ſchaffen. Am 1. December ſandte 
die Regierung nach Athen ein Ultimatum mit der Forderung, 
jede bewaffnete Unterſtützung des Auſſtandes einzustellen und 
zu verhindern, ſowie künftig die Verträge und das Völkerrecht 
zu achten; die näͤchſte Folge der Ablehnung würde die Abberufung 
des türkiſchen, die Ausweiſung des griechiſchen Geſandten, die 
Schließung aller türkiſchen Häfen gegen den griechiſchen Handel 
und die Verbannung aller in der Türkei angeſiedelten Hellenen 
fein. Am 11. December wurde dies Ultimatum der griechiſchen 
Regierung überreicht, und nach Ablehnung deſſelben am 15 die 
angedrohten Zwangsmaaßregeln in Kraft geſetzt. Zugleich ging 
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der Engländer Hobart Paſcha mit einem ftattlichen Geſchwader 
in die griechiſchen Gewäſſer ab, und in Theſſalien zog Omer 
Paſcha ein ſtarkes Armeecorps zum eventuellen Vormarſch auf 
Athen zuſammen. Die Verſuchung für die Pforte war groß; 
denn die innern Zuſtände in Griechenland waren troſtlos: ein 
abſoluter Mangel in den Finanzen, eine vollſtändige Unordnung 
in der Verwaltung, ein wüthen der Parteienhaß in der Bevölke⸗ 
rung. Indeſſen die Pforte erwog, daß ein erfter Kriegsfunke 
einen Brand von unabſehbarem Umfang entzünden könnte, und 
ließ es für's Erſte bei jenen friedlichen, für Griechenland höchſt 
empfindlichen Maßregeln bewenden 

Da griff denn derſelbe Friedensſtifter wie vier Wochen 
früher in Rumänien ein. Für Preußen lagen die Dinge ähnlich 
wie 1859 bei dem italien iſchen Krieg. Wenn die orientaliſchen 
Kämpfe die Großmächte in ihre Strudel hineinriſſen, fo bedeutete 
Preußens Theilnahme daran das Abziehn der französischen 
Kriegsmacht aus dem Orient an den Nhein, für eine Streifig⸗ 
keit, deren Gegenſtand für Preußen damals ein viel geringere 
Intereſſe hatte als ein Menſchenalter ſpäter. Blieb aber bei 
einem ſolchen Kriege Preußen neutral, ſo fand ſich Rußland 
einer geführlichern Coalition gegenüber als beim Krimkrieg, 
und würde dem preußiſchen Freunde für das Ausbleiben der 
Hülfe ſchlechten Dank wiſſen. Für Bismarck ergab ſich aus alle- 
dem das kröſtigſte Bestreben für die Erhaltung des Friedens, 
alſo bei Rußland die Aufforderung, der gegnerischen Gruppe 
die erforderlichen Zugeſtändniſſe zu machen. Das Nähere da⸗ 
rüber iſt nicht bekannt; jedenfalls fand Bismarck bei dem Zaren 
die entſprechende Geſinnung, die Abneigung gegen die Ent⸗ 
Zündung eines Weltkriegs. 

Am 21. December ſchlug im Einverſtändniß mit dem ruf 
ſiſchen Cabinet Bismarck der franzöſiſchen Regierung die Be⸗ 
handlung des türkiſch⸗griechiſchen Streits durch eine Conſerenz 
der Großmächte in Paris oder London vor. Frankreich ging 
ſofort darauf ein und übernahm es, als auch die übrigen Mächte 
zugeſtimmt hatten, ein Ein vernehmen über das der Unterhandlung 
zu Grunde zu legende Programm herbei zu führen. 

Der weitere Verlauf und das ſchließliche Ergebniß der 
Conſerenz hat für unfere Erzählung kein Intereffe. Das Weſent⸗ 
liche iſt, daß eine Verſtändigung erreicht wurde, in der Haupt⸗ 
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fage unter Anerlennung der allerdings unzweifelhaften Rechte 
der Pforte. 

Zum zweiten Male hatte Bismarck den europäiſchen Friedens⸗ 
ſtand vor einer Störung durch die orientaliſche Frage bewahrt. 
Kaiſer Napoleon aber ſah mit Selbſtgefühl, daß die von ihm 
beſchüßte Partei ſchließlich den Plat behauptet hatte. 
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1. Die Verautwortkichkeit des Rundes lanzlers. 
(Vgl. 6, 689 

Aus der Reichstagsverhandlung hatte ſich schließlich das 
Ergebniß herausgeſtellt daß der Bundeskanzler durch die Gegen⸗ 
zeichnung einer Präſidialverordnung nicht eine gerichtlich ver⸗ 
folgbare, sondern nur eine moraliſche oder hiſtoriſche Verant- 
wortlichkeit übernahm. Aber dieſe nur moraliſche Verantwortlich⸗ 
keit hatte ſofort ſehr praktiſche Folgen. Der Verſaſſungsentwurf 
hatte ſich den Bundeskanzler gedacht als preußiſchen Präſidial⸗ 
geſandten zum Bundesrath, der vom preußiſchen Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten feine Inſtructionen zu erhalten 
hatte, wie vormals der öſterreichiſche Präfidialgefandte zum 
Bundestage von den Staatskanzler in Wien. Seine Gegen⸗ 
zeichnung war gedacht als Beglaubigung der formellen Ver⸗ 
ſaſſungsmüßigleit der Anordnungen des Präſidiums. Mit der 
auch nur moralischen Verantwortlichkeit des Bundeskanzlers war 
dieſe Auffaſſung unvereinbar, denn ein nach Inſtructionen han⸗ 
delnder Beamter konnte für den Inhalt dieſer Inſtructionen 
nicht verantwortlich gemacht werden. So war denn das preuf⸗ 
ſiſche Staatsminiſterium einſtimmig der Anſicht, daß nach dem 
Beſchluß des Reichstags nur der Miniſter der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten Bundeskanzler fein könne. Eine weitere Folge 
war die Geſtaltung der dem Bunbespräfiium überwiefenen 
Verwaltungszweige: Poſten, Telegraphen, Conſulatsweſen, Etats⸗, 
Karten- und Rechnungsweſen, Controlle der Zollverwaltung. 
Es hatte vorgeſchwebt, daß die Ausſchüſſe des Bundesraths 
dieſe Verwaltungen leiten würden, aber die Ausſchüſſe waren 
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Collegien, und eine collegialiſche Behandlung der Geſchüfte war 
mit der Verantwortlichteit des Bundeskanzlers wiederum nicht 
vereinbar. Es blieb nichts übrig: die Leitung mußte dem 
Bundeskanzler zuſtehen. 


2. Europäiſche Anerkennung der Rundes flagge. 
(Ogl. 6, 167.) 


Am 12. Auguſt 1867 wurde das Bundeskanzleramt errichtet, 
für die dem Bundeskanzler obliegende Verwaltung und Beauf⸗ 
ſichtigung der ihm durch die Berfaffung zugewieſenen Gegen- 
ſtände, und Rudolf Delbrück zum Präfibenten dieſer Behörde 
beſtellt. Eine der erften Außerungen ihrer Thätigkeit beſtand 
in der Einführung des Bundes in den internationalen Verkehr 
Wenige Wochen nach Verkündung der Verfaſſung wurde den 
auswärtigen Regierungen das Symbol des Bundes im Völker⸗ 
vertehr, die Bundesflagge, zur Kenntniß gebracht und zugleich 
die Erwartung ausgeſprochen, daß den unter dieſer Flagge fahren⸗ 
den Kauſſahrteiſchiffen diejenigen Rechte gewährt werden wür⸗ 
den, die den Kauffahrteiſchiffen der einzelnen Bundesſtaaten 
bisher eingeräumt waren oder von denſelben auf Grund der 
beſtehenden Handels- und Schifffahrtsverträge beanſprucht werden 
konnten. Noch vor dem Schluß des Jahres hatten fümmtliche 
Seeſtaaten Europas, ſowie Brafilien und die Vereinigten Staaten 
von Amerika die Anerkennung der Bundesflagge mit der vom 
Bundespräſidium erwarteten Wirkung erklärt. 


3. Der Württembergiſche Kriegsminiſler General 
v. Hardegg · 

Es geht mir folgende Zuſchrift zu: 

Nach dem Feldzuge 1866 reichte der damalige Major im 
Generalſtabe v. Suckow Sr. Majeſtät dem König Karl einen 
Bericht ein. Als der Kriegsminiſter Generallieutenant v. Har- 
degg hievon Kenntniß erhielt, ſtellte er Suckow zur Rede, wie 
er es wagen könne, ohne ſein Vorwiſſen eine derartige Eingabe 
dem König direct vorzulegen, und fragte ihn, wer ihn hiezu 
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veranlaßt habe. Suckow antwortete ausweichend und nannte 
erſt, als ihm der Kriegsminiſter mit der Einleitung eines kriegs⸗ 
rechtlichen Verfahrens drohte, die Perſon des Königs. 

General v. Hardegg begab ſich ſofort zum König, wurde 
hierüber vorſtellig und bat Se. Majeſtät, wenn er, wie es den 
Anſchein habe, nicht mehr das Allerhöchste Vertrauen beſitze, 
um ſeine Enthebung vom Miniſterpoſten. Der König verſicherte 
Hardegg, daß dies in keiner Weiſe zutreffe, und bewog ihn, in 
feiner Stellung zu verbleiben. 

Als ſpäter Hardegg dem König das von ihm bearbeitete 
neue Wehrgeſetz vorlegte, ließ letzterer hinter dem Rücken des 
Miniſters dieſen Entwurf durch Sudow begutachten. 

Dies veranlaßte Hardegg, nunmehr ſeine ſchon einmal 
geſtellte Bitte um Entlaſſung beim König zu wiederholen, und 
wurde ihm dieſelbe auch gewährt. Die Ordre hatte etwa fol⸗ 
genden Wortlaut: 

„Se. Majeſtüt der König haben vermöge Allerhöchſter 
Entſchließung vom ... April 1867 den Kriegsminiſter und 
Generallieutenant v. Hardegg feiner Bitte gemäß von 
der Verwaltung des Kriegsminiſteriums gnädigſt zu entheben 
geruht und in den Ruheſtand verſezt.“ 

Ich bemerke hiebei, daß an v. Hardegg, während er Mi⸗ 
nifter war, von dem damaligen Generaladiutanten FIrhrn. v. 
Spitzemberg das Anſinnen geſtellt wurde, er möchte doch letzterem 
von den dem König zu unterbreilenden Vorſchlägen vorher 
Kenntniß geben, damit er Majeſtät darüber informiren könne. 
Hardegg wies dieſe Zumuthung auf das Entfchiedenfte ſchroff 
zurück, da er als Miniſter nur direct mit Sr. Majeftät zu ver⸗ 
kehren gefonnen fei. 

Schließlich möchte ich noch anfügen, daß, wenn Suckow 
in ſeinen Memoiren — die ich übrigens nicht kenne — den 
General v. Hardegg für die militärischen Mißerfolge der Württem⸗ 
berger im Feldzug 1868 verantwortlich machen will, dies zum 
Mindeſten ſehr ungerechtfertigt erſcheinen dürfte. 

Die württembergiſche Diviſion operirte nicht felbftändig, 
ſondern ſiand unter dem Befehl des Prinzen Alexander. Daß 
die Ausbildung der württembergiſchen Truppen, deren Bewaffnung, 
ſowie die Schulung ihrer Unterführer der damaligen preußischen 
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Mainarmee in Feiner Weiſe ebenbürtig war, ift ja eine bekannte 
Thatſache; die Schuld hieran aber einem Manne zur Laft legen 
zu wollen, der erſt wenige Monate vor Ausbruch des Krieges 
zum Kriegsminiſter ernannt wurde, iſt wohl kaum angängig. 
Dieſe Notizen ftügen ſich auf mündliche Mittheilungen 
meines im Jahre 1877 verſtorbenen Vaters. 
Oberſtlieutenant Hardegg. ) 


4. Friedenspolitil des Grafen Beuſl. 


Herr Konſtantin Rößler), der meine Anſicht über Napo⸗ 
leon's Widerſtreben gegen alle friegerifchen Tendenzen theilt, 
alſo auch nicht an feine große Kriegsverſchwörung mit Ofterreic) 
und Italien gegen Preußen im Jahre 1869 glaubt, bleibt doch 
bei der Auffaſſung der Wiener Politit, daß Graf Beuſt recht 
eigentlich zur Rache für 1866 an die Spitze des auswärtigen 
Amtes berufen worden ſei und das franzöſiſche Aufbrauſen 
1870 nur deshalb, ganz ähnlich wie Thiers, geadelt habe, weil 
nach dem Verzichte Hohenzollerns der Kriegsvorwand höchſt un⸗ 
geſchict gewählt und der Losbruch bei Oſterreichs militäriſcher 
Unfertigkeit in thörichtem Eifer übereilt worden ſei Bei klüge⸗ 
rem Verfahren Frankteichs wäre Beuft ſchon mitgegangen. 

Gegen meine, hievon gründlich abweichende, jedoch überall 
urkundlich erhärtete Darſtellung, daß Beuſt zur Erhaltung der 
Selbſtändigteit Oſterreichs die Fortdauer des Gleichgewichts 


y Ich bemerke hiezu, daß in Suckow's Lebenserinnerungen zwar 
eine Zelle mit einem ungülnſtigen Urtheil über die Führung der 
württembergiſchen Divifion bei Tauber⸗Biſchofsheim vorkommt, an 
keiner Stele aber die Schuld der mangelhaften Organisation des 
dortigen Heerweſens dem Minifter v. Hardegg, ſondern ſtets dem 
Elend der alten Bundes kriegsverſaſſung zur Laſt gelegt wird. 

Was in der vom Könige beſohlenen Geschichte des unglüclichen 
Feldzugs Sudom über die einzelnen Betheiligten gefagt hat, ift mir 
ebenſo unbekannt, wie dem Herrn Oberftlieutenant. 

Daß Herr Mintſter v. Hardegg zweimal, raſch nacheinander, von 
dem Könige feine Entlaſſung erbeten hat, it Herrn v. Sudom und 
ebenfo mir unbelannt geblieben. b. v. Sybel 

y Preußische Jahrbücher 79, 114 ff. 
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zwiſchen Preußen und Frankreich gewünſcht und deshalb ſtets 
auf Bewahrung des Friedens gearbeitet habe — hiegegen wendet 
Herr Rößler zunäcft ein, daß ich die entſprechenden Außerungen 
des Grafen Vitzthum von Edjtäbt, eines vertrauten Agenten 
Beuft 8, für die zuberläffigfte Duelle gehalten habe Man 
braucht nicht zu bezweifeln, ſagt er, daß Beuft ſolche Außerungen 
ſelbſt gegen vertraute Agenten gelegentlich hat fallen laſſen 
So etwas ſpricht man wohl, fährt er fort, um ſich die möglichen 
Folgen einer Action allſeitig klar zu machen, oder man will 
auch Täufchungen in die Welt ſetzen, indem man die eignen 
Vertrauten täuſcht. Nun wohl, ich bin kein fo ſachverſtündiger 
Jachmann in diplomatiſchen Kunſtgriffen, wie Herr Rößler: 
aber indem ich ihm hienach die Möglichkeit ſolcher Dinge nicht 
beſtreite, ſcheint es mir doch, daß für ihre Wirklichkeit im ein⸗ 
zelnen Fall der Behauptende Beweise beizubringen verpflichtet 
it. Darin aber, fürchte ich, iſt es bei Herrn Rößler ſchwach 
bestellt. Ich beforge, er hat keinen andern Beweis für Vitz⸗ 
thum's Täuschung, als die eigene ſchon vorhandene, ebenfalls 
beweisloſe Meinung von Beuſt's Kriegsluſt. Ich will dies in 
Kürze darlegen. 

Zunäüchſt bemerke ich, daß in meiner Darſtellung nicht auf 
Vitzthum's Redensarten, ſondern auf die ihm von Beuſt auf⸗ 
getragenen amtlichen Handlungen oder Inſtructionen Bezug ger 
nommen wird. Als Napoleon 1869 mit dem Plane der offen⸗ 
ſiven Tripleallianz gegen Preußen hervortritt, verwandelt Vitz⸗ 
thum denſelben, feiner Sache gewiß, ohne erſt bei Beuſt anzu⸗ 
fragen, in den Vorſchlag eines Vertheidigungabundes, unter 
Vorbehalt von Oſterreichs Neutralität im Falle eines franzöſiſch⸗ 
preußiſchen Kriegs. Der Botſchafter Fürſt Metternich beſtätigt 
dies, Beuſt und Kaifer Franz Joſeph genehmigen es, und ſchließ⸗ 
lich lehnt eben deshalb Napoleon die Unterzeichnung des Kriegs⸗ 
bundes ab. Sieht das aus wie ein kleines Lügenſpiel, um 
Beuft' s Kriegsluſt unter Friedensphraſen zu verſtecken? 

Aber noch mehr. Wenn zwiſchen der Stimmung und Haltung 
der beiden Männer, Beuſt's und Vitzthum s, damals eine Ver⸗ 
ſchiedenheit beſtand, fo lag fie nicht darin, daß Beuſt nach Rampf 
teachtete, Vihthum aber Friedensgeſin nung zu heucheln halte. Im 
Gegentheill Bei Vitzthum, ſoeben erſt durch Beuſt in den öſter⸗ 
reichiſchen Dienſt nachgezogen und in der Regel nur in fpeciellen 
diplomatiſchen Fragen beſchüftigt, lebte noch recht energiſch die 
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gegen Preußen erbitterte Erinnerung an Sachſens Schickſale 
von 1866, während Beuſt in ſeiner hohen Wiener Stellung die 
Verantwortung für die Zukunft der öſterrtichiſchen Geſammt⸗ 
monarchie auf den Schultern trug und neben den hierauf gerichteten 
Gedanken keinen andern Raum gab. Und wie ſollte er bei 
Öfterreich® damaligen Zuständen etwas Anderes als Frieden 
wünſchen? Nirgend waren bereits die Wunden des letzten Krieges 
geheilt oder feine Verluſte wieder erſetl. Der Ausgleich mit 
Ungarn war gelungen, aber wie man auf dieſem Grunde würde 
leben und beſtehn können, war eine Frage der Zukunft; ſicher 
war, daß die Ungarn von einer Herſtellung der Präſidialmacht 
Öfterreichs in Dertſchland schlechterdings nichts wiſſen wollten. 
Sonſt regte fi) aller Orten noch Zwietracht zwichen den ver⸗ 
ſchiedenen Stämmen; ein großer kirchenpolitiſcher Streit erhitzte 
die Gemüther; die Finanzen lagen im Deficit, und das Heer 
wachte langſam ben Übergang zu einer neuen Organifation durch. 
Und in folder Lage hätte ein nicht blödſinniger Staatsmann 
etwas Anderes wünſchen oder betreiben ſollen als Frieden, 
dauernden Frieden nicht bloß für Oſterreich, ſondern für Europas 
Rußland hat, um ſich nach dem Kerimkrisge zu „Sammeln“, ein 
halbes Menſchenalter gebraucht: ich weiß mir keine unwahr⸗ 
ſcheinlichere Behauptung zu denken, als daß Oſterreich zwei Jahre 
nach Sadowa bereits Sehnfucht nach neuen Kriegshändeln gehabt 
hätte. Gewiß ist, daß Beuſt fich nicht in dieſer Stimmung 
befand. 

Als Vitzthum im Jahre 1868 einen von ihm angeregten 
und von Beuft genehmigten Vorſchlag auf allgemeine Abrüſtung 
in Paris mit dem Miniſter Rouher verhandelte und anheimgab, 
daß Kaiſer Napoleon den Antrag in einem offenen Briefe dem 
König Wilhelm vorlegen möchte, erllärte Rouber fi ein⸗ 
verſtanden, hielt aber Napoleon's Zuſtimmung für ungewiß; 
und wenn der Kaiſer, fragte darauf Reuber, den Brief schriebe, 
der König aber den Vorſchlag ablehnte, und wenn dann der 
Kaiser dies übel nähme, und daraus ein Bruch entſtände, würde 
in diefem Falle Oſterreich uns mit den Waffen unterftügen? Viß⸗ 
thum, darauf nicht gefaßt, antwortete: Wir befinden uns mitten in 
der Umgeftaltung unſerer Armee; ehe fie fertig iſt, kann ich auf 
Ihre Frage nichts Beſtimmtes erwidern; hoffentlich werden wir 
aber im December das Ziel erreichen. Als er dies Geſpräch 
dem Kanzler berichtete, erhielt er umgehend folgende Zeilen: 
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„Verehrter Freund. Sie ſagten, Sie möchten fo gem 
mir meine Arbeit erleichtern. Deſſen bin ich gewiß und werde 
gern und oft davon Gebrauch machen. Aber jetzt bedenken Sie 
wohl, daß Ein unüberlegtes Wort mir die mühſame Arbeit von 
zwei Jahren umwerfen kann. Der Gedanke von dem Eintritt in 
die Action ift jept abſolut ſalſch.“ 

Als dann im Herbſt 1869 der lange verhandelte Dreibund 
von Napoleon nicht vollzogen, ſondern auf unbeſtimmte Zeit 
zu den Acten geſchrieben worden war, hatte Vitzthum mit den 
franzöſiſchen Miniſtern noch einige nachträgliche Geſpräche über 
einzelne Anderungen des Textes bei etwaiger Wiederaufnahme 
der Verhandlungen. Die Franzoſen regten an, ob nicht der 
Pariſer Vertrag vom 15. April 1856 zu erneuern, und ob nicht 
eine Bezugnahme auf den Prager Frieden von 1866 in dem 
Allianzvertrag angezeigt fein ſollte. Letzteres hätte, wie auf der 
Hand liegt, dem profectirten Dreibund die ſchärſſte Spitze gegen 
Preußen gegeben. 

Beuſt entſchied auf der Stelle: „Wir wünſchen keine Modif⸗ 
cationen an dem urfprünglichen Texte. Was die Aſſimilation 
des abzuſchließenden Vertrages mit dem von 1856 betrifft, und 
die Idee, ihn in unmittelbare Beziehung mit dem Prager 
Frieden zu ſetzen, fo kann ich dieſem Vorſchlag meine Zuſtimmung 
nicht geben. Es wäre ſchwierig, eine bündige Analogie zwiſchen 
dieſen beiden Übereinkommen zu finden, und in politischer Hin⸗ 
ſicht wäre es ein ungeheuerer Fehler. Ich habe heute keine Zeit, 
dies weiter zu entwickeln. Ein anderes Mal komme ich auf 
dieſes Napitel zurück, für deſſen Behandlung es keine Eile hat, 
da wir im Allgemeinen aus dem jetzigen status quo nicht 
herauszutreten und eine ſchließliche Löſung nicht zu überſtürzen 
wünſchen. In Summa alſo ift zur Zeit nichts zu thun, als 
die Dinge auf dem Punkte zu laſſen, wohin ſie gelangt ſind.“ 

Wie man ſieht, will Beuſt im October 1869 von einer 
offenſiven Rachepolitik gegen Preußen jo wenig wie im September 
1868 etwas wiſſen. Aber wie verträgt ſich hiermit, fragt Herr 
Roß ler, die Thatſache, daß Erzherzog Albrecht im Frühling 1870 
les iſt wohl nur ein Druckfehler, wenn Herr Rößler dafür 1867 
ſchreibt) dem Koifer Napoleon einen gemeinſamen Feldzugsplan 
gegen Preußen vorfhlägt? Wenn dies möglich war, fo ſcheine 
es doch einleuchtend, daß auch die Wiener Politik nicht frei von 
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Kriegsgedanfen fein konnte. Von entgegengeſetzter Seite werde 
ich hier durch einen andern diplomaliſchen Fachmann, Herrn 
Geffcken (ſiehe unten), kritiſirt. Es ſei ein entſchiedener Irr⸗ 
thum, wenn ich 7, 147. 148 von einem Feldzugsplan des 
Erzherzogs rede, ein ſolcher habe nie exiſtirt. Offenbar können die 
Behauptungen der beiden geehrten Recenſenten nicht neben 
einander beſtehn; wenn der Eine Recht hat, muß der Andere 
Unrecht haben. Ich bin nun der beſcheidenen Meinung, daß 
beide Herren meine Erzühlung mißverſtanden und beide in der 
Sache ziemlich zu gleichen Theilen Recht und Unrecht haben. 
Ich lan Herrn Gefſcken nicht einräumen, daß troß der bes 
ſtimmten Ausſagen der beiden Generale Lebrun und Jarras 
der Erzherzog dem Kaiſer den Feldzugsplan gar nicht erwähnt 
habe: denn nirgendwo liegt fonft ein Grund vor, die beiden 
Officiere für Erfinder und Aufſchneider nach Gramont's Muſter 
zu halten. Dagegen irrt ſich Herr Rößler in feiner Anfiht 
über den Zweck und die Bedeutung des Plans, wie ihn der 
Erzherzog angegeben hat. Der Erzherzog, welcher die innere 
Lage Oſterreichs ebenſo gut kannte und in demſelben Lichte ſah, 
wie Graf Beuſt, wünſchte gerade zur Verhütung einer kriege⸗ 
riſchen Epploſton den Kaiſer Napoleon auf die Unzulänglichkeit 
der franzöſiſchen Streitkräfte zu einem Kampfe mit der deutſchen 
übermacht aufmerkſam zu machen. Es war dies nicht eben eine 
leichte Aufgabe für einen Ausländer, einen großen Souverän 
auf die ſchweren Mängel ſeines Heerweſens anzuſprechen: für 
die Wirkung hing zunächst Alles von der Einführung des 
Themas ab. Albrecht nahm dann von der vorübergehenden 
Unruhe, welche Lasker's thörichter Antrag über Badens Auf⸗ 
nahme in den Nordbund in Paris hervorrief, Veranlaſſung, den 
Kaiſer Napoleon auf die wachſende Spannung und die Möglich 
keit eines Kriegs für beide Staaten hinzuweifen. Napoleon, 
ohne auf politiſche Erwägungen einzugehen, fragte zurück: wenn 
es zum Kriege käme, wie hätten wir nach Ihrer Meinung zu 
operiren? worauf dann der Erzherzog den bekannten Plan 
ſtizzirte, vor Allem mit vereinter Offenfive Süddeutſchland zu 
überwältigen. Über den weiteren Verlauf des Geſprüchs be⸗ 
richtet mein Gemwährsmann: 

„Nach einem kleinen Diner auf der ſterreichiſchen Vote 
ſchaft zu Ehren des Erzherzogs geruhte Se. Kaiſerl. Hoheit 
mir anzuvertrauen, er habe dem Kaiſer nicht verſchwiegen, daß 
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die franzöſiſche Armee mumerifh viel zu ſchwach ſel, um einen 
Krieg mit Deutſchland aufzunehmen, ſelbſt wenn man Algerien ganz 
von Truppen entblöße. Oſterreich anlangend, ſo habe er Napoleon 
geſagt, daß auf die Mitwirkung der k. k. Armee bei Beginn 
eines Kriegs nicht zu rechnen ſei, da man mindeſtens ſechs 
Wochen bedürfen werde, um die Mobilmachung zu vollenden. 
Napoleon habe ihm darauf geantwortet, er werde einen General 
nach Wien fhiden, mit allen Etats, die hoffentlich dem öfter- 
reichiſchen Generalſtab eine beſſere Meinung von den franzöſiſchen 
Streitkräften geben würden.“ 

Indeſſeu hatte der Erzherzog dem Kaifer noch mehr geſagl. 
Eine frühere Mittheilung Rothan's, Albrecht habe am Schluſſe 
des Beſuchs dem Kaifer wiederholt: „Alſo, Sire, vergeſſen Sie 
nicht, das öfterreichifhe Heer wird feine neue Organiſation erſt 
im nächften Fahre zum Abſchluß bringen“ — wird mir durch 
einen anderen Gewührsmann von völliger Zuverläſſigkeit bes 
ktatigt. Er fei, hat er mir erzählt, im Mürz 1870 auf der 
Straße in Paris zwei franzöſiſchen, ihm befreundeten Officieren 
begegnet, die ihn angeredet und ihm gejagt hätten, fie kämen 
ſoeben von einem Geſpräche mit Erzherzog Albrecht, der unter 
anderem ihnen erwähnt habe, daß die öterreichiſche Armee noch 
ein bis zwei Jahre gebrauche, um mit ihrer neuen Organisation 
fertig zu werden. 

Jedenfalls iſt es klar, daß der Erzherzog nicht daran ge⸗ 
dacht hat, dem Kaiſer einen Antrag auf Verabredung des 
Operationsplans für einen bevorſtehen den Offenſivkrieg gegen 
Preußen vorzulegen. Auf eine Frage des Kaiſers hat er eine 
ſehr allgemein gehaltene Antwort gegeben und iſt unmittelbar 
darauf zu ſeinem eigentlichen Thema übergegangen, einer nach⸗ 
drüclichen Warnung gegen einen Krieg Frankteichs wider 
Deutſchlands Übermacht. Die franzöſiſche Armee ſei nicht zahlreich 
genug, um ein mindeſtens ſechs Wochen!) dauerndes Allein ſtehn in 
einem ſolchen Kampfe zu ertragen. Die ganze Unterhaltung 
war lein Kriegs rath der Vertreter eng befreundeter Reiche; fie 
war nichts als eine Erwägung des Verhaltens bei einem in 


3) Diefe Angabe ift durch das jpätere Echical propfetifch geworden. 
Die franzüfiſche Eriegserklärung erfolgte am 19. Juli, genau nach dem 
Ablauf von ſechs Wochen begannen die für Mapoleon’s Ver hängniß 
entſcheidenden Kümpfe vor Sedan. 
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der Zukunft vielleicht einmal möglichen Krieg, ohne die Spur 
einer eignen offenſiven Abſicht, ein Geſprach alfo, wie dergleichen 
in den Generalſtäben aller Staaten zu allen Zeiten vor⸗ 
kommt, wie z. B. in Berlin 1808 zwiſchen Moltke und Suckow. 

Zwei Monate lang erwähnte Napoleon, durch innere Sorgen 
völlig in Anſpruch genommen, das Geſpräch mit dem Erzherzog 
gegen niemand. Als er dann im Mai ſich der Verheißung 
erinnerte, dem Erzherzog einen Officier mit allen Etats feiner 
Armee zu ſchicken, berief er zur Inſtruction dieſes Officiers eine 
Conferenz beſtehend aus dem Kriegsminiſter Leboeuf, dem ab⸗ 
zuſendenden General Lebrun und zwei andern Generalen. Hier 
kam dann auch der ſogenannte Feldzugsplan des Erzherzogs zur 
Sprache, welchen die vier Generale eben aus dem vom Erzherzog 
betonten Grunde der relativen Schwache des franzöſiſchen Heeres 
für unausführbar erklärten. 

Lebrun kam im Juni nach Paris zurück mit einer perſön⸗ 
lichen Erklrung des Kaiſers Franz Joſeph, daß Napoleon im 
Kriegsfalle auf eine bewaffnete Theilnahme Oſterreichs nicht 
rechnen dürfe. 

Mit voller Wahrheit konnte fpäter Leboeuf der parlamenta⸗ 
riſchen Unterſuchungs⸗Commiſſion erklaren, daß der Erzherzog 
keine Propoſitionen gemacht; ich habe mit ihm, fagte er, nur 
Beziehungen der Höflichkeit gehabt, und glaube nicht, daß während 
Laber Aufenthaltes in Paris Unterhandlungen Statt gefunden 

aben. 

Noch muß ich aus dem weitern Verlaufe der öſterreichiſchen 
Politit jener Zeit einen in der neuen Auflage verbeſſerten Irr⸗ 
thum meiner Darſtellung erwähnen. Gleich nachdem am 15. Juli 
in Paris der Beſchluß zum preußiſchen Kriege gefaßt worden, 
hatte am 18. die öſterreichiſche Regierung ihr Verbleiben in der 
Neutralität den Mächten angezeigt. Dem Graſen Beuſt erſchien 
dieſe Eile ſehr bedenklich; er beſorgte deshalb eine bittere Ent⸗ 
rüſtung Napoleon's. Er ſchickte alſo am 20. Juli einen ver⸗ 
kraulichen Brief an den Fürſten Metternich, mit Antveifung, wie 
er den lalſerlichen Unwillen beſtens beſchwichtigen ſollte. Am 
Schluſſe des Schreibens kam er auf Italien und bemerkte, die 
Italiener würden nur dann mit Herz und Seele für die Sache 
Frankreichs gewonnen werden, wenn man ihnen den römiſchen 
Dom herauszöge, alſo ihren Truppen, ſobald die franzöſiſche 
Beſatzung den Kirchenſtaat räume, den ſoſortigen Einmarſch 
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geſtatte. Nun war es feit 1861 weltbelannt, worin „ber römiſche 
Dorn“ beſtand, nämlich in dem franzöſiſchen Verbot der Roma 
capitale, in dem Verbote, Rom zur Hauptftadt des Königreichs 
Italien zu machen. Ich verſtand alſo Beuſt's Meinung dahin, 
nach dem Abzug der franzöſiſchen Brigade den Italienern die 
Beſiznahme der Hauptftabt zu erlauben. 

Aber von der berufenſten Seite bin ich jetzt belehrt worden, 
daß dies ein Irrthum war — den übrigens alle franzöſiſchen 
Staatsmünner nach der Lectüre des Briefes vom 20. Juli getheilt 
haben —, daß Beuſt den Italienern zwar die Veſetzung des 
Patrimontums Petri geftattet, die Stadt Mom aber der Herr⸗ 
ſchaſt des Papſtes vorbehalten zu ſehn wünſchte. Der einfache 
Grund für dieſen beſchrünkten Antrag beſtand darin, daß die 
italieniſchen Agenten in Wien gebeten hatten, ihrem Könige bei 
Napoleon die Erlaubniß zur Beſetzung einiger ſtrategiſcher Punkte 
im Rirdenftaat zu erwirken, ein Geſuch aber um die Annexion 
der Hauptſtadt Rom zu ftellen, damals nicht gewagt hatten. 
Beuſt gab nach Paris weiter, was jene angeregt hatten; der 
Erfolg war begreiflich, aber für ihn nicht angenehm. Die Kaiſerin 
und Gramont zürnten, daß er den Papſt berauben wollte, in 
Florenz war die öffentliche Meinung entrüſtet, daß ihr nicht der 
Beſitz von Rom geboten wurde. 


5. Napoleon und Eugenie. 


Meine Darlegung, daß Napoleon III. bis zum letzten Augen⸗ 
blick entſchiedener Gegner der Kriegspolitik geweſen iſt und nur 
durch feine Miniſter ſich Schritt auf Schritt, willenlos in feinem 
ſchweren Krankheitsſtande, zum Bruche mit Preußen hat drängen 
laſſen, hat bis jetzt feine Anfechtung, geſchweige denn Wider⸗ 
legung erfahren. Vielmehr hat Herr Rößler ſie als richtig 
anerkannt, und Herr Delbrüc (Pr. Jahrb. Februar 1895) hat 
ſich mit der Bemerkung begnügt, daß ihm meine Auffaſſung doch 
noch nicht völlig erwieſen erſcheine. Darauf laßt ſich natürlich 
nichts erwidern. 

Herr Rößler ſagt mit vollem Recht, der wirkliche Grund, 
welcher den Krieg unvermeidlich machte, ſei der Nationalcharakter 
des fronzöſiſchen Volks geweſen. Seit Jahrhunderten hatte 
Frankreich in langen Zeiträumen die Leitung Europas aalen 

„engel, Begeänbung b beugen Reides, vr. 
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es hielt die Herſplitterung und Schwäche Deutſchlands für fein 
eignes wohlerworbenes Recht, und die vollſtändige Erwerbung 
des linken Rheinufers für einen in der Natur der Dinge be⸗ 
gründeten Anſpruch. Napoleon aber, der ſich durch zwei ſieg⸗ 
reiche Kriege die politifche Leitung Europas errungen, zug leich 
aber auch auf den italieniſchen Schlachtfeldern mit tiefem Abſcheu 
gegen die Gräuel des Kriegs erfüllt hatte, verwarf in dem be⸗ 
rühmten Rundschreiben vom 16. September 1866 auf das Nach⸗ 
drücklichſte jene populäre Forderung, daß Frankreich die eigne 
Macht durch innere Zerrüttung der Nachbarn zu erhöhn habe. 
Allein die öffentliche Meinung ſeines Landes bäumte ſich leiden⸗ 
ſchaftlich gegen dieſe Selbſtbeſchränkung auf, fo daß er zur 
Sicherung feines Throns und feiner Dynaftie es für nöthig 
hielt, nach Kompenſationen zu ſtreben, ſich wenn möglich mit 
dem gewaltig herangewachſenen Preußen darüber zu verſtändigen, 
und bis dies gelungen, gegen die Vollendung der deutſchen Ein⸗ 
heit, auf Grund einer falichen Auslegung des Prager Friedens, 
fein Veto einzulegen. Da jedoch keine Compenſation erlangt 
wurde, blieb das Verhältniß der beiden Regierungen ein geſpanntes, 
und bei dem franzöfiſchen Volke, deſſen große Mehrheit ſonſt bei 
fortſchreitendem Gedeihn der materiellen Intereſſen eifrig die 
Fortdauer des Friedens wünſchte, ſetzte ich eine tiefe Mißſtimmung. 
um nicht zu fagen, ein offener Haß gegen das „herrſchfüchtige“ 
Preußen und das undankbare“ Italien feſt. In einem Augen⸗ 
blice beſonderer Aufregung über belgische und badiſche Vorgänge 
ſchlug dann Napoleon im Frühling 1869 den Höfen von Wien 
und Florenz einen offenſiven Dreibund gegen Preußen vor. 
Indeſſen wollten die beiden Freunde nur von einem Ver⸗ 
theidigungsbunde unter ſtarken Vorbehalten wiſſen. Auch zeigte 
ſich daß Vismard ſich durchaus nicht eilig um die Annexion 
der deutſchen Südſtaaten bemühte, und fo ſchob Napoleon die 
Natifiention des Dreibundes auf unbeflimmte Zeit zurück und 
ſagte: wenn Bismarck nichts überſtürzt und die Zeit für ſeine 
Pläne wirken läßt, fo wird ſich allmählich auch das franzöſiſche 
Volk an die deutſche Einheit wie an ein Naturereigniß gewöhnen. 
Er war damals ſoeben von einem lebens gefährlichen Anfall 
feines chronischen Nieren- und Blaſenleidens erſtanden und fühlte 
feine Kraft gebrochen und die Hoffnung auf ein höheres Alter 
verſchwunden. Unter dieſen Umftänden kam er zu dem Entſchluſſe, 
die Festigkeit feines Throns durch populäre Mittel zu ftärten, 
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durch Erweiterung der Rechte der Volksvertretung und durch 
übertragung der Regierungsgewalt an ein verantwortliches Mini⸗ 
ftecium. Zum Leiter desſelben erwählte er den Abgeordneten 
Emil Ollivier, der allein ſeit 1866 unaufhörlich zum Frieden 
und zur Anerkennung Deutſchlands gemahnt hatte. So wollte 
Cäfar zum conftitutionellen Monarchen werden, um zu erlangen, 
was er als fein tiefftes Bedürfniß mit Schmerzen erſehnte, per⸗ 
ſönliche Ruhe nach Innen und Außen. 

Unglücklicherweiſe war Ollivier zwar ein glänzender Redner 
und ein feſter Doctrinär, aber in der prattiſchen Politik unerfahren 
und ungeſchickt und dabei höchſt reizbar und jedem Eindruck 
widerſtandslos hingegeben. Nach dem Abgange des Grafen 
Daru verwaltete er eine Zeitlang als Stellvertreter das aus⸗ 
wärtige Minifterium; hier las er die Acten über die Compenſa⸗ 
tionen und die Verſuche der Einmiſchung in deutſche Angelegen⸗ 
heiten, wobei die früheren Miniſter ſtets vor Bismarck's deutlicher 
Abweiſung zurücgewichen waren. Er war entrüftet; bei aller 
Friedensliebe und Freundſchaft für Deutſchland ſollte fortan bei 
ähnlichen Vorkommmiſſen Bismarck ein muthigeres und ſtolzeres 
Vorgehn Frankreichs erleben. In dieſer Stimmung nahm er 
den Herzog von Gramont in das Cabinet als Minifter des 
Auswärtigen auf, einen Mann, den Napoleon für einen eitlen 
Schwäger und für ebenſo unfühig wie unzuverläſſig hielt, der 
aber als Todfeind Bismarck's für Ollivier die Sicherheit bot, 
mit größter Energie gegen Preußen eintretenden Falls Frank- 
reichs Entſchließungen durchzuführen und die Ehre der Nation 
zu decken. 

Als die ſpaniſche Candidatur Hohenzollern öffentlich bekannt 
wurde, ertlarte fie Gramont nach völlig grundloſer Erfindung 
für eine ſeit Jahren vorbereitete, heimlich betriebene Inteigue 
der preußifchen Regierung, deren Gelingen Frankreich ſchlechter⸗ 
dings nicht geftatten werde. So gab er am 6. Juli Namens 
der Regierung im gefepgebenden Körper eine Erklärung ab, 
welche offene Beleidigungen Preußens enthielt, mit einer un⸗ 
verhüllten Kriegsdrohung ſchloß und eine ungeheuere Aufregung 
in der Preſſe und bei der Bevölkerung hervorrief. 

Gerade in dieſen Tagen litt Napoleon wieder an einem 
heftigen Anfall feiner Blaſenkrankheit. Eine Berathung von 
fünf der berühmteſten Arzte hatte bei ihm Blutarmuth, Hämor⸗ 
rholden, gichtiſche Schmerzen in den Schenkeln und Füßen und 
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das gefährliche Anwachſen eines großen Blaſenſteins feſtgeſtellt. 
Der Kaſſer verpflichtete die Arzte zu ihrem berufsmäßigen 
Schweigen, nahm das Protocoll der Conſultation an ſich und 
machte begreiflicherweiſe gegen niemand eine Mittheilung über 
den Inhalt. Die Arzte hatten gewiſſe Operationen beantragt, 
Napoleon jedoch war der Überzeugung, die Operation könnte 
gelingen, er aber würde ſie nicht aushalten, was 1873 ſein Tod 
auch beftätigt hat. Nun ftelle man ſich feine Lage vor. Elende 
Schmerzen bei jedem Schritte des Neitpferdes und bei jedem 
Rütteln des Wagens, und dazu auch beim Gehen ſchmerzhafte 
Unbehülflichleit. Ein Augenzeuge, der feinen kurzen Spaziergang 
auf der Terraſſe des Tuileriengarteng zwiſchen zwei Sitzungen 
beobachten konnte, hat mir das Wild geſchildert, wie ver Kaifer, 
mit dem einen Arm geſtützt auf den ihm vertrauten General 
Beville, mit dem andern auf den eines jungen Adiutanten, lang⸗ 
ſam mit fepleifendem Schritte ſich fortbewegte. Bei einer ähn- 
lichen Promenade beſuchte ihn ſeine Couſine, die Prinzeß Mathilde; 
als fie ihn im der Nähe ſah, rief fie aus: Um Gott, auf biefen 
Fügen wollen Sie in den Krieg marſchiren? Gewiß, er wollte 
es nicht, aber die Krankheit ſelbſt nahm ſeinem Geiſte die zum 
Widerſtand erforderlichen Kräfte. Dazu hatte er ſeit dem 2. Januar 
ſich zum conſtitutionellen Monarchen gemacht und fühlte ſich nicht 
mehr in der Lage, mit durchgreifendem Ernſte dem ſich ihm auf⸗ 
dringenden Kriegslürmen Ruhe zu gebieten. Und welch ein Dafein 
ſtand ihm dann bevor! Wenn glänzende Siege feine Dynaftie 
befeftigen ſollten, fo mußte er, der durch und durch Franke, keinen 
Augenblick ſchmerzens freie Mann, den Oberbefehl über die Armer 
führen. Denn ein triumphirender. Bazaine, warum follte er mit 
den Bonaparte 's anders verfahren, als einft der erfte Bonaparte 
mit der damaligen Regierung, dem Directorium, verfahren mar? 

Immer that Napoleon, was er vermochte, den Krieg zu 
vermeiden. Am Vormittag des 6. Juli trat der Kronrath zur 
Prüfung des Gramont ' ſchen Entwurſes der der Kammer zu 
gebenden Erklarung über die Candidatur Hohenzollern zu⸗ 
ſammen. Ich habe den Verlauf nach den Ausfagen des damals 
Ollivier nahe ſtehenden Thiers und des Kriegsminiſters Leboeuf 
vor der parlamentariſchen Unterſuchungscommiſſion Bd.7. 202 
berichtet. Wie erquicklich wäre es Ende 1871 für den unglück⸗ 
lichen Leboeuf und ſeine Hörer geweſen, wenn der General die 
Schuld an dieſem erſten Kriegsſignal von feinen Schultern auf 
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die des geſtürzten Aaiferß hätte wälzen Innen? Aber als recht 
ſchafſener Mann that er dies nicht. Gegen bie Nichtigkeit des 
Gramont'ſchen Entwurfs, ſagt er, wurde keine Einwendung er⸗ 
hoben, um fo entſchiedener aber tadelten der Kaiſer und die Mehr⸗ 
heit der Miniſter die vielfach ſchroffe und gefährliche Form und 
bewirkten Milderung an verſchiedenen Stellen. Aber als wir in 
die Kammer eintraten, fahrt er fort, fanden wir dort eine ſo 
aufgeregte Stimmung, daß ihr die gemilderte Form nicht zu ent⸗ 
ſprechen ſchien, und fo las Gramont den urſprünglichen kriege 
riſchen Text vor. Als dieſe Ausſage Leboeuf's, ohne Nennung 
feines Namens, Herrn v. Gramont bald nachher vorgelegt wurde, 
gerieth dieſer in große Verwirrung, behauptete, die kriegeriſchen 
Sätze, die er vorgetragen, ſeien erſt in der Sitzung beſchloſſen 
worden, wagte aber doch nicht, den Kaiſer als deren Urheber 
zu bezeichnen. Ebenſo begnügte er ſich 1872 in ſeinem Buche 
France et Prusse, die Gründe für eine scharfe Faſſung zu ente 
wickeln; hienach habe der Miniſterrath den Tert feſtgeſtellt und 
er ihn in der Kammer abgeleſen. Außerdem erklärte er Le⸗ 
boeuf s Ausſage, wieder ohne Nennung des Urhebers, für eine 
unwahre Anekdote. 

Troß dem ſetzten ſich in Frankreich die Klagen über Gramont's 
Leichtſinn, mit dem er durch die Rede vom 6. Juli das Land 
in einen unheilvollen Krieg geſtürzt, in ſtets neuen Wieder⸗ 
holungen fort. Da erſchien am 6. Marz 1874 in der Indepen- 
dance Belge ein langer Artikel, der zunächſt berichtete, daß 
bereits zwei Kronräthe am 5. Juli 1870 ſtattgefunden hätten 
zur Berathung der am 6. der Kammer zu gebenden Erklürung. 
Der Kaiſer hätte ſich durchaus friedfertig ausgeſprochen, indes 
ſei man zu keinem Entſchluſſe gekommen, jo daß am 6. Juli 
Vormittags eine dritte Sißung ſtattgefunden. Hier Hätten Ollivier 
und Gramont einen gemeinſam redigirten Entwurf vorgelegt, 
ganz im Sinne des Friedens, den der Artikel wörtlich mittheilt. 
Dann aber hätten die Miniſter mit Erſtaunen bemerkt, daß die 
Stimmung des Kaiſers ſich ſeit geſtern völlig verwandelt hütte 
und entſchieden kriegsluſtig geworden ſei. Der Artikel berichtet 
dann die Specialdebatte über die einzelnen Sätze des Entwurfs 
und druckt die kriegerischen Amendements des Gaiſers wörtlich ab. 
Trotz des Widerſpruchs mehrerer Miniſter habe der Kaiser fie 
energiſch durchgeſezt, insbeſondere den drohenden Schlußſat, der 
die Thüre zu einer fried lichen Löſung verſchloß, ſagt der Artikel. 
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Diefe Mittheilung, wenige Monate nach dem Tode des 
Kaiſers veröſſentlicht, machte großes Auſſehen und rief heftige 
Widerſprüche und Erkundigungen über ihren Verſaſſer hervor. 
Ein ehemaliger Abgeordneter, Darimon Y, fragte einen früheren 
Beamten des auswärtigen Amtes, den Baron S. A. lich zweifle 
nicht St. Andre), der in nahen Beziehungen zu Gramont ſtand. 
Er ſagte, der Artitel ſei unter der Infpiration Gramont's 
redigirt worden, der ermüdet und belästigt dadurch geweſen, 
daß man fortfahre, ihm die Verantwortung für den Krieg zuhu⸗ 
schieben. Datimon bemerkt noch, der Umſtand, daß Gramont 
den Attikel nie dementirt hat, wie das freilich ſchwierig geweſen, 
lönne ſchon für ein Geſtändniß gelten, und jo erſcheine der 
Artikel als ein geſchichtliches Document erften Ranges. Offene 
bar hat Darimon die früheren Ausſagen Thiers“ und Leboeuf's 
nicht gekannt oder wieder vergeſſen, ſonſt würde auch ihm 
Gramont's verläumbderife Erfindung im Gegenſatze zu Leboeuf's 
ehrenhafter Offenheit ſofort im richtigen Lichte erſchienen fein. Wie 
vieler folder Erdichtungen ſich Gramont schuldig gemacht, da⸗ 
rüber verweiſe ich auf die Abhandlung am Schluſſe meines 
ſiebenten Bandes. 

Übrigens hat Gramont bei den heftigen Angriffen, die 
der Artikel erfuhr, doch einige Scham empfunden, allerdings 
nicht den Inhalt dementirt, aber doch, um keinen Verdacht über 
feine Autorſchaft auftommen zu laſſen, Herrn Olivier und einem 
anderen Herrn, von dem Darimon den Vorgang erfahren hat, 
eine neue Erfindung mitgetheilt, ein untreuer Secretür habe ihm 
feine Aufzeichnungen über den Kronrath des 6. Juli geſtohlen 
und fie dann in Brüſſel veröffentlicht. Die Gehäffigkeit feines 
Verfahrens wird dadurch freilich nicht abgeſchwacht. Nach mehr⸗ 
ſachen anderen Proben halte ich es übrigens für ganz möglich, 
daß er binnen vierzehn Tagen von der genauen hiſtoriſchen 
Richtigkeit feines Erzeugniſſes ſelbſt überzeugt geweſen iſt. 

Wie Gramont bei dem Beginne der Bewegung ihr durch 
ſeine Rede am 6. Juli die kriegeriſche Wendung gegeben und 
dann nach dem Tode Napoleon's fich deſſen friedliebende Haltung 
durch eine Tee Lüge anzueignen verſucht hat, ganz fo iſt er auch 
in Bezug auf den Höhenpunkt und die Entſcheidung der Kriſis 


1) Bol. beſen Notes p. s. A Thistoire de la guerre de 1870 
Parie 1888. S. 52 fi. 
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verfahren. Nachdem am 13. Juli 1870 König Wilhelm in 
Ems die neuen franzöſiſchen Forderungen abgelehnt und den 
Botſchafter Benedetti nicht weiter zu empfangen erklärt hatte, 
fanden in Paris lange Berathungen Statt, in deren Verlauf 
am 14. Nachmittags Napoleon den Miniſterrath zu dem Ente 
schluß beſtimmte, für jetzt ſich mit der vom Könige ausgeſprochenen 
Billigung des Rücktrittes des Prinzen Leopold zu begnügen, 
zur Sicherung der Zukunft aber die Frage einem Congreß der 
Großmächte vorzulegen und bis dahin von allen kriegeriſchen 
Maßregeln abzuſchn. Dann aber veranfaßten Gramont und 
Leboeuf eine weitere Sitzung Nachts in St. Cloud, wo fie mit 
ſtürmiſchem Drängen die Zurücknahme des Congreßplans, die 
Mobilmachung der Armee und den Entſchluß zum Kriege her⸗ 
beiführten. 

Dieſer Hergang fteht feft durch das Zeugniß des Grafen 
Vitzthum, dem bei einem kurzen Geſpräch am 15. Abends Gra⸗ 
mont ſeine Abweiſung des Congreßvorſchlags ſelbſt erzählt, des 
italieniſchen Geſandten Nigra, der im Laufe desſelben Tages mit 
Gramont darüber geſprochen hat, und eines dritten Zeugen, 
den wir ſogleich kennen lernen werden. 

Nach dem schlimmen Ausgang des Kriegs lag Gramont 
ein Doppeltes am Herzen, die Verantwortung ſowohl für die 
Verwerfung des Congreßplans, als für den Mangel an feſten 
Allianzen los zu werden. Zu dem bereits Bd. 7, 302 und ff. 
Erzählten kann ich jetzt noch Folgendes hinzufügen: Nachdem 
er am 8. Januar 1873 in einem offenen Briefe dem Grafen 
Beuft vorgehalten hatte, daß deffen Bevollmächtigte, Graf Vit⸗ 
um und Fürſt Metternich, am 24. Juli 1870 ihm einen Kriegs⸗ 
bund mit Frankreich vorgeſchlagen hätten — eine vom erſten 
bis zum letzten Wort erfundene Geſchichte —, ſchrieb er am 
21. April 1873 einem ungenannten Freunde ), daß er mit 
Vitzthum und Metternich nebſt den Italienern Nigra und Vimer⸗ 
cati am 15. Juli den Entwurf eines in Wien und in Florenz 
bereits gebilligten Vertrags zwiſchen Öfterreich und Italien in 
drei Artikeln beſprochen hätte, worin die beiden Mächte ſich zur 
Kriegserklärung gegen Preußen in beſtimmter Friſt verpflichteten. 
Hier iſt die Phantaſie des Herzogs noch unglücklicher als im 


Y Der Brief ift von diefem fochen im Figaro, 17. arril 1895 
veröffentlicht worden. 
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vorigen Fall geweſen. Denn der Plan eines Sonderbunds der 
beiden Mächte iſt zwar von Oſterreich den Iialienern vorge» 
ſchlagen worden, aber nicht am 15., ſondern erſt am 25. Juli, 
nachdem beide Mächte ſeit mehreren Tagen ihre Neutralität er⸗ 
klärt, und Beuſt den franzöſiſchen Antrag auf Kriegs hülfe kate⸗ 
goriſch abgelehnt hatte. Der Entwurf für den Sonderbund 
(in acht, nicht in drei Artikeln) wurde erſt im Aug uſt der 
franzöſiſchen Regierung, und nur deshalb vorgelegt, weil ſein 
ſieben ter Artikel eine Elauſel über die römiſche Frage enthielt. 

Gramont ließ ſich dies Alles nicht anfechten, ſondern fuchte 
ſeine Dichtung von einem völlig verabredeten und nur noch nicht 
mit der lezten Betätigung verſehenen Kriegsbunde bei der 
nächſten Gelegenheit durch neue Variationen in der Datirung 
und einzelnen Umftänden zu erretten. In einer Streitſchrift 
gegen den Prinzen Napoleon wiederholte er 1878 die Mär von 
feiner Unterhandlung mit den obengenannten vier Herrn, dieſes 
Mal auf Abschluß der großen Tupleallianz gegen Preußen, über 
welche man am 18. Juli 1870 (alſo nicht am 24, nicht am 
15, wie früher behauptet) zum Einverſtändniß gekommen ſei. 
Alles war ebenſo grundlos wie die früheren Fabeln. Als die 
ſcharfſinnige Abhandlung veröffentlicht war, erinnerte Graf Bits- 
tum den Herzog brieflich an die Thatſache, daß er am 15. Juli 
mit ihm nur ein kurzes Geſprüch von zehn Minuten in Gegen⸗ 
wart Metternich s gehabt, wo Gramont ſich mit wahrer Wuth 
gegen den Congreßplan des Kaiſers geäußert; gleich nachher ſei 
er (Bihthun) nach Wien abgereiſt, jene Konferenz am 18. habe 
alſo nicht in der angegebenen Weiſe Statt finden konnen. Ich 
feige gleich hinzu, daß auch Nigra ſich in gleichem Sinne 
ausgeſprochen, und Vimercati wie Vitzthum Paris am 15. ver⸗ 
laſſen hat. 

Auf Vitthum'? Brief antwortete Gramont zunüchſt mit 
der unbefangenſten Rückkehr vom 18. auf den 15. Juli, dann 
aber mit der Behauptung, am 15. ſeien die beiden Ofterreicher 
nicht 10, ſondern 40 Minuten bei ihm geweſen, und da ſei die 
Tripleallianz (alfo, ſcheint es, ohne italieniſche Mitwirkung) 
verabredet worden. Schon das ift unmöglich, da weder Vit⸗ 
thum noch Metternich Vollmacht zu ſolchen Verhandlungen 
hatten. 

Dann aber fährt Gramont in ſeinem Brieſe fort: Sie 
ſcheinen nicht zu wiſſen, daß der Congrehgedante aus meiner 
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Initictive entſprungen war, daß er mir angehörte, daß ich ihn 
am 14. im Miniſterrath vorgeſchlagen, entwickelt und ſeine An⸗ 
nahme bewirkt hatte, unter bemerkenswerthen Umſtänden, die 
ſchon von gleichzeitigen Schriftſtellern erwähnt worden find. 

Hiezu macht er die Note: vgl. die Broschüre des Herrn 
v. Parieu, 1873, Betrachtungen über die Geſchichte des zweiten 
Kaiserreichs, S. 20. 

Als ich hierauf das in mehrfacher Beziehung leſenswerthe 
Heine Buch des Herrn v. Parien nachſchlug, fand ich zu meiner 
Überraſchung, daß ich nach alledem Herrn v. Gramonk's dichte⸗ 
riſche Kühnheit doch noch nicht vollſtändig erkannt hatte. Ich 
las in der zweiten Auflage 1871 S. 22: 

„Man versichert, daß Herr Olivier noch am 14. Juli 
schwankte, und daß an dieſem Tage um 6 Uhr Abends (alſo 
am Schluſſe der Sitzung) der Kaiſer noch nichts Anderes 
als die Berufung eines Congreſſes zur Regelung der Schwie⸗ 
tigfeit zwiſchen Frankreich und Preußen begehrte. Die Herren 
Lonpet und Scgris hatten mehrfach friedliche Tendenz gezeigt, 
die Herren Plichon und de Parien widerſtanden kräftig dem 
Gedanken, daß aus der durch den Rücktritt des Prinzen 
Hohenzollern gelöften Frage ein Krieg entſtehn konne.“ Er 
führt dann näher aus, wie erſt in der um 10 Uhr begi 
nenden Nachtſitzung in St. Cloud Ollivier und Gramont bei 
nahe alle Miniſter zum Beſchluſſe des Krieges fortriſſen, i 
dem ſie die Versendung von Bismarcks Zeitungstelegramm 
für eine Beſchimpfung Frankreichs erklärten ) 

Hier haben wir den ganzen Gramont. Er blies die Kriegs- 
trompete, ſo lange die Kriegserklärung in Frankreich populär 
war. Als ſich dieſes Blatt wandte, eignete er ſich hinterher 


) Dleſe Angaben beftätigen in agen Puntten meine Darftellung 
der Sizungen am 14. Juli 7, 245 fl. Übrigens bemerke ich, daß Herr 
v. Lano eine Erzühlung des Miniſters Louvet anführt, nach der am 
Nachmittag des 14. Gramont die erſte Ermähnung von einem Kon⸗ 
greſſe gemacht Hätte. Lans if, wie wir weiter fefen werden, ein ſehr 
unzuverläffiger Gewährs mann; wenn überhaupt etwas an ber Notiz 
ift, fo hat Gramont vielleicht auf das Drängen des Kalſers nach einem 
friebligen Ausweg auf einen Kongreß bingewieſen, was dann der 
Reifer lebhaft aufgriff und zähe feſthielt. Gramonb s eigne Darftellung 
(France el Prusse p. 212) laßt deutlich feinen Widerwillen gegen den 
Gedanken erkennen. * 
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Nopoleon's Friedensborfchläge an und citirte zum Beweiſe dafür 
eine Schrift, in der das Gegentheil feiner Angaben fteht. Ob 
er fie ſelbſt nicht geleſen, oder ob er geglaubt, Vitzthum würde 
eine alte Broſchüre nicht nachſchlagen, laſſe ich dahingeſtellt. 

Auch dieſe Betrachtungen zeigen uns alſo, wie in den ver⸗ 
hängnißvollen Tagen vom 5. bis zum 15. Juli Napoleon fort 
und fort zu einer Politit des Friedens gedrängt hat. Am 5. 
und 6. fordert er eine milde Erklärung an die Kammer, am 10. 
ſchreibt er geheim an den Prinzen Leopold, fein Rücktritt ſei 
das einzige Mittel, den Frieden zu erhalten; am 12. beruft er 
den ialienifden Geſandten Nigra zu keiner besondern Audienz, 
um ihn mit einer telegraphiſchen Botſchat an Victor Emanuel 
zu beauftragen, durch den Rücktritt des Prinzen fei jeder Grund 
zum Kriege beſeitigt; endlich am 14. klammert er ſich im letzten 
Momente an ſeinen alten Lieblingsgedanken, einen europäiſchen 
Congreß, um den Bruch zu verhüten. Als troßdem der Krieg 
entſchieden war, ſendet er am 15. durch Vitzthum die Bitte an 
Franz Joſeph, Oſterreich möge den Congreß veranlaſſen; zwei 
engliſchen Beſuchern ſagt er damals, die Macht ſei ihm aus den 
Händen geglitten, und ſchreibt an die Königin von Holland, 
nicht er habe dieſen Krieg veranlaßt, ſondern die aufgeregte 
öffentliche Meinung. Alle feine Wünſche gingen auf Frieden. 
Aber der Anſturm auf Krieg kam zu heftig und zu vielseitig 
für ſeine kranke Willenskraft, von den die Lage beherrſchenden 
Ministern, Gramont, Leboeuf, Ollivier, von der äußerſten Rechten 
der Kammer, den teaftionären Bonapartiſten, von der großentheils 
gleichgeſinnten Hofgeſellſchaft, von gewiſſen militärifchen Kreifen, 
von der Hetzerei einer fanatiſchen Fraction des Clerus, endlich 
von der durch Gramont aufgerufenen Pariſer Preſſe. Der con⸗ 
ftitutionelle Cäfar wich dem Sturme der populären Leidenschaft. 

In der Reihe dieſer kriegsluſtigen Treiber und Dränger 
fehlt hier ein Name, der in hundert Büchern mit der ſchlimmſten 
Berantwortlichkeit belaſtet wird, der Name der Raiferin Eugenie. 
Ich bin wohl darauf angeſprochen worden, ich hätte fie in 
meinem Buche milde behandelt: dafür wüßte ich keinen Grund 
anzugeben, da ich nie die Ehre perſönlicher Beziehung zu der 
hohen Dame gehabt und fie nur ein einziges Wal flüchtig ge- 
ſehn habe. Ich habe lediglich die Pflicht des Hiſtorikers im 
Sinne, kein verdammendes Urtheil über eine Handlung oder einen 
Mlenſchen zu füllen, bis die ihn belaſtende Anklage durch 
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zwingende Beweiſe beſtätigt iſt. Jede Verurtheilung nur nach 
ſchwanlenden Verdachtsgründen oder plauſibein Vermuthungen 
iſt pflichtwidrig, fe iſt es nicht weniger, wenn fie auf Grund eines 
einzelnen Umſtandes, ohne Berückſichtigung des Geſammicharalters 
und der Geſammtlage des Angeklagten erfolgt. Und wenn dieſe 
Regel urverbrüchlich ift, auch wo man die Handlungen längſt 
Verftorbener befpricht, um wie viel gehäſſiger wird ihre Verletzung 
gegenüber einer Lebenden, einer längſt wehrloſen Frau, die auf 
blendender Höhe ein ſtets gütiges Herz gezeigt und dann durch 
furchtbare Schickſalsſchlage niedergeworfen worden iſt. Wenn 
irgendwo, gilt hier das Gebot, nicht aus einem einzigen Worte 
Baftige Folgerungen zu zichn, fonbern nich ohne Einblid in ihr 
geſammtes Wirken und Leiden zu einem Urtheil über die einzelne 
Handlung zu gelangen. 

Die franzöſiſche Literatur und die Ausſagen der Zeitgenoſſen 
bieten Material genug, die Entwicklung des Weſens der Naiſerin 
kennen zu lernen. In den erſten Jahren ihrer damals zärtlichen 
Ehe ſchwamm fie in Gllick und Lebensluſt. Sehr ſchnell hatte 
fie mit weiblichem Talte ſich in die würdige Nepräfentation 
ihrer hohen Stellung gefunden; von geiſtigen oder politiſchen 
Dingen war damals bei ihr keine Rede; als der Kaiſer bei 
feinem Aufbruch zum italienischen Kriege fie zur Regentin während 
feiner Abweſenheit ernannte, hatte fie kein anderes Gefühl als 
Schmerz über die Trennung und Sorge über die Gefahren 
des Kriegs. Oſt mußte fie auf den Balkon hinaustreten, um 
ausmarſchirende Regimenter unter Jubeltufen vorüber defilren 
zu ſehn: dann grüßte und winkte ſie freundlich, aber unter 
Thränen und Schluchzen; unſere arme Raiſerin, ſchrieb ihr alter 
Freund Merimer, hat verweinte Augen, dick wie Eier. Die 
Kürze der Trennung erſparte ihr die Regierungsſorgen; der 
einzige Wunſch, den ſie als Regentin geäußert hat, war det 
möglichst raſche Friedensſchlun. Er wurde ihr erfüllt, ſchon 
damals nahm der Zorn der revolutionären Parteien ſie zur 
Zielſcheibe; fie ſei es geweſen, welche ihren Gemahl zum vor⸗ 
zeitigen Abbruch eines großen Befreiungskriegs beſtimmt hätte. 
Es war aus der Luft gegriffen und die wahren Urſachen des 
Friedens von Villafranca lagen offen vor aller Welt Augen. 
Eugenie konnte ſich wieder ihrer bisherigen Hauptarbeit widmen, 
der Herrſchaft über die jährlichen Schöpfungen der Pariſer und 
damit der europäiſchen Moden. Dieſe Sorge für die äußere 
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Erſcheinung war hier begreiflich; es verlohnte ſich bei ihr, ſich 
zu ſchmücken. Denn fie war von hinreißender Schönheit und 
zugleich von ſeltner natürlicher Anmut. Als Bismarck von 
einem Beſuche in Paris 1857 zurückkam, erllärte er, vielerlei 
Schönes habe er dort geſehn, von Allem das Schönſte aber 
ſei Eugenie. Bei ihren Zuſammenkünften mit der Königin 
Victoria gewann fie deren Herz, wie die Anerkennung der ältejten 
Tochter, ſpater unſerer Kaiſerin Friedrich. Auch unſer Kron⸗ 
prinz hatte bei einem Beſuche in Paris feine Freude an ihr. 
Zwar fand er fie nach ihrer klösterlichen Erziehung kenntnißarm 
und ſchwach gebildet. Sie fragte ihn einmal, ob er etwas von 
der weißen Dame wiſſe, die im Berliner Schloſſe umgehe. Er 
antwortete ſcherzend: Natürlich, das ift ja eine meiner Tanten. 
Wie erſchreckt ſah fie ihn darauf aus großen Augen an und 
bezeigte ihm ſeitdem eine Art von eigenthümlichem Reſpect. 
Daneben aber bemerkte er bei iht einen hellen Verſtand, ein 
raſches, meiſt zutreffendes Urtheil über Menſchen und Dinge 
und einen un beugſamen Willen. Die Lebhaftigkeit dieſes weib⸗ 
lichen Willens verurſachte zuweilen kurze Stürme am ehelichen 
Himmel, beſonders wenn es ſich um Meinungsverſchiedenheiten 
über kirchliche Fragen handelte. Im Übrigen hatte fie damals 
baum ein anderes Streben, als ſelbſt fröhlich zu fein, andere 
Menſchen zu erfreuen und frohe Geſichter um ſich zu ſehn. 
Sie war wohlthätig bis zur Verſchwendung, beſuchte mit un⸗ 
befangenem Muth die Hospitäler der Cholerakranken, vermied 
bis zur Angſtlichleit jede Kränkung eines mit ihr verkehrenden 
Menſchen. In ihrem engern Kreiſe war fie rastlos in der 
Sorge für heiteen Zeitvertreib, lebende Bilder, kleine Bühnen⸗ 
ſpiele, coſtümirte Tänze, Charaden, Proverben und ähnliche Er⸗ 
findungen, die ihr Vertrauter, der geiſtreiche und frivole Merimee, 
nicht ſelten bis an die Grenze der Leichtfertigkeit führte, welche 
Grenze nie überſchritten werden durfte. Denn obgleich ihr Hof, 
und an deſſen Spitze ihr Gemahl, keineswegs aus Heiligen 
beſtand, hielt fie ſtreng auf die Reinheit ihres Rufes und die 
Jeſtigkeit ihrer ehelichen Treue. Niemals hat, fo weit ich fehe, 
jemand einen Cavalier zu nennen gewußt, dem ſie übermäßige 
Gunſt geſchenkt hätte. 

Und dennoch kam von dieſer Seite die tragiſche Wen dung 
in ihrem Lebensgang. Napoleon war von jeher an niedrige 
Liederlichteit gewöhnt, kurze Werliebtheit in gemeine Schönheiten, 
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denen er, nachdem er ſie genoſſen, unter mäßiger Bezahlung 
ſogleich wieder den Rücken kehrie. Eugenie, gegen die fein 
Benehmen ſich niemals änderte, erfuhr davon nicht viel oder 
hielt die Angaben für übertrieben. Aber im Jahre 1884 fiel 
Napoleon in die Netze einer berufenen Pariſer Courtiſane, die 
ihn längere geit zu ſeſſeln wußte, ihm große Geldſummen ab⸗ 
ſchwindelte und das unfaubere Verhältniß in großem Prunle 
öffentlich vor ſich her trug. In Eugeniens kräftiger Natur 
empörte ſich der volle caſtilianiſche Stolz gegen dieſe Veſchinpfung: 
ſie verfiel einem ſchweren Nervenleiden, drängte aus Paris hin⸗ 
weg und erlangte die ärztliche Anordnung einer Längern Kur 
in Schwalbach. Man ermißt leicht, welches Auffehen dieſer 
Streit verurſachte und wie viele Vermittler aller Art ſich um 
die Heilung des Bruchs bemühten. Es gelang denn auch, Eur 
genie, deren Mutterherz fie zu dem hoffnungsvollen Sohne zog, 
zur Rückkehr zu beſtimmen. Ach, ſagte fie damals zu Merimke, 
wie bin ich unglücklich; es gibt keine Eugenie mehr; es gibt 
nur noch eine Kaiſerin. Es bezeichnete Stimmung, daß eine 
ſchon früher angeregte Sympathie für eine unglückliche Vor⸗ 
gängerin auf dem glänzenden franzöſiſchen Throne, die Königin 
Marie Antoinette, damals zu voller Entwicklung gelangte; uner⸗ 
müdlich ſtudirte fie deren Geſchichte, ſammelte ihre Bilder und 
Handſchriften, erneuerte Trianon, deren Lieblingsſit, und richtete 
dort ein Muſeum für die Reliquien derselben ein. Indeſſen 
begann doch ein leidliches Verhältniß zu dem Gemahl fi, wieder 
herzustellen, vollends als 1865 die Neneſis über ben Sünder 
bereinbrach, der erſte ſtärkere Anfall der quälenden Krankheit, 
die ſeitdem den Reſt ſeines Lebens vergiftete. Aus Mitleid 
und Dankbarkeit erwuchs, ſoviel man weiß, zwiſchen ihnen eine 
von der Erinnerung an beſſere Tage durchwärmte, zwar nicht 
mehr zärtliche aber herzliche Freundſchaft. Um ihn in ſeinen 
Regierungsſorgen bei feiner geſchwächten Kraft zu unterſtützen, 
begann fie ſich für Politit zu intereſſiren, fepte ſich mit den 
Miniſtern in Verbindung und gewann mit ihrem klaren Verſtande 
bei ihnen wie bei dem Gemahl einen gewiſſen, in fpätern Dar- 
stellungen ſehr übertriebenen Einfluß. Ihr leitender Rathgeber 
war Rouher, damals ohne Zweifel der begabteſte unter den 
franziſiſchen Staatsmüönnern, im Innern ein Gegner der libe⸗ 
ralen Tendenzen Ollivier's und der konſtitutionellen Neigungen 
Napoleon's, in der auswärtigen Politik aber ein Mann des 
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Friedens und folglich entſchiedener Widerſacher der Arkadier 
(vgl 7, 58.50), die nur in kriegeriſchen Triumphen die Rettung 
der Dynaſtie und der Thronfolge des kaiſerlichen Prinzen er⸗ 
blickten. Nachdem ihn die liberale Strömung aus dem Mini⸗ 
ſterium verdrängt hatte, ſchlug er dem Kaiſerpaare vor, die 
Stärke der Krone und die Sicherung der Thronfolge auf fried⸗ 
lichem Wege durch ein großes Plebiszit zu erreichen. Der Kaiſer 
hatte anfangs Bedenken, die Kaiſerin aber ſtimmte freudig zu. 
und die Volksabſtimmung hatte ein glänzendes Ergebniß. Die 
Arkadier aber gaben ihre Partie deshalb noch nicht verloren. 
In der Armee hatte es 32000 verneinende Stimmen, darunter 
eine ganze Brigade der Pariser Garniſon, gegeben. Die Arkadier 
fanden, daß die Armee unzuverläſſig werde, wenn man ſie nicht 
baldigſt zu Krieg und Sieg hinausführe, die durch Ollvier s 
Liberalismus ermuthigten Republikaner würden ſonſt die Mon⸗ 
archie und die Thronfolge ſtürzen. Ihre Männer bildeten von 
jeher einen großen Theil der Hofgeſellſchaft. Jeden Tag ver⸗ 
nahm von ihnen die Kaiſerin die Schilderung dieſer inneren 
Gefahren und draußen des preußischen Übermuths, der fort und 
fort durch ſtets feindſeliges Verfahren Frankreichs Intereſſen 
ſchüdige und Frankreichs Ehre verletze. Zugleich verbreitete die 
Partei durch ihre Preſſe, daß die Kaiſerin dieſe Auffaſſungen 
theile; fie ſelbſt nannten ſich zur Stärkung des eignen Anſehens 
die Partei der Kaiſerin. 

So lagen für fie die Dinge, als am 3. Juli die Kandi⸗ 
datur Hohenzollern bekannt und gleich am 6. durch Gramont’3 
kriegsſchnaubende Rede, nach deſſen eigenem Ausdruck, die Thüre 
zur Friedenspolitik geſchloſſen wurde. Die „Partei der Kaiſerin 
1 ſofort, daß die Kaiſerin den Gemahl zur Kriegsertlürung 

rünge. 

Iſt dies Drängen wahrſcheinlich? Man kann ſich denken, 
daß die fortgeſetzten Erörterungen, wie Napoleon's Anſehen 
beim Volke durch die unwürdige Schwäche gegen Preußen ge⸗ 
funken, die Herrſchaft eines Bonaparte ohne Lorberen in Frank⸗ 
reich unmöglich, ohne Bändigung Preußens die Thronfolge 
ihres Sohns verloren ſei, daß dies Alles in ihrem Mutterherzen 
und ihrem Ehrgefühle Widerhall fand. Auf der andern Seite 
aber wußte fie, daß im Kriegsfall Napoleon den Oberbeſehl 
über die Armee übernehmen mußte und daß er den Sohn mit 
ſich nehmen würde, um, wie er ſagte, das erſte Studium im 
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Berufe des Souverans zu machen. Sie hatte täglich feine 
grauſame Krantheit, fein Leiden und feine Unbehülflichkeit vor 
Augen, fo ſehr er auch die Urſache des Elends verheimlichte 
und den letzten Reſt ſeiner Kräfte aufbot, um ſeine Schmerzen 
Hinter gezwungenem Lächeln zu verſtecen. Sie wußte ferner, 
daß er ſeit Jahren die Erhaltung des Friedens anſtrebte und 
1867 nur zur Vertheidigung Nies Heeresreform veranlaßt 
hatte. Als Niel dann 1868 dem Auslande erklärte, daß die 
Armee ſchlagfertig fei, hatte fie durch Ronher erfahren, daß die 
Abſtriche der Kammer die Armee ſchwer reducirt hätten und 
ohne VBündniſſe ein Krieg nicht zu wagen fei, und auf ihre Frage 
hatte Niel ſelbſt geantwortet: die Armee iſt fertig, aber Ihre 
Allianzen find es noch nicht. Die Allianzen waren auch 1870 
noch nicht fertig. 

So wurde fie unaufhörlich durch zwei gleich ſtarte, aber 
einander entgegengeſetzte Beſorgniſſe aufgeregt, um den Sohn 
und um den Gemahl, um die möglichen Vortheile und die ſichern 
Gefahren des Kriegs. Oft ift ſeitdem geſagt worden, ihr kirch⸗ 
licher Eifer habe fie endlich unter clericalem Einfluß für den 
Krieg entſchieden. Solche Einflüffe hatten am Hofe zahlreiche 
Vertreter; eine Zeitlang erfreute ſich ein Abbe Bauer von jüdi⸗ 
ſcher Herkunft, der nach Convertitenwweiſe zuerſi mit asketiſchen, 
düſtern Mienen einhertrat, großer Gunſt vieler vornehmer Damen; 
eben dieſe Beziehungen aber wurden für ihn ſelbſt mißlich und 
entzogen ihm die Gnade der Kaiſerin vollſtändig. Gewiß, die 
Kaiſerin hatte eine glühende Verehrung für das Oberhaupt ihrer 
Kirche und wünſchte dringend, die rebelliſchen Italiener von 
Rom fern zu halten. Dieſelbe Abſicht beſeclte auch den Herzog 
von Gramont, der fonft perſönlich bei der Kaiſerin ſchlechter⸗ 
dings keinen Einfluß beſaß; fie theilte damals und fpäter das 
wegwerfende Urtheil ihres Gemahls über den eitlen Hohlkopf, 
und während dieſer in blindem Dünkel die franzöfiiche Armee 
für ſich allein jedem Gegner überlegen erachtete, klang ihr ſtets 
Niels Wort in das Ohr: meine Armee iſt fertig, aber Ihre 
Allianzen ſind es noch nicht. Sie wünſchte alſo dringend einen 
Ausgleich mit Italien, der im Kriegzfoll der franzöfiſchen Armee 
mehr als 100000 Mann Verſtärkung geliefert hätte. Aber ſeit 
1861 hatte Italien dafür ſtets die Überlaſſung Roms, die ihr 
unmöglich schien, zur Bedingung gemacht. Alſo wie ſich ente 
ſcheiden? Der nach feiner Stellung als Präfident des Staats- 
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raths durchaus zur Erkenntniß befähigte Parieu, ſelbſt ein über⸗ 
zeugter Katholik, erklärt es völlig beſtimmt für eine Fabel, daß 
die Kaiferin aus katholischem Eifer zum Kriege getrieben habe. 

Uberblict man alle dieſe Daten und erinnert ſich dann 
der urſprünglichen Natur und des ganzen Lebensganges der 
Raiferin, der fröhlichen Gutherzigkeit, des geringen Intereſſes 
an den öffentlichen Angelegenheiten, des Abſcheus vor den Sorgen 
und Leiden des Kriegs 1859: wie ſollte binnen wenigen Jahren 
aus dieſer Frau eine leiden ſchaftliche und herzloſe politiſche In⸗ 
trigantin geworden fein, die aus ſelbſtſüchtiger Herrſchbegier 
und blindem Preußenhaß den widerſtrebenden kranken Kaiſer 
in den ſchweren deutſchen Krieg gejagt hätte? Wohl mag fie 
in ihrer von Rechts und von Links gepreßten Lage nach den 
wechſelnden Eindrücken in einem Augenblick eine Ehrenpflicht 
zum Kriege, in einem andern die Nolhwendigleit des Friedens 
anerkannt haben, aber durchaus wahrſcheinlich bleibt mir das 
Urtheil eines mit ihr befreundeten öſterreichiſchen Staatsmann, 
dahin gehend, ganz tadelfrei könne er fie nicht erachten: fie habe 
ſicher nicht zum Kriege gehetzt, aber freilich auch ihren Einfluß 
nicht zur Abwendung desſelben thätig gebraucht. Ein anderer 
deuticher Beobachter, der Jahre lang mit ihr in nahem Verlehr 
geſtan den hat, erklärte mir vor kurzer Zeit feine Überzeugung, 
daß die Kaiſerin, eingeſchüchtert durch die Unheilspropheten 
Gramont und Genoſſen, lediglich der Sorge um die Zukunft 
ihres Sohnes nachgegeben hätte, wenn ſie ihre Einwilligung 
zum Kriege ausgeſprochen, den fie in ihrer Weiblichkeit, eben ſo 
wie aus andern Gründen ihr Gemahl, fürchtete und derabſcheute. 

Und nun vollends ihre taufend Mal berufenen geflügelten 
Worte: C'est ma guerre, ma petite guerre, Ia guerre ä moil 
Freunde und Feinde ſtreiten über ihre Politik und ihren Ehr⸗ 
geiz, aber Alle find einſtimmig darüber, daß fie zu allen Zeiten 
Verftand, Takt und Urtheil beſeſſen hat, und dennoch nimmt 
man lurzweg an, daß fie ſich beim Ausbruch eines furchtbaren 
Nationalkriegs mit der Albernheit einer ſolchen geſchmackloſen 
Renormmage der Mit⸗ und Nachwelt vorgeſtellt hätte. Sie ſelbſt 
hat ftets dagegen proteſtirt; ihre Palaſtdame Carette hat es 
ebenſo wie der treffliche Forſcher Giraudeau als eine nichts⸗ 
würdige Erfindung bezeichnet, und auch Herrn v. Parieu werden 
wir dieſen Zeugen hinzufügen können. Andrerſeits fragt man 
vergebens nach einem Gewährsmann, der jene Worte aus dem 
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Munde der Kaiferin vernommen, oder nach einem Zeugen, dem 
jener fie berichtet hätte. Mag nun vor dem Kriege die „Partei 
der Kaiſerin“ fie zu ihrem Ruhme erfunden, mögen nach Sedan 
die Republikaner fie als grinmigſte Schmühung verbreitet Haben: 
die Worte find in alle Vücher und alle Zeitungen übergegangen, 
Einer hat fie dem Andern nachgeſagt, und jetzt heißt es: fie 
ſind weltbekannt und damit gewiß und wahrhaftig bewieſen. 

Weiterhin erfuhr dieſe Legende über den Urſprung des 
Kriegs ſpeciellere Ausbildung in Bezug auf die entscheidenden 
Momente in der Vorbereitung des Kriegsbeſchluſſes, den 6., 
den 12., den 14. Juli, für die Forſchung erwünſcht, da hier 
die Mittel zur Prüfung vorliegen. 

Wir fahen, wie Gramont, kurze Zeit nach Napoleon’ Tod, 
in der Independance Belge die Entſtehung feiner kriegeriſchen 
Parlamentsrede vom 6. Juli geſchildert hat: der Kaiſer habe 
ſich bei den erſten Berathungen am Abend des 5. höchſt fried⸗ 
fertig geäußert, dann aber in der Schlußſitzung am Morgen 
des 6. mit völlig verönderter Haltung mehrere unverhüllte Kriegs⸗ 
drohungen in den milden Entwurf des Ministers hineingebracht. 

Darimon ), der Gramont's Autorſchaft entdeckt und dem⸗ 
nach die Erzählung für authentische Wahrheit gehalten hat, 
fragt ſich darauf, wie fei ein ſolcher Sinneswechſel des Kaifers 
während einer kurzen Nacht möglich geweſen? Er antwortet: 
man hat dies dem Einfluß der Kaiſerin zugeſchrieben, die feit 
dem g. höchſt aufgeregt geweſen; man behauptet. nach den Sitz⸗ 
ungen am 5. habe fie mit dem Kaiſer ein Geſpräch gehabt, das 
ſich bis 1 Uhr Morgens fortgeſetzt hätte, und deſſen Folge 
fei die Umftimmung des Kaifers geweſen. 

Wir wiſſen nun aus Thiers und Leboeuf s Ausſagen, 
daß dieſe anonyme Behauptung falſch in ihrer Grundlage iſt. 
Der Raifer hat keine Umſtimmung erfahren; er hat am 6. wie 
am 5. keine kriegeriſche, ſondern friedſertige Anderungen in Gra⸗ 
mont's Entwurf durchgeſetzt. 

Im Figaro (24. und 31. janvier 1894) hat Graf Keratry, 
der 1870 als eifriger Chauviniſt für den Krieg gearbeitet hat, 
eine gewiſſenhafte Unterſuchung über die Frage angeſtellt, auf 
weſſen Schultern die Verantwortung für alles Unheil des Krieges 
ruht. Daß die Kandidatur Hohenzollern eine preußiſche Intrigue 


9 Notes p. 72 
v. Enbel, Begründung d. deutſchen Reichel. VI. 20 


1 Google 8 


306 Neue Mittheilungen und Erläuterungen ıc. 


und eine durch Bismarck der franzöſiſchen Kampfluſt geſtellte 
Falle geweſen, verfteht ſich ihm ohne eine Silbe zum Beweiſe 
von felbft; ihn intereſſirt nur die Frage: welche Franzoſen 
haben die verbrecheriſche Thorheit begangen, ſich und ihr Land 
in jene Falle zu ſtürzen? Er beantwortet fie in der Hauptſache 
richtig: nicht Napoleon war es, ſondern Leboeuf und Gramont 
nebſt den mit ihnen verbündeten Arkadiern, die auch im kaiſer⸗ 
lichen Palaſt einen ſtarken Einfluß ausübten. Wer dort dieſen 
Einfluß ſtützte, berichtet er in der Erzählung der Ereigniſſe 
vom 12. Juli, nach der Meldung des Rücktritts des Prinzen 
Leopold durch den ſpaniſchen Geſandten, der ſie zuerſt Herrn 
Ollivier, dann am Abend dem Kaiſer nach St. Cloud überbracht 
Hätte. „Der Kaiſer“, fährt er fort, „ſprach in Gegenwart Gra⸗ 
mont's ſeine Freude über das Ereigniß aus und forderte den 
Miniſter auf, ſogleich nach Paris zu eilen und mit Ollivier die 
Erklarung zu verabreden, mit der morgen die gute Nachricht 
der Kammer mitzutbeilen wäre. Es war 9 Uhr: um Mitternacht 
aber hatte Gramont die Empfangsſäle der Kaiſerin noch nicht 
verlaſſen, dort fand ihn der Kaiſer und ſprach ihm ſeinen Tadel 
über die Nachlüſſigkeit in der Vollziehung eines ſo wichtigen 
Befehls aus. Leider fand ſich Gramont weder befriedigt noch 
geſchlagen. Statt die befohlene Abrede mit Ollivier zu treffen, 
ſandte er an Venebetti bie Weifung, von König Wilhelm die 
Garantie für alle Zukunft zu fordern.“ 

Wie man ſieht, behandelt Keratry die Kaiſerin inſoweit 
ſchonend, als er nur durch den Zuſammenhang der Dinge die 
Umſtimmung Napoleon's durch die Gemahlin erkennbar macht 
und, diskreter als Darimon, nicht ausdrücklich die nach Mit ter⸗ 
nacht erfolgte Gardinenpredigt erwöhnt. 

Indeſſen, discret oder indiscret, ſeine ganze Erzählung 
ſteht mit den Thatſachen und Urkunden in unheilbarem Wider⸗ 
ſpruch. Von Abends 9 bis 12 Uhr verſtändigen ſich nach 
Keratry Gramont und Eugenie über ein dem Laiferlichen Be⸗ 
fehl entgegengefeßteß Verfahren, und nach Mitternacht erobert 
Eugenie die kaiſerliche Zustimmung zu Gramon''s eigenmächtiger 
Depeſche. In der Wirklichkeit kam Gramont um 4 Uhr Nach⸗ 
mittags zum Kaiſer nach St. Cloud und hatte mit ihm eine 
mehrſtün dige Verhandlung, bei welcher von einer Theilnahme 
der Kaiserin nichts geſagt wird und welche trotz des anfänglichen 
Widerſtrebens des Kaiſers damit endigte, daß dieſer dem Miniſter 
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die Erhebung der neuen Forderung an König Wilhelm gestattete. 
Damit kehrte Gramont nach Paris zurück und fandte das ber 
treffende Telegramm um 7 Uhr Abends an Venedetti. Um 
10 Uhr erhielt er aus St. Cloud einen Brief des Kaiſers, worin 
derſelbe einen Theil des Inhalts ihres Geſprüchs wiederholte 
Um 11 Uhr 45 ſchicte ber Miniſter ein zweileg Telegramm 
mit dem entſprechenden Befehl an Benedetti. Schon die Daten 
dieſer Pariſer Telegramme, die von Benedetti richtig empfangen 
und fpäter gebrudt worden find, reichen aus, die ganze nächtliche 
Scene in St. Cloud als ein Hirngeſpinnſt darzuthun. 

Indeſſen noch abenteuerlicher und gehüffiger als dieſe Er⸗ 
findung iſt eine Schöpfung der Phantaſie des Herrn v. Lano, 
von der ich hier kaum Notiz nehmen würde, wenn nicht Herr 
Geffcken (in den Münchener Neueſten Nachrichten, 10., 12., 
13. April 1895) fie nach Deutschland verpflanzt, und fie zugleich 
in feiner bekannten magiſtralen Sicherheit mit einer langen 
Reihe ungenauer und irriger Angaben verziert hätte. Da wird 
z. B. der belgische Eiſenbahrſtreit von 1869 ganz unbefangen 
unter den Fehlſchlägen des Miniſteriums Ollivier von 1870 
aufgezählt; da wird berichtet, daß der ſpaniſche Antrag der 
Candidatur Hohenzollern Ende März in Berlin geſcheitert ſei, 
während der König die Ablehnung erſt am 24. April und dann 
am 5. Mai nach Madrid telegraphirte. Es iſt nicht weniger 
falſch, wenn von dem ſpaniſchen Botſchafter Olozaga behauptet 
wird, er habe alle Fäden in der Hand gehabt; in Wahrheit 
erfuhr er die Candidatur Hohenzollern wie die gewöhnlichen 
Menſchen erft am 3. Juli; nicht er hat den rumänischen Agenten 
Stratt nach Sigmaringen geſchickt, ſondern dieſer iſt aus eignem 
Entſchluſſe abgereift. Weiter: aus der Correſpon denz Bigmart' g 
mit dem Geſandten Kanitz in Madrid werden zwei Süte ſchein⸗ 
bar wörtlich, aber in falſcher Faſſung eitirt; es ift, wie geſagt, 
unrichtig, daß Gramont die Garantieforderung ohne Vorwiſſen 
des Kaiſers an Benedetti abgeſandt hätte; ja, wenn Geffcken 
aus Lano, unter ausdrücklicher Anführung desſelben, eine Miſſe⸗ 
that der Koiſerin berichtet, iſt er nicht im Stande, die Erzählung 
feines Originals ohne grobe Irrthümer wiederzugeben. Wir 
werden ſie ſogleich kennen lernen. 

Herr v. Lano, ein ſehr geſchäſtiger Publiciſt, hat in einer 
großen Zahl von Pamphleten die Sünden des zweiten Kaiſer⸗ 
reichs beſprochen, nach üblicher Weiſe die Kaiſerin mit der Partei, 
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die ſich mit deren Namen ſchmückte, ibentifictet und im Jahre 
1893 die furchtbare Entdeckung öffentlich in einem Buche la 
cour de Berlin verkündet, daß die Kaiſerin durch zwei ver⸗ 
brecheriſche Thaten den Krieg unvermeidlich gemacht und damit 
das Blut von Hunderttaufenden auf ihre Seele genommen habe. 
Dieſes Buch iſt mir nicht bekannt geworden, indeſſen hat er in 
einer ſpateren Schrift: Apres 1· Empire, Paris 1894, feine Be⸗ 
hauptung gegen polemiſche Angriffe vertheidigt, fo daß man 
wohl annehmen darf, hier alle Argumente, über die er gebietet, 
verſammelt zu finden. Herr v. Land erklärt darin, bei Gelegen⸗ 
heit des von Bismarck „gefälfehten“ Emſer Telegrammes, welches 
den Krieg zum Ausbruch gebracht haben ſoll, er habe von Olli⸗ 
vier ſelbſt vernommen, daß Benedettt dem Herzog von Gramont 
über Bismartk's Fulſchung Nachricht gegeben und ihm eine ge⸗ 
naue Abſchrift des echten, von Bismarck gefälichten Berichts 
des Prinzen Radziwill geſchict hätte. Gramont aber war, 
fährt er fort, ein Getreuer der Kaiſerin Eugenie. Anſtatt den 
Bericht, der Bismarck's Betrügerei bewieſen hätte, den Miniſtern 
vorzulegen und ihn ſofort dem Bismarck ſchen Telegramme ent⸗ 
gegenzufegen, ließ er ſich durch die Partei verleiten, ihn zur 
Kaſſerin zu bringen, welche ihm dann zornig befahl, den Bericht 
geheim zu halten. Er folgte dem Befehl. Der Bericht Hätte 
alle Weit überzeugt, daß König Wilhelm in keiner Weiſe den 
franzöſiſchen Botſchafter inſultirt Hätte; der Kriegsfall, den Bis⸗ 
marck s Fälſchung geſchaffen, wäre damit beſeitigt und die Er⸗ 
haltung des Friedens geſichert worden. Aber die Kaiſerin wollte 
den Krieg. 

Darauf antwortete ein wohl unterrichteter Gegner im Figaro, 
11. November, Radziwill's Bericht hätte am 13. Juli noch gar 
nicht exiſtirt, alfo hätte Venedetti eine Abſchriſt nicht einfenden, 
und die Kaiſerin und Gramont eine ſolche nicht verbergen konnen. 
Auch ſtehe es jezt feſt, daß Bismarck die Fälschung nicht an 
Madziwill's Bericht, ſondern an einer am 13. Abends erhaltenen 
Depeſche Abeken's begangen habe. 

Durch fo unbedeutende Thatſachen ließ ſich Herr v. Lano 
nicht erschüttern. Er antwortete: Nadziwill oder Abeten, gleich⸗ 
viel. Dann hat Benedetti eine Mbfchrift der Depeſche Abeten 
eingeſandt, und dieſe iſt auf Befehl der Kaiſerin ſecretirt worden. 
Dieſe meine Darſtellung hat mir der Miniſterpräſident Ollivier 
gelicſert. 
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Es iſt nun aus Benedetti's Buch gewiß, daß dieſer keine 
Ahnung von der Eriftenz der Depefche Abeken gehabt hat. Alſo 
heißt es hier wie oben: er konnte keine Abſchrift derſelben 
einſenden, Gramont konnte dieſe Abſchriſt nicht der Kaiſerin 
vorlegen, die Kaiſerin konnte deren Secretirung nicht befehlen. 
Herr v. Land aber bleibt dabei, fo ſei es geſchehn, fo habe es 
ihm Ollivier verſichert. Nur ſo weit hat er einen Eindruck er⸗ 
fahren, daß er in der weitern Erörterung nicht mehr ausdrücklich 
von einem preußiſchen Aktenſtück, ſondern nur umbeftimmt von 
einer Mittheilung Benedetti's redet, deren Unterſchlagung daß 
Streben der Kriegspartei zum Siege geführt habe. 

Was Ollivier betrifft, ſo hat dieſer ſich auch gegen andere 
Perſonen beſchwert, daß Gramont die am 12. und 13. Juli 
mit Benedetti geführte Unterhandlung nur mit Vorwiſſen des 
Kaiſers, ohne Mitwirkung des Minifteriums, alſo ſehr verfaſſungs⸗ 
widrig geführt habe. 1) Auch Venedetti hat ſich ſpäter beklagt, 
daß das Miniſterium nicht auf Grund ſeiner Berichte der 
Legende von ſeiner Beſchimpfung durch den König entgegengetreten 
ſei. Als hienach aber Lano 1893 die beiden Herrn aufforderte, 
ſeine Erzählung öffentlich zu beſtätigen, haben beide wohlweislich 
geſchwiegen. Denn Ollivier wußte zu gut, daß in den ent 
ſcheidenden Stzungen des 14. Juli bie Minifter aus Bismarck s 
Zeitungstelegramm keine Inſultirung Benedetti's durch den König 
herausgeleſen, daß Gramont dem Kromath die Benedett'ſche 
Rorrefpondenz am 14. vorgelegt, und daß man dann die Sitzung 
mit einem Veſchluß auf Erhaltung des Friedens geſchloſſen 
hatte. Von einer Einwirkung der Kaiſerin zeigt ſich bis dahin 
keine Spur. 

Aber triumphirend bringt uns Herr v. Lano jetzt eine Aus⸗ 
ſage des Miniſters Louvet. Als Napoleon nach dem Schluſſe 
der Sitzung am Abend aus den Tuilerien nach Saint Cloud 
zurückkam, habe dort die Kaiſerin ihm zornige Vorwürfe gemacht, 
daß der Krieg noch nicht erklärt fei, und die ganze Geſellſchaft 
habe tobend und lürmend ihn mit gleichem Andrängen umringt. 
Er habe fich paſſiv und ſchweigend verhalten und fi} ungeän derten 
Sinnes in ſein Cabinet zurückgezogen, wo dann bald eine Nacht⸗ 


) Darimon, Notes p. 79 f. Diefelbe Beschwerde hat der Minister 
Möge geführt. Ebenda p. 123 fl. 
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ſihung begann, in der troß Napoleon’ Widerftreben Gramont, 
Leboeuf und Olivier den Kriegsbeſchluß errangen. 

Louvet war in Saint Cloud nicht anweſend, alſo auch nicht 
Zeuge des Parteilärms und der Reden der Kaiſerin. Von der 
Seeretirung eines Benedettiſchen Berichts ſagt auch er nicht 
eine Silbe. 

Aber gerade hier, aus der Zwischenzeit zwwiſchen der fried⸗ 
fertigen Abendſizung und der kriegeriſchen Nachtſitung, weiß 
Lando eine neue Miffethat der Kaiſerin zu berichten. Der Vorgang 
an fich iſt äußerst einfach. Gegen 6 Uhr waren die Miniſter 
auseinander gegangen, nicht anders wiſſend, als daß die glühende 
Frage entſchieden und der Friede gefichert fei. Aber gegen 9 Uhr 
erſchien Beboeuf in Saint Cloud und erlangte vom Kaiſer die 
Berufung der Miniſter zu einer nochmaligen Berathung auf 
10 Uhr in Saint Cloud. Die Einladungen gingen telegraphiſch 
an alle Miniſter ab, jedoch waren in Paris die Herren Louvet 
und Segris nicht zu Haufe und auch ſonſt nicht aufzufinden, fo 
daß fie die Einladung nicht rechtzeitig erhielten. Man follte 
denken, daß nichts begreiflicher und natürlicher wäre als dieſer 
Hergang. Aber Herr v. Lano blick tiefer. Louvet und Segris 
waren Männer des Friedens, die Naiſerin aber wollte den Krieg; 
folglich befahl fie, daß die beiden Herm von der Sitzung ferne 
gehalten würden, und veranlaßte die Unterſchlagung der beiden 
Telegramme. So unterlag, verſichert Herr v. Lano, die Friedens ⸗ 
partei, ihrer Führer beraubt, in der Naditfigung einem neuen 
Verbrechen der Raiferin. 

Von einem Beweiſe iſt auch hier keine Rede. Vouvet's 
vorher mitgetheilte Ausſage enthält nicht die leiſeſte Andeutung 
darüber, ſo wenig wie über die angebliche Secretirung eines 
Benedett'ſchen Berichts. 

Übrigens bin ich in der Lage, der von dem abweſenden 
Louvet gegebenen Schilderung der Vorgänge in Saint Cloud 
zwiſchen den beiden Sitzungen den Bericht eines Anweſenden, 
eines hähern franzöſiſchen Offiziers, entgegenzuſtellen, der mir 
von einem vertrauten Freunde desſelben mitgetheilt worden iſt. ) 

„An jenem Tage, dem 14. Juli, war eine Anzahl vom 
Kaiſer gefgügter Offiziere zum Diner nach Saint Cloud befohlen. 


9) Leider darf ic die beiden Namen nicht nennen, um fo beftinnnter 
aber ihre abſolute Zuverläſſigreit ver ſichern. 
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Als der Kaiſer gleich nach 6 Uhr aus der Sitzung zurückkehrte, 
trat er freudeſtrahlend in den Saal ein, ging auf die Offiziere 
zu und fragte: nun, meine Herren, find Ihre Effecten für den 
Feldzug bereit? Ein braufendes Ja war die Antwort. Wohl, 
fagte der Kaiſer mit fröhlichem Ausdrucke, dann packen Sie 
wieder aus; denn, Gott ſei Dank, der Friede ift geſichert. Bei 
den Öfficieren ſand biefe Nachricht nicht gerade einſtimmigen Beifall 
natürlich aber konnte kein Widerſpruch laut werden. Während 
der ganzen Dauer der Tafel blieb der Kaiſer in heiterſter 
Stimmung, ſcherzte, erzählte Meine Geschichten, plauderte mit 
den Damen. Bald nach Tiſch zog er ſich in fein Cabinet 
zurück. Nach einer Weile hieß es, der Herzog von Gramont 
und Baron Jerome David ſeien angekommen und ſogleich zum 
Kaiſer geführt worden. Später ließ der Kaiſer ſeine Gemahlin 
bitten, hecaufzufemmen. Als darauf nach dem Schluß der 
Berathung der Kaiſer wieder im Saale erſchien, war ſein 
Ausſehn in erſchreckender Weiſe verwandelt, das Geſicht bleich 
wie ber Tod, die Züge ſchlaff, die Augen halb geſchloſſen. Er 
ließ ſich in einen Sitz nieder und blieb ſtumm. Der Krieg 
war entfchieden.“ 

Der Erzähler meldet nur, was er ſelbſt geſehn oder gehört 
hat; nur um ſo zuverläſſiger erſcheinen dadurch ſeine Angaben. 
Von der Ankunft der übrigen Miniſter und dem ſonſtigen Ver⸗ 
lauf der Nachtſihung hat er nichts vernommen. Intereſſant ift 
die Angabe, daß Gramont ſich zur Verſtürkung den Führer der 
parlamentariſchen Kriegspartei, Jerome David, mitgebracht hat. 
Vollends aber erregt unſer Intereſſe die Berufung der Kaiſerin 
zur Theilnahme an der Berathung. Wer die Einladung ver⸗ 
anlaßt, und wie die Kaiſerin ſich geäußert hat, iſt nicht bekannt 
geworden. Wenn fie, getäuscht durch Gramont's unwahre Ber 
richte und Leboeuf s militäriſche Sorgen, endlich mit ſchwerem 
Herzen erflärt hat, daß Frankreichs Ehre und Sicherheit die 
Mobilmachung und damit den Krieg fordere, ſo hat ſie nichts 
Anderes gethan, als die sämmtlichen anweſenden Miniſter, auch 
mit einer einzigen Ausnahme die bisherigen Vertheidiger des 
Friedens. 

Jede der anweſenden Perſonen trügt hier ihren Theil der 
Verantwortung. Auf weſſen Haupt aber die erdrückende Schuld 
laſtet, ob auf den Urhebern oder den Opfern der Täufhung, 
bedarf wohl keiner weitern Erörterung mehr. 
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Daß die Kaiſerin nicht wie Olivier le coeur leger für 
den Krieg geflimmt hat — wenn es überhaupt geſchehn —, 
erfahren wir ſogleich. Nach dem Schluß der Berathung fragte 
fie ängſtlich den Staatsrathspräſidenten Herrn v. Parien, was 
er von dem Veſchluſſe dente. Er ſagte: wenn England eine 
Formel fände, die uns vor dem Kriege bewahrte, ſo würde es 
ſich ein großes Verdienſt um Frankteich erwerben. Das ift ganz 
meine Meinung, rief die Kaiſerin. ) Als am Abend des 15. Juli 
der Krieg in der Kammer angekündigt war und in Paris mit 
wildem Jubel aufgenommen wurde, ging die Caiferin mit dem 
Praſecten des Palaſtes lange Zeit in dem dunkeln Park von 
St. Cloud auf und nieder; zu ihren Füßen lag die zum Theil 
ſeſtlich beleuchtete Rieſenſtadt und ließ den Kriegslärm wie ein 
dumpfes Brauſen herauf ſchallen. Die Kaiſerin war im Contraſte 
zu dieſem Bilde fo ſchweigſam und tieftraurig, daß endlich der 
Begleiter nach der Urſache fragte. Da brach ſie aus: Wie ſollte ich 
nicht erſchüttert fein? ein Land wie unſer Frankreich, in vollem 
Frieden gedeihend, wird in einen Kampf verwickelt, bei dem 
im beſten Falle fo viel Zerſtörung, fo viel Jammer ſicher ift. 
Wohl handelt es ſich um die Ehre Frankreichs; aber welches 
Unheil, wenn das Glück uns zuwider wäre? Wir haben 
Alles auf Eine Karte geſetzt; wenn wir nicht ſiegen, fo ſtürzen 
wir in den Abgrund der entſetzlichſten Revolution, die man je 
gesehn hat;) 

Der Gebrauch endlich, den Herr Geffden von Lano's Ent⸗ 
hüllungen über den 14. Juli macht, iſt fo unglaublich, daß 
jede Urſache außer einer abſoluten Gedankenloſigleit unfindbar 
bleibt. Ganz gelaſſen erzählt er, Gramont, der am Morgen 
des 14. Benedetti's Bericht erhalten, ſei damit, nach einer kurzen 
Begegnung mit Lord Lyons, in die Tuilerien gegangen, aber nicht 
feiner Pflicht gemäß zum Kaiſer, fondern zur Kaiſerin; er zeigte 
ihr den Bericht, der jede Inſultirung Benedetti's ausſchloß, 
und empfing von ihr die dringende Bitte, das Actenſtück geheim 


n Mitteilung der gerade damals dienſtchuenden Palajtdame 
Carette, Souvenirs 2, 100 Ebenjo Gtraudeau (damals Abtheilungs⸗ 
direkter im Auswärtigen Int), Napolson III intime p. 404. Der 
Verſaſſer hat Einficht in die Gorrejponden; Nepolton's mit Eugenie 
nehmen dürfen. 

2) Garette 2, 101. 
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zu halten. Gramont that es, ging in die Kammern, aeceptirte 
dort die Mär von der Beleidigung Benedetti's, die er noch Morgens 
Lyons gegenüber in Abrede geſtellt hatte (die Kammerſiß ung 
und das Geſpröch mit Lyons haben für Geſſcken am ſelben 
Tage, dem 14. Juli, Statt gefunden) und forderte die Mittel 
für den Krieg. Vergeblich erhoben Thiers und Gambetta 
Widerſpruch; ſie wurden niedergeſchrien. Geffcken fügt noch hinzu, 
Sybel erwähne eine weitere Fälſchung, deren ſich Gramont in 
dieſer Sitzung ſchuldig gemacht u. ſ. w. 

Ich verbitte mir, meine Angaben in die Reihe dieſer Thor⸗ 
heiten verflochten zu ſehn; die berühmte Sitzung, die der Welt 
den Krieg verkündete, fand nicht, wie hier erzählt wird, am 14., 
ſondern am 15. Juli ſtatt. Der 14. war völlig ausgefüllt durch 
die drei Kronrüthe, deren zweiter den Frieden, der dritte den 
Krieg beschloß: Geſſcken hat leine Ahnung davon, daß dieſe 
Berathungen exiſtirt haben, obgleich fie in hundert Büchern zu 
finden find. Damit entgeht ihm auch die Möglichkeit, in feiner 
Darſtellung die gemeine Erdichtung Lano's anzubringen, daß 
die Kaiſerin eine Unterſchlagung der Einladungen für Louvet und 
Segris zur dritten Sitzung am 14. veranlaßt habe. Aber er läßt 
deshalb einen fo ſchönen Fund nicht fallen, nein, er ändert nur 
das von Lano gegebene Datum und läßt jene Einladungen am 12. 
auf eine Sitzung am 13. Juli ausgeſtellt fein. 

Das Alles nennt er zum Schluß eine actenmäßige Dar⸗ 
stellung, nach welcher es unzweifelhaft bleibe, daß nicht Napo- 
leon, ſondern die Kaiſerin und Gramont die wahren Schuldigen 
am Kriege von 1870 ſeien. 

Wohin man auf dem Gebiete ber hier beſprochenen Literatur 
greifen mag, überall faßt die Hand entweder leere Luft oder 
widerlichen Schmutz. 


6. Nis marck's Politik. 

Wie bei Napoleon und dem Grafen Beuſt, finden meine 
geehrten Krititer auch hier, daß ich Bismarcks Friedensliebe 
übertreibe. Herr Rößler ift der Anſicht, Bismarck ſei bei dem 
Luxemburger Handel allerdings bereit geweſen, Napolcon's 
Wünſche auf eine „Compenſation“ zu befördern. Dann aber fei 
ein Uimſchlag in Bismarcks Meinung erfolgt, der ihn bewogen 
hätte, dem Kriege nicht bloß in's Auge zu ſehn, ſondern auf 
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ihn hinzuarbeiten. Der einzige Grund, den Herr Rößler dafür 
anführt, iſt die Thatſache, daß Bismarck nichts gethan habe, 
dem Kaiſer die Entſchädigung zu ermöglichen, ohne welche die 
Dauer des napoleoniſchen Regiments unmöglich und folglich 
der Krieg unvermeidlich geweſen. Leider vergißt Herr Rößler 
zu ſagen, welches Land Bismarck dem Kaifer zur Erhaltung des 
Friedens hätte anbieten follen, etwa die Rheinpfalz unter glühen⸗ 
dem Zorne der ganzen deutſchen Nation? oder Belgien oder 
die franzoſiſche Schwei unter unabſehbaren europälſchen Ber⸗ 
wicklungen? Nicht beffer fteht es um die Bemerkung Herrn 
Delbrücks (Pr. Jahrb. Februar 1895): wenn mein Beweis für 
die Friedens liebe Napoleon's und Beuſt's unwiderleglich wäre, 
fo würde Bismarck in viel höherem Mnaße als bisher für den 
Vater des Kriegs zu halten fein. Offenbar wäre dieſer Schluß 
nur dann bündig, wenn kein Anderer als dieſe Drei den Krieg 
hätten veranlaſſen können; er fällt aber ohne Weiteres zuſammen 
durch die Thatſache, daß in Paris Gramont und Leboeuf, ſowie 
die Arcadier und die Clericalen gegen Napoleon's Willen bei 
dem activen Theil der Bevölkerung den Kampfzorn entflammt 
und damit den Bruch unvermeidlich gemacht haben. 

Gewichtiger als dieſe Dinge ſind die Ausführungen der 
Herrn Delbrück und Brandenburg (M. Allg. Big., Balage 
11. u. 12. Febr. 1895) über Bismarcks Thätigleit bei den Ver⸗ 
handlungen über die Candidatur Hohenzollern, weil ſie ſich auf 
die neuen Mittheilungen in den „Aufzeichnungen aus dem Leben 
des (jegigen Königs, damaligen Fürſten) Karl von Rumänien“ 
ſtützen, welche, von dem Bruder des Candidaten herrührend, 
eine Quelle erſten Ranges darſtellen. „Da durch dieſe“, ſagt 
Delbrück, „die Hauptthatſachen heraus find, lann über Bismarcks 
Verhalten kein Zweifel mehr fein.“ 

Den Werth der Quelle stelle ich nicht in Abrede. Aber 
ich conftatire, daß die Folgerungen der beiden Heren nicht aus 
dem richtig erkannten Inhalt, fondern aus gänzlichem Wiß⸗ 
verſtändniß derſelben gezogen ſind. 

Ich erläutere dies durch einige Bemerkungen über die Be⸗ 
ſchaffen heit der Aufzeichnungen. 

Auf den ersten Blick ift es deutlich daß der hohe Verſaſſer 
nicht an eine vollſtändige, zuſammenhüngende Geſchichte der 
ſpaniſchen Candidatur feines Bruders gedacht, ſondern einſach 
aufgezeichnet hat, was ihm von ſeinem Verwandten oder ſonſt 
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gemeldet wurde. Kein Schluß wäre verkehrter, als daß ein 
anderweitig bezeugtes Ereigniß deshalb als nicht geſchehen zu 
betrachten wäre, weil es in den Aufzeichnungen nicht erwähnt 
wird. Dieſen Fehler macht Herr Brandenburg mehrfach, indem 
er aus dieſem Grunde die völlig ſichere Thatſache des erſten 
ſpaniſchen Anklopfens bei den Hohenzollern im April 1869 und 
den nicht weniger beglaubigten Beſcheid des Fürſten Anton an 
den ſpaniſchen Agenten im September 1869 aus der Geſchichte 
ſtreichen will. 

Die Aufzeichnungen erſcheinen nun in der Form eines Tage- 
buchs, welches bei feiner Entftehung ganz ſicher nicht für den 
Druck zum Beſten künftiger Hiſtorifer, ſondern lediglich zur 
Fuirung der Erinnerungen des Schreibenden ſelbſt beſtimmt 
war. Unter einem gewiſſen Datum wird ein Vorfall eingetragen, 
das Datum aber wird nicht nach fefter Regel gewählt; in manchen 
Fällen iſt es das Datum des Ereigniſſes ſelbſt, in anderen der 
Tag, an dem der Fürſt Kenntniß erhalten hat. (Bei Briefen 
aus Deutſchland nach Rumänien beträgt die Differenz zuweilen 
drei, meiſt vier Tage) Aber noch mehr. In manchen Föllen 
kommt es vor, daß der Fürſt ein Ereigniß unter einem be⸗ 
ſtimmten Datum bucht und dann die daraus ſich entwickelnden 
Vorgänge zu der erſten Notiz nachtrügt, und zwar immer ohne 
eine chronologiſche Bemerkung. Für ihn ſelbſt, der den Zu⸗ 
sammenhang lannte, bedurfte es nichts Weiteres; es leuchtet 
aber ein, wie ein ſptterer, ſonſt unkundiger Leſer dadurch zu 
Irrthümern verleitet werden kann. Ich will nur zwei Beiſpiele 
anführen. Unter dem 2. Juni berichtet das Tagebuch zuerſt 
von rumäniſchen Dingen, rückt dann einen Brief des Fürften 
Karl Anton vom 28. und einen des preußiſchen Kronprinzen vom 
28. Mai ein und erzählt darauf von einer Correſpondenz zwiſchen 
dem Erbprinzen in Schloß Benrath bei Düffeldorf, dem Fürſten 
Anton in Nauheim bei Gießen, dem Kronprinzen in Potsdam, 
dem Grafen Bismarck in Berlin. Nach den räumlichen Ent⸗ 
ſernungen zwiſchen den Correſpondenten und den vorliegenden 
Daten iſt dieſe Correſpondenz zwiſchen dem 23. und dem 29. Mai 
verlaufen; ihrer Erwähnung fügt Fürſt Karl mit dem einfachen 
Worte „Übrigens“ den Bericht über mehrere Ereigniſſe hinzu, 
die ſich am 24. April, am 3. und 5. Mai zugetragen haben. 
Jeder nicht anderweitig Unterrichtete wird unbedenklich auch 
dieſe Ereigniſſe hienach in die Woche vom 23. bis 29. Mai 
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verfepen und damit bas wirkliche Bild der Vorgänge in ſehr 
ſtarter Weiſe verſchieben. 

Unter dem 4. Juni heißt es weiter in dem Tagebuch, der 
Erbprinz habe ſich entſchloſſen, die fpanifche Krone anzunehmen; 
dann folgt in demſelben Satze, nur durch ein Semikolon von 
dem Voraus gehenden getrennt, die Notiz, der Erbprinz habe 
in dieſem Sinne an König Wilhelm geſchrieben, und dieſer ihm 
ſogleich geantwortet, daß er mit dem Vorhaben einverſtanden 
ſei. In Wahrheit hatte der Erbprinz den ſehr verſtändigen 
Vorſaß, dem Könige feinen Entſchluß erſt dann mitzutheilen, 
wenn trotz der bisherigen Ablehnungen ein neues ſpaniſches An⸗ 
gebot an ihn gelangte. So liegt hier im Tagebuche wieder ein 
nachträglich gemachter Zuſatz über das allerdings längſt bekannte 
Ereigniß des 21. Juni vor; Herr Brandenburg aber hat ſich 
durch die Faſſung des Sages verleiten laſſen, den ganzen In ⸗ 
halt desſelben zum Datum des 4. zu rechnen, und ſo zu der 
allerdings ganz neuen Entdeckung zu gelangen, daß der König 
ſchon am 4. oder 5. Juni Kenntniß von der Sinnesänderung 
des Erbprinzen erhalten habe, worauf der Kritſter dann fofort 
weitere politiſche Schlüſſe aufbaut, die natürlich jedes Grundes 
entbehren. 

Welche Abweichungen von meiner Darftellung der Ge 
ſinnung Bismarcks folgern nun meine Gegner aus den An⸗ 
gaben des Tagebuchs? 

Unter dem 6. Juli berichtet Fürst Karl von einem Briefe 
des Rönigs Wilhelm an den Fürſten Anton, offenbar von dem⸗ 
ſelben Datum, worin u. A. der König bedauere, daß man der 
früher getußerten Meinung des Fürften von Hohenzollern, man 
müſſe fi der Zuſtimmung Frankreichs verſichern, keine Folge 
gegeben habe, weil General Prim die Geheimhaltung gewünſcht, 
und Graf Bismarck geltend gemacht habe, daß jede Nati, 
ihren König wählen dürfe, ohne andere zu befragen. Den 
laut des Briefs rückt Fürſt Karl nicht ein 

Aus diefer Notiz zieht nun Herr Brandenburg wieder weit⸗ 
tragende Schlüſſe. Der Antrag des Fürſten Anton hätte den 
Frieden geſichert; der Umſtand, daß Bismarck ihn bekämpft un d 
die Verwerſung entscheidet, beweift, daß der Kanzler nicht jo 
unerhebliche Vortheile aus der Thronbeſteigung Leopold's zu 
ziehen gehofft, wie meine Darſtellung es im Gegenſatze zu den 
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Angaben des Tage buchs fäildertt); er habe ein preußiſch⸗ 
ſpaniſches Bündniß gegen Frankreich gewünscht, da bie von ihm 
erstrebte Vollendung der beutfehen Einheit Frankreich zum Krieg 
veranlaſſen könne. Nur unter dieſer Vorausſetzung laſſe ſich 
Bismarcks Benehmen verftehen; bei ſolchen Abſichten mußte 
allerdings das Geheimniß gegen Napoleon jtreng gewahrt bleiben 

Ich bedaure: dies Verſtändniß von Bismarcks Politik iſt 
nichts als ein Mipverſtandniß, oder genauer gefagt, eine ganze 
Reihe von Mißverſtändniſſen. 

Ein Mißverſtandniß liegt in der Annahme, daß es Bis⸗ 
marek geweſen, der im Laufe dieſer Verhandlung die Verwerfung 
der vom Fürſten Anton vorgeſchlagenen Mittheilung an Napo⸗ 
leon entſchieden habe. Es ſteht jetzt feſt, ſagt auch Delbrück, 
freilich ohne alle Concluſionen Brandenburgs mitzumachen, 
daß Bismarck eine dvorgängige Ausſprache mit Napoleon ver⸗ 
hindert hat. 

Nun, ich folkte denten, daß über die Entstehung und Be⸗ 
wahrung des Geheinmiſſes ſowohl nach meiner frühern Aus 
führung (7, 184), als auch nach mehrfachen Angaben des Tage⸗ 
buchs jeder Zweifel ausgeſchloſſen wäre, 

Am 20. Mürz ſchrieb Fürst Anton, Prim habe Leopold 
die Krone angeboten unter dem Siegel eines europaiſchen Staats⸗ 
geheimniſſes. Ebenſo ſchrieb Prim in feinen Privatbriefen an 
den König und an Bismard, worin er bie Canvivatur zur Sprache 
brachte, er bitte um ſtrenges Geheimniß, da der Bruch desſelben 
feindliche Parteien in den Stand fepen würde, den Plan un⸗ 
möglich zu machen. Hienach gab es für die Berliner Berather 
des Plans nur Eine Wahl. Entweder man wies jeden Ein⸗ 
tritt in die Berathung auf der Stelle zurück — und nach dem 
obigen Brief vom 6. Juli feheint im erſten Augenblick der König 
dieſe Stimmung gehabt zu haben. Oder man trat in die Be⸗ 
rathung ein, dann war man, wenn man keinen Vertrauen sbruch 
begehen wollte, zu ſtrenger Erhaltung des Geheimniſſes ver ⸗ 
pflichtet, und dies wurde denn auch von allen Betheiligten an⸗ 
erkannt und befolgt: Stand damit die Unmöglichkeit einer 


9 Sch Habe allerdings dle Vortheile, bie Bismarck von ber Thron 
beſteigung Leopold'8 erwartele, als unetheblich bezeichne. Aber ich 
Habe damit nicht Bismarch s Unficht wederzeben wollen; es in lediglich 
mein eignes, auf deb Königs Aufſuſſung geftüte Urtfeit. 
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Mittheilung an Napoleon ſeſt, fo war Bismarcks Wort, daß 
jedes Volk zu ſeiner Königswahl keiner Erlaubniß eines andern 
bedürfe, ebenfo harmlos wie richtig. Auch Fürſt Anton war 
nach Prim 's Erklärung von der Uinverbrüchlichteit des Geheim⸗ 
niſſes überzeugt. Er ſchrieb am 20. März, das Geheinmiß 
müſſe wenigſtens vorläufig gewahrt werden. Ebenſo lehnte er 
am 16. April einen Vorſchlag ſeines Sohnes Karl ab, weil durch 
deſſen Ausführung das bisher muſterhaſt gewahrte Geheimmiß 
verletzt und der Plan im Keime erſtickt werden würde. Desgleichen 
am 22. April: das Geheimniß von Spanien ift wunderbar ger 
wahrt worden, und es ift von höchſter Wichtigkeit, daß es auch 
ferner, wenigſtens von unſerer Seite, gewahrt werbe. Er freut 
ſich, daß ſogar Olozaga nichts davon erfahren hat. 

Und derſelbe Fürſt, der während der ganzen Dauer dieser 
Berathung das Geheimniß ſtreng zu bewahren einſchärft, ſoll in 
einem Moment derſelben den Vorſchlag einer Mittheilung da⸗ 
rüber an Napoleon gemacht haben? 

Ich lann nicht helfen, es iſt das wieder nichts als ein 
Mißverſtehn des königlichen Briefs vom 6. Juli durch die 
Herrn Recenſenten. 

Der König erwähnt in jenem Briefe nicht einen im März 
oder April gemachten, von Bismarck abgewieſenen Vorſchlag 
des Fürſten, ſondern eine früher geäußerte Meinung des⸗ 
ſelben, der Folge zu geben nach der Ausbedingung ſtrengen 
Geheimniſſes durch Prim unmöglich Veen ſei. Die Frage 
drängt ſich auf: wann ift dieſe frühere Außerung gefhehn? 

Die Antwort liegt allerdings ſehr nahe. 

Im März 1870, wo der Fürſt Anton bei der inneren Be⸗ 
zuhigung Spaniens die Annahme der Candibatur lebhaft wünſchte 
hat er auf ſtrenges Geheimniß der Verhandlung gedrungen. 
Dagegen im September 1869, wo die revolutionären Wogen 
in Spanien noch hoch gingen, wollte er ſo wenig wie ſein 
Sohn von der Candidatur etwas wiſſen. Indeſſen kleideten 
beide, Vater und Sohn, die Ablehnung höflicher Weiſe in be⸗ 
dingte Form ein, und zwar entließ Fürſt Anton Herrn Salazar 
mit dem Beſcheide, ehe er die Frage näher erwägen könne, müffe 
Spanien ihm erſt die Zustimmung Napoleon s verbürgen, während 
der Erbprinz dem Agenten ſonſtige ſchwere Bedingungen ftellte, 
Einſtimmigkeit der Wahl, Fehlen eines Gegenkandidaten, feine 
Feindseligkeiten gegen Portugal. Der Fürſt hat jenen Vorgang 
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und feinen Beſcheid erſt Ende Februar 1870 nach Berlin ge⸗ 
meldet, und daran hat ſich der König beim Aufbraufen des 
Pariſer Kriegslürms erinnert, mit Bedauern, daß es nicht da⸗ 
bei geblieben, aber auch mit Anerkennung des Grundes für die 
Beobachtung des Geheimniſſes. 

Herr Brandenburg ift von der Ertenntniß dieſes Zuſammen⸗ 
hangs abgehalten worden immer wieder nach demſelben Grunde. 
nach einer falſchen Auffaſſung der rumänifgen Aufzeichnungen, 
Den Beſcheid des Fürſten Anton hatte ich nach einer Mit⸗ 
theilung (wie ich jezt ſagen darf) des damaligen preußiſchen 
Geſandten in München, Herrn v. Werthern, erzählt, welcher 
den ſpaniſchen, ihm aus ſeiner früheren Madrider Geſandtſchaft 
wohlbekannten Staatsrath in Weinburg vorgeſtellt hatte.) Die 
Antwort des Erbprinzen erſcheint jetzt im Tagebuch des Fürſten 
Karl, und Herr Brandenburg iſt ſofort mit dem Schluſſe fertig: 
da fie einen ganz andern Inhalt hat als Werthern's Mittheilung, 
fo iſt es klar, daß dieſe grundlos und nur aus Gedächtniß⸗ 
ſchwäche Werthern's hervorgegangen iſt. Nein, geehrter Herr, 
Werthern's Ausſage iſt ſo gut beglaubigt wie möglich, und zu⸗ 
dem liegt es auf der Hand, daß ſie der Angabe des Tagebuchs 
nicht widerſpricht, ſondern fie ergänzt. Beide Herrſchaften waren 
einig in der Ablehnung des Antrags: warum ſollte nicht Jeder 
feine beſondern Beweggründe anführen? 

Allerdings ift der Wandel unverkennbar, der ſich bei Karl 
Anton zwiſchen 1869 und 1870 nicht bloß in der Schätzung des 
ſpaniſchen Thrones, ſondern auch in der Anſicht über Napoleon's 
etwaiges Verhalten zugetragen hat. Nach einer Notiz des Tage- 
buchs hat der Fürſt vor dem Weinburger Vorgang ſehr beftimmt 
erklürt, bei aller perſönlichen Freundschaft würde Napoleon nie- 
mals einen Hohenzollern zur Herrſchaft in Spanien zulaſſen; er 
betrachtet dann im September die für die Annahme der Candi⸗ 


y) Herr Valbert (Royae d. d. wondes, 1 avril 1896) erllürt es 
für unmöglich, daß ein preußiſcher Geſandter dieſe Einführung ohne 
Befehl oder Erlaubniß Bismarcks gewagt hätte. Diefe an fi plauſtbele 
Vermuthung hat nur den einer Fehler, daß fie felſch if. Die deten, 
aus denen ich wenigftens dies negative Erzebniß mitteilen darf. 
ergeben, daß Bismarck überhaupt von den Weinburger Vorgängen 
erſt Ende Februar, und von Werthern's Beihilfe erft Ende Juff 1870 
das erſte Wort erfahren hat. 
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datur geftellte Bedingung als eine unmöglich zu erfüllende For⸗ 
derung, mithin als eine deutliche Form der Ablehnung. Aber im 
März 1870 hat ſich dies Alles bei ihm in das Gegentheil um⸗ 
geſetzt. Das Tagebuch zeigt es, daß er vom erſten Augenblick 
für die Größe und den Werth der Candidatur begeiftert ist, 
daß er unaufhörlich ſich bemüht, durch die Bewahrung des 
Geheimniſſes das Gelingen trotz des ſpaniſchen Parteihaders zu 
ſichern und nach der Ablehnung durch den König die Sache 
aufs Neue in Gang zu ſeßen. Wird nun irgend ein Menſch 
ein ſolches Auftreten des Fürſten für möglich halten bei Fort⸗ 
dauer jener frühern Überzeugung von Napoleon's feindſeligem 
Verbote der Candidatur? Sein ſpateres Verhalten gibt darauf 
die bündigſte Antwort. Als im Juli der Kriegslärm der Pariſer 
beginnt, iſt er ſofort entſchloſſen, daß wegen ſeiner dynaſtiſchen 
Intereſſen der Friede Deutſchlands und Europas nicht geſtört 
werden dürfe; er vollzieht den Verzicht feines Sohnes, ſobald 
er weiß, daß König Wilhelm nichts dagegen einwendet. Hätte 
er im März noch wie im September ein Veto Napoleon's vor⸗ 
ausgeſehn, ganz ſicher würde er daraufhin die Annahme der 
Candidatur nicht in das Werk geſetzt haben. Dazu kommt auch 
das beſtimmte geugniß Bismorck s , daß damals ſowohl er 
ſelbſt als auch Fürſt Anton nicht den geringften Zweifel gehabt 
hätten, der befreundete und nahe verwandte Hohenzoller würde 
dem Kaiſer ein erwünſchterer Beherrſcher Spaniens fein als der 
feindliche Orleaniſt Montpenſier oder gar ein republieaniſcher 
Praſident. 

Alſo Anton's Umſtimmung iſt evident. Aber auch die 
Urſache derſelben iſt uns bezeugt. Der als höchſt zuverläſſig 
bekannte Times⸗Correſpondent William Nuffel erzählt (my diary 
of the last war p. 97): „Ich ritt dann mit dem Prinzen 
Leopold. Er ſprach von der Stellung, in die er hinſichtlich 
des Kriegs gekonmen war, mit einem Tone des Kummers, 
und was den Kaiſer anging, mit Entrüſtung. Es war, ſagte 
er, dem Kaiſer vollkommen wohlbekannt, daß man mir im Herbſte 
1869 den ſpaniſchen Thron angeboten und daß ich gebeten hatte. 
zur Annahme nicht aufgefordert zu werden, und leine Oppo⸗ 
ſition war dann von Frankreich erhoben worden. Es erſchien 
keine Andeutung irgend einer Art, obgleich der Kaiſer von dem 


9 Mittheilung an Lord Loftus. 
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Anerbieten völlig unterrichtet war, daß das ſelbe ein oasus belli 
fein künnte.“ 

Alſo Fürſt Anton hatte dem Raifer, feinem vertrauten lange 
jährigen Freunde, Nachricht von dem Weinburger Vorgange zu⸗ 
gefandt, und der Kaiſer hatte in keiner Weiſe ein Zeichen des 
Widerwillens oder gar einer Drohung gegeben. ) Da war 
denn freilich die auch von Prim genährte Hoffnung begreiſlich 
Napoleon werde ſchließlich bie Candidatur, wenn nicht fördern, 
ſo doch geſchehn laſſen. 

Wie geſagt, theilte auch Bismarck dieſe Anſichts) Keine 
Meldung liegt uns vor, daß bei den Verhandlungen in Mürz 
und April die Frage, ob Frankreich ſich widerſetzen würde, und 
was in einem ſolchen Falle zu thun ſei, jemals zur Envägung 
gekommen wäre. Und ganz dasſelbe gilt von Brandenburg’ 
Erfindung, daß Bismarck von der Erhebung Leopold's ein 
ſpaniſch-preußiſches Bündniß zur Durchführung der deutschen 
Einheit erhofft habe. Nicht mit einer Silbe ift derartiges er⸗ 
wähnt worden. Bismarck wußte zu gut, daß in einem ſolchen 
Vertrage Preußen lediglich der belaſtete Theil fein würde, wenn 
überhaupt die ſpaniſchen Machthaber das Heraustreten aus der 
Neutralität und die Unterzeichnung einer Allianz dem jungen, 
machtloſen Könige geftatteten. 

Überhaupt ſteht die Anſicht, daß Bismarck mit kriegeriſcher 
Unternehmungsluſt in die Angelegenheit der Candidatur Hohen⸗ 
zollern eingetreten ſei, mit allen, auch den bekannteſten, That⸗ 
ſachen im Widerſpruch. Er hat fie nachdrücklich unterſtützt, 
weil er ſie vortheilhaft für Preußen erachtete und Napoleon 
eher für einen Freund als für einen Gegner derſelben hielt 
und jedenfalls auf deſſen oft bewährte Kriegsſchen rechnete. Im 


h) Brandenburg hebt hervor, Leopold habe nicht aus drütklich 
geſagt, daß Napoleon die Kunde vom Fürsten erhalten; irgend ein 
Gerücht könne fie ihm zugetragen haben. Ich glaube nicht, daß dem 
Texte des Originals gegenüber dieſe bewelsloſe Vermuthung Beſtand 
haben kann. Woher hätte Leopold Lenntniß von ſolchen zu Napoleon 
gedrungenen Gerüchten haben ollen? Und wie wäre feine Entrüſtung 
über Napole on's Schweigen zu erfläcen, als unter der Borausſezung, 
daß Napoleon durch den Fürſten ſelbſt unterrichtet worden? 

) Getanntlich hatte Benedetti im Mai 1869 das Gegentheil 
beſtimmt erkfären follen, hatte dies aber unterlaſſen. 

v Sobel. Begrändung d.beutichen Reiden, VI. 
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übrigen waren gerade damals, im Mai und Juni 1870, alle 
Gedanken Bismarcks auf eine längere Friedenspolitik gerichtet. 
Wohl ſah er, wie immer ſeit 1865, in der Vollendung der 
deutſchen Einheit, in der Wiederaufrichtung des deutſchen Reichs, 
das Schluß wort feiner Aufgabe. Aber ebenſo hatte er ſtets er⸗ 
klärt, die gedeihliche Löſung dieſer Aufgabe ſetze das Verſchwinden 
der alten, im Süden noch fortbeſtehenden Raſſe⸗Antipathten 
und partikularen Eigenwilligkeit voraus, und dafür ſei das 
einzige Mittel eine langjährige gemeinſame Friedensarbeit im 
Zollverein, die zu gründlicher gegenſeitiger Bekanntſchaft und 
dadurch zum Aufgeben des gegenfeitigen Argwohns und Miß⸗ 
trauens führe. Es ſei etwas Großes, hatte er zu Suckow ge⸗ 
ſagt, wenn dies bis zum Ende des Jahrhunderts, es ſei ein 
Wunder Gottes, wenn es früher gelinge. Durch einen fran⸗ 
zöſiſchen Krieg konnte der äußere Anſchluß des Südens be⸗ 
ſchleunigt, die innere Klärung und Vertiefung aber des Einheits, 
gedankens nur geftört werden. Schon nach dieſer Auffaſſung 
war Bismark 1870 dom jedem kriegeriſchen Wunſche entfernt. 
Man mag es loben oder tadeln, aber ſo war es. 

Es enthielt dann auch die Thronrede zum Schluß des 
Reichstags am 26. Mai 1870 nicht die leiſeſte Hindeutung 
auf eine baldige Weiterführung des deutschen Einheitswerks. 
Im Gegentheil, fie ſprach die volle Zufriedenheit mit den ber 
ſtehenden Verhältniffen, dem innern Ausbau des Nordbundes, 
der Entwicklung des Zollvereind und der vertragsmäßigen Ver⸗ 
bindung mit Süddeutſchland aus; demnach werde auch das Aus⸗ 
land anerkennen, daß der Nordbund die deutſche Volkskraft 
nicht zur Gefährdung, ſondern zur Stütze des allgemeinen 
Friedens ausbilde. 

Dem entfpre—end eilte nach dem Schluß der Seſſion in 
Deutſchland Alles zum Genuſſe der Ferien, der König, die 
Bundesräthe, die maßgebenden Minifter, zu Baderuren, Land⸗ 
leben, weiteren Reiſen. Da hinein fiel dann am 6. Juli, wie 
ein Donnerſchlag bei heiterem Himmel, Gramont's von grund⸗ 
loſen Schmähungen und Drohungen ſtrotzende Rede und der 
dadurch entzündete Pariſer Kriegslärn. 

Hat nun Bismarck hierauf beſondere Kampfluſt an den 
Tag gelegt? 

Sein erſter Schritt war, daß er dem Bundesrath wahr⸗ 
heitgemäß erklärte, die Unterhandlung, in deren Folge der Erb⸗ 
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prinz die Annahme der Krone verſprochen, habe unmittelbar 
zwiſchen Madrid und Sigmaringen stattgefunden, ohne irgend 
eine Betheiligung des Königs oder der preußiſchen Regierung: 
Ebenſo wurden zugleich die Geſandten zu der Erklrung ans 
gewieſen, daß die Sache der preußischen Regierung völlig fremd 
ſei, daß Gramont's Auftreten aber ihr jede freundliche Verhand⸗ 
lung zunächſt unmöglich mache; wenn man uns angreife, würden 
wir uns wehren. 

Eben hieher gehört auch feine weitere Erklärung, daß er 
über die Annahme der Krone durch den Erbprinzen nicht von 
dem Könige, ſondern von einem Begleiter des ſpanſſchen Agenten 
die erſte Nachricht erhalten habe. Auch dies iſt vollkommen 
richtig, wenngleich Delbruck daran aus dem geiſtreichen Grunde 
mäkelt, daß bisher viele Leute die Erklärung ganz anders aus⸗ 
gelegt hätten. 

Sofort nach dem erften Auſlodern des Pariſer Tobens 
hielt Bismarck den Verzicht des Erbprinzen anf die ſpaniſcht 
Krone für gewiß und erhob auch leine Einwendung dagegen, 
da die von ihm geſchäßten Vortheile der Erhebung Leopolds 
ihm doch geringer erſchienen als die Nachtheile eines Bruchs 
mit Frankreich. Aber ebenfo ſeſt ſtand bei ihm das Andere: 
der durch Gramont von Preußen geforderte Rücktritt des Prinzen 
dürfte erſt erfolgen, nachdem Gramont die Preußen zugefügte 
Ehrenkrüntung wieder ausgelöſcht hätte. Als ihm in dieſer Ber 
ziehung die Nachrichten aus Ems über des Königs Verhandlung 
mit Benedetſi Zweifel erweckten, fragte er an, ob der König 
vort ſtine Anweſenheit wünſche, und reiſte auf die bejahende 
Antwort am 12. Juli aus Varzin dorthin ab. Allein als er 
am Abend in Berlin ankam, fand er hier bereits die publieirte 
Depeſche über den Rücktritt des Prinzen vor. Wie alle Welt 
ſagte er ſich, damit ſei der Handel beendet, und zwar ohne Ge⸗ 
nugthuung für Preußens Ehre, auf die man nach Erledigung 
der Hauptfache nicht wohl mehr zurücktommen könne. Er beſchloß, 
nicht weiter nach Ems, ſondern morgen zurück nach Barzin zu 
reiſen. jedoch nicht meht als Minister. 

Aber es ſollte anders kommen. Am Morgen des 13. Juli 
empfing er die erſte Nachricht, daß Gramont, mit dem Rücktritt 
des Prinzen nicht zufrieden, weitere Forderungen erhebe, daß 
der preußische Botſchafter, Baron Werther, ſich von ihm die 
Beſtellung eines ungebührlichen Auftrags an den König hätte 
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aufdringen laſſen. Da wurde Bismark das Herz wieder leicht. 
Jetzt war die Bahn aufs Neue eröffnet zu der Tilgung der 
von Gramont bisher gewagten Ehrverletzungen Preußens, ſei 
es durch Verhandlung, ſei es durch Blut. Indeſſen auch in 
dieſem Augenblicke hüchſter Spannung verließ ihn feine ſtolze 
und ſichere Beſonnenheit nicht. Er befahl dem Baron Werther, 
den er nach jenem Ungeſchick nicht einen Tag länger in Paris 
laſſen wollte, er ſolle dem franzöſiſchen Miniſter anzeigen, daß 
er zu einer Badekur Urlaub genommen habe und ſein erſter 
Secretär die Geſchäfte einſtweilen führen werde. Bismarck wollte 
noch den Schein eines diplomatiſchen Bruchs vermeiden, welcher 
den Weg zu weitern Verhandlungen vielleicht verſperrt hätte. 
Bald nachher empfing er den Beſuch des engliſchen Botschafters, 
Lord Auguſtus Loftus. Durch dieſen wünfchte er, das engliſche 
Cabinet zu empfehlender Anmeldung und kräftiger Unterſtilzung 
der preußiſchen Forderungen in Paris zu beſtimmen, wozu es 
bei der abſoluten Friedensliebe der engliſchen Miniſter kein 
wicrſameres Mittel geben konnte, als bei der Entrüſtung der 
deutſchen Nation über Frankreichs Inſolenz die Erklarung der 
Sicherheit des Kriegs, wenn Preußens Forderungen nicht erfüllt 
würden. In dieſem Sinne redete er mit Lord Auguſtus, gleich⸗ 
ſam jeden Saß mit Sübelklirren begleitend. Der Lord ftimmte 
Allem zu und berichtete desgleichen an ſeinen Miniſter, nur 
zweifelnd an einer friedlichen Entſchließung der franzöſiſchen 
Regierung. Freilich hätte er das Geſpräch nicht brieflich, ſondern 
telegraphiſch nach London, und ebenſo dort fein Minifter den 
Inhalt wieder telegraphiſch nach Paris berichten müffen. Jeden⸗ 
ſalls war dieſer Inhalt in Paris unbekannt, als dort die Ente 
scheidung für den Krieg fiel. 

Mir ift die herrſchende Auffaffung des Loſtus'ſchen Berichts 
ſtets als ein Muſterbeiſpiel der Leichtigkeit erſchienen, mit der 
oft auch ſonſt gebildete Leſer dem erſten Eindruck eines wichtigen 
Attenſtucks unterworfen bleiben. Weil Bismark zwar nicht 
offen mit Krieg droht, wohl aber für den ungünftigen Fall ver⸗ 
schiedene Maßregeln von zweifellos kriegeriſcher Bedeutung in 
Ausſicht ftelt, hat man ſeine Rede bereits als eine kaum ver⸗ 
deckte Kriegserklürung charalteriſirt. Ja, nach Gramont's dreiſter 
Erfindung, daß bereits am 14. Juli auf unrechtmäßigem Wege 
eine Abſchrift des Berichtes Loftus' in feine Hand gelangt fei, 
iſt man ſogar zu der Vermuthung fortgeſchritten, dieſe Abschrift 
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ſe es geweſen, mit ber die Kriegspartei das Sträuben Napoleon's 
und der Miniſter überwältigt habe. 

Bei dieſer ganzen Erörterung iſt ein ſehr einfacher, aber 
ganz entſcheidender Punkt überfehn worden. Alle jene den Krieg 
bedeutenden Sätze Bismarcks hatten durchaus hypothetiſchen 
Charakter: dies und jenes wird geſchehn, wenn Frankreich 
unsere Forderungen abweift. Die Bedeutung der ganzen Aus⸗ 
laſſung, ob zum Sieben oder zum Kriege ſtrebend, Hängt alſo 
ganz und gar von dem Inhalt dieſer Forderungen ab. 

Lord Augustus theilt fie in ſeiner Depeche zweimal mit. 

Zunächst fällt dabei auf, daß, während Gramont den König 
von Preußen aufgefordert hatte, ſeinen Widerruf der dem Prinzen 
Leopold ertheilten Erlaubniß direkt an die franzöſiſche Regierung 
zu leiſten. Bismarck ſich mit einer freiwilligen Erklärung Frank⸗ 
reichs an die curoptziſchen Mächte oder in fonft einer amtlichen 
Form begnügt, ein wahrlich nicht unerheblicher Unterſchied. In 
dieſer Erklärung ſei Gramont's drohende Sprache zurückzuziehn 
oder genügend zu erläutern, es fei weiter zu fügen, daß die 
ſpanische Schwierigkeit befriedigend erledigt fei, daß man dem 
gemäßigten und entgegenkommenden Verhalten des Königs Wil⸗ 
helm und ſeiner Regierung alle Gerechtigkeit zolle und die 
freunzſchaftlihen Beziehungen zwiſchen beiden Staaten wieder 
zu voller Sicherheit Hergeftellt anſehe. 

Nun erinnere man fi, daß in der Nachmittagsſizung 
des 14. Juli die Majorität des franzöſiſchen Kronraths auf 
Betreiben des Kaiſers zu dem Beſchluſſe lam, die Mobilmachung 
zu verſchieben und dafür am folgenden Tage an die Kammer 
eine Botſchaft zu ſenden, des Inhalts, daß 1. durch die rück⸗ 
haltsloſe Quftimmung des Königs zum Verzicht des Prinzen 
die Frage in befriedigender Weiſe für die Gegenwart gelöft fei, 
2. daß für die Sicherung der Zukunft die Regierung beſchloſſen 
habe, ſich an einen Congreß der Großmächte zu wenden und 
dort die Feſtſtellung eines allgemeinen völlerrechtlichen Princips 
zu beantragen. 

Vergleicht man dieſe Satze mit Bismarcks Forderungen, 
fo ift es urleugbar, daß fie, wie mit einander verabredet, zu⸗ 
ſammenpaſſen. Denn der erſte Satz enthält die Zurücknahme 
der neuen nach Leopold's Rücktritt erhobenen Forderungen und 
das poſitive Eingeſtändniß der befriedigenden Löfung der Frage 
durch das Verfahren des Königs. Es bedurfte keiner inhaltlichen 
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Erweiterung, ſondern nur einer ausführlicheren Faſſung dieſes 
Satzes und dazu etwa eine Wiederholung der bereits von Bene⸗ 
detti am 9. Juli dem Könige vorgetragenen Motivirung der 
Gramont'ſchen Rede vom 6. Juli, fo waren Bismarck's Forbes 
rungen erfüllt, und damit der Friede zwichen den beiden großen 
Nationen geſichert. Dieſe Gewißheit aber würde, wenn Loftus“ 
Devpeſche in der That und nicht bloß nach Gramont's Phankaſte 
dem Kronrath vorgelegen hätte, dem Kaiſer und feinen Miniſtern, 
davon bin ich überzeugt, die Kraft zu ſiegreichem Widerſtande 
gegen das Kriegsgepolter Oeboeuf's und feiner Genoſſen gegeben 
haben. Die in der Depeſche hervortretende Entſchloſſenheit und 
Mäßigung des deutſchen Staatsmannes hütte die nothwendige 
Ehrenerllürung ohne Blutvergießen erlangt. 

Auch hier kann ich nur wiederholen: mag man darüber 
ſtreiten, ob dies ein Glück oder ein Unglück für Deutſchland 
geweſen wäre, genug, es war jo. 

Aber es ſcheint, daß unſere modernen Germanen ganz ſo 
wie ihre Vorfahren vor einem Jahrtauſend doch unter allen 
Ruhmestiteln für den höchſten den kriegeriſchen Siegeslorbeer 
halten. Sie wollen es nicht hören, daß der nationale Held, der 
Wiedererrichter des Reichs, nicht bei jeder Gelegenheit fo ſchnell 
wie möglich zur Sturmfahne gegriffen habe. Wenn nichts An⸗ 
deres zum Beweiſe diefer ihrer ganz franzöſiqch gedachten Auf⸗ 
ſaſſung übrig bleibt, fo greifen fie zu dem längſt widerlegten 
Argument, Bismarck habe ſeinen unaufhaltſamen Drang zum 
Kriege 1870 doch ſicher durch die geſchickte Umarbeitung der 
Emſer Depeſche dargethan, womit er die Lunte in zwei Pulder⸗ 
jäffer zu ſchleudern, die patriotiſche Entrüſtung der Deutſchen 
zu glühender Lohe zu entflammen, den Hochmuth der Franzoſen 
bis auf den Tod zu beleidigen und ſo zu einer wahnſinnigen 
Kriegserklärung zu zwingen gedachte. 

Die deutſchen Krititer, die ſich in ſolchen Vorstellungen 
ergehn, wiederholen damit wörtlich die Behauptungen des Her⸗ 
zogs von Gramont. 

Sicher hat Bismarck aus der Emſer Depeſche die Ablehnung 
des franzöſiſchen Begehrens, die Zurückweiſung Benedetti's, den 
Befehl zur Veröffentlichung dieſer Dinge mit innerer Befriedigung 
entnommen. Wochenlang hatten die Franzoſen uns verhöhnt, 
mochten ſie jetzt die bittere Pille hinunterwürgen, und ſollten 
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ſie die Thorheit begehn, deshalb Loszuſchlagen, nun, ſo würde 
ja Moltke das Weitere beſorgen. So war die Stimmung: das 
bebeutet den Entſchluß, nicht eine Silbe aus Scheu vor fran⸗ 
zöſiſchem Zorne abzuſchwächen, nicht aber die Abſicht, die Worte 
zur Herbeiführung einer Explosion zu wählen. Und vor Allem, 
für ſeine Redaction des Telegramms hatte Bismarck keine Wahl. 
Eigne Zufäße zu erfinden war ausgeſchloſſen durch feine völlige 
Unkenntniß der frühern Vorgänge in Ems ſeit dem 12. Juli und 
des weitern Verlaufs feit dem Abgang der Depeſche. Mehrere 
Stücke der Depeſche aber waren völlig ungeeignet zur Ver⸗ 
öffentlichung, gerade wenn man nicht auf eine Erhizung der 
ſchon hoch erregten öffentlichen Meinung ſann. Es ging über- 
haupt nicht an, von einem eigenhändigen Schreiben des Königs 
zu reden. Eine Erwähnung, daß die Scene früh Morgens 
Öffentlich während der Trinkkur auf der Brunnenpromenade vor⸗ 
gegangen, hätte die Empörung des deutſchen Gefühls verdoppelt. 
Die Angabe, daß der König ſich erft nach längerer Erwägung 
mit feinen Räthen zu der Zurückweisung Benedetti's entſchloſſen, 
hätte eine Steigerung des franzöſiſchen Hochmuths bewirken 
konnen. Ganz richtig hat alſo Felix Dahn in feiner fonft nicht 
von Irrthümern freien Feſtſchrift zum 1. April bemerkt, Bis⸗ 
marcks Streichungen hätten nur Milderungen des Textes be⸗ 
wirkt. Der übrig gebliebene Reſt der Emſer Depeſche iſt der 
wörtlich genaue Inhalt des Telegramms. 

Was nun die Wirkung desſelben betrifft, ſo war ſie be⸗ 
Tanntlich bei dem deutſchen Rolle gewaltig. König Wilhelm 
aber ſah in ihm nur die Befolgung feines Befehls, durchaus 
keine Gefährdung des Friedens, ſon dern fagte beim Abſchied 
zu Benebetti: jegt werden die Miniſterien die Verhandlung fort⸗ 
ſeten. In der That fand auch auf der franzöſiſchen Seite Bene⸗ 
detti in dem Telegramme nichts als die unbedenkliche, vom König 
veranlaßte, Bekanntmachung einer richtigen Thatſache. Ebenſo 
erklärte in Paris der Miniſterrath am 14. Juli Morgens die 
Verſagung weiterer Audienzen an Venedeiti für die ſelbſtver⸗ 
ſtändliche Folge der Ablehnung feines Antrags; es führte das 
am Nachmittag zu dem vorher analyſirten Friedensbeſchluß. 
Dann erſt erfand Gramont, der ebenfalls vorher an dem Tele⸗ 
gramm leinen Anſtoß genommen, die Wendung, daß die Mit⸗ 
theilung des Inhalts durch eine officielle Depeſche an die Höfe 
eine von Bismarck prämeditirte, ſchwere und nur durch Blut 
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zu fühnende Beleidigung der franzöſiſchen Ehre geweſen ſei. 

Es iſt ſtets dasſelde Ergebniß. 

Bismarck war kein durch ſtachelnde Kampfbegier in das 
Schlachtgetümmel gedrängter Eroberer. Er war kühn und uner⸗ 
ſchrockn im Streite, wie irgend ein Menſch, aber im Siege ber 
ſonnen und ſtets der Grenzen des Erreichbaren eingedenk, wie 
wenige Menſchen aller Zeiten. Der Drang feines Herzens ging 
nicht auf Behenſchung einer unter feine Füße geworfenen Welt, 
ſondern auf das wachſende Gedeihn ſeines Vaterlandes und 
feines Volks. Deshalb hat er zur Deckung der Ehre oder der 
Lebensintereſſen feines Staats auch einen gefährlichen Krieg nie 
geſchent. Und deshalb hat er auch einen fiegreichen Krieg unter 
allen Umftänden für ein fo lange wie möglich zu verhütendes 
Übel erklärt. 

Als er am 24. Juli 1866 den Wunſch feines Königs ber 
kämpfte, eine Landabtretung von Dfterreich auch auf die Dir 
Längen Kriegs zu fordern, erklärte er u. a.: jeder Monarch 
ſollte, wenn irgend möglich, den Grundſaß befolgen, niemand 
zu ſeinem Miniſter des Auswärtigen zu ernennen, der nicht 
ſelbſt auf einem Schlachtſelde geweſen und mit eignen Augen 
die Maſſe der Greuel geſehn hätte, die in dem Worte Krieg 
beſchloſſen ſind. ) 

Daß dies keine flüchtige Stimmung oder gar nur ein rhe⸗ 
toriſches Streitmittel geweſen, zeigt ein Geſpräch, das er 1868 
mit dem baheriſchen Diplomaten Sehen. v. Völderndorff Hatte?) 
(die Zeit war unruhig und geſahrdrohend im Orient und Ocri⸗ 
dent). Bismarck äußerte: „Vielleicht würde ich mir weniger 
Mühe geben, den krieg mit Frankreich zu vermeiden, wenn ich 
nicht die böhmiſchen Schlachtfelder in der Erinnerung trüge und 
die Lazarethe und Spitäler beſucht hätte. Allein die Leiden 
und das Elend, das ich dort geſehn, kann ich nicht vergeſſen. 
Es iſt möglich, ja ſogar wahrſcheinlich, daß ſchließlich der Krieg 
uns doch aufgezwungen wird, und ich zweifle keinen Augenblick 
vaß wir ihn ſiegreich beendigen werben. Aber andrerſeits bleibt 
es doch auch möglich, jedenfalls bei den Zuſtänden in Frankreich 
nicht völlig unmöglich, daß wir um den Krieg herumkommen. 
Und der müßte ein schlechter Chriſt und ein gewiſſenloſer Menſch 
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fein, der nicht ſchon um dieſer Möglichkeit willen Alles aufbieten 
würde, feinen Mitbürgern einen, wenn auch ſiegreichen, Krieg 
zu erſparen, fo lange es ohne Schaden für den Staat und ohne 
der nationalen Ehre zu nahe zu treten geſchehen kann.“ 

So hat Bismarck geredet, und fo hat er gehandelt. In 
feiner langen miniſteriellen Wirtſamkeit hat er dreimal während 
ſechs Monoten in kriegeriſcher Thätigkeit geſtanden, auch jedes 
Mal vorher lange bemüht, einen friedlichen Ausweg aus den 
wachſenden Verwicklungen zu finden. Als dann das erſtrebte 
nationale Ziel in ruhmreichſter Weiſe erreicht und die Wieder⸗ 
aufrichtung des deutſchen Reichs vollen det war, hat er fortan 
zwanzig Jahre lang alle ſeine Kraft der Aufgabe gewidmet, 
dem deutſchen Namen die Achtung Europas, und damit dem 
deuiſchen Volke die Segnungen eines dauernden Friedens zu 
ſichern. 

Das iſt der Staatsmann, dem man nach unverſtandenen 
Notizen kriegeriſche Gelüſte und heimliche Intriguen zur Ente 
zündung gewaltiger Kampfe nachſagen möchte, 

Vor wenigen Wochen haben ihm auf einem aus dem Herzen 
des Volkes emporgewachſenen Nationalſeſte Millionen Stimmen 
den Dank des Vaterlandes entgegengebracht, ſie Alle vereint in 
dem Wunſche, daß Gott ihn noch lange erhalte und ihn eine 
Wendung der Zeiten erleben laſſe, in der er, befreit von den 
leßigen Sorgen, wieder mit vollem Vertrauen auf die Zukunft 
ſeiner Schöpfung blicken könne. 


Berlin, im Mai 1895. 
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